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1 Allgemeine Vorbemerkungen  

 Prüfungsauftrag 

Nach § 1 Absatz 4 Kommunalprüfungsgesetz (KPG M-V) obliegt die örtliche Prüfung dem 

Rechnungsprüfungsausschuss. Er hat sich des Rechnungsprüfungsamtes zu bedienen, 

sofern ein solches eingerichtet ist. Der gesetzliche Prüfungsauftrag ergibt sich aus § 1 Absatz 

1 in Verbindung mit § 3 KPG M-V. Die örtliche Prüfung umfasst auch die Prüfung des 

Jahresabschlusses, der Anlagen zum Jahresabschluss sowie die Prüfung der Einhaltung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung.  

Aufgrund dieser Rechtsvorschriften hat das Rechnungsprüfungsamt der Hansestadt Stralsund 

den Doppeljahresabschluss der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 

31.12.2021 geprüft. Das Rechnungsprüfungsamt hat gemäß § 3a Absatz 2 KPG M-V einen 

schriftlichen Prüfungsbericht über Gegenstand, Art und Umfang sowie über die Ergebnisse 

der Prüfung zu fertigen. Nach § 60 Absatz 6 Kommunalverfassung (KV M-V) ist der 

abschließende Prüfungsvermerk öffentlich bekannt zu machen. 

Die Auftragsdurchführung erfolgte insbesondere auf der Grundlage der nachfolgenden 

Rechtsvorschriften: 

- Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V)  

- Kommunalprüfungsgesetz (KPG M-V)  

- Gesetz zur Einführung der Doppik im kommunalen Haushalts- und 

Rechnungswesen (KomDoppikEG M-V)  

- Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik)  

- Gemeindekassenverordnung-Doppik (GemKVO-Doppik)  

- Verwaltungsvorschrift zur Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik und 

Gemeindekassenverordnung-Doppik (GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V)  

- Gesetz zur Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit der Kommunen während 

der SARS-CoV-2-Pandemie 

- Verordnung zur Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit der Kommunen 

während der SARS-CoV-2-Pandemie im Jahr 2022 

jeweils unter Berücksichtigung der für die Ausführung des Haushaltsplans und die Aufstellung 

des Jahresabschlusses geltenden Rechtsvorschriften, sowie auf Grundlage der durch die 

Verwaltung der Hansestadt Stralsund bereitgestellten Unterlagen und erteilten Auskünfte. 

Für die Prüfungshandlungen und für die nachfolgende Berichterstattung wurden die 

Empfehlungen der „Praxishilfe Jahresabschlussprüfung“ des Gemeinschaftsprojektes  

NKHR-MV in der Fassung vom 29.04.2011 berücksichtigt. 

In Bezug auf die Haushaltsführung und die Jahresabschlusserstellung sind für den 

Berichtszeitraum u.a. folgende Entscheidungen durch das Ministerium für Inneres, Bau und 

Digitalisierung getroffen worden:  

- Rechtsaufsichtliche Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2020 der Hansestadt 

Stralsund durch das Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern mit 

Schreiben vom 03.07.2020 
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- Rechtsaufsichtliche Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2021 der Hansestadt 

Stralsund durch das Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern mit 

Schreiben vom 19.08.2021 

- Rechtsaufsichtliche Duldung von Vereinfachungen bei der Nachholung der 

Jahresabschlüsse 2020 bis 2023 durch das Ministerium für Inneres, Bau und 

Digitalisierung vom 30.08.2023 

 Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung ist der mit Unterschrift vom 11.12.2025 aufgestellte 

Doppeljahresabschluss der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 mit 

den in § 60 Absatz 2 und 3 KV M-V aufgeführten Bestandteilen und Anlagen. Die 

Verantwortung für die Ordnungsmäßigkeit von Buchführung und Jahresabschluss 

einschließlich der beizufügenden Anlagen trägt die Verwaltung der Hansestadt Stralsund unter 

Gesamtverantwortung des Oberbürgermeisters. 

Aufgabe war es, den Jahresabschluss mit den gesetzlichen Anlagen einer Prüfung 

dahingehend zu unterziehen, ob  

- der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage der Hansestadt Stralsund vermittelt und 

- die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und zum Jahresabschluss sowie 

die sie ergänzenden ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. 

Ferner waren Aussagen über die Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung zu treffen. In die Prüfung 

sind die Buchführung, die Inventur, das Inventar und die Übersicht über die örtlich festgelegten 

Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände einzubeziehen.  

Die Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften sowie die Aufdeckung von 

Ordnungswidrigkeiten oder strafrechtlichen Tatbeständen, soweit sie nicht die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses betreffen, waren nicht Gegenstand dieser 

Prüfung.  

Ausgangspunkt für die Prüfung war der festgestellte Jahresabschluss zum 31.12.2019, der mit 

eingeschränktem Bestätigungsvermerk testiert wurde. 

 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 

Die Hauptprüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 erfolgte in der Zeit vom 

17.11.2025 bis zum 14.09.2026. Vor diesem Zeitraum fanden ab März 2023 

aufstellungsbegleitende Prüfungshandlungen statt.  

Die Durchführung der Prüfung erfolgte unter Beachtung des § 3a KPG M-V und unter 

Berücksichtigung des risikoorientierten Prüfungsansatzes. Die Prüfung wurde so geplant, dass 

Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss und 

den Anhang vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Hansestadt 

Stralsund wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Die Prüfung 

wurde so angelegt, dass durch das Rechnungsprüfungsamt ein hinreichend sicheres Urteil 

darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung und der Jahresabschluss frei von 

wesentlichen Fehlern oder Fehlaussagen ist.  
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Diesem Prüfungsansatz entsprechend hat das Rechnungsprüfungsamt eine am Risiko der 

städtischen Rechnungslegung und den personellen und zeitlichen Kapazitäten des 

Rechnungsprüfungsamtes ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt.  

Die Prüfungsplanung erfolgte auf der Grundlage von Erfahrungen aus der Prüfung der 

Eröffnungsbilanz und der vorhergehenden Jahresabschlüsse. Weitere Grundlagen waren die 

von der Verwaltung erteilten Auskünfte, sowie Erkenntnisse aus analytischen 

Prüfungshandlungen. 

Im Vordergrund der Prüfung standen die Funktionsfähigkeit des Rechnungswesens und der 

Ausweis wesentlicher Posten der Bilanz. Darüber hinaus erfolgte die Prüfung der 

angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze sowie eine 

stichprobengestützte Kontrolle der Nachweise für die Bilanzierung und der Angaben im 

Anhang. Die Prüfung umfasst einzelfallorientierte Prüfungshandlungen sowie System- und 

Funktionsprüfungen. 

Es wurden folgende Prüfungsschwerpunkte festgelegt: 

• Prüfungen der Verwendung der durch Verwaltungsvorschrift vorgegebenen Muster  

• Vollständigkeit und Richtigkeit der Anlagen zum Jahresabschluss und zum Anhang  

• Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben im Anhang 

• Systematische Prüfungen und Funktionsprüfungen: 

- Plausibilität der Komponenten des Rechnungswesens,  

- Funktionsfähigkeit des HKR-Systems und Funktionsfähigkeit der Anlagenbuchhaltung 

• Nachweis, Bewertung und Ausweis des Anlagevermögens sowie korrespondierender 

Sonderposten  

- Prüfung wesentlicher Zu- und Abgänge des immateriellen Vermögens 

- Prüfung wesentlicher Zu- und Abgänge im Sachanlagevermögen sowie Aktivierung 

von Anlagen im Bau  

- Grundstücke  

- Verwendung der Feuerschutzsteuer 2020 und 2021 für angeschaffte 

Vermögensgegenstände und deren Sonderposten 

• Prüfung des Finanzanlagevermögens  

• Vollständigkeit und Bewertung der Forderungen (Prüfungshemmnis) 

• Ausweis der liquiden Mittel  

• Entwicklung des Eigenkapitals 

• Sonderposten (Plausibilität) 

- Prüfung von erhaltenen Zuwendungen 

- Sonderposten für den Gebührenausgleich 

• Vollständigkeit und Bewertung der Verbindlichkeiten 

- Bewirtschaftung der Kredite 

• Prüfung der Rückstellungen 

- Pensionsrückstellungen  

- Rückstellung für Rekultivierung und Nachsorge kommunaler Deponien 

• Prüfung der Passiven Rechnungsabgrenzungsposten  

• Prüfung besonderer Einzelsachverhalte: 

- Korrekturen der Eröffnungsbilanz  

- Prüfung des Haushaltsausgleichs in der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung 
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Im Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 war keine Prüfung des 

internen Kontrollsystems vorgesehen. Diesbezüglich wird auf die Feststellungen des 

Rechnungsprüfungsamtes im Prüfungsbericht zur Eröffnungsbilanz aus dem Jahr 2015 

verwiesen. Die dort festgestellten Mängel bestanden bereits in den Jahren 2011 bis 2015. Sie 

wurden seitens der Verwaltung bis zum Zeitpunkt der vorliegenden Berichterstattung noch 

nicht vollständig ausgeräumt. 

 Vollständigkeitserklärung und Stellungnahme zum Prüfungsbericht 

Dem Rechnungsprüfungsamt liegt eine vom Oberbürgermeister der Hansestadt Stralsund am 

11.12.2025 unterschriebene Vollständigkeitserklärung vor. 

Dem Oberbürgermeister wurde entsprechend § 3a Absatz 3 KPG M-V vor Abgabe des  

Prüfungsberichtes durch das Rechnungsprüfungsamt an den Rechnungsprüfungsausschuss 

Gelegenheit gegeben, zum Ergebnis der Prüfung Stellung zu nehmen. Mit Schreiben vom 

22.09.2026 liegt die Stellungnahme des Oberbürgermeisters vor, in der auf die vorliegenden 

Einschränkungen Bezug genommen wird und die Ausräumung dieser Beanstandungen 

aufgezeigt und zugesichert wird. 

 Vorjahresabschluss und vorhergehende Prüfungen  

1.5.1 Feststellung des Jahresabschlusses 2019 

Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund hat am 23.05.2024 gemäß § 60 Absatz 5 in 

Verbindung mit § 22 Absatz 3 Nr. 8 KV M-V den geprüften Jahresabschluss zum 31.12.2019 

festgestellt (Beschluss Nr. 2024-VIIl-04-1379). Mit diesem Beschluss erfolgte gleichfalls die 

Entlastung des Oberbürgermeisters für die Haushaltsdurchführung des Haushaltsjahres 2019. 

Die öffentliche Bekanntmachung gemäß § 60 Absatz 6 KV M-V erfolgte im Amtsblatt 

Nr. 10/2024 vom 17.06.2024.  

Die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2019 führte aufgrund folgender wesentlicher 

Prüfungsfeststellungen zu einem eingeschränkten Bestätigungsvermerk: 

1. Der Jahresabschluss ist nicht fristgerecht gemäß § 60 Absatz 4 KV M-V aufgestellt. 
 

2. Zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens besteht die Pflicht zum 

Erlass von Dienstanweisungen zur Organisation des Rechnungswesens. Durch das 

Fehlen der entsprechenden Dienstanweisungen ist die Wirksamkeit eines 

rechnungsbezogenen internen Kontrollsystems nicht gegeben. 
 

3. Es liegen Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vor, die in 

ihrer Gesamtheit wesentlich sind.  
 

4. Der sachgerechte Ausweis sowie die Vollständigkeit der Bilanz sind nicht mit 

hinreichender Sicherheit für die Forderungen gegeben. Es werden Forderungen 

ausgewiesen, für die der Zahlungsanspruch erst in Folgejahren entsteht. Darüber 

hinaus sind vor dem Haushaltsjahr 2019 entstandene Forderungen weiterhin nicht 

bilanziert. 
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5. Die Erstellung des Jahresabschlusses 2019 erfolgte ohne Vorlage der 

Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen für das Haushaltsjahr 2019 

ausschließlich aufgrund von Überleitungsrechnungen. 
 

6. Die Verfahrensfreigabe der für die Buchführung und Rechnungslegung verwendeten 

Finanzsoftware nach § 59 Absatz 2 KV M-V basiert auf der Zertifizierung durch die TÜV 

Informationstechnik GmbH, die am 16.12.2022 abgelaufen ist.  

Sofern kein gültiges Zertifikat für die im Rechnungswesen eingesetzten Software 

vorliegt, sind durch die Kommune als Anwender selbst umfassende Tests auf 

haushaltsrechtliche und IT-technische Mindeststandards durchzuführen und zu 

dokumentieren. Eine entsprechende Dokumentation konnte durch die Verwaltung nicht 

nachgewiesen werden. Dies stellt einen Mangel in der Ordnungsmäßigkeit der 

Buchführung dar. 

1.5.2 Stand der Ausräumung von Prüfungsbeanstandungen aus vorhergehenden 

Prüfungen 

Zum Zeitpunkt der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 waren wesentliche 

Prüfungsbeanstandungen aus den vorhergehenden Prüfungen der Eröffnungsbilanz und der 

Jahresabschlüsse 2011 bis 2019, die zu einer Einschränkung des Bestätigungsvermerks 

führten, noch nicht in vollem Umfang ausgeräumt.  

1.5.3 Stand der Ausräumung von Prüfungshemmnissen aus vorhergehenden 

Prüfungen 

In vorhergehenden Jahresabschlussprüfungen einschließlich der Jahresabschlussprüfung 

2019 lagen Prüfungshemmnisse vor, die seitens der Verwaltung schrittweise ausgeräumt 

wurden und teilweise noch zur Ausräumung anstehen. 

Prüfungsbeanstandungen aus 2013 (Baumaßnahme) 

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2017 darauf 

hingewiesen, dass die Beanstandung 2013 – Nr. 11 aus der Prüfung zum Jahresabschluss 

2013 für die bislang noch bei den Anlagen im Bau ausgewiesene Maßnahme „Johanniskloster“ 

(Herstellungskosten 1.484 TEUR und Fördermittel 1.339 TEUR) noch nicht abschließend 

ausgeräumt ist. Die Thematik wurde im Rahmen des Jahresabschlusses 2018 nicht 

berücksichtigt. Im Rahmen der aufstellungsbegleitenden Prüfung zum Jahresabschluss 2019 

wurde das Thema nochmals aufgegriffen und hinsichtlich der Bilanzierung erörtert. Der 

Sachstand ist für den Doppeljahresabschluss 2020/2021 unverändert. 

Fehlende Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen    

Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 erfolgte – wie auch in den Jahresabschlüssen 2011 bis 

2019 – die Bilanzierung der Städtebaulichen Sondervermögen der Hansestadt Stralsund  

Altstadtinsel, Grünhufe, Knieper West, Kleiner Wiesenweg und Tribseer Vorstadt (ab 2021) 

ohne entsprechende (geprüfte) Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen, 

sondern ausschließlich anhand von Überleitungsrechnungen entsprechend der Regelung zur 

bilanziellen Behandlung des Städtebaulichen Sondervermögens im NKHR-MV.  

Es wird beanstandet, dass zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt 

Stralsund zum 31.12.2020 und 31.12.2021 die einzubeziehenden Jahresabschlüsse der 
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Städtebaulichen Sondervermögen für die Bilanzstichtage 31.12.2017 bis 31.12.2021 nicht zur 

Prüfung vorlagen. Die Erstellung des Jahresabschlusses für den Kernhaushalt ohne vorherige 

Aufstellung und Feststellung eines in der Bilanzierung zu berücksichtigenden 

Sondervermögens ist mit Risiken verbunden. Die Beanstandung führt zur Einschränkung des 

Bestätigungsvermerks. 

Die Jahresabschlüsse der o.g. Städtebaulichen Sondervermögen werden unabhängig vom 

Jahresabschluss der Hansestadt Stralsund geprüft und testiert. Der Sachstand der Aufstellung 

und Prüfung der Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen ist in nachfolgender 

Übersicht dargestellt.  

 

Jahresabschluss zum  
 

Jahresabschluss in der Fassung vom   Status Rechnungsprüfung 

31.12.2011  13.06.2019 / 09.03.2020  in Prüfung  

31.12.2012  11.08.2020  in Prüfung  

31.12.2013  17.03.2021  in Prüfung  

31.12.2014  30.03.2022  in Prüfung  

31.12.2015  08.11.2022  in Prüfung 

31.12.2016  09.08.2023  in Prüfung  

31.12.2017  Zahlenwerk erstellt  nicht zur Prüfung vorgelegt 

31.12.2018  Zahlenwerk erstellt  nicht zur Prüfung vorgelegt 

31.12.2019  Zahlenwerk erstellt  nicht zur Prüfung vorgelegt 

31.12.2020  Zahlenwerk erstellt  nicht zur Prüfung vorgelegt 

31.12.2021  Zahlenwerk erstellt  nicht zur Prüfung vorgelegt 

     

Prüfungshemmnisse bei der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 

Im Jahresabschluss 2019 lagen mangels der Vorlage erforderlicher Informationen und 

begründender Unterlagen für die Prüffelder - Medienbestand, Vorräte (Bestand Bauhof), 

Forderungen, Rückstellungen (Nachversicherung Anwärter) sowie teilweise für die 

rechtsfähigen kommunalen Stiftungen - Prüfungshemmnisse vor. Die Würdigung der 

Sachverhalte und deren Berücksichtigung im Jahresabschuss zum 31.12.2019 waren dadurch 

soweit eingeschränkt, dass die Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

für 2019 nicht mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden konnten. 

In Bezug auf die rechtsfähigen kommunalen Stiftungen ist das Prüfungshemmnis für die im 

Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 im August 2026 ausgeräumt. 

Die Prüfungshemmnisse für die Prüffelder Medienbestand, Vorräte (Bestand Bauhof), 

Forderungen, Rückstellungen (Nachversicherung Anwärter) und auch für die Rückstellungen 

für Rekultivierung und Nachsorge von Deponien sind bis zum Zeitpunkt der Berichterstellung 

dieses Berichts nicht ausgeräumt. 
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2 Grundsätzliche Feststellungen 

Die Prüfung des Jahresabschlusses hat sich gemäß § 3 Absatz 1 KPG M-V auch darauf zu 

erstrecken, ob nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der 

maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren wird. 

 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 

2.1.1 Aufstellung des Jahresabschlusses  

Gemäß § 60 KV M-V in der Fassung vom 23.07.2019 war die Jahresabschlüsse 2020 und 

2021 innerhalb von fünf Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufzustellen und bis 

spätestens zum 31.12. des Haushaltsfolgejahres durch die Bürgerschaft zu beschließen. 

Abweichend davon wurden mit § 3 Absatz 3 des Gesetzes zur Aufrechterhaltung der 

Handlungsfähigkeit der Kommunen während der SARS-CoV-2-Pandemie vom 28.01.2021 die 

Fristen für die Aufstellung und Feststellung des Jahresabschlusses 2020 um ein Jahr 

verlängert. 

Die in § 60 KV M-V genannten Fristen zur Aufstellung und Feststellung des Jahresabschlusses 

des wurden mit der verspäteten Vorlage des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 in der 

Fassung vom 14.11.2025 aufgestellt mit Unterschrift vom 11.12.2025 nicht eingehalten.  

Die Nichteinhaltung der Aufstellungsfrist des § 60 KV M-V führt zur Einschränkung des 

Bestätigungsvermerks. Begründet wird die Einschränkung damit, dass die wesentliche 

Funktion des Jahresabschlusses, die Berichterstattung über die Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage und den Vollzug der Haushaltswirtschaft mit einem so deutlichen Verzug erfolgt, 

dass diese Informationen nicht zeitgerecht für Entscheidungen zur Weiterentwicklung und 

Verbesserung der Verwaltung und auch nicht zur Ableitung langfristiger 

Planungsentscheidungen zur Verfügung stehen.  

Das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung führt in den fachaufsichtlichen Leitlinien 

zum Umgang mit rückständigen Jahresabschlüssen im Rahmen rechtsaufsichtlicher 

Entscheidungen vom 31.01.2023 aus, dass aufgrund der rückständigen Jahresabschlüsse 

den Rechtsaufsichtsbehörden teilweise nur weit zurückliegende Informationen über die 

tatsächliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zur Verfügung stehen. Dadurch kann die 

dauernde Leistungsfähigkeit, die die Grundlage für die zu treffenden rechtsaufsichtlichen 

Entscheidungen zur Haushaltssatzung bilden, nicht verlässlich beurteilt werden.  

Der Landesrechnungshof hat sich bereits mehrfach kritisch zur nichtfristgerechten Erstellung 

der Jahresabschlüsse der Hansestadt Stralsund geäußert. Im am 03.12.2025 veröffentlichten 

Kommunalfinanzbericht 2025 weist er darauf hin, dass er „den fehlenden Aufholprozess 

äußerst kritisch“ sieht: „Der Landesrechnungshof hält es für erforderlich, dass die 

Kommunalaufsicht ihre rechtlichen Möglichkeiten konsequent ausschöpft, um den 

fortbestehenden Rückstand zu beheben. Dass eine der größten Städte des Landes weiterhin 

keine Abschlüsse vorlegt, ist aus Sicht des Landesrechnungshofes nicht mehr hinnehmbar.“  

2.1.2 Bestandteile des Jahresabschlusses, Anlagen und Anhang 

Zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 waren die verbindlich vorgeschriebenen Bestandteile 

und Anlagen gemäß § 60 Absatz 2 und 3 KV M-V vorhanden.  
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Der Anhang enthält im Wesentlichen erforderliche Erläuterungen der Bilanz, Ergebnis- und 

Finanzrechnung sowie die sonstigen Pflichtangaben und vorgeschriebenen Bestandteile.  

Bilanz 2020 und 2021 

Die Bilanz zum jeweiligen Abschlussstichtag wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung und 

den weiteren geprüften Unterlagen entwickelt. Die gesetzlichen Ansatz-, Ausweis- und 

Bewertungsvorschriften gemäß §§ 32 bis 41 sowie § 47 GemHVO-Doppik sind im 

Wesentlichen eingehalten. Die Bilanz ist im Wesentlichen entsprechend § 47 GemHVO-

Doppik gegliedert. Die Zuordnung zu den Bilanzposten erfolgt auf Grundlage des als 

Verwaltungsvorschrift bekannt gegebenen landeseinheitlichen Kontenrahmens. 

Die Vermögensgegenstände und Schulden sowie die Rechnungsabgrenzungsposten sind mit 

Ausnahme der im Schlussbericht dokumentierten Verstöße, im Wesentlichen nach den 

gesetzlichen Bestimmungen sowie unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung angesetzt und bewertet. Für erkennbare Risiken sind im Wesentlichen 

entsprechende Rückstellungen gebildet. 

 Angaben und Erläuterungen zur Bilanz im Anhang: 

Die maßgeblichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Wesentlichen zutreffend 

im Anhang zum Jahresabschluss dargestellt. Darüber hinaus werden Änderungen bei der 

Bewertung bzw. Bilanzierung einzelner Bilanzposten im Anhang teilweise nicht erläutert. Dies 

betrifft beispielsweise die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie die Rückstellungen für 

Ausfallbürgschaften. 

Die Angaben zur Postenentwicklung beschränken sich im Wesentlichen auf Wiedergabe der 

Zahlenwerte zu den Bilanzstichtagen und der Salden der Veränderung insgesamt. Soweit 

Erläuterungen vorliegen, sind diese im Wesentlichen zutreffend dargestellt und plausibel.  

Wesentliche Veränderungen einzelner Bilanzposten werden im Anhang teilweise nicht 

erläutert. So fehlen beispielsweise Erläuterungen zu dem Zugang beim immateriellen 

Vermögen in Höhe von rund 1,5 Mio. EUR für den Erweiterungsbau der Montessori-Schule 

sowie zur Bildung der Rückstellung für Kita-Beiträge gegenüber dem Landkreis Vorpommern-

Rügen in Höhe von 1,3 Mio. EUR.  

Ergebnisrechnung 2020 und 2021 

Die Ergebnisrechnung zum jeweiligen Abschlussstichtag entspricht hinsichtlich der 

Gliederungstiefe und der Darstellung den formellen Anforderungen. 

 Angaben und Erläuterungen zur Ergebnisrechnung im Anhang: 

Erläuterungen zu erheblichen Abweichungen gegenüber der Gesamtermächtigung und/oder 

gegenüber den Vorjahreswerten erfolgen anhand der dem Jahresabschluss beigefügten 

„Übersicht über Erträge und Aufwendungen zur Ergebnisrechnung“.  

Abweichend von den Jahresabschlüssen der Vorjahre, in denen wesentliche Abweichungen 

ab 100 TEUR erläutert wurden, wählte die Verwaltung für den Doppeljahresabschluss 

2020/2021 hierfür die Wertgrenze von 500 TEUR.  
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Die Informationen beschränken sich im Wesentlichen auf die Wiedergabe der Zahlenangaben 

der abgebildeten Auszüge aus der „Übersicht über Erträge und Aufwendungen zur 

Ergebnisrechnung“. Soweit Erläuterungen vorliegen, sind diese im Wesentlichen zutreffend 

dargestellt und plausibel.  

Teilweise sind Zahlenangaben fehlerhaft und textliche Informationen nicht sachgerecht. 

Es wird auf die Feststellungen unter Punkt 5.3.3 in diesem Bericht verwiesen.   

Finanzrechnung 2020 und 2021 

Die Finanzrechnung zum jeweiligen Abschlussstichtag entspricht hinsichtlich der 

Gliederungstiefe und Darstellung den formellen Anforderungen.  

 Angaben und Erläuterungen zur Finanzrechnung im Anhang: 

Die Verwaltung hat auf Erläuterungen zu den laufenden Ein- und Auszahlungen verzichtet. 

Eine Beurteilung ist dadurch nicht gegeben. 

Die Informationen im Anhang zur Investitionstätigkeit sind bezogen auf die Postenentwicklung 

der Finanzrechnung im Wesentlichen zutreffend und nachvollziehbar. 

Teilweise sind Zahlenangaben fehlerhaft und textliche Informationen nicht sachgerecht. 

Es wird auf die Feststellungen unter Punkt 6.3.3 in diesem Bericht verwiesen.   

Für die verbindlich vorgeschriebene Berichterstattung zur Umsetzung des 

Investitionsprogrammes (§ 48 Absatz 3 GemHVO-Doppik) erfolgte für das Haushaltsjahr 2020 

ab Seite 129 des Anhangs die tabellarische Darstellung der Finanzdaten von 53 ausgewählten 

Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplans. Für die in der Tabelle ausgewiesenen 

Investitionsmaßnahmen werden Gesamtermächtigungen in Höhe von 39.227 TEUR 

aufgezeigt, die nur mit einem Betrag von 13.405 TEUR zur Auszahlung kamen. 

Für das Haushaltsjahr 2021 erfolgte ab Seite 133 des Anhangs die tabellarische Darstellung 

der Finanzdaten von 54 ausgewählten Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplans. Für die in 

der Tabelle ausgewiesenen Investitionsmaßnahmen werden Gesamtermächtigungen in Höhe 

von 48.016 TEUR aufgezeigt, die nur mit einem Betrag von 18.389 TEUR zur Auszahlung 

kamen. 

Auf verbale Erläuterungen zum Fortschritt der Realisierung einzelner Investitionsmaßnahmen 

wurde seitens der Verwaltung aus Gründen der geringen Aussagekraft durch den 

eingetretenen Zeitverzug bei der Erstellung des Jahresabschlusses verzichtet. 

Die Erläuterungen zur Finanzierungstätigkeit (Bewirtschaftung der investiven Kredite und der 

Kassenkredite) und zum Stand der Liquiden Mittel sind im Wesentlichen zutreffend und 

nachvollziehbar.  

Teilrechnungen / Übersicht über die Teilrechnungen 2020 und 2021 

Nach § 60 Absatz 2 Nummer 3 KV M-V in Verbindung mit § 46 GemHVO-Doppik ist im 

Jahresabschluss eine verkürzte Übersicht über die Rechnungsergebnisse der Teilhaushalte 

auszuweisen. Damit entfällt für die 15 (2020) bzw. 16 (2021) produktorientiert gebildeten 

Teilhaushalte die Abbildung der jeweiligen Teilergebnisrechnungen und 

Teilfinanzrechnungen.  
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Die Übersichten und Teilrechnungen wurden in die Prüfung mit einbezogen. Die Darstellung 

der Übersichten entspricht hinsichtlich der Gliederungstiefe und Darstellung im Wesentlichen 

den formellen Anforderungen. Im Rahmen der Prüfung wurden fehlerhafte Zuordnungen von 

Produkten (Leistungen) zu Teilhaushalten festgestellt.  

Es wird auf die Ausführungen und Beanstandungen in diesem Bericht unter Punkt 7 verwiesen. 

Anhang 

Für die Erstellung des Anhangs zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 fand § 48 GemHVO-

Doppik in der ab dem 1. August 2019 geltenden Fassung Anwendung. Der Anhang wurde 

unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und zum 

Jahresabschluss sowie unter Beibehaltung der Struktur des vorhergehenden 

Jahresabschlusses erstellt. Die für die Berichterstattung im Anhang maßgeblichen 

allgemeinen Grundsätze einer gewissenhaften und ordnungsmäßigen Rechenschaftslegung 

im Wesentlichen wurden beachtet. 

Das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern hat im 

Rahmen der Rechtsaufsichtlichen Duldung von Vereinfachungen bei der Nachholung der 

Jahresabschlüsse 2020 bis 2023 vom 30.08.2023 mitgeteilt, dass es in Bezug auf den Anhang 

Abweichungen von den Rechtsvorschriften in den Jahresabschlüssen 2020 bis 2023 duldet: 

„Weitgehender Verzicht in den Jahresabschlüssen 2020 bis 2023 auf Erläuterungen mit 

Ausnahme der Erläuterungen, die für die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage von wesentlicher Bedeutung für das betreffende Haushaltsjahr sind sowie der 

Erläuterungen, die zur Nachvollziehbarkeit relevanter Angaben erforderlich sind. Diese 

Erleichterung bezieht sich insbesondere auf Erläuterungen im Anhang.“ 

Die Berichterstattung im Anhang ist in Verbindung mit dem Jahresabschluss und den Anlagen 

zum Jahresabschluss im Wesentlichen geeignet, ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Hansestadt Stralsund zu 

vermitteln. 

Die Angaben zur Umsetzung des Investitionsprogramms und die Analyse der Kennzahlen 

durch die Verwaltung beschränken sich im Wesentlichen auf die Darstellung von 

Zahlenwerten. Erläuterungen zu den einzelnen Sachverhalten, die eine Beurteilung der 

Entwicklung und Umsetzung des Investitionsprogramms ermöglichen, erfolgen nur im 

geringen Umfang. Eine Berichterstattung zu Zielen, Leistungsmengen und Kennzahlen 

wesentlicher Produkte erfolgt nicht. 

Die Prüfung hat ergeben, dass der Anhang nicht in allen wesentlichen Belangen den 

gesetzlichen Vorschriften entspricht. Bestimmte nach § 60 Absatz 1 Satz 3 KV M-V in 

Verbindung mit §§ 32, 34, 44, 45, 47 und 48 GemHVO-Doppik erforderlich Angaben wurden 

unvollständig bzw. fehlerhaft dargestellt. Diese Abweichungen wirken sich nicht auf die in der 

Bilanz, der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung ausgewiesenen Beträge aus, führen 

jedoch dazu, dass der Jahresabschluss insgesamt nicht in allen wesentlichen Belangen den 

gesetzlichen Vorschriften entspricht. 

Anlagen zum Jahresabschluss und Anhang 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2017 wurde festgestellt, dass die im 

Jahresabschluss und im Anhang verwendeten Muster teilweise nicht den gesetzlichen 
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Vorgaben entsprachen. Nach Stellungnahme der Verwaltung vom 15.03.2023 wurden die 

Beanstandungen teilweise ausgeräumt. Für Fehler, deren Behebung ausschließlich durch den 

Softwareanbieter erfolgen kann, wurden entsprechende Anträge bzw. Aufträge gestellt.  

Die im Doppeljahresabschluss 2020/2021 verwendeten Muster entsprechen inzwischen im 

Wesentlichen den Vorgaben. Die Forderungsübersicht, die Verbindlichkeitenübersicht, die 

Rückstellungsübersicht sowie das Muster 5a werden jedoch weiterhin mittels Excel erstellt, da 

die Reportfunktion des Finanzverfahrens die erforderlichen Angaben nicht vollständig abbildet. 

Die bereits mit Stellungnahme der Verwaltung vom 15.03.2023 angekündigte Behebung dieser 

Einschränkungen ist zum Prüfungszeitpunkt weiterhin nicht umgesetzt.  

 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung  

2.2.1 Internes Kontrollsystem  

Im Bericht des Rechnungsprüfungsamtes vom 20.11.2015 zur Eröffnungsbilanz der 

Hansestadt Stralsund zum 01.01.2011 wurde festgestellt, dass bis zum Zeitpunkt des 

Schlussberichtes die Wirksamkeit eines rechnungsbezogenen internen Kontrollsystems nicht 

gegeben ist. Diese Feststellung gilt für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 unverändert.  

Auch zum Zeitpunkt der Aufstellung und der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 

ist die Situation in wesentlichen Teilen unverändert. Wesentliche, das doppische Haushalts- 

und Kassenwesen verankernde innerdienstliche Regelungen in Form von Dienstanweisungen 

zur Buchführung, zur Rechnungslegung und zur Erstellung von Jahresabschlüssen waren 

nicht vorhanden.  

Die Dienstanweisung „Kassen- und Rechnungswesen“ ist am 01.11.2024 in Kraft getreten.  

Sie spiegelt jedoch nicht die derzeitig praktizierten Verfahrensweisen wieder und nimmt kaum 

Bezug auf den ab dem Jahr 2022 schrittweise eingeführten elektronischen 

Rechnungsworkflow. Entsprechend ist auch für die derzeitige Haushaltsführung ein 

funktionierendes rechnungsbezogenes internes Kontrollsystem nicht gewährleistet. 

2.2.2 Dienstanweisungen zur Organisation des Rechnungswesens   

Im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2014 vom 19.11.2020 hat das 

Rechnungsprüfungsamt wiederholt beanstandet, dass die erforderlichen maßgeblichen 

Dienstanweisungen zur Organisation des Rechnungswesens für die Verwaltung bis zum 

Berichtszeitpunkt nicht vorliegen.  

Das Fehlen entsprechender Dienstanweisungen stellt nicht nur ein generelles 

Sicherheitsrisiko dar, sondern bedeutet auch, dass Verfahrensweisen und Zuständigkeiten in 

Bezug auf das Finanzwesen nicht eindeutig geregelt und organisiert sind.  

Dies erschwert nicht nur den Prozess der Aufholung ausstehender Jahresabschlüsse, sondern 

beeinträchtigt auch die derzeitige Haushaltsführung.  

Es muss u. a. durch Dienstanweisungen (und ergänzend durch Arbeitsanweisungen) geregelt 

werden, inwieweit und in welcher Form die Fachämter Aufgaben der 

Jahresabschlusserstellung eigenständig, teilweise oder mindestens durch vorbereitende 

Tätigkeiten auszuführen haben. Darüber hinaus sind qualitätssichernde Kontrollmechanismen 

zu etablieren, die die Einhaltung der Dienst- und Arbeitsanweisungen sicherstellen, um 
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mögliche Risiken für die Haushaltsführung und die Erstellung der Jahresabschlüsse zu 

reduzieren.  

Nur durch entsprechend standardisierte, qualifizierte und termingerechte Zuarbeiten der 

gesamten Verwaltung kann die Aufstellung der ausstehenden Jahresabschlüsse beschleunigt 

und die fristgemäße Aufstellung der zukünftigen Jahresabschlüsse gewährleistet werden.  

Dienstanweisung zur Organisation des Rechnungswesens, der Buchführung und des 

Zahlungsverkehrs  

Durch das Rechnungsprüfungsamt wurde in den Schlussberichten der vorhergehenden 

Jahresabschlüsse auf die zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens nach  

§ 28 GemHVO-Doppik bestehende Pflicht zum Erlass von Dienstanweisungen zur 

Organisation des Rechnungswesens hingewiesen. 

Die Nichtbeachtung von § 28 GemHVO-Doppik sowie von § 26 Absatz 13 GemHVO-Doppik 

(Sicherung des Buchungsverfahrens) führte zur Einschränkung des jeweiligen 

Bestätigungsvermerks.  

Dem Rechnungsprüfungsamt wurde am 29.01.2021 der Entwurf einer Dienstanweisung zum 

Rechnungswesen (Dienstanweisung für das Anordnungswesen und die Zahlungsabwicklung) 

vorgelegt. Das Rechnungsprüfungsamt stellte fest, dass zu dem vorgelegten Entwurf eine 

umfangreiche Überarbeitung erforderlich ist, da sowohl Abweichungen zum Haushaltsrecht 

als auch erhebliche Regelungslücken insbesondere in Bezug auf die informationstechnische 

Neuausrichtung des Rechnungswesens (Elektronischer Rechnungsworkflow und 

Dokumentenmanagement) bestanden. Entsprechend wurden mit der Stellungnahme des 

Rechnungsprüfungsamtes vom 22.07.2021 zur „Dienstanweisung für das Anordnungswesen 

und die Zahlungsabwicklung“ umfangreiche Hinweise, Erläuterungen und Anregungen 

gegeben, die teilweise bei der am 27.04.2023 vorgelegten überarbeiteten Fassung der 

Dienstanweisung berücksichtigt wurden.  

Mit der Stellungnahme vom 27.04.2023 weist das Kämmereiamt darauf hin, dass die derzeit 

in der Umsetzungsphase befindliche Umstrukturierung der Buchhaltung noch keinen Eingang 

in die Dienstanweisung gefunden hat. Auch fanden die mit der künftigen 

informationstechnischen Neuausrichtung des Rechnungswesens verbundenen Themenfelder 

(elektronischer Rechnungsworkflow, E-Rechnung und Dokumentenmanagement) aufgrund 

des derzeitigen Arbeitsstandes keine nennenswerte Berücksichtigung in dieser 

Dienstanweisung.  

Für den mit Stand vom 27.10.2023 vorgelegten Entwurf der „Dienstanweisung für das Kassen- 

und Rechnungswesen“ hat das Rechnungsprüfungsamt mit Stellungnahme vom 21.12.2023 

wiederholt keine Empfehlung für die Inkraftsetzung der Dienstanweisung durch den 

Oberbürgermeister abgegeben, da das für die ordnungsgemäße Erledigung aller Aufgaben 

des Rechnungswesens erforderliche Regelungsregime nicht in ausreichendem Maße 

abgedeckt wird und die in der Dienstanweisung beschriebene Verfahrensweise teilweise nicht 

der tatsächlich praktizierten Verfahrensweise des Buchungs- und Anordnungswesens der ab 

dem 01.09.2022 für Pilotbereiche der Verwaltung praktizierten elektronischen 

Rechnungsworkflow entspricht.  
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Weiterhin waren in der Dienstanweisung erforderliche Regelungen zur E-Rechnung und zum 

dafür verwendeten Dokumentenmanagement-System nicht vorhanden.  

Nach der E-Rechnungsverordnung Mecklenburg-Vorpommern (ERechVO M-V) vom 

21. Juni 2021 ist die Hansestadt Stralsund als öffentlicher Auftraggeber verpflichtet, ab dem 

01.04.2023 elektronisch übermittelte Rechnungen zu empfangen und zu verarbeiten. 

Der Verwaltung wurde die konzeptionelle und inhaltliche Neuerstellung der 

„Dienstanweisung(en) zur Organisation des Rechnungswesens“ unter Berücksichtigung der in 

der Stellungnahme gegebenen Hinweise und Vorschläge empfohlen. 

Die Dienstanweisung für das Kassen- und Rechnungswesen mit Stand vom 27.10.2023 ist – 

ohne Berücksichtigung der vom Rechnungsprüfungsamt zuletzt in der Stellungnahme vom 

21.12.2023 gegebenen Hinweise und Empfehlungen – am 01.11.2024 in Kraft gesetzt worden. 

Weitere Dienstanweisungen zum Rechnungswesen  

Das Rechnungsprüfungsamt stellt fest, dass zum Zeitpunkt der Berichterstattung weitere 

gesetzlich vorgeschriebene Dienstanweisungen nicht vorhanden sind: 

- Dienstanweisung zur Kosten- und Leistungsrechnung (§ 27 Absatz 3 GemHVO-

Doppik)  

- Dienstanweisung zur Verrechnung interner Leistungsbeziehungen und Umlagen 

(§ 4 GemHVO-Doppik) 

Es wird auf die Ausführungen unter Punkt 3.5.6 und 3.5.7 verwiesen. 

Dienstanweisung zur Inventur 

Das Rechnungsprüfungsamt weist wiederholt darauf hin, dass für die Dienstanweisung  

Nr. 02/2011 „Durchführung von Inventuren der Hansestadt Stralsund (Inventurrichtlinie)“ nach 

§ 30 Absatz 5 GemHVO-Doppik (Durchführung der Inventur) Überarbeitungsbedarf besteht. 

Dieser besteht insbesondere aufgrund von Veränderungen der Verwaltungsorganisation  

oder wegen bislang nicht berücksichtigter Sachverhalte.  

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet wiederholt, dass diese Dienstanweisung keine 

ausreichende Beachtung oder Anwendung findet. Auch die Aufstellung des 

Doppeljahresabschlusses 2020/2021 erfolgte - wie bei den vorhergehenden 

Jahresabschlüssen - ohne die Durchführung von dokumentierten körperlichen 

Bestandsaufnahmen.  

Es liegt ein Verstoß gegen § 30 GemHVO-Doppik vor, der zur Einschränkung des 

Bestätigungsvermerks führt. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass auch bis zum Tag dieser Berichterstellung keine 

körperlichen Bestandsaufnahmen bekannt sind. Damit besteht die Beanstandung im Grunde 

mindestens bis zum Jahresabschluss 2025 fort.   
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2.2.3 Buchführung und Belegwesen 

Grundsätze ordnungsmäßiger datenverarbeitungsgestützter Buchführungssysteme 

Die Buchführung und Rechnungslegung erfolgt mittels automatisierter Datenverarbeitung 

durch die Finanzsoftware ab-data web Finanzwesen (Version 3.1.12 - Version 12.2.1.19.0) der 

Firma ab-data GmbH & Co. KG in Velbert. 

Die Prüfung hat ergeben, dass die Aufstellung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 unter 

Anwendung der vom Hersteller ausgelieferten aktuellsten Softwareversionen erfolgte.  

Das Softwareverfahren ist entsprechend § 59 Absatz 2 KV M-V am 14.02.2014 durch den 

Oberbürgermeister zur Anwendung freigegeben worden. Die Verfahrensfreigabe der für die 

Buchführung und Rechnungslegung verwendeten Finanzsoftware basiert auf der Zertifizierung 

durch die TÜV Informationstechnik GmbH (Essen), die am 16.12.2022 abgelaufen ist.  

Das am 16.04.2026 durch die Zertifizierungsstelle der TÜV NORD CERT GmbH (Essen) 

ausgestellte Zertifikat ist bis zum 16.04.2028 gültig.  

Ordnungsmäßigkeit der Belegführung 

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen einschließlich des Belegwesens 

entsprechen im Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung. Die Bücher sind ordnungsgemäß geführt. Die Belege sind im 

Wesentlichen ordnungsmäßig angewiesen, ausreichend erläutert und übersichtlich abgelegt. 

Die Prüfung ergab Einwendungen. 

Mangels erforderlicher Informationen und begründender Unterlagen liegen aus der Prüfung 

des Jahresabschlusses 2019 für die Prüffelder - Medienbestand, Vorräte (Bestand Bauhof), 

Forderungen, Rückstellungen (Nachversicherung Anwärter), für Rückstellungen für 

Rekultivierung und Nachsorge von Deponien sowie teilweise für die rechtsfähigen 

kommunalen Stiftungen - weiterhin Prüfungshemmnisse vor.  

Die Würdigung der Sachverhalte und deren Berücksichtigung im Jahresabschuss zum 

31.12.2020 und 31.12.2021 ist dadurch soweit eingeschränkt, dass die Auswirkungen auf die 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage für 2020 und 2021 nicht mit hinreichender Sicherheit 

beurteilt werden können. 

Das Rechnungsprüfungsamt geht grundsätzlich davon aus, dass die begründenden 

Unterlagen zur Beurteilung der zu bilanzierenden Sachverhalte entsprechend der gesetzlichen 

und der durch Dienstanweisungen geregelten Vorgaben bei der Jahresabschlusserstellung 

vorliegen müssen.  

Im Prüfungsverlauf der vergangenen Jahre war und ist festzustellen, dass die im Rahmen der 

Prüfung angeforderten rechnungsbegründenden und bewertungsrelevanten Unterlagen zum 

Teil nur unvollständig bzw. für ein abschließendes Prüfungsurteil nicht ausreichend vorgelegt 

wurden.  

Um die bilanzierten Sachverhalte in ihrer Gesamtheit beurteilen zu können, mussten durch die 

Geschäfts- und Anlagenbuchhaltung ergänzende Unterlagen beim zuständigen Fachamt 

abgefordert werden. Dies bindet nicht nur die Zeitanteile für die Verwaltung, sondern verzögert 

ebenso den Prüfungsprozess. Dieser Zeitverzug, der ein Prüfungshemmnis darstellt, ist  

wegen der von der Verwaltung erwarteten Einhaltung der vereinbarten Termine zur 
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Feststellung der Jahresabschlüsse zunehmend schwieriger aufzuholen, sodass Prüfungen 

nicht beendet werden können bzw. abgebrochen werden müssen und sich der 

Prüfungsumfang verringert. Dadurch wird die nach § 3a Absatz 1 KPG M-V erforderliche 

grundlegende Beurteilung, ob der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt, für das 

Rechnungsprüfungsamt erschwert. 

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt der Verwaltung wiederholt, für die Erstellung der 

Jahresabschlüsse grundsätzlich die für eine sachgerechte Bilanzierung erforderlichen 

Zuarbeiten und Bestätigungen durch die bewirtschaftenden und fachlich verantwortlichen 

Fachämter und Organisationseinheiten erstellen zu lassen, so wie es im Sachplan zur 

Dienstanweisung Nr. 02/2011 „Durchführung von Inventuren der Hansestadt Stralsund 

(Inventurrichtlinie)“ überwiegend bereits geregelt ist.  

Darüber hinaus wird wiederholt darauf hingewiesen, dass der Bestand des Vermögens 

grundsätzlich durch geeignete Inventurbelege nachzuweisen ist. Da körperliche 

Bestandsaufnahmen entsprechend Punkt 3.3. der Dienstanweisung „Inventurrichtlinie“ schon 

seit der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2011 ausstehen, wird für die aktuelle Haushaltsführung 

empfohlen, diese zur Sicherung der ordnungsmäßigen Erstellung zukünftiger 

Jahresabschlüsse zwingend durchzuführen. 

2.2.4 Grundsätze ordnungsmäßiger Bilanzierung  

Die Prüfung ergab, dass die Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften mit Ausnahme der 

im Schlussbericht dokumentierten Verstöße, im Wesentlichen beachtet wurden.  

Nachfolgend werden die vorliegenden Verstöße aufgeführt, die teilweise bereits in Vorjahren 

festgestellt wurden: 

- Verstöße gegen den Grundsatz der Einzelbewertung (§ 32 Absatz 1 GemHVO-Doppik)  

- unvollständiger Ausweis der Forderungen (§ 47 Absatz 1 GemHVO-Doppik) 

- Verstöße gegen das Periodisierungsprinzip (§ 32 Absatz 1 Nr. 4 GemHVO-Doppik) 

- Verstöße gegen das Werterhellungsprinzip (§ 32 Absatz 1 Nr. 3 GemHVO-Doppik und 

§ 34 Absatz 6 GemHVO-Doppik) 

- Verstoß gegen den Grundsatz der Vollständigkeit (§ 44 Absatz 1, § 45 Absatz 1 und 

§ 47 Absatz 1 GemHVO-Doppik) 

- Buchinventur nicht nachvollziehbar, Beleginventur unvollständig (§§ 30 und 

31 GemHVO-Doppik) 

- nicht zeitgerechte Aktivierung von Vermögensgegenständen (§ 34 GemHVO-Doppik) 

- Ausweis von Forderungen, die in der Höhe und Fälligkeit nicht sachgerecht sind 

(§ 33 Absatz 5 GemHVO-Doppik) 

- Ausweis von Verbindlichkeiten, die in der Höhe und Fälligkeit nicht sachgerecht sind 

(§ 33 Absatz 6 GemHVO-Doppik) 

- unterlassene Aktivierung von Eigenleistungen (§ 33 GemHVO-Doppik) 

- Fehler bei der Einhaltung des landeseinheitlichen Kontenrahmenplans 

(Verwaltungsvorschrift und finanzstatistische Vorgaben) 
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- Fehler bei der Einhaltung des landeseinheitlichen Produktrahmenplans 

(Verwaltungsvorschrift und finanzstatistische Vorgaben) 

Die zuvor aufgeführten Verstöße sowie die weiteren in diesem Bericht zu den entsprechenden 

Teilen des Jahresabschlusses genannten Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung führen insgesamt zur Einschränkung des Bestätigungsvermerks. 

2.2.5 Regelungen zur Bilanzierung und Bewertung 

Das Rechnungsprüfungsamt hat in den Schlussberichten zu den Jahresabschlüssen 2012 bis 

2019 beanstandet, dass die Erstellung dieser Jahresabschlüsse teilweise abweichend von den 

Regelungen der bestehenden Dienstanweisung Nr. 03/2011 „Bilanzierungs- und 

Bewertungsrichtlinie der Hansestadt Stralsund“ erfolgt ist. Gegen die in der Dienstanweisung 

festgeschriebenen Regelungen wurde insbesondere mit der Ausübung des Wahlrechts, auf 

die Bildung von Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub und für nicht 

abgegoltene Überstunden zu verzichten, verstoßen. 

Diese Situation ist für den Doppeljahresabschluss 2020/2021 unverändert festzustellen. 

Für die Ausübung von Wahlrechten, die den Gemeinden durch die Änderung des 

Gemeindehaushaltsrechts eingeräumt werden, ist eine abgewogene und sachlich begründete 

Änderung der Dienstanweisung „Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie der Hansestadt 

Stralsund“ erforderlich.  

Darüber hinaus erfordern Änderungen von Rechtsvorschriften (insbesondere Änderungen im 

Gemeindehaushaltsrecht 2016, 2019 und 2020) sowie Erkenntnisse über Regelungsdefizite 

aus der Erstellung der bisherigen Jahresabschlüsse eine Überarbeitung der „Bilanzierungs- 

und Bewertungsrichtlinie der Hansestadt Stralsund“. 

Am 12.05.2020 legte das Kämmereiamt einen Entwurf zur Änderung der genannten 

Dienstanweisung vor. Hierzu erfolgte am 21.07.2020 durch das Rechnungsprüfungsamt eine 

umfängliche Stellungnahme mit Überarbeitungsvorschlägen und weiteren Hinweisen, die 

überwiegend in der dem Rechnungsprüfungsamt am 11.05.2021 vorgelegten Fassung 

berücksichtigt wurden.  

Mit der abschließenden Stellungnahme des Rechnungsprüfungsamtes vom 23.05.2022 

erfolgten weitere Prüfungsanmerkungen und Textvorschläge. 

Gemäß Vollständigkeitserklärung zum Jahresabschluss 2019 vom 17.01.2024 sollte die 

Überarbeitung der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie im I. Quartal 2024 abgeschlossen 

sein.  

Gemäß Vollständigkeitserklärung zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 vom 17.12.2025 

soll die Überarbeitung der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie nunmehr im Jahr 2026 

abgeschlossen sein. 

Eine überarbeitete Fassung der Dienstanweisung ist zum Zeitpunkt dieser Berichterstattung 

noch nicht in Kraft gesetzt. 

Für die seit der Erstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 erfolgte Ausübung des 

Wahlrechts nach § 34 Absatz 5 GemHVO-Doppik in Bezug auf die Bilanzierung von 

Vermögensgegenständen, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten im Einzelnen 

wertmäßig den Betrag von 1.000,00 EUR ohne Umsatzsteuer nicht überschreiten und die 
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hierfür erforderlichen Anhangangaben wird auf die Ausführungen unter Punkt 9.4.1 in diesem 

Bericht verwiesen. 

Darüber hinaus erfolgte im Rahmen der Erstellung des Doppeljahresabschlusses zum 

2020/2021 die Anwendung weiterer Wahlrechte aus der Entwurfsfassung der 

Dienstanweisung mit Stand vom 11.05.2021. Dabei wurde u.a. für die Bildung von 

Rückstellungen eine Unwesentlichkeitsgrenze in Höhe von 5.000,00 EUR angesetzt. 

Nach herrschender Meinung und der Kommentarliteratur zu § 35 Absatz 2 Nr. 3 GemHVO-

Doppik ist hierfür der Höchstrahmen von 1.000 EUR einzuhalten. 

 



Grundlagen der Haushaltswirtschaft 26 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

3 Grundlagen der Haushaltswirtschaft 

 Haushaltsjahr 2020 

3.1.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2020 

Gemäß § 47 Absatz 1 bis 2 KV M-V ist die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen in öffentlicher 

Sitzung zu beraten und zu beschließen sowie unverzüglich der Rechtsaufsichtsbehörde 

vorzulegen. Die Vorlage soll vor Beginn des Haushaltsjahres erfolgen. 

Entsprechend § 47 Absatz 3 KV M-V ist die Haushaltssatzung öffentlich bekannt zu machen. 

Enthält die beschlossene Haushaltssatzung genehmigungspflichtige Teile, darf sie erst nach 

Erteilung der Genehmigung veröffentlicht werden. 

Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund hat in der Sitzung am 16.04.2020 die 

Haushaltssatzung für das Jahr 2020 beschlossen (Beschluss-Nr.: 2020-VII-03-0250). Am 

28.05.2020 wurde ein Änderungsbeschluss gefasst (Beschluss-Nr. 2020-VII-04-0271). 

Die geänderte Haushaltssatzung 2020 enthält folgende Festsetzungen: 

Ergebnishaushalt: Haushaltssatzung 

a) Gesamtbetrag der Erträge   
Gesamtbetrag der Aufwendungen 
Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen 

       123.895.500,00 EUR 
 126.498.400,00 EUR 

0,00 EUR 

Finanzhaushalt  

a) Gesamtbetrag der laufenden Einzahlungen 

Gesamtbetrag der laufenden Auszahlungen 

Jahresbezogener Saldo der lfd. Ein- und Auszahlungen 

113.027.800,00 EUR 

113.012.000,00 EUR 

15.800,00 EUR 

b) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

18.852.500,00 EUR 

24.058.300,00 EUR 

            -5.205.800,00 EUR 

   

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(ohne Umschuldungen) 

5.205.800,00 EUR 

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 54.552.300,00 EUR 

Höchstbetrag der Kassenkredite 20.000.000,00 EUR 

  

Hebesatz für Grundsteuer A (land- und forstwirtschaftliche Flächen) 300 v. H. 

Hebesatz für Grundsteuer B (Grundstücke) 545 v. H.  

Hebesatz für Gewerbesteuer 445 v. H.  

   

Gesamtzahl der Stellen im Stellenplan (Vollzeitäquivalente VzÄ) 637,390 

Für die mit Gebietsänderungsvertrag vom 20.11.2019 in das Hoheitsgebiet der Hansestadt 

Stralsund umgemeindeten Teilflächen der Gemeinde Kramerhof wurden abweichende 

Hebesetze für die Grundsteuer B (350 v. H.) und die Gewerbesteuer (380 v. H.) festgesetzt. 
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Die Genehmigung der Haushaltssatzung 2020 erfolgte am 03.07.2020 durch das Ministerium 

für Inneres und Europa M-V.  

Zu den genehmigungspflichtigen Inhalten der Haushaltssatzung 2020 ergingen folgende 

Entscheidungen: 

1. Die Genehmigung gemäß § 52 Absatz 2 KV M-V des in § 2 der Haushaltssatzung für 2020 

festgesetzten Gesamtbetrags der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen ohne Umschuldungen in Höhe von 5.205.800,00 EUR 

wird versagt. 

2. Gemäß § 54 Absatz 4 KV M-V wird der in § 3 der Haushaltssatzung für 2020 festgesetzte 

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 54.552.300,00 EUR 

vollständig genehmigt. 

3. Gemäß § 53 Absatz 3 KV M-V wird der in § 4 der Haushaltssatzung für 2020 festgesetzte 

Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit in Höhe von 

20.000.000,00 EUR vollständig genehmigt.  

In den rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2020 beurteilt das 

Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern die dauernde 

Leistungsfähigkeit der Hansestadt Stralsund für das Jahr 2020 als eingeschränkt.  

Die Haushaltssatzung wurde am 12.07.2020 im Amtsblatt Nr. 7/2020 öffentlich bekannt 

gemacht. 

Für weitere Erläuterungen wird auf die Ausführungen der Verwaltung im Anhang zum 

Doppeljahresabschluss 2020/2021 ab Seite 107 verwiesen.  

3.1.2 Umsetzung der rechtsaufsichtlichen Entscheidung zur Haushaltssatzung 2020  

Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 erfolgt ab der Seite 107 neben den auch im Amtsblatt 

veröffentlichten rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2020 auch die 

Wiedergabe der rechtsaufsichtlichen Anordnungen zur Feststellung ausstehender 

Jahresabschlüsse. Die Berichterstattung beinhaltet Aussagen zur Umsetzung der 

entsprechenden Anordnungen. 

3.1.3 Haushaltswirtschaftliche Sperre zur Haushaltssatzung 2020 

Um den finanziellen Herausforderungen im Zusammenhang mit der Corona-Virus-Pandemie 

im Haushaltsjahr 2020 zu bewältigen, hat das Ministerium für Inneres und Europa M-V den 

Gemeinden empfohlen, vom Instrument der haushaltswirtschaftlichen Sperre nach 

§ 51 KV M-  Gebrauch zu machen. 

Nach § 51 Absatz 4 KV M-V kann eine haushaltswirtschaftliche Sperre eine 

Nachtragshaushaltssatzung nach § 48 Absatz 2 Nr. 1 KV M-V ersetzen, wenn sie im 

Einvernehmen mit der Gemeindevertretung erlassen wird. 

Zur Abmilderung der Auswirkungen der Corona-Virus-Pandemie auf den Haushalt 2020 wurde 

durch die Verwaltung die Festlegung einer haushaltswirtschaftlichen Sperre nach 

§ 51 Absatz 4 KV M-V im Umfang von 1.408.000,00 EUR vorbereitet. Die Bürgerschaft 

erklärte mit Beschluss vom 05.11.2020 (Nr. 2020-VII-07-0380) hierzu das Einvernehmen 

gemäß § 51 Absatz 4 KV M-V. Infolge der anschließend durch den Oberbürgermeister 
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festgesetzten Mittelsperren, war für das Haushaltsjahr 2020 keine Nachtragshaushaltssatzung 

erforderlich. 

Zur haushaltswirtschaftlichen Sperre und insbesondere zu den Auswirkungen der Corona-

Virus-Pandemie auf die Haushaltssituation wird ergänzend auf die Ausführungen der 

Verwaltung im Haushaltsplan 2021 Band I ab Seite 32 und in der Beschlussvorlage 

B 0068/2020 verwiesen. 

 Haushaltsjahr 2021 

3.2.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2021 

Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund hat in der Sitzung am 22.04.2021 die 

Haushaltssatzung für das Jahr 2021 beschlossen (Beschluss-Nr.: 2021-VII-03-0493). Am 

20.05.2021 wurde ein Ergänzungsbeschluss gefasst (Beschluss-Nr. 2021-VII-04-0521). 

Die geänderte Haushaltssatzung 2021 enthält folgende Festsetzungen: 

Ergebnishaushalt: Haushaltssatzung 

a) Gesamtbetrag der Erträge   
Gesamtbetrag der Aufwendungen 
Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen 

       124.084.100,00 EUR 
 126.264.200,00 EUR 

0,00 EUR 

Finanzhaushalt  

a) Gesamtbetrag der laufenden Einzahlungen 

Gesamtbetrag der laufenden Auszahlungen 

Jahresbezogener Saldo der lfd. Ein- und Auszahlungen 

114.522.500,00 EUR 

117.241.200,00 EUR 

- 2.718.700,00 EUR 

b) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

30.430.100,00 EUR 

50.625.200,00 EUR 

          -20.195.100,00 EUR 

   

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(ohne Umschuldungen) 

20.195.100,00 EUR 

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 37.129.600,00 EUR 

Höchstbetrag der Kassenkredite 20.000.000,00 EUR 

  

Hebesatz für Grundsteuer A (land- und forstwirtschaftliche Flächen) 300 v. H. 

Hebesatz für Grundsteuer B (Grundstücke) 545 v. H.  

Hebesatz für Gewerbesteuer 445 v. H.  

   

Gesamtzahl der Stellen im Stellenplan (Vollzeitäquivalente VzÄ) 641,641 

 

Für die mit Gebietsänderungsvertrag vom 20.11.2019 in das Hoheitsgebiet der Hansestadt 

Stralsund umgemeindeten Teilflächen der Gemeinde Kramerhof wurden abweichende 

Hebesetze für die Grundsteuer B (350 v. H.) und die Gewerbesteuer (380 v. H.) festgesetzt. 
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Die Genehmigung der Haushaltssatzung 2021 erfolgte am 19.08.2021 durch das Ministerium 

für Inneres und Europa M-V.  

Zu den genehmigungspflichtigen Inhalten der Haushaltssatzung 2021 ergingen folgende 

Entscheidungen: 

1. Die Genehmigung gemäß § 52 Absatz 2 KV M-V des in § 2 der Haushaltssatzung für 2021 

festgesetzten Gesamtbetrags der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen ohne Umschuldungen in Höhe von 

20.195.100,00 EUR wird teilweise in Höhe von 4.246.100,00 EUR genehmigt. 

2. Gemäß § 54 Absatz 4 KV M-V wird der in § 3 der Haushaltssatzung für 2021 festgesetzte 

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 37.129.600,00 EUR 

teilweise in Höhe von 29.144.600,00 EUR genehmigt. 

3. Gemäß § 53 Absatz 3 KV M-V wird der in § 4 der Haushaltssatzung für 2021 festgesetzte 

Höchstbetrag der Kassenkredite in Höhe von 20.000.000,00 EUR vollständig genehmigt. 

In den rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2021 beurteilt das 

Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern die dauernde 

Leistungsfähigkeit der Hansestadt Stralsund für das Jahr 2021 als eingeschränkt.  

Die Haushaltssatzung wurde am 28.08.2021 im Amtsblatt Nr. 10/2021 öffentlich bekannt 

gemacht. 

Mit der rechtsaufsichtlichen Entscheidung vom 15.11.2021 erfolgte durch das Ministerium für 

Inneres und Europa M-V die nachträgliche Genehmigung einer Verpflichtungsermächtigung: 

Gemäß § 54 Absatz 4 KV M-V wird der in § 3 der Haushaltssatzung für 2021 festgesetzte 

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 37.129.600,00 EUR 

teilweise in Höhe von 29.839.600,00 EUR genehmigt.   

Die Veröffentlichung erfolgte am 27.11.2021 im Amtsblatt Nr. 15/2021.   

Für weitere Erläuterungen wird auf die Ausführungen der Verwaltung im Anhang zum 

Doppeljahresabschluss 2020/2021 ab Seite 109 verwiesen.  

3.2.2 Umsetzung der rechtsaufsichtlichen Entscheidung zur Haushaltssatzung 2021  

Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 erfolgt ab der Seite 109 neben den auch im Amtsblatt 

veröffentlichten rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2021 auch die 

Wiedergabe der rechtsaufsichtlichen Anordnungen zur Feststellung ausstehender 

Jahresabschlüsse. Die Berichterstattung beinhaltet Aussagen zur Umsetzung der 

entsprechenden Anordnungen. 

 Ausführungen zur Konsolidierungsvereinbarung  

Die Verwaltung weist im Anhang ab Seite 108 darauf hin, dass infolge der am 18.12.2014 mit 

dem Land Mecklenburg-Vorpommern abgeschlossenen Konsolidierungsvereinbarung am 

18.09.2019 Abschlagszahlungen in Höhe von 5.760 TEUR für das vorläufige Erreichen der 

Teilziele 2015 bis 2017 zur Auszahlung kamen. 
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Restzahlung der Konsolidierungshilfe erfolgte im Jahr 2020 in Höhe von 664.511,80 EUR für 

das Erreichen des Teilziels mit dem Jahresabschluss 2014 und im Jahr 2021 in Höhe von 

480.000 EUR für das Erreichen des Teilziels im Jahresabschluss 2015. 

Auf Seite 128 wird ausgeführt, dass das in der Konsolidierungsvereinbarung festgelegte Ziel, 

in der Finanzrechnung keinen jahresbezogenen Fehlbetrag mehr auszuweisen, für die 

Haushaltsjahre 2020 und 2021 erreicht worden ist. 

Das jahresbezogene Ergebnis der laufenden Ein- und Auszahlungen war sowohl im 

Haushaltsjahr 2020 mit 6.147 TEUR als auch im Haushaltsjahr 2021 mit 4.668 TEUR positiv, 

so dass in beiden Haushaltsjahren kein jahresbezogener Fehlbetrag bestand.  

Ziel der Vereinbarung war es, nach Erreichen des Konsolidierungsziels durch die Erzielung 

jährlicher Überschüsse in der Finanzrechnung unter Berücksichtigung vorzutragender Beträge 

aus Haushaltsvorjahren schnellstmöglich den vollständigen Haushaltsausgleich zu erreichen.  

Im Jahr 2020 wurde erstmals ein positiver Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 

31.12. des Haushaltsjahres in Höhe von 5.029 TEUR erreicht. Dieser erhöhte sich zum 

31.12.2021 auf 9.605 TEUR.  

 Haushaltssicherungskonzept  

Mit Beschluss der Bürgerschaft vom 09.10.2014 (Beschluss-Nr. 2014-VI-04-00094, 

einschließlich der Beschlüsse 2014-VI-04-0090 bis 2014-VI-04-0093) erfolgte die 

6. Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes für den Zeitraum 2015 bis 2020. 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 wird auf das Haushaltssicherungskonzept 

kein Bezug genommen.  

Die Einhaltung des Haushaltssicherungskonzeptes war nicht Bestandteil der Prüfung des  

Doppeljahresabschlusses 2020/2021. 

 Ausführung des Haushaltsplans (Haushaltsbewirtschaftung) 

3.5.1 Haushaltswirtschaft 

Im Verlauf des Haushaltsjahre 2020 und 2021 fanden durch das Rechnungsprüfungsamt 

diverse Prüfungen gemäß § 3 Absatz 1 KPG M-V statt.  

Über die Prüfungsergebnisse wurden sowohl der Rechnungsprüfungsausschuss als auch die 

Verwaltung informiert.  

In diesem Zusammenhang wird u. a. auf die Tätigkeitsberichte des Rechnungsprüfungsamtes 

über die Durchführung der örtlichen Prüfung für das Jahr 2020 (vom 20.10.2021) und für das 

Jahr 2021 (vom 21.09.2022) verwiesen. 

3.5.2 Ziele und Kennzahlen als Grundlage der Haushaltsführung 

Auch in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 erfolgte abweichend von § 4 Absatz 2 GemHVO-

Doppik (vorher § 4 Absatz 7 GemHVO-Doppik) noch keine Vorgabe und Beschreibung von 

Zielen und Kennzahlen als Grundlage für die Gestaltung, Planung, Steuerung und 

Erfolgskontrolle des jährlichen Haushaltes. Im aufgestellten Doppeljahresabschluss 
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2020/2021 sind entsprechend auch keine Ist-Kennzahlen gemäß § 48 Absatz 3 GemHVO-

Doppik (vorher § 46 Absatz 4 GemHVO-Doppik) ausgewiesen.  

Die Verwaltung ist verpflichtet, sich mit dieser Thematik auseinanderzusetzen. Auf die 

Darstellung wesentlicher Produkte ohne die Angabe der Ziele, die mit dem jeweiligen Produkt 

erreicht werden sollen, sowie auf die fehlende Darstellung abrechenbarer Kennzahlen ist auch 

mit Schreiben vom 20.11.2018 durch das Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-

Vorpommern im Rahmen der rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur Haushaltssatzung 

2018/2019 hingewiesen worden. 

Das Rechnungsprüfungsamt weist darauf hin, dass diese zu beachtende Vorgabe für die 

Erstellung der Haushaltspläne weiterhin nicht umgesetzt ist. 

Gemäß Schreiben vom 27.04.2021 und vom 29.11.2021 wurde durch die Verwaltung der 

Ausweis von Zielen und Kennzahlen für die Aufstellung des Haushaltsplanes 2022 angestrebt.  

In den Haushaltsplänen der Jahre 2022 bis 2026 sind ausschließlich für das Produkt „26.3.01 

Musikschulen“ statistische Kennzahlen ausgewiesen. Inwieweit die dargestellten 

Informationen tatsächlich Steuerungsrelevanz haben, kann derzeit nicht beurteilt werden. 

Anzumerken ist, dass für die Ergebniszahlen der Vorjahre keine Gegenüberstellung mit der 

ursprünglichen Zielvorgabe erfolgt (vgl. Haushaltsplan 2026 Seite 246).   

3.5.3 Investitionskredite  

Nach § 45 Absatz 3 Nummer 1d) KV M-V ist in der Haushaltssatzung die vorgesehene 

Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen ohne 

Umschuldungen (Kreditermächtigungen) festzusetzen. 

Für das Haushaltsjahr 2020 war eine Kreditermächtigung in Höhe von 5.206 TEUR 

veranschlagt. Mit den Rechtsaufsichtlichen Entscheidungen vom 03.07.2020 zur 

Haushaltssatzung 2020 wurde die Genehmigung versagt, jedoch in Aussicht gestellt, das 

Genehmigungsverfahren erneut kurzfristig aufzunehmen, wenn unter Darstellung des 

Mittelabflusses die Notwendigkeit einer Kreditgenehmigung begründet werden kann. 

Für das Haushaltsjahr 2021 war eine Kreditermächtigung in Höhe von 20.195 TEUR 

veranschlagt. Mit den Rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur Haushaltssatzung 2021 der 

Hansestadt Stralsund vom 19.08.2021 wurde die Genehmigung teilweise in Höhe von 

4.246 TEUR erteilt und in Aussicht gestellt, das Genehmigungsverfahren erneut kurzfristig 

aufzunehmen, wenn unter Darstellung des Mittelabflusses die Notwendigkeit einer 

Kreditgenehmigung begründet werden kann. 

In Anwendung des § 52 Absatz 1 KV M-V erfolgten Umschuldungen für Investitionskredite im 

Haushaltsjahr 2020 in Gesamthöhe von 9.726 TEUR und im Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 

5.867 TEUR. 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung sind für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 keine 

Hinweise auf Vertragsneuabschlüsse oder weitere Umschuldungen bekannt geworden. 

Bezüglich der Tilgung von Investitionskrediten wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.2.4.1 

verwiesen. 
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3.5.4 Kassenkredite (Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit) 

Entsprechend § 53 Absatz 1 KV M-V hat die Hansestadt Stralsund jederzeit die 

Zahlungsfähigkeit sicherzustellen.  

Der mit den Haushaltssatzungen für das Haushaltsjahr 2020 und 2021 beschlossenen 

Höchstbetrag der Kassenkredite in Höhe von jeweils 20.000 TEUR wurde rechtsaufsichtlich 

vollständig genehmigt. Die höchste Inanspruchnahme von Kassenkrediten erfolgte am 

10.11.2021 mit 3.368 TEUR.  

Eine Überschreitung des genehmigten Höchstbetrages der Kassenkredite für den Zeitraum 

01.01.2020 bis 31.12.2021 wurde nicht festgestellt.   

Zu den Bilanzstichtagen 31.12.2020 und 31.12.2021 werden keine Kassenkredite 

ausgewiesen. Es wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.1.2.1 verwiesen. 

3.5.5 Investitionstätigkeit 

Veranschlagung von Investitionsmaßnahmen 

Bevor Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen von erheblicher finanzieller  

Bedeutung im Finanzhaushalt ausgewiesen und beschlossen werden, ist unter mehreren in 

Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen Wirtschaftlichkeitsvergleich, zumindest durch 

einen Vergleich der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten, die für die 

Gemeinde wirtschaftlichste Lösung zu ermitteln (§ 9 Absatz 1 GemHVO-Doppik). 

Diesem Grundsatz ist nur in ungenügendem Maße Rechnung getragen worden. Bereits vor 

der Veranschlagung im Haushaltsplan ist Wirtschaftlichkeitsvergleichen und der Betrachtung 

der Folgekosten kaum die notwendige Beachtung beigemessen worden (siehe Stellungnahme 

des Kämmereiamtes vom 10.10.2018 zum Teilprüfungsvermerk vom 02.10.2018 aus der 

Prüfung des Jahresabschlusses 2011). 

Überwiegend wurden im Haushaltsplan die preisgünstigsten Investitionen berücksichtigt, die 

jedoch nicht in jedem Fall die wirtschaftlich beste Lösung darstellen muss. 

Plan-Ist-Vergleich zur Investitionstätigkeit 

Im Haushaltsjahr 2020 wurden von den veranschlagten Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

in Höhe von 50.274 TEUR Auszahlungen in Höhe von 15.443 TEUR tatsächlich geleistet.  

Dies entspricht einer Inanspruchnahme von 30,7 Prozent.  

Im Haushaltsjahr 2021 wurden von den veranschlagten Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

in Höhe von 72.451 TEUR Auszahlungen in Höhe von 21.680 TEUR tatsächlich geleistet.  

Dies entspricht einer Inanspruchnahme von 29,9 Prozent.  

Die Gesamtermächtigungen umfassen neben den Ansätzen des jeweiligen Haushaltsplans 

insbesondere übertragene Ermächtigungen aus Haushaltsvorjahren sowie weitere 

Änderungen der Planansätze. Die Zusammensetzung der Gesamtermächtigungen und die 

tatsächlich realisierten Auszahlungen stellen sich wie folgt dar.  
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Die Investitionsauszahlungen wurden damit in beiden Haushaltsjahren nur zu rund 30 Prozent 

der verfügbaren Gesamtermächtigungen realisiert. Auffällig ist insbesondere der hohe Anteil 

übertragener Ermächtigungen an den Gesamtermächtigungen. Dies deutet auf eine zeitliche 

Verschiebung der Umsetzung geplanter Investitionsmaßnahmen hin und sollte bei der 

künftigen Haushaltsplanung berücksichtigt werden.  

3.5.6 Kosten- und Leistungsrechnung / Internes Rechnungswesen  

Für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 ist eine Kosten- und Leistungsrechnung für die 

Hansestadt Stralsund entsprechend der Vorgaben § 27 Absatz 1 Satz 2 GemHVO-Doppik 

nicht eingerichtet.  

In § 27 GemHVO-Doppik ist seit 2008 vorgeschrieben, dass als Grundlage für die 

Verwaltungssteuerung sowie für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit 

der Verwaltung eine Kosten- und Leistungsrechnung für alle Bereiche der Verwaltung zu 

führen ist.  Die Kosten und Leistungen sind aus der Buchführung herzuleiten. Art und Umfang 

sind durch den Bürgermeister in einer Dienstanweisung zu regeln. 

Mit der Änderung der GemHVO-Doppik im Jahr 2019 wurde die Vorschrift um folgende 

Regelung ergänzt: „Auf eine Kosten- und Leistungsrechnung kann verzichtet werden, wenn 

durch eine angemessene Produktgliederung und interne Leistungsverrechnungen eine 

ausreichende Steuerungsgrundlage gegeben ist.“ Die „Soll-Vorgabe“ für die Führung einer 

Kosten- und Leistungsrechnung blieb unverändert. 

Mit einer weiteren Änderung der GemHVO-Doppik im Jahr 2023 wurde der § 27 mit der 

Überschrift „Internes Rechnungswesen“ neu gefasst. Nunmehr ist ab dem 09.11.2023 ist eine 

wirtschaftliche Verwaltungssteuerung nach den örtlichen Bedürfnissen durch ein internes 

Rechnungswesen sicherzustellen. Die hierfür erforderlichen Informationen können 

insbesondere auf der Grundlage einer alle oder einzelne Verwaltungsbereiche umfassenden 

Kosten- und Leistungsrechnung, von Fachverfahren oder durch eine angemessene 

Produktgliederung und interne Leistungsverrechnungen gewonnen werden. Der 

Bürgermeister oder die Bürgermeisterin regelt die Einzelheiten zu den Grundlagen und zum 

Umfang des internen Rechnungswesens in einer Dienstanweisung. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Zum Zeitpunkt der Berichterstattung ist eine Kosten- und Leistungsrechnung 

entsprechend § 27 Absatz 1 Satz 2 GemHVO-Doppik in der für die Haushaltsjahre 

2020 und 2021 geltenden Fassung für die Hansestadt Stralsund nicht eingerichtet. 

Haus-
halts-
jahr 

Ansatz im 
Haushaltsplan 

übertragene 
Ermächtigungen 

aus 
Haushaltsvorjahren  

Änderung 
der 

Planansätze 
im 

Haushalts-
jahr 

veranschlagte 
Auszahlungen 
aus Investitions-
tätigkeit 
(Gesamt-
ermächtigung) 

realisierte 
Auszahlungen 
aus 
Investitions-
tätigkeit 
(Ergebnis)  

realisierte 
Auszahlungen 
für 
Investitions- 
tätigkeit  

  Angaben in EUR in %  

2017 34.273.000,00 6.510.093,43 5.248.647,77 46.031.741,20 13.165.953,40 28,60 

2018 26.520.000,00 17.677.888,31 5.777.055,57 49.974.943,88 19.607.790,16 39,24 

2019 19.865.100,00 27.511.316,59 7.739.278,60 55.115.695,19 14.654.790,15 26,59 

2020 24.058.300,00 26.155.265,09 60.058,74 50.273.623,83 15.442.874,02 30,72 

2021 50.625.200,00 21.593.740,54 232.170,63 72.451.111,17 21.680.163,67 29,92 
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- Das Vorhandensein einer angemessenen Kosten- und Leistungsrechnung ist nicht nur 

Grundlage für die Ermittlung der tatsächlich anfallenden Kosten und für eine 

sachgerechte Kalkulation der Gebühren erforderlich, sie ist auch Grundvoraussetzung 

für die Verrechnung interner Leistungsbeziehungen, welche (vgl. § 27 Absatz 3 

GemHVO-Doppik bisherige Fassung). 

- In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 bestand keine Dienstanweisung zur Kosten- 

und Leistungsrechnung. 

- Bis zum Zeitpunkt dieser Berichterstattung ist eine Dienstanweisung zum internen 

Rechnungswesen nicht erlassen. 

Bezüglich der fehlenden Dienstanweisung wird auf die Ausführungen unter Punkt 2.2.2 in 

diesem Bericht verwiesen. 

3.5.7 Verrechnung interner Leistungsbeziehungen 

Nach § 4 Absatz 4 GemHVO-Doppik sind interne Leistungsbeziehungen zwischen den 

Teilhaushalten zu verrechnen und entsprechend im Haushaltsplan für die Teilhaushalte zu 

veranschlagen und im Jahresabschluss für die Teilrechnungen nachzuweisen.  

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss wird auf Seite 146 ausgeführt: „Interne 

Leistungsbeziehungen wurden für das Haushaltsjahr 2020 und 2021 mit einer geringfügigen 

Ausnahme nicht verbucht.“  

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 sind erforderliche interne 

Leistungsverrechnungen und Umlagen nicht erfolgt. 

- Der Gesetz- und Verordnungsgeber räumt den Gemeinden keine Möglichkeit des 

Verzichts auf die Verrechnung interner Leistungsbeziehungen zwischen 

Teilhaushalten ein. 

- Zum Zeitpunkt dieser Berichterstattung liegt eine entsprechende Dienstanweisung 

nicht vor.  

- Bis zum Zeitpunkt dieser Berichterstattung ist die Verrechnung interner 

Leistungsbeziehungen und Umlagen nicht geregelt und die erforderliche 

Dienstanweisung zum internen Rechnungswesen nicht erlassen. 

- Die Verwaltung ist gehalten, ein entsprechendes Verrechnungskonzept zu erstellen 

und umzusetzen, mit dem die Vorleistungen interner Dienstleister (interne Produkte) 

für die externen Produkte verrechnet werden. Nur so können die tatsächlichen Kosten 

für die Erbringung u. a. der freiwilligen Leistungen aufgezeigt werden und eine 

transparente Haushaltsdarstellung erfolgen. Bei der Leistungsverrechnung sollten 

auch die Belange für steuerliche Abrechnungen der Betriebe gewerblicher Art 

berücksichtigt werden. 
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4 Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021  

Die Bilanzsumme der Hansestadt Stralsund erhöhte sich im Prüfungszeitraum von 

677.089 TEUR zum 31.12.2019 auf 691.184 TEUR zum 31.12.2021. Dies entspricht einem 

Anstieg um 14.095 TEUR bzw. 2,1 Prozent.  

Die Aktivseite der Bilanz ist wesentlich durch das Anlagevermögen geprägt. Dieses stellt mit 

664.106 TEUR zum 31.12.2021 einen Anteil von 96,1 Prozent der Bilanzsumme dar. Das 

Umlaufvermögen beläuft sich auf 26.670 TEUR bzw. 3,9 Prozent der Bilanzsumme.  

Die Passivseite der Bilanz ist durch einen hohen Anteil an Eigenkapital und Sonderposten 

geprägt. Der Anteil des Eigenkapitals erhöhte sich von 51,1 Prozent zum 31.12.2019 auf 

53,0 Prozent zum 31.12.2021, während der Anteil der Verbindlichkeiten von 13,4 Prozent auf 

12,4 Prozent zurückging.  

Die nachfolgende Übersicht zeigt die Entwicklung der wesentlichen Bilanzposten sowie deren 

Anteil an der Bilanzsumme zum 31.12.2019, 31.12.2020 und 31.12.2021.  

Wesentliche Veränderungen ergaben sich insbesondere beim Eigenkapital, dem 

Anlagevermögen, den Verbindlichkeiten und dem Umlaufvermögen. Die einzelnen 

Bilanzposten werden in den nachfolgenden Abschnitten erläutert.  

 Feststellungen zu den einzelnen Bilanzposten der Aktivseite 

Bilanz zum  Buchwert    Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 677.088.986,46 €    

31.12.2020 683.206.899,20 €   6.117.912,74 € 

31.12.2021 691.184.100,46 €   7.977.201,26 € 

Die nachfolgende Übersicht stellt die Entwicklung der einzelnen Bilanzposten der Aktivseite 

zum 31.12.2019, 31.12.2020 und 31.12.2021 dar. Zur besseren Übersichtlichkeit werden 

einzelne Bilanzposten für die weiteren Erläuterungen teilweise zusammengefasst. Die 

wesentlichen Veränderungen gegenüber dem jeweiligen Vorjahr werden in den nachfolgenden 

Abschnitten näher erläutert.  

 

 

Aktiva  
 

31.12.2019 
 

Veränderung 
2020 

 
31.12.2020 

 
Veränderung 

2021 

 
31.12.2021 

  
 

in TEUR  in %  
 

in TEUR  
 

in TEUR  in %  
 

in TEUR  
 

in TEUR  in %                

Anlagevermögen 
 

651.729 96,3 
 

2.418 
 

654.147 95,7 
 

9.959 
 

664.106 96,1              

Umlaufvermögen 
 

24.956 3,7 
 

3.481 
 

28.437 4,2 
 

-1.767 
 

26.670 3,9              

Rechnungsabgrenzungsposten 
 

404 0,1 
 

219 
 

623 0,1 
 

-214 
 

408 0,1               

Bilanzsumme Aktiva  
 

677.089 100,0 
 

6.118 
 

683.207 100,0 
 

7.977 
 

691.184 100,0 
              

              

Passiva  
 

31.12.2019 
 

Veränderung 
2020 

 
31.12.2020 

 
Veränderung 

2021 

 
31.12.2021 

  
 

in TEUR  in %  
 

in TEUR  
 

in TEUR  in %  
 

in TEUR  
 

in TEUR  in %                

Eigenkapital 
 

345.733 51,1 
 

8.531 
 

354.263 51,9 
 

11.974 
 

366.237 53,0               

Sonderposten 
 

187.714 27,7 
 

9 
 

187.723 27,5 
 

-1.612 
 

186.111 26,9               

Rückstellungen 
 

46.543 6,9 
 

1.238 
 

47.780 7,0 
 

-374 
 

47.407 6,9               

Verbindlichkeiten 
 

90.499 13,4 
 

-3.478 
 

87.021 12,7 
 

-1.593 
 

85.428 12,4               

Rechnungsabgrenzungsposten 
 

6.600 1,0 
 

-181 
 

6.419 0,9 
 

-418 
 

6.001 0,9               

Bilanzsumme Passiva   677.089 100,0 
 

6.118 
 

683.207 100,0 
 

7.977 
 

691.184 100,0 
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31.12.2019 
 

31.12.2020 
 

31.12.2021 
Aktiva  

 
in EUR  

 
in EUR  

 
in EUR         

Immaterielle Vermögensgegenstände  
 

47.037.844 
 

45.863.223 
 

44.522.886        

Sachanlagen: 
 

487.660.935 
 

490.014.463 
 

500.375.379        

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
 
170.962.975 

 
172.080.436 

 
176.571.700 

Infrastrukturvermögen 
 
247.258.050 

 
245.785.501 

 
245.345.860 

Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen und Anlagen im Bau  
 

19.195.601 
 

21.801.395 
 

28.758.784 
Sonstiges Anlagevermögen  

 
50.244.310 

 
50.347.131 

 
49.699.035        

Finanzanlagen: 
 

117.030.325 
 

118.269.395 
 

119.207.338        

Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen 
 

82.935.352 
 

83.543.499 
 

83.543.499 
Städtebauliche Sondervermögen und Eigenbetriebe 

 
18.044.684 

 
17.959.391 

 
18.027.708 

Anteilige Rücklagen für Pensionsverpflichtungen 
 

16.027.192 
 

16.757.442 
 

17.628.679 
Sonstige Finanzanlagen (Ausleihungen u. sonstige Wertpapiere) 

 
23.097 

 
9.063 

 
7.451        

Umlaufvermögen: 
 

24.956.354 
 

28.437.119 
 

26.670.234        

Vorräte  
 

8.636.226 
 

8.185.348 
 

7.819.833 
Forderungen 

 
6.227.128 

 
6.184.920 

 
7.414.864 

Sonstige Vermögensgegenstände 
 

674.562 
 

672.929 
 

621.326 
Liquide Mittel 

 
9.418.438 

 
13.393.922 

 
10.814.210        

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 
 

403.527 
 

622.699 
 

408.264        

Bilanzsumme Aktiva  
 

677.088.986 
 

683.206.899 
 

691.184.100 

Die Werte veranschaulichen im Wesentlichen Folgendes: 

4.1.1 Anlagevermögen 

 Immaterielle Vermögensgegenstände 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 47.037.844,34 € 6,9%   
31.12.2020 45.863.223,16 € 6,7%  -1.174.621,18 € 

31.12.2021 44.522.886,03 € 6,4%  -1.340.337,13 € 

Der Bilanzwert der immateriellen Vermögensgegenstände verringerte sich im 

Prüfungszeitraum gegenüber dem 31.12.2019 um insgesamt 2.515 TEUR auf 44.523 TEUR 

zum 31.12.2021. Der Anteil an der Bilanzsumme sank von 6,9 Prozent auf 6,4 Prozent.   

Ursächlich hierfür ist, dass die planmäßigen Abschreibungen die Zugänge der jeweiligen 

Haushaltsjahre überstiegen.  

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 

Gewerbliche 
Schutzrechte (…) 

Lizenzen (…) 
Geleisteten 

Zuwendungen 

Gezahlte 
Investitions-
zuschüsse 

Anzahl. auf 
immaterielle 
Vermögens-
gegenstände 

 Angaben in EUR 

Buchwert  31.12.2019 144.989,82  25.931.336,98  19.372.499,73  1.589.017,81  

Zugang, Abgang, Umbuchung 2020 175.695,40  409.278,64  224.795,27  1.461.876,46  

Abschreibung 2020  -161.731,49  -2.615.421,09  -659.778,46  -9.335,91  

Buchwert  31.12.2020 158.953,73  23.725.194,53  18.937.516,54  3.041.558,36  

Zugang, Abgang, Umbuchung 2021 263.487,64  2.665.705,86  251.184,37  -1.176.103,81  

Abschreibung 2021 -248.449,12  -2.430.181,59  -662.937,13  -3.043,35  

Buchwert 31.12.2021 173.992,25  23.960.718,80  18.525.763,78  1.862.411,20  
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Hinweis zu den Angaben im Anhang 

Die Angaben im Anhang zum Bilanzposten A 1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 

beschränken sich im Wesentlichen auf die Darstellung der Bestandsentwicklung. Die 

wesentlichen Veränderungen innerhalb des Bilanzpostens, insbesondere die im 

Haushaltsjahre 2020 geleistete Zuwendung für den Erweiterungsbau der Montessori-Kita mit 

Hort in Grünhufe in Höhe von 1.499 TEUR werden nicht näher erläutert. Bei der Zuwendung 

handelt es sich um die Weiterleitung von Fördermitteln aus dem Programm „Förderung der 

integrierten nachhaltigen Stadtentwicklung“ der Europäischen Union (EFRE-

Förderungsprogramm 2014 - 2020). Die Fördermittel werden gleichzeitig als Sonderposten 

ausgewiesen. Grundlage für die Weiterleitung der Fördermittel an den Montessori-Arbeitskreis 

Stralsund e.V. ist ein am 05.03.2019 geschlossener Vertrag. Darin verpflichtete sich die 

Hansestadt Stralsund zur Gewährung eines Zuschusses in Höhe von bis zu 1.500 TEUR. Mit 

Änderungsbescheid wurde die Zuwendung des Landes für den Erweiterungsbau der 

Montessori-Kita mit Hort in Grünhufe auf insgesamt 1.683 festgesetzt. Davon wurden 

1.499 TEUR im Haushaltsjahr 2020 und weitere Zuwendungen im Haushaltsjahr 2021 in Höhe 

von 162 TEUR ausgezahlt.  

Ein Beschluss des Hauptausschusses oder der Bürgerschaft zur Gewährung der Zuwendung 

konnte nicht festgestellt werden.  

Aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes wäre eine Erläuterung wesentlicher Veränderungen 

im Anhang zur Verbesserung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der 

Vermögensentwicklung sachgerecht.  

4.1.1.1.1 Gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen 

an solchen Werten (A 1.1.1) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 144.989,82 € 0,0%   

31.12.2020 158.953,73 € 0,0%  13.963,91 € 

31.12.2021 173.992,25 € 0,0%  15.038,52 € 

Unter dem Bilanzposten A 1.1.1 werden vorrangig Softwarelizenzen ausgewiesen. Der 

Bilanzwert erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr im Haushaltsjahr 2020 um 14 TEUR auf 

159 TEUR und im Haushaltsjahr 2021 um weitere 15 TEUR auf 174 TEUR. Den Zugängen 

standen jeweils planmäßige Abschreibungen (2020: 162 TEUR und 2021: 248 TEUR) 

gegenüber. Die wesentlichen Zugänge betreffen insbesondere:  

wesentliche Zugänge  Zugang 2020 Zugang 2021 

d.3ec Lizenzen d.3ecm eGov suite, Codia Software, Workflowtypen, Wartung 69.608,75 € 

P&I Loga3   25.882,50 € 

Softwarelösung proGOV für digitale Poststelle  35.762,80 € 9.023,77 € 

SKUBIS-Hallen/Raumvermietungssoftware für 5 Arbeitsplätze   17.873,80 € 

Office 2019 Standard SNLG   14.476,80 € 38.910,14 € 

Eine Prüfung der einzelnen Zugänge war nicht Gegenstand der Prüfung.  
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4.1.1.1.2 Geleistete Zuwendungen (A 1.1.2) 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 25.931.336,98 € 3,8%   

31.12.2020 23.725.194,53 € 3,5%  -2.206.142,45 € 

31.12.2021 23.960.718,80 € 3,5%  235.524,27 € 

Der Bilanzposten „Geleistete Zuwendungen“ umfasst Zuwendungen der Hansestadt 

Stralsund, die aufgrund ihrer Zweckbindung über mehrere Haushaltsjahre bilanziell zu 

erfassen und entsprechend der Nutzungs- bzw. Zweckbindungsdauer abzuschreiben sind.  

Der Bilanzwert der geleisteten Zuwendungen beträgt 23.725 TEUR zum 31.12.2020 und 

23.961 TEUR zum 31.12.2021. Gegenüber dem Vorjahr verringerte sich der Bilanzwert im 

Jahr 2020 um 2.206 TEUR und erhöhte sich im Jahr 2021 um 236 TEUR.  

Die wesentlichen Veränderungen beziehen sich aus Zugängen und Umbuchungen sowie 

Abschreibungen. Der Bilanzwert der geleisteten Zuwendungen sowie die Veränderungen in 

den Haushaltsjahren 2020 und 2021 stellen sich im Einzelnen wie folgt dar.  

Geleistet 
Zuwendungen und 
Anzahlungen 

31.12.2019 Zugänge / 
Umbuchungen 

2020 

Abschreibungen 
2020 

31.12.2020 Zugänge / 
Umbuchungen 

2021 

Abschreibungen 
2021 

31.12.2021 

  Angaben in EUR  

Städtebauliches 
Sondervermögen  

6.242.979,85  366.778,64  -293.727,39  6.316.031,10  647.993,50  -324.318,70  6.639.705,90  

        

    Altstadtinsel 5.986.517,99  402.109,46  -275.401,71  6.113.225,74  390.342,66  -324.318,70  6.179.249,70  

    Grünhufe 39.617,07  -35.330,82  - 4.286,25  21.200,00  - 25.486,25  

    Kleiner Wiesenweg - - - - - - - 

    Knieper West 216.844,79  - -18.325,68  198.519,11  128.526,47  - 327.045,58  

   Tribseer Vorstadt - - - - 107.924,37  - 107.924,37  
        

Weitere Geleistete 
Zuwendungen  

19.688.357,13  42.500,00  -2.321.693,70  17.409.163,43  2.017.712,36  -2.105.862,89  17.321.012,90  

        

   0121 - Geleistete    

   Zuwendungen 
1.451.543,02  - -78.461,78  1.373.081,24  - -78.461,79  1.294.619,45  

   0129 - Sonstige (…) 18.236.814,11  42.500,00  -2.243.231,92  16.036.082,19  2.017.712,36  -2.027.401,10  16.026.393,45  
        

Summe  25.931.336,98  409.278,64  -2.615.421,09  23.725.194,53  2.665.705,86  -2.430.181,59  23.960.718,80  

Im Rahmen der Prüfung wurden insbesondere die Zuwendungen an das Städtebauliche 

Sondervermögen sowie die sonstigen geleisteten Zuwendungen an die Stiftung Deutsches 

Meeresmuseum näher betrachtet.  

Geleistete Zuwendungen an Städtebauliche Sondervermögen 

Bei den geleisteten Zuwendungen an das Städtebauliche Sondervermögen fanden 

wesentliche Veränderungen statt.  

Der Bilanzwert der geleisteten Zuwendungen an die Städtebaulichen Sondervermögen 

erhöhte sich im Jahr 2020 von 6.243 TEUR zum 31.12.2019 auf 6.316 TEUR zum 31.12.2020. 

Die Veränderung von 73 TEUR ergibt sich aus Zugängen bzw. Umbuchungen von 367 TEUR 

und Abschreibungen von 294 TEUR.  

Im Jahr 2021 erhöhte sich der Bilanzwert weiter auf 6.640 TEUR. Dies entspricht einer 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr von 324 TEUR und ergibt sich aus Zugängen bzw. 

Umbuchungen von 648 TEUR sowie Abschreibungen von 294 TEUR.  

Die Abstimmung der in der Bilanz der Hansestadt Stralsund ausgewiesenen geleisteten 

Zuwendungen an die Städtebaulichen Sondervermögen mit vorgelegten Überteilungstabellen 
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und den vorläufigen Schlussbilanzen der Städtebaulichen Sondervermögen zum 31.12.2020 

und 31.12.2021 ergab keine Abweichungen. 

Weitere geleistete Zuwendungen 

Die wesentlichen Veränderungen bei den sonstigen geleisteten Zuwendungen ergeben sich 

aus Zugängen bzw. Umbuchungen sowie planmäßigen Abschreibungen. Im Haushaltsjahr 

2020 wurden Zugänge in Höhe von 43 TEUR und im Jahr 2021 in Höhe von insgesamt 

2.018 TEUR erfasst.  

Die Zugänge verteilen sich auf folgende Maßnahmen:  

Bezeichnung  Zugang 2020 Zugang 2021 

Investiver Zuschuss Meeresmuseum  42.500,00 € 34.000,00 € 

Investiver Zuschuss Erweiterungsbau Montessori Kita mit Hort Grünhufe   1.661.193,46 € 

Regenwasserhauptleitungen Radroute Franken, 1.BA Teil 2  REWA   143.859,31 € 

Regenwasserhauptleitungen Radroute Franken, 2.BA Teil 1 REWA   178.659,59 € 

Summe Zugänge  42.500,00 € 2.017.712,36 € 

Zuwendung für die Stiftung Deutsches Meeresmuseum 

Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 wurden investiv gebundene Zuwendungen (Sachkonto 

01290000) an die Stiftung Deutsches Meeresmuseum im Bilanzposten „Geleistete 

Zuwendungen“ ausgewiesen. Im Berichtszeitraum wurden hierfür insgesamt 76.500,00 EUR 

geleistet. Unter Berücksichtigung der planmäßigen Abschreibungen wurden 38.250,00 EUR 

zum 31.12.2020 und 30.600,00 EUR zum 31.12.2021 als Bilanzwerte ausgewiesen.  

Die Prüfung ergab, dass die Bilanzwerte aufgrund abweichender Zugangszeitpunkte jeweils 

um 2.125,00 EUR und 2.266,67 EUR zu gering ausgewiesen wurden. Der Ausweis der 

geleisteten Zuwendungen gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 GemHVO-Doppik wird bestätigt. Die 

Zuordnung zur Finanzrechnung der jeweiligen Haushaltsjahre war sachgerecht.  

4.1.1.1.3 Geleistete Investitionszuschüsse (A 1.1.3) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 19.372.499,73 €  2,9%   

31.12.2020 18.937.516,54 €  2,8%  -434.983,19 € 

31.12.2021 18.525.763,78 €  2,7%  -411.752,76 € 

Unter dem Bilanzposten A 1.1.3 „Geleistete Investitionszuschüsse“ werden von der 

Hansestadt Stralsund geleistete Zuschüsse für Investitionsmaßnahmen ausgewiesen. Der 

Bilanzwert verringerte sich gegenüber dem Vorjahr im Haushaltsjahr 2020 um 435 TEUR auf 

18.938 TEUR und im Haushaltsjahr 2021 um weitere 412 TEUR auf 18.526 TEUR.  

Die Veränderungen resultieren im Haushaltsjahr 2020 im Wesentlichen aus negativen 

Zugängen in Höhe von 108 TEUR, Umbuchungen in Höhe von 333 TEUR sowie 

Abschreibungen in Höhe von 660 TEUR. Die negativen Zugänge stehen im Zusammenhang 

mit Korrekturbuchungen, durch die zuvor ausgewiesene Investitionszuschüsse aufgehoben 

wurden. Der entsprechend Betrag wurde in die Kapitalrücklage der REWA eingelegt und 

erhöhte damit den Wert der Finanzanlage. Es wird auf Punkt 4.1.1.3.1 Anteile an verbundenen 

Unternehmen (…) in diesem Bericht verwiesen.  
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Im Haushaltsjahr 2021 erfolgten weder Zugänge noch Abgänge. Die Veränderungen ergeben 

sich aus Umbuchungen in Höhe von 251 TEUR und Abschreibungen in Höhe von 663 TEUR.   

Bezeichnung Maßnahme  Umbuchung 2020 Umbuchung 2021 

0640 Carl-Heydemann-Ring -  3.700,70 € 

1180 Große Parower  22.879,86 € -  

1280 Hainholzstraße  61.318,02 € 90.655,82 € 

1400 Hühnerberg 49.580,52 € 0,00 € 

2420 Reiferbahn -  58.311,81 € 

2760 Tribseer Damm  133.304,28 € 18.504,89 € 

2880 Voigdehagen Ortslage  -18.267,35 € -  

2910 Wallensteinstraße  -  80.011,15 € 

DB Netz AG  Bahnübergang Dänholm 83.777,93 € -  

Summe  332.593,26 € 251.184,37 € 

Im Rahmen der Prüfung wurden insbesondere die im Zusammenhang mit 

Investitionsmaßnahmen geleisteten Investitionszuschüsse betrachtet. Die hierzu 

vorgenommenen Prüfungen werden unter dem Bilanzposten „Anlage im Bau“ (Punkt 4.1.1.2.2) 

dargestellt, da die Zuschüsse im Zusammenhang mit den dort geprüften 

Investitionsmaßnahmen stehen.  

Prüfungsfeststellungen aus Vorjahren  

Einzelne Feststellungen aus der Prüfung des Jahresabschlusses 2018 waren zum 

Berichtszeitpunkt noch nicht ausgeräumt. Die betreffenden Sachverhalte wurden bereits im 

Prüfbericht des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 dargestellt. Es wird auf die Ausführungen 

auf den Seiten 33 bis 39 sowie auf den Teilprüfungsvermerk zu den geleisteten 

Investitionszuschüssen vom 09.06.2023 verwiesen.  Eine Stellungnahme der Verwaltung liegt 

zum Berichtszeitpunkt nicht vor.  

4.1.1.1.4 Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände (A 1.1.5) 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 1.589.017,81 €  0,2%   

31.12.2020 3.041.558,36 €  0,4%  1.452.540,55 € 

31.12.2021 1.862.411,20 €  0,3%  -1.179.147,16 € 

Unter dem Bilanzposten A 1.1.5 „Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögens-

gegenstände“ werden insbesondere geleistete Anzahlungen auf Zuwendungen an 

Städtebauliche Sondervermögen sowie weitere Anzahlungen ausgewiesen. Der Bilanzwert 

erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr im Haushaltsjahr 2020 um 1.453 TEUR auf 3.042 TEUR 

und verringerte sich im Haushaltsjahr 2021 um 1.179 TEUR auf 1.862 TEUR. Die wesentliche 

Veränderung im Haushaltsjahr 2020 resultiert aus der geleisteten Zuwendung für den 

Erweiterungsbau Montessori Kita mit Hort Grünhufe in Höhe von 1.499 TEUR. Daneben 

erhöhte sich die geleistete Anzahlung auf Zuwendungen an das Städtebauliche 

Sondervermögen „Altstadtinsel“ im Jahr 2021 um 302 TEUR auf 436 TEUR. Im Jahr 2021 

verringerte sich der Bilanzwert insbesondere aufgrund der Umbuchung der im Vorjahr 

ausgewiesenen Zuwendung für den Erweiterungsbau der Montessori-Kita. 
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Die Entwicklung des Bilanzpostens ist im Wesentlichen auf Zu- und Abgänge bzw. 

Umbuchungen im Zusammenhang mit den einzelnen Maßnahmen zurückzuführen.  

Anzahlungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände 

Buchwert 
31.12.2019 

Buchwert 
31.12.2020 

Buchwert 
31.12.2021 

SSV „Altstadtinsel“ 325.517,81 € 133.559,31 € 435.807,60 € 

01990.40014 Anzahlung Zuwendung Lutherkirche  1.263.500,00 € 1.408.500,00 € 1.408.500,00 € 

Erweiterungsbau Montessori Kita mit Hort Grünhufe - 1.499.499,05 € - 

AiB Digitalpakt  199040017 - - 8.959,01 € 

AiB Umsetzung Digitalpakt  199040018 - - 9.144,59 € 

Summe  1.589.017,81 € 3.041.558,36 € 1.862.411,20 € 

Im Rahmen der Prüfung wurde insbesondere die geleistete Anzahlung auf Zuwendungen an 

das Städtebauliche Sondervermögen betrachtet.  

Geleistete Anzahlungen auf Zuwendungen an das Städtebauliche Sondervermögen 

Der zum 31.12.2020 ausgewiesene Bilanzwert in Höhe von 134 TEUR sowie der zum 

31.12.2021 ausgewiesene Bilanzwert in Höhe von 436 TEUR stimmen mit den 

entsprechenden Bilanzwerten des Städtebaulichen Sondervermögens „Altstadtinsel“ überein. 

Die Abstimmung der im Kernhaushalt ausgewiesenen Beträge mit den vorgelegten 

Überleitungstabellen und den vorläufigen Bilanzen des Städtebaulichen Sondervermögens 

ergab keine Abweichungen.  

 Sachanlagen 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 487.660.935,43 € 72,0%   

31.12.2020 490.014.462,85 € 71,7%  2.353.527,42 € 

31.12.2021 500.375.378,50 € 72,4%  10.360.915,65 € 

Das Sachanlagevermögen hat sich im Zeitraum 2019 bis 2021 insgesamt um 12.714 TEUR 

erhöht. Die Entwicklung ist insbesondere auf die Zugänge bei den geleisteten Anzahlungen 

und Anlagen im Bau sowie bei den Gebäuden, Bauwerken und Außenanlagen 

zurückzuführen. Demgegenüber ist insbesondere beim Infrastrukturvermögen ein Rückgang 

des Restbuchwertes zu verzeichnen.  

Das Infrastrukturvermögen stellt einen wesentlichen Bestandteil des Sachanlagevermögens 

dar. Hierunter fallen insbesondere Straßen, Wege und Plätze sowie Brücken und Tunnel und 

sonstige ingenieurtechnische Anlagen. In den Jahren 2020 und 2021 überstiegen die 

Abschreibungen auf das Infrastrukturvermögen die Zugänge und Umbuchungen um 

insgesamt rund 2 Mio. EUR. Dies weist darauf hin, dass der Werteverzehr des 

Infrastrukturvermögens in diesem Zeitraum nicht vollständig durch entsprechende Zugänge 

kompensiert wurde.  

Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Entwicklung des Sachanlagevermögens werden in der 

nachfolgenden Darstellung die Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte sowie das 

übrige Sachanlagevermögen getrennt betrachtet. Dabei werden die Abschreibungen sowie die 

Zugänge, Abgänge und Umbuchungen für den Zeitraum 2020/2021 den jeweiligen 

Restbuchwerten zum 31.12.2019 und 31.12.2021 gegenübergestellt.  
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4.1.1.2.1 Infrastrukturvermögen  
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 247.258.049,81 € 36,5%   

31.12.2020 245.785.500,69 € 36,0%  -1.472.549,12 € 

31.12.2021 245.345.860,21 € 35,5%  -439.640,48 € 

Das Infrastrukturvermögen verringert sich im Haushaltsjahr 2020 gegenüber dem Vorjahr um 

1.473 TEUR auf 245.786 TEUR. Im Haushaltsjahr 2021 verringerte sich der Bilanzwert um 

weitere 440 TEUR auf 245.346 TEUR. Der Anteil des Infrastrukturvermögens an der 

Bilanzsumme ging damit von 36,5 Prozent zum 31.12.2019 auf 35,5 Prozent zum 31.12.2021 

zurück.  

Die Veränderungen im Haushaltsjahr 2020 ergeben sich aus Abschreibungen von 

5.959 TEUR und Zugängen, Abgängen sowie Umbuchungen in Höhe von 4.486 TEUR. Im 

Haushaltsjahr 2021 standen den Zugängen, Abgängen sowie Umbuchungen in Höhe von 

5.403 TEUR Abschreibungen von 5.843 TEUR gegenüber.  

Zum 31.12.2021 entfielen vom Infrastrukturvermögen in Höhe von 245.346 TEUR rund 

125.063 TEUR (51 Prozent) auf den Bereich Grund und Boden und rund 120.282 TEUR 

(49 Prozent) auf die übrigen Bestandteile des Infrastrukturvermögens.  

Wesentliche Zugänge beim Grund und Boden des Infrastrukturvermögens betreffen u. a. 

folgende Vorgänge:  

Sachanlagevermögen   31.12.2019  

Ab-
schreibungen 

2020/2021   

Zugänge, 
Abgänge, 

Umbuchungen 
2020/2021   31.12.2021 

     in EUR   in EUR   in EUR   in EUR  
          

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte          
(ohne Umlaufvermögen)  207.811.844   -  -225.832   207.586.012  

 Infrastrukturvermögen (04)  124.821.458   -  241.911   125.063.369  

 unbebaute und bebaute Grundstücke (022-039)  80.786.811   -  -469.974   80.316.837  

 Wald, Forsten (021)  2.028.232   -  5.403   2.033.634  

 Kunstgegenstände (06)  170.370   -  -  170.370  

 Anzahlung Grund und Boden (09)  4.973   -  -3.172   1.802  

Infrastrukturvermögen (ohne Grundstücke)   122.436.592   -11.801.532   9.647.431   120.282.491  

 Straßen, Wege, Plätze usw.   76.820.431   -8.904.115   7.381.370   75.297.687  

 Brücken, Tunnel, ingenieurtechnische Anlagen  11.065.238   -595.180   14.328   10.484.386  

 sonstiges Infrastrukturvermögen   34.550.922   -2.302.237   2.251.733   34.500.418  

Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau (ohne 
Grundstücke ) 

 19.190.628   -  9.566.354   28.756.982  

 Anlagen im Bau - Hochbau   16.019.507   -  6.842.545   22.862.051  

 Anlagen im Bau - Tiefbau  1.238.609   -  1.471.092   2.709.702  

 Anzahlung SAV - öffentlich nutzbaren Objekten SSV  1.932.512   -  1.250.658   3.183.170  

 Anzahlung SAV  -  -  2.059   2.059  

Gebäude, Bauwerke, Außenanlagen, usw.   88.147.932   -6.219.465   12.292.762   94.221.229  

Bauten auf fremdem Grund und Boden  98.571   -18.002   73.122   153.691  

Kunstgegenstände, Denkmäler  40.063.062   -197.581   3.670   39.869.151  

Maschinen, technische Anlagen, Fahrzeuge  7.178.329   -2.290.255   1.461.320   6.349.394  

Betriebs- und Geschäftsausstattung  2.721.630   -3.023.911   3.441.367   3.139.086  

Pflanzen und Tiere  12.348   -1.607   6.603   17.343  

Summe    487.660.935   -23.552.354   36.266.797   500.375.379  
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- 2020: Übertragung Straßengrundstücke nach Abschluss B-Plan 53 (51 TEUR) 

- 2021: Nachträgliche Erfassung von einem Grundstück (132576-46-31-1-0), das zum 

Zeitpunkt der Eröffnungsbilanz bereits im Eigentum der Hansestadt Stralsund stand 

als Korrektur der Eröffnungsbilanz (11 TEUR) 

- 2021: Ankauf 132576-37-8-9-0 Schwarze Kuppe, Kaufvertrag UR 1217/2021 Notarin 

Albert, Beschlussvorlage H 0073/2021 (98 TEUR) - Prüfungsanmerkungen unter 

Grundstücke (Punkt 4.1.1.2.3) 

Wesentliche Zugänge bei den Straßen, Wegen und Plätzen betreffen insbesondere die 

Übernahme bzw. Aktivierung von Infrastrukturmaßnahmen. Hierzu zählen unter anderem 

folgende Vorgänge:  

- 2020: kostenlose Übernahme öffentlicher Flächen aus B-Plan 53 Kleiner Wiesenweg 

von der SES (865 TEUR)  

- 2020: kostenlose Übernahme öffentlicher Flächen aus B-Plan 49.2 Köhlersche Gärten 

von der Landesgrunderwerb Mecklenburg-Vorpommern GmbH (628 TEUR)  

- 2020/2021: Tribseer Damm (rund 1.377 TEUR) - Prüfungsanmerkungen unter 

Anlagen im Bau - Tiefbau 

- 2020/2021: Hainholzstraße 1. BA und 2. BA (rund 685 TEUR) - Prüfungs-

anmerkungen unter Anlagen im Bau - Tiefbau 

- 2020/2021: Radroute Franken (rund 842 TEUR) 

Im Bereich des sonstigen Infrastrukturvermögens sind insbesondere die Spundwand 

Freizeitbereich Sundpromenade (1.035 TEUR) sowie die nördliche Hafeninsel – (Gesetzliche 

Vermögenszuordnung gemäß § 2 Absatz 1 Satz 6 VZOG i. V. m. Einigungsprotokoll vom 

27.01.2016: 1.023 TEUR) hervorzuheben.  

Im Rahmen der Prüfung wurden insbesondere die Aktivierungen von Anlagen im Bau 

betrachtet. Die hierzu vorgenommenen Prüfungen werden unter dem Punkt 4.1.1.2.2.2 

„Anlage im Bau - Tiefbaumaßnahmen“ dargestellt.  

4.1.1.2.2 Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen, Anlagen im Bau  
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme    Veränderung 

31.12.2019 19.195.600,99 € 2,8%   
31.12.2020 21.801.395,05 € 3,2%  2.605.794,06 € 

31.12.2021 28.758.783,61 € 4,2%  6.957.388,56 € 
 

Der Bilanzposten „Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen, Anlagen im Bau“ erhöhte sich im 

Prüfungszeitraum von 19.196 TEUR auf 28.759 TEUR. Der Anteil an der Bilanzsumme stieg 

von 2,8 Prozent zum 31.12.2019 über 3,2 Prozent auf 4,2 Prozent zum 31.12.2021.  

Die wesentlichen Bestandteile des Bilanzpostens sind in der nachfolgenden Tabelle 

dargestellt.  
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Zeilenbeschriftungen  

Restbuchwert   
(Angaben in TEUR)  

Anteil 2021  
am 

Bilanzposten  Bezeichnung   31.12.2019 31.12.2020 31.12.2021  

Hochbaumaßnahmen       16.019,5      18.866,0      22.862,1   79,5% 

Tiefbaumaßnahmen         1.238,6        1.195,1        2.709,7   11,1% 

geleistete Anzahlungen für Maßnahmen an 
öffentlich nutzbaren Objekten im SSV  

       1.932,5        1.735,0        3.183,2   9,4% 

Sonstige geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen               5,0               5,2               3,9   0,0% 

 

Allgemeine Feststellungen zur Prüfung der Aktivierungen im Sachanlagevermögen 

Im Rahmen der geprüften Maßnahmen erfolgte die Auswahl der Buchungskonten 

entsprechend dem landeseinheitlichen Kontenrahmenplan und die Festlegung der Nutzungs- 

und Restnutzungsdauern auf Grundlage der landeseinheitlichen Abschreibungstabelle. 

Planmäßige Abschreibungen erfolgten entsprechend § 34 Absatz 1 GemHVO-Doppik M-V in 

gleichen Jahresraten. 

Die Dokumentationen der Aktivierungen lagen im Wesentlichen vor und wurden auf Nachfrage 

des Rechnungsprüfungsamtes teilweise ergänzt. 

Die Prüfung gestaltete sich umständlich, da die eingereichten Dokumentationen überwiegend 

nicht lückenlos vorliegen und den jeweiligen Vorgang nicht in Gänze nachvollziehbar 

darstellen. Soweit die abschließenden Buchungen durch die Anlagen- und 

Geschäftsbuchhaltung abweichend von den Bewertungen und Zuarbeiten der Fachämter 

erfolgt sind, waren Begründungen oder übersichtliche Aktenvermerke nicht in jedem Fall 

aktenkundig. 

Die die Buchung begründenden Unterlagen, wie insbesondere Rechnungen, 

Fördermittelunterlagen, Abgangsmeldungen, Nachweise zur Fertigstellung oder 

Nutzungsaufnahme oder auch Abnahmeprotokolle standen regelmäßig nicht oder nur 

teilweise zur Verfügung. In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass Übersichten zu 

Kostenzusammenstellungen zwar hilfreich zur Darstellung des Vorgangs sind, allerdings 

Rechnungen als begründende Unterlagen nicht ersetzen. 

Eigene Berechnungen und das Generieren von Anlagenkarten waren erforderlich, um die 

Prüfungsgrundlage zu vervollständigen. 

Das geordneten Vorhalten sämtlicher begründender Unterlagen, erläuternder 

Aktennotizen und nachvollziehbarer Berechnungen dient nicht nur der Erfüllung der 

Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten entsprechend der GoBD, sondern ist auch 

zwingende Voraussetzung für eine effektive Prüfungsdurchführung.  

4.1.1.2.2.1 Anlagen im Bau – Hochbaumaßnahmen  

Die Hochbaumaßnahmen stellen mit einem Restbuchwert von 22.862 TEUR zum 31.12.2021 

den größten Bestandteil des Bilanzpostens „Anlagen im Bau“ dar und entsprechen 

79,5 Prozent des Bilanzpostens.  
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Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 29 Hochbaumaßnahmen ausgewiesen:  

- Bei acht Hochbaumaßnahmen erfolgte im Berichtszeitraum eine Aktivierung bzw. 

Umbuchung mit einem Buchwert von insgesamt 12.644 TEUR.  

- Fünf Maßnahmen wiesen in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 keine Veränderungen 

auf.  

- Für 16 Maßnahmen erfolgte bis zum Bilanzstichtag 31.12.2021 keine Aktivierung.  

 

Hochbau- 
maßnahmen 

Buchwert  
zum 

31.12.2019 

+ 
Zugänge 

2020 

+ 
Umbuchungen 
(RBW) 2020 

Buchwert  
zum 

31.12.2020 

+ 
Zugänge 

2021 

- 
Abgänge 
(RBW) 
2021 

+ 
Umbuchungen 
(RBW) 2021 

Buchwert  
zum 

31.12.2021 

  Angaben in TEUR  

Anlagen im Bau 
im Bereich 
Hochbau 

16.019,5  6.157,8  -3.311,3  18.866,0  12.587,7  263,5  -8.328,1  22.862,1  

davon geprüft 9.665,9  875,6  -3.310,5  7.230,9  -  - -5.360,9  1.870,0  

                  

 - GS Ferdinand- 
   von-Schill  

5.360,9  -   -   5.360,9  -  - -5.360,9  -  

 - Zentraldepot   
   Schweden-  
   schanze 

4.305,0  -   -4.305,0  - - - -  - 

 - Fährwall 18    
   Berufs- 
   feuerwehr  

-   875,6  994,4  1.870,0  -   -   -   1.870,0  

 

Von den 29 Hochbaumaßnahmen wurden drei Maßnahmen mit einem Buchwert von 

insgesamt 11.536 TEUR vertieft geprüft.  

Die Auswahl der vertieften geprüften Maßnahmen erfolgte risikoorientiert anhand der 

Buchwerte, der im Prüfungszeitraum erfolgten Aktivierungen sowie festgestellter besonderer 

Sachverhalte.  

Prüfungsfeststellungen zu den Hochbaumaßnahmen  

 Nachholung der unterlassenen Aktivierung - Grundschule „Ferdinand von Schill“ 

(5.359 TEUR) (Nutzung ab 2019) - SSV „Grünhufe“ 

In den Jahren 2017 bis 2019 wurde innerhalb des SSV „Grünhufe“ das Gebäude der 

Grundschule "Ferdinand von Schill" und der "Ernst von Haselberg"-Förderschule umfangreich 

saniert und zum Beginn des Schuljahres 2019/2020 am 12.09.2019 wiedereröffnet. 

Im Rahmen der Baumaßnahme wurden die Entkernung der Innenbereiche, die Neuverlegung 

von Installationen inklusive Belüftung, die Erneuerung von Fenstern und Fassade, die 

Schaffung eines barrierefreien Zugangs sowie die Schadstoffbeseitigung im Dach- und 

Innenbereich durchgeführt. Die Maßnahme wurde durch Städtebaufördermittel und Mittel aus 

der Sonderbedarfszuweisung gemäß § 20 FAG M-V anteilsfinanziert. Die Fertigstellung des 

Gebäudes erfolgte im August 2019, die der Außenanlagen im Dezember 2019. 

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtkosten in Höhe von 5.359 TEUR. Davon wurden Kosten 

in Höhe von 84 TEUR als Aufwand gebucht. Aus dem Restbuchwert der Bestandsanlage in 

Höhe von 1.604 TEUR und den als investiv eingestuften Herstellkosten in Höhe von 

5.275 TEUR ergibt sich ein neuer Buchwert in Höhe von 6.880 TEUR. Demgegenüber wurden 

Sonderposten in Höhe von 3.338 TEUR ausgewiesen.  
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Im Haushaltsjahr 2021 erfolgte die Nachaktivierung der Herstellkosten zu 01/2021. Für den 

Zeitraum bis zum eigentlichen Fertigstellungszeitpunkt 08/2019 erfolgte der Ausweis einer 

außerplanmäßigen Abschreibung. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Die aus der Städtebauförderung resultierenden Sonderposten wurden nicht allen damit 

finanzierten Vermögensgegenständen zugeordnet. Die Ausweisung der übrigen 

Sonderposten sowie deren ertragswirksame Auflösung erfolgte entsprechend 

§ 37 Absatz 2 GemHVO-Doppik M-V analog zur Abschreibung des damit finanzierten 

Vermögensgegenstandes. 

- Der Einzelbewertungsgrundsatz nach § 32 GemHVO-Doppik M-V wurde grundsätzlich 

eingehalten. Allerdings erfolgte eine Aufsplittung des Bestandsgebäudes in zwei 

Vermögensgegenstände anhand der Nutzungen. Eine selbständige Bewertbarkeit und 

Verkehrsfähigkeit wurde nicht belegt. Diese von der Bewertung des Fachamtes 

abweichende Einschätzung wurde zudem nicht begründet. 

- Teilabgänge im Gebäude sowie im Außenbereich blieben unberücksichtigt. 

Dahingehende begründende Unterlagen liegen nicht vor. Somit werden die 

Restbuchwerte dahingehend zu hoch ausgewiesen.  

- Die vorliegenden Unterlagen sind hinsichtlich der Einschätzung der als nichtinvestiv 

eingeordneten Kostenbestandteile nicht voll umfänglich aussagekräftig, lassen aber 

erkennen, dass die als Aufwand eingestuften Leistungen zumindest in Teilen 

(Bauvorbereitung, Baufeldfreimachung, Wiederherstellung nach Abschluss der 

Baumaßnahme) in einem sachlichen Zusammenhang mit der Baumaßnahme stehen 

und damit den investiven Kosten zuzuordnen sind. Die Anschaffungs- und 

Herstellungskosten sind somit zu gering ausgewiesen. 

- Der Inbetriebnahmezeitpunkt der Sitzmöbel im Gesamtwert von 12 TEUR wurde 

ausweislich der vorliegenden Schlussrechnung und des Abnahmeprotokolls um ein 

Jahr verfrüht bestimmt. Folglich sind sowohl die außerplanmäßige als auch die 

planmäßige Abschreibung in Höhe und Zeitpunkt nicht sachgerecht. Analog verhält es 

sich mit den zugehörigen Sonderposten.  

- Die Nutzungsdauer des Gebäudes wurde um 7 Monate verlängert. Die 

Gebäudebewertung zur Begründung der Verlängerung der Nutzungsdauer ist nicht 

aktenkundig. 

Eine Stellungnahme der Verwaltung liegt zum Zeitpunkt der Berichterstattung nicht vor.  

 Nachholung der unterlassenen Aktivierung - Zentraldepot Schwedenschanze 

(4.637 TEUR) (Nutzung ab 2018) - SSV „Altstadtinsel“ 

Der im SSV „Altstadtinsel“ erfolgte Umbau der Nachrichtenzentrale Schwedenschanze zum 

Zentraldepot für die Kulturgüter der Hansestadt Stralsund wurde am 04.05.2018 zur Nutzung 

übergeben. Der Baumaßnahme mit Gesamtkosten in Höhe von 4.305 TEUR ging der Ankauf 

des Grundstückes vom 15.12.2014 (Nutzen-/Lastenwechsel zum 01.01.2015) mit einem 

Kaufpreis von 323 TEUR voraus.  

Die Baumaßnahme umfasste den Innenausbau nebst -einrichtung, die Dacherneuerung, den 

Anbau eines Aufzuges, sowie Leistungen im Bereich Außenanlage. Begründende Unterlagen 
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zur Umsetzung und Fertigstellung der Baumaßnahme wie insbesondere Rechnungen, 

Abnahmeprotokolle, Anordnungen, Abgangs- und Fertigstellungsmeldungen lagen nicht vor. 

Die Höhe der Anschaffungs- und Herstellungskosten und der zugehörigen Sonderposten 

konnte nur anhand der Kostenaufstellung der SES auf Plausibilität geprüft werden, die 

ebenfalls als Grundlage zur Aktivierung der Baumaßnahme diente.  

Baukosten in Höhe von 9 TEUR blieben für die Aktivierungen zum Doppeljahresabschluss 

2020/2021 unberücksichtigt, so dass zum Bilanzstichtag 31.12.2021 Anschaffungs- und 

Herstellungskosten in Höhe von 4.637 TEUR ausgewiesen werden. Die Aktivierung erfolgte in 

01/2018 für den Ankauf mit 323 TEUR und für den Umbau in 01/2020 zum mit 4.305 TEUR.  

Die Maßnahme wurde durch Städtebaufördermittel von Bund und Land in Höhe von 

2.678 TEUR anteilsfinanziert. Zusätzlich sind Sonderposten aus Zuwendungen Dritter in Höhe 

53 TEUR ausgewiesen. Insgesamt werden Sonderposten in Höhe von 2.731 TEUR 

ausgewiesen. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Die erfolgte Nachaktivierung der Anschaffungskosten in 01/2018 ist nicht sachgerecht, 

da der Nutzen-Lasten-Wechsel gemäß Kaufvertrag am 01.01.2015 stattfand, 

Voraussetzung war die Kaufpreishinterlegung auf einem Notaranderkonto. Der 

Nachweis des Zahlungseingangs ist nicht aktenkundig.  

- Die Aktivierung der Kosten des Umbaus zu 01/2020 ist nicht sachgerecht. Der 

Zeitpunkt der Fertigstellung ist spätestens für den Tag der Einweihung am 04.05.2018 

anzusetzen. 

- Verbunden mit den Nachaktivierungen wurden außerplanmäßige Abschreibungen zum 

eigentlichen Zeitpunkt des Besitzübergangs/ Fertigstellungszeitpunkt vorgenommen.  

- Die Ermittlung der Anschaffungs- und Herstellungskosten zum Umbau bezogen auf die 

einzelnen Vermögensgegenstände ist nicht sachgerecht erfolgt und beinhaltete 

Rechenfehler. Planungs- und Baunebenkosten wurden teilweise nicht auf die 

einzelnen Vermögensgegenstände aufgeteilt, zudem waren Kosten der 

Einweihungsfeier enthalten, die als Aufwand einzuordnen sind. 

- Der Einzelbewertungsgrundsatz nach § 32 GemHVO-Doppik M-V wurde nicht 

eingehalten. Im Rahmen der durchgeführten Aktivierung sind verschiedene 

Vermögensgegenstände zu einer Anlagennummer zusammengefasst worden wie 

beispielsweise aus dem Bereich der Außenanlagen (Los 23: 340m Maschendrahtzaun, 

5 m Doppeltor, 1.445 m² Pflasterfläche, 8 Stück Straßenbeleuchtungsanlagen inkl. 

220 m Kabel, Böschungen, 3.600 m² Bankette/ Rasen). 

- Die Ausweisung der Sonderposten sowie deren ertragswirksame Auflösung erfolgte 

prinzipiell entsprechend § 37 Absatz 2 GemHVO-Doppik M-V analog zur Abschreibung 

des damit finanzierten Vermögensgegenstandes, ist aber aufgrund der Nichteinhaltung 

des Grundsatzes der Einzelbewertung und der fehlerhaften Ermittlung der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten ebenfalls nicht korrekt. 

- Die aus der durchgeführten Schadstoffsanierung im Dachbereich bedingten 

Teilabgänge des Gebäudebestandes blieben unberücksichtigt. Abgangsmeldungen 

dazu liegen nicht vor. Somit sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten 

dahingehend zu hoch bewertet.  
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- Die abgebrochenen Teile der Außenanlage wurden nicht berücksichtigt, da diese auf 

Grundlage des Wertgutachtens zum Ankauf, ohne „gesonderte Werthaltigkeit“ waren 

und außer Betracht gelassen wurden. 

- Inwieweit Kosten im zeitlichen Kontext sachgerecht aktiviert wurden, kann nach 

Aktenlage nicht beurteilt werden, da die Leistungszeiträume daraus nicht hervorgehen. 

Ausweislich der Kostenaufstellung der SES sind nach dem 01.01.2020 noch 

Rechnungen im Wert von 204 TEUR eingegangen. 

- Die Restnutzungsdauer des Gebäudes nach Umbau wurde mit 100 Prozent 

entsprechend der landeseinheitlichen Abschreibungstabelle angesetzt. Die 

Gesamtnutzungsdauer von grundhaft erneuerten Gebäuden kann nach 

Immobilienwertermittlungsverordnung maximal 90 Prozent der Gesamtnutzungsdauer 

betragen. Die Ermittlung der Restnutzungsdauer ist nicht dokumentiert.  

- Der Ausweis der Sonderposten aus Zuwendungen Dritter in Höhe von 53 TEUR ist 

nicht sachgerecht. Es handelt sich um einen Teilbetrag aus Mitteln des Bundes aus 

dem Programm der Beauftragten für Kultur und Medien „Investitionen in nationale 

Kultureinrichtungen in Ostdeutschland (Invest-Ost) 2017“ in Höhe von 57 TEUR. 

Zuwendungszweck ist die Ausstellungs- und Entwurfsplanung für das STRALSUND 

MUSEUM für alle drei Gebäudeteile (Mönchstraße 25-28). Der Sonderposten ist 

dementsprechend ausschließlich diesem Projekt zuzuordnen.   

Nach Auskunft der der Verwaltung liegen keine begründenden Unterlagen vor. 

Eine Stellungnahme der Verwaltung liegt zum Zeitpunkt der Berichterstattung nicht vor. 

 Unterlassene Aktivierung - Fährwall 18/ Berufsfeuerwehr (1.870 TEUR) (Nutzung ab 2020) 

Der im SSV „Altstadtinsel“ erfolgte Umbau der Gebäude der Berufsfeuerwehr der Hansestadt 

Stralsund wurde mit Schreiben der SES am 29.09.2020 in die Zuständigkeit der Hansestadt 

Stralsund übergeben. Die Baumaßnahme mit Gesamtkosten in Höhe von 1.870 TEUR und 

Sonderposten in Höhe von jeweils 438 TEUR wurde im Zuge des Jahresabschlusses 2020 in 

die Bilanz des Kernhaushalts übernommen. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Abweichend vom eigentlichen Aktivierungszeitpunkt (09/2020) erfolgt der Ausweis zum 

31.12.2020 und zum 31.12.2021 weiterhin unter den Anlagen im Bau. Entsprechend 

werden für die Haushaltsjahre 2020/2021 keine Abschreibungen und keine Erträge aus 

der Auflösung von Sonderposten ausgewiesen. 

Nach Mitteilung der Verwaltung vom 20.03.2026 erfolgt die Nachholung der 

unterlassenen Aktivierung im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses 2022. 

 Fortgesetzte unterlassene Aktivierung von Vermögensgegenständen / Anlagen im Bau – 

ohne Veränderungen in den Haushaltsjahren 2020 und 2021  

Im Bilanzposten „Anlagen im Bau“ werden zum 31.12.2021 fünf Hochbaumaßnahmen mit 

einem Buchwert von insgesamt 2.333 TEUR ausgewiesen, die in den Haushaltsjahren 2020 

und 2021 keine Veränderungen aufweisen.  
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Jahr der 
Übergabe 
an KH 

Bezeichnung der Maßnahme  AHK  
Buchwert zum 

31.12.2021 

Sonderposten  
Buchwert zum 

31.12.2021 

Eigen-
anteil 
HST 

Prüfung 

                    Angaben in TEUR   

2012 Schillstraße  Traufständerhaus  191,7  173,1  18,6  

Nachaktivierung im 
Haushaltsjahr 2022 

2012 Schillstraße  Langhaus  1.292,2  1.166,8  125,4  

2013 Welterbeprojekt Schillstraße Heller Gang  283,8  251,6  32,3  

2017 Haus Wiesenblume - Wiesenstraße 9  437,5  218,7  218,7  2022 weiterhin 
Anlage im Bau 

2018 Mönchstr. 25-28 Ausstellung Phase IIa, 127,6  75,3  52,3  2022 weiterhin 
Anlage im Bau 

    2.332,8  1.885,5  447,3    

Die Maßnahmen wurden bereits in den Jahren 2012, 2013, 2017 und 2018 von den 

städtebaulichen Sondervermögen auf den Kernhaushalt übertragen. Seit der Übertragung 

erfolgte weder eine Aktivierung der Vermögensgegenstände noch eine Umbuchung der 

Aufwendungen. Die Maßnahmen werden somit über einen längeren Zeitraum unverändert im 

Bilanzposten „Anlage im Bau“ geführt.  

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass drei aus den Jahren 2012 und 2013 

stammenden Maßnahmen „Schillstraße“ im Haushaltsjahr 2022 nachträglich aktiviert wurden 

und seitdem nicht mehr unter den Anlagen im Bau ausgewiesen werden. Zum Bilanzstichtag 

31.12.2021 bestand jedoch weiterhin ein unzutreffender Ausweis als Anlagen im Bau.  

Für die beiden übrigen Maßnahmen „Haus Wiesenblume - Wiesenstraße 9 (2017)“ und 

„Mönchstr. 25-28 Ausstellung Phase IIa (2018)“ bestand auch über den Bilanzstichtag hinaus 

innerhalb der Verwaltung weiterhin Klärungsbedarf. Den Unterlagen sind keine 

nachvollziehbaren Begründungen für den fortlaufenden Ausweis als Anlage im zu entnehmen.  

Die Verwaltung sollte die weitere bilanzielle Behandlung der betroffenen Maßnahmen prüfen 

und für jeden Einzelfall nachvollziehbar dokumentieren. Hierbei ist insbesondere darzulegen, 

aus welchen Gründen bislang keine Aktivierung oder anderweitige bilanzielle Zuordnung 

erfolgt ist und welche weiteren Maßnahmen vorgesehen sind.  

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet wiederholt den fortdauernden Ausweis der 

genannten Maßnahmen als Anlage im Bau. Die unterlassene Aktivierung der 

Vermögensgegenstände führt zu einer fehlerhaften Abbildung des Anlagevermögens sowie 

der Ergebnisrechnung, da Abschreibungen und Erträge aus der Auflösung der Sonderposten 

nicht periodengerecht erfasst werden. Der Sachverhalt wurde bereits im Schlussbericht über 

die Prüfung des Jahresabschlusses 2019 beanstandet. Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 war 

die Aktivierung der Maßnahmen weiterhin nicht erfolgt. 

4.1.1.2.2.2 Anlagen im Bau – Tiefbaumaßnahmen  

Die Tiefbaumaßnahmen weisen zum 31.12.2021 einen Restbuchwert von 2.710 TEUR aus. 

Sie entsprechen 9,4 Prozent des Bilanzpostens „Anlagen im Bau“.   

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 72 Tiefbaumaßnahmen ausgewiesen: 

- Bei 43 Maßnahmen erfolgte eine vollständige Aktivierung bzw. Umbuchung mit einem 

Buchwert von insgesamt 4.169 TEUR.  

- Fünf Maßnahmen mit einem Buchwert von 53 TEUR wiesen in den Haushaltsjahren 

2020 und 2021 keine Veränderungen auf.  
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- Bei zehn Maßnahmen erfolgte eine teilweise Aktivierung bzw. Umbuchung insgesamt 

in Höhe von 5.410 TEUR. Zum 31.12.2021 verbleibt hierfür ein Buchwert in Höhe von 

1.495 TEUR. 

- Für 14 weitere Maßnahmen mit einem Buchwert von 1.161 TEUR war bis zum 

Bilanzstichtag 31.12.2021 keine Aktivierung erfolgt.  

Von den 72 Tiefbaumaßnahmen wurden sechs Maßnahmen mit einem Buchwert von 

insgesamt 3.018 TEUR vertieft geprüft. Die Auswahl der vertieften geprüften Maßnahmen 

erfolgte risikoorientiert anhand der Buchwerte, der im Prüfungszeitraum erfolgten 

Aktivierungen sowie festgestellter besonderer Sachverhalte.  

Die nachfolgende Übersicht stellt die Bilanzwerte der Anlagen im Bau im Bereich Tiefbau zu 

den Bilanzstichtagen 31.12.2019, 31.12.2020 und 31.12.2021 sowie deren Veränderungen in 

den Haushaltsjahren 2020 und 2021 dar.  

Tiefbaumaßnahmen 

Buchwert  
zum 

31.12.2019 

 + 
Zugänge 

2020 

 - 
Abgänge 
(RBW) 
2020 

+ 
Umbuchungen 
(RBW) 2020 

Buchwert  
zum 

31.12.2020 

 + 
Zugänge 

2021 

+ 
Umbuchungen 
(RBW) 2021 

Buchwert  
zum 

31.12.2021 

  Angaben in TEUR  

Anlagen im Bau im Bereich 
Tiefbau 

1.238,6  5.264,5  15,6  -5.292,3  1.195,1  5.801,0  -4.286,4  2.709,7  

davon geprüft (3.018 TEUR) 96,7  1.692,1  15,6  -1.717,5  55,6  1.244,6  -1.133,8  166,4  
                  

- Tribseer Damm ab 2018 von    
  Hbf bis C.H.-Ring 

16,2  1.013,1  - -1.029,3  - 866,6  -736,4  130,2  

- Gehweg Kleine Parower    
  Straße Gehwegkonzept 

- - - - - 46,2  -46,2  - 

- Große Parower Straße  - - - - - 11,6  -11,6  - 

- Ausbau Gr. Parower  19,3  393,6  15,6  -397,3  - - - - 

- Hainholzstraße   61,1  285,4  - -290,9  55,6  253,4  -272,8  36,2  

- Am Fischmarkt Gasse   
  Stadtwaage 

- - - - - 66,7  -66,7  - 

Die in den nachfolgenden Prüfungsfeststellungen ausgewiesenen Beträge können von den in 

der Tabelle dargestellten Werten abweichen, da bei den Prüfungen die Gesamtkosten bzw. 

der Gesamtumfang der jeweiligen Baumaßnahme einschließlich unentgeltlicher Zugänge 

(beispielsweise Erschließungsleistungen Dritter) berücksichtigt wurden und darüber hinaus 

teilweise einzelne Bauabschnitte betrachtet wurden.   

Prüfungsfeststellungen zu Tiefbaumaßnahmen  

Die Aktivierungen der Anlagen im Bau wurde in Stichproben geprüft. Die Prüfung bezog sich 

auf folgende im Jahr 2020 und 2021 aktivierten Baumaßnahmen:  

 Aktivierung 2020 - Tribseer Damm 2. BA (1.140 TEUR + 53 TEUR unentgeltlicher 

Straßenbau REWA) 

Die Neugestaltung des Tribseer Damm 2. BA erfolgte mit Fertigstellung zum 10.12.2020 (ohne 

Fertigstellungspflege Bäume und Pflanzung). Die Maßnahme wurde durch Zuwendung des 

Landes mit Mitteln aus dem „Europäischen Fonds für regionale Entwicklung“ (EFRE) 

anteilsfinanziert.  

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 1.139 TEUR. Davon wurden 

Kosten in Höhe von 1.029 TEUR im Zuge der Fertigstellung in 12/2020 aktiviert. Zu 12/2020 

erfolgte die Nachaktivierung von Herstellkosten aus der Übernahme des unentgeltlichen 

Anteils des Straßenbaus der REWA in Höhe von 53 TEUR. In 01/2021 erfolgte die 
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Nachaktivierung von Herstellkosten in Höhe von 13 TEUR. In 06/2023 erfolgte die 

Fertigstellung der Bepflanzung (Abnahmeprotokoll nicht vorliegend) und die Aktivierung der 

Herstellkosten in Höhe von 98 TEUR. Insgesamt erfolgten für die Maßnahme Aktivierungen in 

Höhe von 1.193 TEUR.  

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Die Rechnungen lagen überwiegend vor und wurden durch Kostenaufstellungen der 

SES, die hier über einem Projektmanagementvertrag gebunden wurde, ergänzt. Die 

Herstellkosten beinhalten außerdem einen Investitionskostenzuschuss für den Bau der 

Regenwasserhauptleitung durch die REWA entsprechend Beitragsrecht in Höhe von 

133 TEUR (nach Abzug der Kosten für Straßenbau). 

- Die abgebrochenen Bestandsanlagen wurden unter außerplanmäßiger Abschreibung 

in den Abgang gestellt. Der Zeitpunkt und die Menge wurden sachgerecht bestimmt. 

- Mit Zuwendungsbescheid vom 07.06.2018 (zuletzt geändert mit Bescheid vom 

15.12.2021) wurde für den 1. und 2. Bauabschnitt eine Zuwendung des Landes aus 

EFRE-Mitteln in Höhe von 1.744 TEUR (75 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben 

von 2.325 TEUR) bewilligt.  

Den Anlagegütern des 2. BA wurden Sonderposten aus Zuwendungen von der EU 

(EFRE-Mittel), insgesamt in einer Höhe von 697 TEUR, zugeordnet. Zudem wurden 

Sonderposten hinsichtlich der unentgeltlichen Übernahme des Straßenbaus von der 

REWA in Höhe von 53 TEUR ausgewiesen. Die Aufteilung ist nachvollziehbar und 

plausibel auf Grundlage der Herstellkosten und der zuwendungsfähigen Kosten (Anteil 

1. und 2. BA) erfolgt.  

- Nicht nachzuvollziehen ist der späte Abruf der Fördermittel, der erst nach Fertigstellung 

(im Wesentlichen) mit der Mittelanforderung vom 14.02.2022 erfolgte. Bis dahin wurde 

die Maßnahme durch die Hansestadt Stralsund vollständig vorfinanziert. Der 

Zahlungseingang der Fördermittel erfolgte am 02.03.2023, nachdem am 22.02.2023 

zuletzt Unterlagen zur Prüfung des Verwendungsnachweises und des Mittelabrufes 

eingereicht wurden.  

Im Schlussbericht zur Prüfung des Jahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 

31.12.2019 (Seite 44 ff) ging das Rechnungsprüfungsamt bereits auf diesen 

Sachverhalt ein und beanstandete einen Verstoß gegen die Allgemeinen 

Bewirtschaftungsgrundsätze. Nach § 19 Absatz 6 GemHVO-Doppik ist durch 

geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass Ansprüche der Gemeinde vollständig 

erfasst und rechtzeitig geltend gemacht werden. Durch die Verwaltung sind 

Haushaltsüberwachung und Forderungsmanagement zu optimieren. 

- Die Bildung des Sonderpostens 50016239 gebucht als Anzahlungen auf Sonderposten 

aus Zuwendungen in 01/2019 ist ohne entsprechende Grundlage erfolgt, da bis dahin 

kein Zahlungseingang zu verzeichnen war. Die Aktivierung der Sonderposten zum 

gewählten Zeitpunkt 12/2020 wurde nicht sachgerecht durchgeführt, da auch zu 

diesem Zeitpunkt kein Mittelabruf vorlag und somit die Voraussetzung einer 

Auszahlung nicht bestand. 
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 Aktivierung 2021 - Tribseer Damm 3. BA (1.795 TEUR + 47 TEUR unentgeltlicher 

Straßenbau REWA) 

Die Neugestaltung des Tribseer Damm 3. BA erfolgte mit Fertigstellung zum 17.12.2021 ohne 

Fertigstellungspflege Bäume und Pflanzung (Abnahmeprotokoll liegt nicht vor). Die 

Maßnahme wurde durch Zuwendung des Landes mit Mitteln aus dem „Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung“ (EFRE) anteilsfinanziert. Der Fördermittelbescheid liegt nicht vor. 

Der Bescheid zur Mittelanforderung vom 20.09.2023 ist aktenkundig.  

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 1.795 TEUR. Davon wurden 

Kosten in Höhe von 738 TEUR im Zuge der Teilfertigstellung in 12/2021, in Höhe von 

1.048 TEUR in 11/2022 und 9 TEUR in 01/2023 aktiviert. Zu 12/2021 erfolgte die 

Nachaktivierung von Herstellkosten aus der Übernahme des unentgeltlichen Anteils des 

Straßenbaus der REWA in Höhe von 15 TEUR und in 11/2022 in Höhe von 32 TEUR, 

insgesamt in einer Höhe von 47 TEUR. Insgesamt erfolgten für die Maßnahme Aktivierungen 

in Höhe von 1.842 TEUR. Die Rechnungen liegen vor und wurden durch Kostenaufstellungen 

der SES, die hier über einem Projektmanagementvertrag gebunden wurde, ergänzt. Die 

Herstellkosten beinhalten außerdem einen Investitionskostenzuschuss für den Bau der 

Regenwasserhauptleitung durch die REWA entsprechend Beitragsrecht in Höhe von 

68 TEUR.  

Zur Finanzierung der Baumaßnahme 3. BA Tribseer Damm wurden EFRE-Fördermittel in 

Höhe von 1.181 TEUR eingeworben. Der Zuwendungsbescheid liegt nicht vor. Den 

Anlagegütern des 3. BA wurden Sonderposten aus Zuwendungen von der EU (EFRE-Mittel) 

insgesamt in einer Höhe von 1.181 TEUR zugeordnet. Zudem wurden Sonderposten 

hinsichtlich der unentgeltlichen Übernahme des Straßenbaus von der REWA in Höhe von 

47 TEUR ausgewiesen. Die Aufteilung ist nachvollziehbar und plausibel auf Grundlage der 

Herstellkosten und der zuwendungsfähigen Kosten erfolgt. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Ausweislich der vorliegenden Abrechnung und Planung war hier die Mengenangabe 

zum Anlagegut 50020034 2760-19 Bäume (und analog zum Sonderposten) von 8 auf 

3 zu korrigieren. Überdies war der Ansatz der Herstellkosten nicht sachgerecht. Diese 

beinhalteten Leistungen zum Schutz umliegender Bauteile vor Beschädigung durch 

Baumwurzeln. Die Kosten in Höhe von 25 TEUR für das Einbringen von 

Baumquartieren und dazugehörige Nebenleistungen sind anteilig dem Gehweg und 

der Gemeindestraße zuzuordnen.  

- Die abgebrochenen Bestandsanlagen wurden unter außerplanmäßiger Abschreibung 

in den Abgang gestellt. Der Zeitpunkt ist nicht belegt, es liegen keine 

Abgangsmeldungen vor. Somit wurde sich auf den Leistungszeitraum der Abrechnung 

der entsprechenden Tiefbauleistung bezogen. Insofern ist der Zeitpunkt sachgerecht 

bestimmt.  

- Für zwei Anlagegüter wurde kein Abgang gebucht. Es handelt sich dabei um die 

Gehwege am Carl-Heydemann-Ring (Anlagegut 40000620 Abschnitt 0640-07-L und 

Anlagegut 40000622 Abschnitt 0640-07-R). 

- Die Auflösung der Sonderposten 50020155 und 50020199 für den Straßenabschnitt 

Carl-Heydemann-Ring (0640-11) ist nicht erfolgt und somit noch ausstehend.  
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- Die Nutzungsdauer der Sonderposten aus Zuwendungen von der EU entsprach nicht 

der Abschreibung des damit finanzierten Vermögensgegenstandes entsprechend 

§ 37 Absatz 2 GemHVO-Doppik M-V. Die Sonderposten wurden nachgelagert in 

09/2023 gebildet, sodass die Nutzungsdauer entsprechend anzupassen gewesen 

wäre. Eine entsprechende Verkürzung der Nutzungsdauer der Sonderposten führt 

dazu, dass die Abschreibung des Vermögensgenstandes und die Auflösung des 

entsprechenden Sonderpostens in Entsprechung des § 37 Absatz 2 GemHVO-Doppik 

zum selben Zeitpunkt enden. 

Nach Mitteilung der Verwaltung vom 27.03.2026 sind zu den vorgenannten 

Beanstandungen im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses 2022 

entsprechende Korrekturen für 01/2022 erfolgt. 

- Der Abruf der Fördermittel (Gesamtsumme) erfolgte erst mit Vorlage des 

Verwendungsnachweises mit Datum vom 09.08.2023. Die Voraussetzung zur 

Auszahlung der Fördermittel (Verwendungsvorgabe) war damit erfüllt. Der 

ausstehende Zahlungseingang der Fördermittel wäre somit als Forderung aus 

Transferleistungen zu buchen und die Sonderposten zu bilden. 

Der späte Mittelabruf ist grundsätzlich nicht nachvollziehbar. Die 

Fördermittelbedingungen (EFRE) beinhalten keine Bestimmung dahingehend, dass 

Fördermittel nur einmalig und nur nach vollständiger Fertigstellung des Bauvorhabens 

abrufbar sind.  

Da während der Durchführung der Baumaßnahme keine weiteren Mittelabrufe erfolgt 

sind, hat die Hansestadt Stralsund die später erhaltenen Fördermittel vollständig 

vorfinanziert. Dies ist in aller Regel finanziell nachteilig, da die Finanzierung entweder 

über Kassenkredite erfolgte oder über vorhandene Finanzmittel, die in der Zeit nicht 

zinsbringend angelegt werden konnten.  

Bereits im Schlussbericht zur Prüfung des Jahresabschlusses der Hansestadt 

Stralsund zum 31.12.2019 (Seite 44 ff) ging das Rechnungsprüfungsamt auf diesen 

Sachverhalt ein und beanstandete einen Verstoß gegen die Allgemeinen 

Bewirtschaftungsgrundsätze.  

Nach § 19 Absatz 6 GemHVO-Doppik ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 

dass Ansprüche der Gemeinde vollständig erfasst und rechtzeitig geltend gemacht 

werden. Durch die Verwaltung sind Haushaltsüberwachung und 

Forderungsmanagement zu optimieren. 

 Aktivierung 2021 - Gehweg Kleine Parower (46 TEUR) 

Die Erneuerung des Gehweges der Kleinen Parower Straße erfolgte mit Fertigstellung zum 

07.07.2021. Es wurde der Straßenabschnitt 1640-08 unter Teilabbruch des 

Bestandsabschnittes 1640-01 neu gebildet. 

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 46 TEUR. Die Maßnahme 

wurde ohne Zuwendungen vollständig aus Haushaltsmitteln finanziert. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Die Aktivierung der Neuanlage 50019608 1640-08 Gehweg Kleine Parower Straße 3. 

BA erfolgte sachgerecht in Zeitpunkt, Höhe der Anschaffungs- und Herstellungskosten, 
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Menge, Nutzungsdauer, Abschreibung und Sachkontenausweis. Der Einzel-

bewertungsgrundsatz wurde eingehalten. 

- Es wurden entsprechende Teilabgänge der Bestandsanlage 50019592 

Straßenabschnitt 1640-01 unter anteiliger außerplanmäßiger Abschreibung 

sachgerecht gebucht.  

- Die Aktivierung der Maßnahme ist sachgerecht erfolgt und nachvollziehbar 

dokumentiert.  

 Aktivierung 2020 – Große Parower (271 TEUR + 73 TEUR unentgeltlicher Straßenbau 

REWA) 

Die Neugestaltung der Großen Parower Straße BA 5.2. (Lilienthalstraße bis 

Schwedenschanze) erfolgte mit Fertigstellung 11/2020. Unter Teilabbruch des alten 

Straßenabschnittes 1180-01 entstand der neue Straßenabschnitt 1180-13.  

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 271 TEUR. Davon wurden 

Kosten in Höhe von 268 TEUR im Zuge der Fertigstellung in 11/2020 aktiviert. Zu 01/2021 

erfolgte die Nachaktivierung von Herstellkosten in Höhe von 3 TEUR. Die Herstellkosten 

beinhalten einen Investitionskostenzuschuss für den Bau der Regenwasserhauptleitung durch 

die REWA entsprechend Beitragsrecht in Höhe von 23 TEUR. 

Die Maßnahme wurde gleichzeitig mit der REWA durchgeführt, die zusätzliche Baukosten von 

73 TEUR übernommen hat. Hierfür wurde ein Sonderposten aus Zuwendungen von 

verbundenen Unternehmen in gleicher Höhe ausgewiesen (11/2020). 

Die Maßnahme wurde durch Erstattungen aufgrund des Wegfalls der Straßenbaubeiträge 

gemäß § 8a Absatz 2 Kommunalabgabengesetz M-V aus Landesmitteln teilfinanziert. Der 

Bescheid über die Erstattung von 351 TEUR für die Sanierung der Großen Parower Straße 

5. BA (5.1. und 5.2. BA) erging am 19.10.2022 durch das Landesförderinstitut aufgrund der 

am 29.04.2022 erfolgten Antragstellung durch die Verwaltung. Auf Grundlage des 

Kostenverteilungsschlüssels ergab sich die Verteilung zu 139 TEUR für BA 5.1 und 212 TEUR 

für BA 5.2.  

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Die Aktivierung erfolgte sachgerecht in Zeitpunkt, Höhe der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, Menge, Nutzungsdauer, Abschreibung und Sachkontenausweis. 

Der Einzelbewertungsgrundsatz wurde eingehalten. 

- Die Sonderposten wurden sachgerecht hinsichtlich Höhe und Auflösungszeitraum 

ausgewiesen. 

- Die verspätete Beantragung der Erstattungsbeträge beim Land wird beanstandet. 

Am 24.06.2019 trat das Gesetz zur Abschaffung der Straßenbaubeiträge in Kraft.  

Zur Kompensation des Wegfalls der Beiträge auf Grundlage der gemeindlichen 

Straßenbausatzung erstattet das Land M-V auf Antrag eine Kompensationszahlung für 

im Zeitraum vom 01.01.2018 und dem 31.12.2019 begonnene 

Straßenbaumaßnahmen. 

Die Beantragung konnte ab dem 01.07.2020 erfolgen. Der Beginn der baulichen 

Umsetzung des 5. BA (BA 5.1. und BA 5.2.) erfolgte in 04/2019. Die Maßnahme endete 
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mit der Abnahme des 5.2. BA am 25.11.2020. Der Antrag auf Erstattung der 

Straßenbaubeiträge wurde erst am 28.04.2022 an das Landesförderinstitut versandt. 

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet erneut, wie bereits im Schlussbericht zur 

Prüfung des Jahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2019 

(Seite 44 ff), dass für die Haushaltsjahre 2021 bis 2022 gegen die Allgemeinen 

Bewirtschaftungsgrundsätze verstoßen wurde. Nach § 19 Absatz 6 GemHVO-Doppik 

ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass Ansprüche der Gemeinde 

vollständig erfasst und rechtzeitig geltend gemacht werden. Durch die Verwaltung sind 

Haushaltsüberwachung und Forderungsmanagement zu optimieren. 

 Aktivierung 2020 – Hainholzstraße 1. BA (307 TEUR + 84 TEUR unentgeltlicher 

Straßenbau REWA) 

Die Neugestaltung der Hainholzstraße 1. BA (Vogelwiese bis Hainholzstraße Nr. 21) erfolgte 

mit Fertigstellung zum 24.11.2020. Unter Teilabbruch des alten Straßenabschnittes 1280-02 

entstand der neue Straßenabschnitt 1280-07.  

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 307 TEUR, die vollständig aus 

Haushaltsmitteln ohne Zuwendungen finanziert wurden. Im Zuge der Fertigstellung in 11/2020 

wurden Baukosten in Höhe von 291 TEUR aktiviert. Zu 06/2021 erfolgte die Nachaktivierung 

von Herstellkosten in Höhe von 16 TEUR. Die Herstellkosten beinhalten einen 

Investitionskostenzuschuss für den Bau der Regenwasserhauptleitung durch die REWA 

entsprechend Beitragsrecht in Höhe von 61 TEUR. 

Die Maßnahme wurde gleichzeitig mit der REWA durchgeführt, die zusätzliche Baukosten von 

84 TEUR übernommen hat. Hierfür wurde ein Sonderposten aus Zuwendungen von 

verbundenen Unternehmen in gleicher Höhe ausgewiesen (11/2020). 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Bei der Aktivierung der Maßnahme blieb die Beteiligung der SWS an der 

Baumaßnahme unberücksichtigt. Die anteiligen Kosten für die unentgeltliche 

Übernahme von Straßenbau der SWS (Gas/Strom) in Höhe von 20 TEUR sind in die 

Anschaffungs- und Herstellungskosten einzubeziehen und in gleicher Höhe als 

Sonderposten auszuweisen.  

Die Verwaltung hat eine Korrektur der AHK unter entsprechender außerplanmäßiger 

Abschreibung zu 01/2023 veranlasst.  

- Im Rahmen der Baumaßnahme wurden für den Leistungsbereich der Stadt, der REWA 

und der SWS insgesamt ca. 422 m² Granitpflaster vom Bauhof der Hansestadt 

Stralsund verbaut. Dieser Anteil der Herstellkosten in Höhe von 30 TEUR (70 €/m² lt. 

Dokumentation Fachamt) blieb bei der Ermittlung der AHK unberücksichtigt. Eine 

aktuelle Preisliste der Materialien vom Bauhof konnte nicht vorgelegt werden. 

Ein Ausweis von wieder oder noch zu verwendenden, gelagerten Materialien erfolgt 

grundsätzlich im Umlaufvermögen. Zum Bilanzstichtag 31.12.2020 werden keine     

Roh- und Hilfsstoffe ausgewiesen. Der zum 31.12. des Vorjahres ausgewiesene 

Bestand wurde ausgebucht. Hierzu wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.1.2.2 in 

diesem Bericht verwiesen. 
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- Die abgebrochenen Bestandsanlagen wurden unter außerplanmäßiger Abschreibung 

in den Abgang gestellt. Der Zeitpunkt und die Menge sind sachgerecht bestimmt. 

Hierbei hätte aber berücksichtigt werden müssen, dass der in Abgang gestellte Wert 

um den Wert der wiederzuverwendenden Materialien (ca. 30 TEUR aus Großpflaster 

sowie 45 m Granitborde und 3 Leuchten), die zum Bauhof transportiert wurden, 

entsprechende zu reduzieren ist. 

- Bei der Aktivierung der Vermögensgegenstände blieb der Flächenanteil der 

Grünflächen unberücksichtigt. Diese gehören zur Baumaßnahme und sind somit 

auszuweisen. 

- Im Rahmen der Baumaßnahme erfolgten sieben Grundstücksankäufe. Es wurden 

kleinere Teilflächen im Bereich des Gehweges erworben. In zwei Fällen entsprach der 

aktivierte Grundstückswert nicht den Angaben des Kaufvertrages. Der 

Aktivierungszeitpunkt entsprach in einem Fall nicht dem Zeitpunkt des 

Besitzübergangs.  

Der Kaufvertrag UR 1028/2022 vom 26.09.2022 erhielt laut Aktennotiz vom 09.04.2024 

keine Rechtskraft, da keine rechtsgültige Vertretervollmacht zur Beurkundung vorlag. 

Der Verfahrensstand konnte bis zum Abschluss der Prüfung nicht aktualisiert werden. 

Hier ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Aktivierung des Grund- und Bodens 

sowie den Ansatz einer Verbindlichkeit zum 31.12.2022 vorlagen.  

Hierzu sind insbesondere die Rechtswirksamkeit des Kaufvertrages, der Übergang des 

wirtschaftlichen Eigentums sowie der Zeitpunkt des Übergangs von Besitz, Nutzen und 

Lasten zu dokumentieren. 

- Bei der Aktivierung der Vermögensgegenstände blieb der Flächenanteil der 

Grünflächen unberücksichtigt. Diese gehören zur Baumaßnahme und sind somit 

auszuweisen.  

 Aktivierung 2021 – Hainholzstraße 2. BA (256 TEUR + 71 TEUR unentgeltlicher 

Straßenbau REWA) 

Die Neugestaltung der Hainholzstraße 2. BA (Hainholzstraße Nr. 21 bis 14) erfolgte mit 

Fertigstellung zum 21.12.2021. Unter Teilabbruch des alten Straßenabschnittes 1280-02 

entstand der neue Straßenabschnitt 1280-08. Die Maßnahme wurde ohne Zuwendungen 

vollständig aus Haushaltsmitteln finanziert.  

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 256 TEUR, die im Zuge der 

Fertigstellung in 12/2021 aktiviert wurden. Die Herstellkosten beinhalten einen 

Investitionskostenzuschuss für den Bau der Regenwasserhauptleitung durch die REWA 

entsprechend Beitragsrecht in Höhe von 43 TEUR.  

Die Maßnahme wurde gleichzeitig mit der REWA durchgeführt, die zusätzliche Baukosten von 

71 TEUR übernommen hat. Hierfür wurde ein Sonderposten aus Zuwendungen von 

verbundenen Unternehmen in gleicher Höhe ausgewiesen (12/2021). 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Bei der Aktivierung der Maßnahme blieb die Beteiligung der SWS an der 

Baumaßnahme unberücksichtigt. Die anteiligen Kosten für die unentgeltliche 

Übernahme von Straßenbau der SWS (Gas/Strom) in Höhe von 16 TEUR sind in die 
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Anschaffungs- und Herstellungskosten einzubeziehen und in gleicher Höhe als 

Sonderposten auszuweisen.  

Die Verwaltung hat im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten für das Jahr 2023 eine 

Korrektur der Anschaffungs- und Herstellungskosten unter entsprechender 

außerplanmäßiger Abschreibung zu 01/2023 veranlasst. 

- Im Rahmen der Baumaßnahme wurden für den Leistungsbereich der Stadt, der Rewa 

und der SWS insgesamt ca. 231,63 m² Granitpflaster vom Bauhof der Hansestadt 

Stralsund verbaut. Dieser Anteil der Herstellkosten in Höhe von 16 TEUR (70 €/m² lt. 

Dokumentation Fachamt) blieb bei der Ermittlung der AHK unberücksichtigt.  

Ein Ausweis von wieder oder noch zu verwendenden, gelagerten Materialien erfolgt 

grundsätzlich im Umlaufvermögen. Zum Bilanzstichtag 31.12.2020 werden keine          

Roh- und Hilfsstoffe ausgewiesen. Der Bestand des Vorjahres wurde ausgebucht. 

Hierzu wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.1.2.2. in diesem Bericht verwiesen.  

- Die abgebrochenen Bestandsanlagen wurden unter außerplanmäßiger Abschreibung 

in den Abgang gestellt. Der Zeitpunkt und die Menge sind sachgerecht bestimmt. 

Hierbei hätte aber berücksichtigt werden müssen, dass der in Abgang gestellte Wert 

um den Wert der wiederzuverwendenden Materialien (50,3 m Granitborde und drei 

Leuchten), die zum Bauhof transportiert wurden, zu reduzieren ist.  

- Bei der Aktivierung der Vermögensgegenstände blieb der Flächenanteil der 

Grünflächen unberücksichtigt. Diese gehören zur Baumaßnahme und sind somit 

auszuweisen. 

 Aktivierung 2021 – In der Bucht, Am Fischmarkt Gasse Stadtwaage (140 TEUR) 

Die Neugestaltung der Straße In der Bucht, Am Fischmarkt / Gasse Stadtwaage, 

Straßenabschnitt 4850-01 ist Teil des SSV „Altstadtinsel“. Die Maßnahme wurde aus 

Städtebaufördermitteln teilfinanziert. 

Die Baumaßnahme umfasst Gesamtherstellkosten in Höhe von 140 TEUR. Die Rechnungen 

lagen überwiegend vor. Die Übertragung in den Kernhaushalt als Anlage im Bau erfolgte in 

01/2021. Parallel wurden die Sonderposten aus Zuwendungen vom Land und vom Bund 

gebildet in Höhe von jeweils 33 TEUR ausgewiesen. Der Zeitpunkt der Aktivierung der 

Vermögensgegenstände und die Passivierung der Sonderposten in 09/2021 wurde 

ausweislich des vorliegendem Abnahmeprotokolls sachgerecht bestimmt.  

Die Abschreibung der Vermögensgegenstände erfolgt nach § 34 Absatz 1 GemHVO-Doppik 

M-V planmäßig in gleichen Jahresraten. Die Passivierung der Sonderposten erfolgt nach 

§ 37 Absatz 2 GemHVO-Doppik M-V entsprechend der Abschreibung des damit finanzierten 

Vermögensgegenstandes. Außerplanmäßige Abschreibungen wurden nicht durchgeführt. 

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Eine nachvollziehbare maßnahmenbezogene Herleitung der tatsächlichen 

eingesetzten Städtebaufördermittel liegt nicht vor. Insbesondere fehlen 

nachvollziehbare Unterlagen zur Abgrenzung förderfähiger und nicht förderfähiger 

Kosten sowie zur Berücksichtigung zusätzlicher Eigenanteile der Gemeinde. 



Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 58 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

- Nach den vorliegenden Unterlagen entfällt auf die Maßnahme (SSV Objekt 9154) ein 

zusätzlicher Eigenanteil der Gemeinde in Höhe von 115 TEUR. Unter Berücksichtigung 

dieses zusätzlichen Eigenanteils ergibt sich, dass die über Städtebaumittel finanzierten 

restlichen Baukosten 25 TEUR betragen. Von diesen ist jeweils ein Drittel von der 

Gemeinde, dem Bund und dem Land zu tragen. Dementsprechend sind für Bundes- 

und Landesmittel Sonderposten in Höhe von jeweils 8 TEUR auszuweisen. Tatsächlich 

wurden hingegen Sonderposten in Höhe von jeweils 33 TEUR passiviert. 

Die Sonderposten wurden somit überschlägig um insgesamt 50 TEUR zu hoch 

passiviert. Hieraus ergibt sich künftig ein jährlich um rund 2 TEUR zu hoher Ertrag aus 

der Auflösung von Sonderposten. 

Die Höhe der passivierten Sonderposten und des Eigenanteils ist fachlich nicht 

hinreichend belegt und aufgrund der fehlenden Nachweise sowie der angewandten 

Berechnungsmethodik nicht prüfbar. 

Es wird empfohlen, das Finanzierungsverhältnis künftig maßnahmenbezogen sowie 

auf Grundlage der tatsächlichen bzw. nachvollziehbar abgeleiteten 

Finanzierungsanteilen zu ermitteln. Dabei sind zusätzliche Eigenanteile, nicht 

förderfähige Kosten, Fördermittel von Bund und Land sowie Mittel Dritter (z.B. Spenden 

oder sonstige Fördermittel) sachgerecht zu berücksichtigen und nachvollziehbar zu 

dokumentieren.   

 Vorjahressachverhalt - Wasserwanderrastplatz Ostmole  

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 wurden beim Wasserwanderrastplatz 

Ostmole fehlerhafte Kontierungen der Sonderposten festgestellt. Im Rahmen der Prüfung des 

Doppeljahresabschlusses 2020/2021 wurde geprüft, ob die hierzu getroffenen Feststellungen 

aus dem Vorjahr ausgeräumt wurden.  

Die Prüfung hat ergeben, dass die Feststellungen nur teilweise ausgeräumt wurden.  

Die im Haushaltsjahr 2019 auf dem Sachkonto 23310000 „Anzahlungen auf Sonderposten aus 

Zuwendungen“ ausgewiesene Betrag in Höhe von 15 TEUR wurde im Haushaltsjahr 2021 auf 

das Sachkonto 23145000 „Sonderposten aus Zuwendungen von Anstalten des öffentlichen 

Rechts“ umgebucht. Der Bilanzausweis des Sonderpostens ist damit sachgerecht. Die 

Kontierung entspricht jedoch weiterhin nicht dem Kontenrahmenplan.  

Die Kostenbeteiligung des Wasser- und Schifffahrtsamtes Stralsund beträgt insgesamt 

359 TEUR. Hiervon sind 131 TEUR zutreffend auf dem Sachkonto 23141000 „Sonderposten 

aus Zuwendungen vom Bund“ und 228 TEUR weiterhin fehlerhaft auf dem Sachkonto 

23145000 „Sonderposten aus Zuwendungen von Anstalten des öffentlichen Rechts“ bilanziert. 

Die Zuordnung des Teilbetrages von 228 TEUR entspricht damit weiterhin nicht dem 

verbindlichen Kontenrahmen (Anlagennummern 50015414, 50015418, 50017144).  

Die Kostenbeteiligung des Wassersportzentrums Dänholm Nord e. V. beträgt insgesamt 

378 TEUR. Davon wurden 343 TEUR zutreffend auf dem Sachkonto 23159000 „Sonderposten 

aus Zuwendungen vom sonstigen privaten Bereich“ bilanziert. Der verbleibende Betrag von 

35 TEUR wurde hingegen fehlerhaft auf dem Sachkonto 23145000 „Sonderposten aus 

Zuwendungen von Anstalten des öffentlichen Rechts“ erfasst (Anlagennummer 50015409).  
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Die bereits im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 festgestellten fehlerhaften 

Kontierungen der Sonderposten wurden nicht vollständig ausgeräumt.  

Der gemäß der Verwaltungsvorschrift zur GemHVO-Doppik und GemKVO-Doppik MV 

gesetzlich vorgeschriebene und für Gemeinden verbindliche, landeseinheitliche 

Kontenrahmen wurde nicht eingehalten. Es liegt ein Verstoß gegen die Verwaltungsvorschrift 

GemHVO-Doppik und GemKVO-Doppik MV vor.  

 Vorjahressachverhalt - B-Plan 32 „Wohngebiet Gärtnereigelände Andershof“ (Alte 

Gärtnerei) 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 wurde festgestellt, dass die im Rahmen 

des Erschließungsvertrages durch die LGE Landesgrunderwerb Mecklenburg-Vorpommern 

GmbH unentgeltlich übertragenen Erschließungsanlagen dem Sachkonto 23159000 

„Sonderposten aus Zuwendungen vom sonstigen privaten Bereich“ zugeordnet wurden. Die 

LGE ist als sonstige öffentliche Sonderrechnung einzuordnen, so dass die Kontierung nicht 

dem vom Land vorgegebenen Kontenrahmenplan entspricht.  

Im Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 wurde geprüft, ob die 

Feststellung aus dem Vorjahr ausgeräumt wurde. Die Kontierung wurde nicht angepasst.  

 Vorjahressachverhalt - Neugestaltung Tribseer Damm 

Im Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 wurde die Finanzierung der 

Baumaßnahme „Neugestaltung Tribseer Damm zwischen Bahnübergang und Knotenpunkt 

Carl-Heydemann-Ring“ erneut betrachtet. Für den 1. Bauabschnitt und den 2. Bauabschnitt 

wurde mit Zuwendungsbescheid vom 07.06.2018 (zuletzt geändert mit Bescheid vom 

15.12.2021) eine Förderung aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

(EFRE) in Höhe von 1.744 TEUR (75 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben von 

2.325 TEUR) bewilligt. Die geplanten Gesamtkosten belaufen sich auf 2.382 TEUR.  

Mit Projektmanagementvertrag vom 27.03.2017 wurde die Stadterneuerungsgesellschaft 

Stralsund mbH mit der Wahrnehmung der Projektsteuerungs- und Projektleitungsleistungen 

beauftragt. Während der Baumaßnahme erfolgten seitens der Verwaltung nachweislich keine 

Mittelabrufe. Der Abruf der Fördermittel erfolgte erst mit der Vorlage des 

Verwendungsnachweises am 14.02.2022 (mit zuletzt am 22.02.2023 vorgelegten Unterlagen). 

Gemäß Verwendungsnachweis belaufen sich die Gesamtkosten auf 2.574 TEUR. 

Mit Kontoauszug vom 02.03.2023 erfolgte der Zahlungseingang der Zuwendung in Höhe von 

1.744 TEUR. 

Die im Vorjahr zum 31.12.2019 beanstandete Forderung gegenüber dem Land (EFRE) in 

Höhe von 1.744 TEUR wurde im Rahmen des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 weiterhin 

ausgewiesen. Die Voraussetzungen für den Ausweis einer Forderung zum 31.12.2021 lagen 

mangels entsprechender Mittelabrufe weiterhin nicht vor.  

Nach dem Zuwendungsbescheid vom 07.06.2018 darf die Zuwendung nur für bereits bezahlte 

Rechnungen angefordert werden (Erstattungsprinzip). Während der Baumaßnahme erfolgten 

seitens der Verwaltung keine nachweisbaren Mittelabrufe. Die investiven Einzahlungen der im 

Haushaltsplan veranschlagten Planansätze wurden für die Jahre 2019 (630 TEUR), 2020 

(1.159 TEUR zzgl. Vorjahr) und 2021 (200 TEUR zzgl. Vorjahre) nicht realisiert. Die 
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Baumaßnahme wurde damit bis zum Eingang der Fördermittel vollständig durch die 

Hansestadt Stralsund vorfinanziert.  

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet weiterhin, dass die bewilligten Fördermittel nicht 

entsprechend dem Erstattungsprinzip zeitnah abgerufen wurden. Für die Haushaltsjahre 2019 

bis 2022 liegt ein Verstoß gegen die Allgemeinen Bewirtschaftungsgrundsätze vor. Nach 

§ 19 Absatz 6 GemHVO-Doppik ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 

Ansprüche der Gemeinde vollständig erfasst und rechtzeitig geltend gemacht werden. 

Die Verwaltung hat künftig sicherzustellen, dass bestehende Fördermittelansprüche 

rechtzeitig geltend gemacht werden. Es wird empfohlen, Haushaltsüberwachung und 

Forderungsmanagement zu optimieren. 

4.1.1.2.2.3 Geleisteten Anzahlungen auf Sachanlagen 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 1.937.484,96 € 0,3%   
31.12.2020 1.740.239,27 € 0,3%  -197.245,69 € 

31.12.2021 3.187.030,31 € 0,5%  1.446.791,04 € 

Die geleisteten Anzahlungen auf Sachanlagen beliefen sich zum 31.12.2021 auf 3.187 TEUR. 

Gegenüber dem Bilanzstichtag 31.12.2019 erhöhte sich der Bilanzwert um 1.250 TEUR. Der 

Anteil an der Bilanzsumme stieg im Prüfungszeitraum von 0,3 Prozent auf 0,5 Prozent.  

Der Bilanzposten betrifft nahezu ausschließlich geleistete Anzahlungen für Maßnahmen an 

öffentlich nutzbaren Objekten der städtebaulichen Sondervermögen. Diese beliefen sich zum 

31.12.2021 auf 3.183 TEUR und entsprachen damit rund 99,9 Prozent der geleisteten 

Anzahlungen auf Sachanlagen. Der Anstieg gegenüber dem Jahr 2019 resultiert im 

Wesentlichen aus höheren Anzahlungen im Sanierungsgebiet „Altstadtinsel“ und im 

Sanierungsgebiet „Knieper West“ sowie aus erstmals bzw. neu ausgewiesenen Anzahlungen 

in den Sanierungsgebieten „Tribseer Vorstadt“ und „Kleiner Wiesenweg“.  

Die sonstigen geleisteten Anzahlungen, insbesondere für Grundstücke und für die Errichtung 

einer Fahrradstation am Bahnhof, beliefen sich zum Bilanzstichtag 31.12.2021 auf lediglich 

3,9 TEUR.  

Zeilenbeschriftungen  

Buchwert   
(Angaben in TEUR) 

Geleistete Anzahlungen   31.12.2019 31.12.2020 31.12.2021 

öffentlich nutzbare Objekte (SSV)                1.932,5                         1.735,0                 3.183,2  

      - Altstadtinsel                  1.793,8                          1.604,6                 2.739,7  

      - Kleiner Wiesenweg                           -                                    -                        14,9  

      -  Knieper West                      138,7                             130,4                    406,5  

      - Tribseer Vorstadt                          -                                    -                        22,1  

Grundstücke + Fahrradstation                       5,0                                5,2                        3,9  
 

Prüfungsfeststellungen zu den geleisteten Anzahlungen auf Sachanlagen  

Der zum Bilanzstichtag 31.12.2021 ausgewiesene Gesamtbetrag in Höhe von 3.183,2 TEUR 

(Kernhaushalt Konto 0911) stimmt mit den in den vorläufigen Bilanzen der Städtebaulichen 

Sondervermögen ausgewiesenen Verbindlichkeiten gegenüber dem sonstigen öffentlichen 

Bereich für öffentlich nutzbare Objekte (SSV Konto 34431) überein. 



Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 61 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

Im Rahmen der Prüfung wurden Unstimmigkeiten bei den ausgewiesenen Abgängen in Höhe 

von 100 TEUR festgestellt.  

- Ein als Abgang ausgewiesener Betrag der geleisteten Anzahlung für öffentlich nutzbare 

Objekte des Sanierungsgebietes „Kleiner Wiesenweg“ in Höhe von 15 TEUR (50020203 

Kleiner Wiesenweg – Buswendeschleife) resultiert aus der Stornierung eines zuvor 

fehlerhaft gebuchten Zugangs und stellt keinen tatsächlichen Abgang einer geleisteten 

Anzahlung dar.  

- Darüber hinaus wurde im Rahmen der Prüfung der Anlagen im Bau ein Abgang der 

geleisteten Anzahlung für öffentlich nutzbare Objekte des Sanierungsgebietes „Grünhufe“ 

beanstandet. Es wurde festgestellt, dass Teilkosten der Baumaßnahme Grundschule 

Ferdinand-von-Schill in Höhe von 84 TEUR als Erhaltungsaufwand (54139000 

Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke an SSV „Grünhufe“) erfasst wurden. 

Nach Auffassung des Rechnungsprüfungsamtes stehen diese Leistungen jedoch in einem 

unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit der Gesamtbaumaßnahme und erfüllen 

überwiegend die Voraussetzungen einer Aktivierung.  

Die der Zuordnung zugrundeliegende Dokumentation war nicht ausreichend, um die 

Abgrenzung zwischen aktivierungspflichtigen Herstellungskosten und Erhaltungsaufwand 

nachvollziehbar zu begründen. Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt daher, bei 

vergleichbaren Maßnahmen die Abgrenzungsentscheidung künftig durch eine 

nachvollziehbare und vollständige Dokumentation zu belegen.  

Die fehlerhafte Zuordnung wirkt sich unmittelbar auf die Höhe des Sachanlagevermögens 

sowie auf die Ergebnisrechnung aus. Ergänzend wird auf die Ausführungen zur Prüfung 

der Baumaßnahme Grundschule „Ferdinand von Schill“ unter Punkt 4.1.1.2.2.1 verwiesen. 

4.1.1.2.3 Grundstücke (Grund und Boden) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
Anzahl 

Flurstücke E+S  
Veränderung 
zum Vorjahr  

31.12.2019 216.284.212,75 € 31,9% 8.828  
31.12.2020 215.839.849,18 € 31,6% 8.873 -444.363,57 € 

31.12.2021 215.405.844,69 € 31,2% 8.910 -434.004,49 € 

Zum 31.12.2020 werden 8.873 Flurstücke mit einem Restbuchwert von insgesamt 

215.840 TEUR ausgewiesen. Dies entspricht einem Anteil von 31,6 Prozent an der 

Bilanzsumme. Zum 31.12.2021 beträgt der Restbuchwert 215.406 TEUR (31,2 Prozent der 

Bilanzsumme). Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Bilanzwert zum 31.12.2021 um 

- 434 TEUR vermindert (Vorjahr: - 444 TEUR). 

Die nachfolgende Übersicht stellt die Entwicklung des grundstücksbezogenen 

Vermögensbestandes je Vermögensart für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 dar.  

Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte  

Buchwert 
31.12.2019 

Veränderung 
2020 

Buchwert 
31.12.2020 

Veränderung 
2021 

Buchwert 
31.12.2021 

  Angaben in EUR 

unbebaute Grundstücke       

   021 Wald, Forsten 2.028.231,76  4.774,67  2.033.006,43  627,88  2.033.634,31  

   022 Grünflächen 7.928.029,64  -6.106,86  7.921.922,78  199.363,17  8.121.285,95  

   023 Ackerland 23.641.211,84  -92.248,99  23.548.962,85  29.480,57  23.578.443,42  

   024 Schutzflächen 256.935,56  -15.126,42  241.809,14  - 241.809,14  

   026 Gewässer 549.516,14  -2.759,05  546.757,09  - 546.757,09  
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Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte  

Buchwert 
31.12.2019 

Veränderung 
2020 

Buchwert 
31.12.2020 

Veränderung 
2021 

Buchwert 
31.12.2021 

  Angaben in EUR 

   027 Strand 2.439,60  -  2.439,60  - 2.439,60  

   029 Sonstige  2.451.728,72  137.329,12  2.589.057,84  2.136,41  2.591.194,25  

bebaute Grundstücke            

   031 mit Wohnbauten 10.306.224,67  -34.422,00  10.271.802,67  -257.970,00  10.013.832,67  

   032 mit sozialen Einrichtungen 4.528.211,09  -5.560,00  4.522.651,09  2.798,32  4.525.449,41  

   033 mit Schulgebäuden und  
                Schulturnhallen 

5.470.206,21  -461.884,00  5.008.322,21  -  5.008.322,21  

   034 mit Kulturanlagen 3.274.587,42  -  3.274.587,42  -65.790,00  3.208.797,42  

   035 mit Sportanlagen 5.583.753,05  376.507,14  5.960.260,19  -8.330,29  5.951.929,90  

   036 mit Gartenanlagen 6.227.852,54  -126.853,44  6.100.999,10  -9.352,89  6.091.646,21  

   037 mit Verwaltungsgebäuden 1.490.489,08  -  1.490.489,08  -18.850,00  1.471.639,08  

   039 mit sonstigen Gebäuden 9.075.625,27  -7.391,98  9.068.233,29  -104.942,89  8.963.290,40  

Infrastrukturvermögen           

   042 Gleisanlagen (…) 36.364,49  -10,75  36.353,74  - 36.353,74  

   043 Stromversorgungsanlagen 10.341,00  -3.100,00  7.241,00  - 7.241,00  

   045 Wasserversorgungsanlagen 232,90  - 232,90  - 232,90  

   046 Abfallbeseitigungsanlagen 13.338,00  - 13.338,00  - 13.338,00  

   047 Entwässerungs- und             
         Abwasserbeseitigungsanlagen 

383,52  - 383,52  - 383,52  

   048 Straßen, Wege, Plätze und        
          Verkehrslenkungsanlagen 

124.103.886,86  79.638,57  124.183.525,43  165.765,41  124.349.290,84  

   049 Sonstiges Infrastrukturverm. 656.911,40  -382,30  656.529,10  - 656.529,10  
            

065 Denkmäler 170.370,00  -  170.370,00  -  170.370,00  

091 Geleistete Anz. auf Sachanlagen 4.973,32  253,17  5.226,49  -3.424,83  1.801,66  

143 Grundstücke zum Verkauf  8.472.368,67  -287.020,45  8.185.348,22  -365.515,35  7.819.832,87  

Summe  216.284.212,75  -444.363,57  215.839.849,18  -434.004,49  215.405.844,69  

 

Datenabgleich Anlagenbuchhaltung und Amtliches Liegenschaftskataster 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2021 wurden die 8.910 in der 

Anlagenbuchhaltung E+S mit einem Restbuchwert geführten Flurstücke mit den Daten des 

Amtlichen Liegenschaftskataster-Informationssystems (ALKIS) zu 31.12.2021 abgeglichen. In 

der ALKIS-Liste werden zum Stichtag insgesamt 9.173 im Eigentum der Hansestadt Stralsund 

stehende Flurstücke nachgewiesen.  

Der Abgleich ausgehend von der Anlagenbuchhaltung E+S ergab, dass 

8.838 Flurstückbezeichnungen mit der ALKIS-Liste 2021 übereinstimmen. Für 71 Flurstücke 

konnte keine entsprechende Flurstücksbezeichnung in der ALKIS-Liste festgestellt werden. 

Die ermittelten Abweichungen reduzieren sich um 35 Flurstücke und setzen sich wie folgt 

zusammen:  

- 30 Flurstücke, überwiegend Zugänge der Jahre 2014 bis 2021, die in der ALKIS-Liste 

zum Stichtag 31.12.2022 enthalten sind, sowie 

- 5 Flurstücke, deren Flurstücksbezeichnungen (gegebenenfalls Fortführungsmitteilung) 

bislang nicht an die zwischenzeitlichen erfolgten Änderungen angepasst wurden (laut 

ALKIS Änderung 2020 / 2021).  

Damit verbleiben 36 bilanzierte Flurstücke mit einer Fläche von 115.041 m² und einem 

Restbuchwert zum 31.12.2021 von insgesamt 90 TEUR, die in der ALKIS-Liste bis zum 

Stichtag 31.12.2025 nicht nachgewiesen werden konnten.  
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Die in der Anlagenbuchhaltung ausgewiesenen Flurstücke entsprechen damit hinsichtlich der 

Flurstücksbezeichnungen zu 99,6 Prozent dem Bestand der ALKIS-Liste.   

Darüber hinaus werden 23 Flurstücke mit einem Restbuchwert von 0,00 EUR in der 

Anlagenbuchhaltung ausgewiesen, die in den ALKIS-Listen bis zum 31.12.2025 weiterhin 

aufgeführt werden.  

Ausgehend von der ALKIS-Liste ergab der Abgleich, dass 304 Flurstücke mit einer Fläche 

von 572.804,51 m² (2019: 404.734 m²) mit ihrer Flurstückbezeichnung in der 

Anlagenbuchhaltung E+S nicht ausgewiesen werden. Die ermittelten Abweichungen 

reduzieren sich um 269 Flurstücke und setzen sich wie folgt zusammen: 

- 150 Flurstücke, die in die Städtebaulichen Sondervermögen eingebracht wurden,   

- 13 Flurstücke des Eigenbetriebs Städtischer Zentralfriedhof,  

- 101 Flurstücke, die in den Folgejahren bis zum 31.12.2025 nicht mehr in der ALKIS-

Liste aufgeführt werden, sowie  

- 5 Flurstücke, deren Flurstücksbezeichnungen bislang nicht angepasst wurden (laut 

ALKIS Änderung 2020 / 2021).  

Zum 31.12.2021 verbleiben 35 nicht bilanzierte Flurstücke mit einer Fläche von 

64.339,22 m², die in der ALKIS-Liste bis zum Stichtag 31.12.2025 aufgeführt werden.  

Die in der ALKIS-Liste ausgewiesenen Flurstücke entsprechen zu 99,6 Prozent den 

Flurstücksbezeichnungen der Anlagenbuchhaltung.   

Die Verwaltung führt bereits im Schreiben vom 12.01.2023 „Projektplan 4 zum sachgerechten 

Ausweis sowie zur Vollständigkeit der bilanzierten Grundstücke (Zeitraum Juni 2022 bis 

Dezember 2022), Stand zum Jahresabschluss 2018“ aus, dass hinsichtlich der an die SES 

übertragenen Grundstücke weiterhin ein Abgleich der Grundstücksliste im Sondervermögen 

mit den Daten der Anlagenbuchhaltung E+S erfolgen muss. Mit Vorlage des 

Jahresabschlusses zum 31.12.2020 war danach der Nachweis zu erbringen, dass die 

betroffenen Grundstücke in den Bilanzen der städtebaulichen Sondervermögen bzw. des 

Eigenbetriebs Städtischer Zentralfriedhof ausgewiesen werden.  

Der Nachweis wurde für den Berichtszeitraum 2020/2021 nicht erbracht. 

Der Abgleich zwischen der Anlagenbuchhaltung E+S und den Daten des ALKIS hat 

Abweichungen bei den bilanzierten und nicht bilanzierten Flurstücken ergeben. Trotz der 

weitgehenden Übereinstimmung konnten zum Prüfungszeitpunkt 36 bilanzierte Flurstücke 

nicht im ALKIS nachvollzogen werden. Darüber hinaus werden 35 im ALKIS ausgewiesene 

Flurstücke nicht in der Anlagenbuchhaltung bilanziert.  

Damit ist die Vollständigkeit des bilanzierten Grundstücksbestandes zum Bilanzstichtag nicht 

abschließend nachgewiesen. Dies steht im Widerspruch zum Grundsatz der Vollständigkeit 

gemäß § 47 Absatz 1 GemHVO-Doppik.  

Die Verwaltung hat die noch bestehenden Abweichungen zwischen der Anlagenbuchhaltung 

E+S und den ALKIS-Listen zu prüfen, die jeweiligen Sachverhalte zu klären und 

nachvollziehbar zu dokumentieren. Dabei sind auch die mit einem Restbuchwert von 0,00 EUR 

in der Anlagenbuchhaltung geführten, in der ALKIS-Liste zum 31.12.2025 weiterhin 
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ausgewiesenen Flurstücke einzubeziehen. Gegebenenfalls sind entsprechende Korrekturen 

vorzunehmen.  

Prüfung der Umgliederung vom Anlagevermögen in das Umlaufvermögen 

Von rund 79 das Grundstücksvermögen betreffenden Gremienbeschlüssen hatten 

36 Beschlüsse die Veräußerung von Grundstücksvermögen zum Inhalt. Davon wurden 

22 Beschlüsse im Jahr 2021 umgesetzt und 14 nicht umgesetzt. Bei den im Jahr 2021 nicht 

umgesetzten Beschlüssen wurde geprüft, ob die zur Veräußerung bestimmten Flurstücke zum 

Bilanzstichtag 31.12.2021 in das Umlaufvermögen umgegliedert wurden.  

Im Ergebnis der Prüfung wurde festgestellt, dass bei vier Beschlussvorlagen aus dem Jahr 

2021 die zur Veräußerung bestimmten Flurstücke zum Bilanzstichtag 31.12.2021 weiterhin im 

Anlagevermögen ausgewiesen wurden. Die Umsetzung der Grundstücksverkäufe erfolgte bei 

diesen vier Beschlussvorlagen im Haushaltsjahr 2022. Nachfolgend werden die 

Beschlussvorlagen und die Bilanzposten der betroffenen Flurstücke aufgeführt:  

- H 0052/2021 Verkauf von Arrondierungsflächen in der Hainholzstraße/ 

Ackerbürgerweg (A 1.2.4 Infrastrukturvermögen),  

- H 0101/2021 Verkauf von Arrondierungsflächen an einen Landwirtschaftsbetrieb in 

Mattchow (A 1.2.2 unbebaute Grundstücke und Grundstücksgleiche Rechte),  

- H 0121/2021 Verkauf eines Eckgrundstückes in der Rudolf-Virchow-Str. / Beethovenstr 

(nur Flurstück 89 der Flur 7 - A 1.2.2 unbebaute Grundstücke und Grundstücksgleiche 

Rechte) und  

- H 0118/2021 Verkauf eines unbebauten Grundstückes in der Stadt Garz/ OT Bietegast 

(A 1.2.2 unbebaute Grundstücke und Grundstücksgleiche Rechte).  

Eine weitere Beschlussvorlage aus dem Jahr 2021, H 0092/2021 „Verkauf eines bebauten 

Grundstücks hinter dem Damaschkeweg“, betraf ebenfalls im Anlagevermögen bilanzierte 

Flurstücke. Die Beschlussvorlage wurde jedoch im Jahr 2021 zurückgezogen und nicht 

umgesetzt. Die betreffenden Flurstücke verblieben daher im Anlagevermögen der Hansestadt 

Stralsund.  

Die Prüfung hat ergeben, dass die Vorgaben zur Zuordnung von Grundstücken zum Anlage- 

bzw. Umlaufvermögen bei den geprüften Grundstücksverkäufen nicht beachtet wurden. 

Demzufolge wurden zum Bilanzstichtag 31.12.2021 das Anlagevermögen zu hoch und das 

Umlaufvermögen zu gering ausgewiesen. Die Vorgaben gemäß Punkt 3.5 (Grundsätze für 

Zuordnungen zu den Vermögensarten Anlagevermögen / Umlaufvermögen) der 

Dienstanweisung Nr. 03/2011 „Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie der Hansestadt 

Stralsund“ in der Fassung vom 26.06.2017 wurden wiederholt nicht beachtet.  

Die Verwaltung hat die Zuordnung der zur Veräußerung bestimmten Grundstücke zum Anlage- 

bzw. Umlaufvermögen zu prüfen und die Bilanzierung entsprechend den geltenden Vorgaben 

vorzunehmen. Gegebenenfalls sind entsprechende Korrekturen vorzunehmen.  

Prüfungsfeststellung zum Ankauf eines bebauten Grundstückes – Zuordnung zum 

Infrastrukturvermögen (132576-37-8-9-0 Schwarze Kuppe) 

Im Rahmen der Prüfung wurde der Ankauf eines mit zwei Gewerbehallen sowie zwei kleineren 

Gebäuden und umfangreichen befestigten Verkehrsflächen bebauten Flurstücks 8/9 geprüft. 

Das Grundstück wurde zunächst über das Sachkonto 14312000 bebaute Grundstücke im 
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Umlaufvermögen erworben und anschließend dem Sachkonto 0481 „Grundstücke (…) 

Straßen, Wege, Plätze“ zugeordnet. Zum Infrastrukturvermögen zählen insbesondere 

Grundstücke und Vermögensgegenstände, die unmittelbar der öffentlichen Infrastruktur, 

insbesondere Straßen, Wege und Plätze, dienen. Eine dokumentierte Entscheidung zur 

Zuordnung zum Infrastrukturvermögen lag zur Prüfung nicht vor.  

Nach der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie der Hansestadt Stralsund ist die Zuordnung 

zum Bilanzposten bzw. zur Vermögensart nach der überwiegenden Nutzung bzw. der 

wirtschaftlichen Bedeutung (Hauptnutzung) vorzunehmen. Im GIS ist das Flurstück der 

Nutzungsart „Gewerbe und Industrie“ zugeordnet. Zum 01.01.2023 wurde das Flurstück in das 

Betriebsvermögen des BgA MIG „Volkswerft Stralsund“ eingelegt. Nach den vorliegenden 

Unterlagen spricht daher aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes mehr für eine Zuordnung 

zum Bilanzposten „A 1.2.3 Bebauten Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte“ als zum 

Infrastrukturvermögen. Die Zuordnung zum Infrastrukturvermögen ist daher nachvollziehbar 

zu begründen und zu überprüfen. Die auf dem Grundstück befindlichen Gebäude wurden 

zudem nicht separat als Vermögensgegenstände erfasst. Dies entspricht nicht dem Grundsatz 

der Einzelbewertung nach § 32 Absatz 1 Nummer 2 GemHVO-Doppik.  

Das Rechnungsprüfungsamt stellt fest, dass die Zuordnung des Flurstücks zum 

Infrastrukturvermögen sowie die fehlende Erfassung der vorhandenen Gebäude nicht 

nachvollziehbar dokumentiert sind. Die Verwaltung hat die Zuordnung des Grundstücks und 

die Erfassung der darauf befindlichen Vermögensgegenstände zu überprüfen und 

gegebenenfalls zu korrigieren.  

Darüber hinaus ist bei An- und Verkäufen von Grundstücken künftig sicherzustellen, dass 

neben dem Flurstück auch die damit verbundenen Aufbauten und Außenanlagen vollständig 

auf Zugänge bzw. Abgänge geprüft werden. Hierzu sind insbesondere Gebäude, 

Außenanlagen (Zäune und Einfriedungen) oder Wege und Plätze, Aufwuchs und sonstige 

eigenständige Vermögensgegenstände zu berücksichtigen und entsprechend ihrer 

Vermögensart zu erfassen.   

Grundstückserwerb Flurstück 22/60, Flur 56, Gemarkung Stralsund – Sondervermögen 

Tribseer Vorstadt 

Im Rahmen der Prüfung des Grundstückserwerbs wurde festgestellt, dass das Grundstück 

zunächst im Kernhaushalt als Anlagevermögen und zum 31.12.2021 gleichzeitig auch im 

Sondervermögen „Tribseer Vorstadt“ als Umlaufvermögen bilanziert wurde. Eine eindeutige 

dokumentierte Zuordnung des Grundstücks zum Kernhaushalt bzw. Sondervermögen und des 

wirtschaftlichen Eigentums lag nicht vor.  

Nach Stellungnahme der Verwaltung soll das Grundstück dem Sondervermögen „Tribseer 

Vorstadt“ zugeordnet werden.  

Die im Kernhaushalt erfolgte Bilanzierung ist entsprechend zu korrigieren. Die erforderlichen 

Korrekturen sollen in den Folgejahren vorgenommen werden.  

Darüber hinaus wurden im Rahmen der Prüfung fehlerhafte bzw. nicht vollständige aktivierte 

Anschaffungs- und Anschaffungsnebenkosten sowie eine unzutreffende Kontierung einer 

Verbindlichkeit im Sondervermögen festgestellt. Diese Sachverhalte werden im Rahmen der 

vorgesehenen Korrekturen im Haushaltsjahr 2024 bereinigt.  
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Zusammenfassung 

Im Ergebnis der Prüfungen zum Grundstücksvermögen ist zusammenfassend festzuhalten, 

dass folgende Prüfungsfeststellungen weiterhin bestehen: 

- In der Bilanz ist das Grundstücksvermögen nicht vollständig ausgewiesen. 

- Die erforderliche Umgliederung von Grundstücken aus dem Anlagevermögen in das 

Umlaufvermögen wurde zum Bilanzstichtag 31.12.2021 teilweise nicht durchgeführt, 

obwohl die Veräußerung durch Gremienbeschlüsse beschlossen war.  

- Der Grundsatz der Einzelbewertung nach § 32 Absatz 1 Nummer 2 GemHVO-Doppik 

wurde nicht vollständig eingehalten (Trennung zwischen Flurstück und Aufbauten).  

4.1.1.2.4 Kunstgegenstände, Denkmäler 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme    
Veränderung zum 

Vorjahr  

31.12.2019 40.233.431,81 € 5,9%   

31.12.2020 40.136.803,69 € 5,9%  -96.628,12 € 

31.12.2021 40.039.520,52 € 5,8%  -97.283,17 € 

Zum 31.12.2020 werden Kunstgegenstände und Denkmäler mit einem Restbuchwert von 

40.137 TEUR ausgewiesen. Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Bilanzwert um 97 TEUR 

vermindert. Im Haushaltsjahr 2021 verringerte sich der Restbuchwert um weitere 97 TEUR auf 

40.040 TEUR. Die Veränderungen resultieren im Wesentlichen aus den Abschreibungen in 

Höhe von 99 TEUR in den Haushaltsjahren 2020 und 2021, denen Zugänge in Höhe von 

2 TEUR im Jahr 2020 und 2 TEUR im Jahr 2021 gegenüberstanden.  

Sachspenden  

Im Spendenbericht 2021 sind für das STRALSUND MUSEUM Sachspenden mit einem 

Gesamtwert von rund 48 TEUR ausgewiesen. Im Rahmen der Prüfung wurde der Vorgang mit 

dem größten Einzelvolumen betrachtet. Hierbei handelt es sich um die vom Förderverein 

STRALSUND MUSEUM e.V. übertragenen Sammlungsobjekte aus dem Bereich der 

Bildenden Kunst /Kunstgeschichte mit einem Gesamtwert von 42 TEUR. Darunter befindet 

sich beispielsweise das „Konvolut Nachlass (57 Nrn) Frau Eva Maria Frank“ mit einem Wert 

von rund 36 TEUR sowie das Gemälde „Hiddenseeblick“ von Tom Beyer mit einem Wert von 

rund 2 TEUR. Die Annahme der Sachspenden durch die Hansestadt Stralsund wurde durch 

Beschluss der Bürgerschaft bestätigt.  

Die betreffenden Sammlungsobjekte wurden zum 31.12.2021 nicht in der Anlagenbuchhaltung 

erfasst.  

Darüber hinaus wurde festgestellt, dass in den Jahren 2019 und 2020 keine Sachspenden in 

der Anlagenbuchhaltung unter dem Posten Kunstgegenstände, Denkmäler erfasst wurden. Im 

Spendenbericht 2019 sind Sachspenden für den Sammlungsbestand in Höhe von 126 TEUR 

ausgewiesen.   

Die Verwaltung hat zu prüfen, ob die in den Spendenberichten ausgewiesenen Sachspenden 

als Vermögensgegenstände der Hansestadt Stralsund zu bilanzieren sind, und die 

erforderlichen bilanziellen Korrekturen vorzunehmen.    
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4.1.1.2.5 Bilanzierung von Vermögensgegenständen und Sonderposten aus der 

Feuerschutzsteuer 

Im Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 wurde die Verwendung der 

Zuweisung des Landes aus der Feuerschutzsteuer sowie deren bilanzielle Abbildung im 

Anlagevermögen und bei den zugehörigen Sonderposten stichprobenhaft geprüft. Einbezogen 

wurden dabei insbesondere die Mittelverwendung der Jahre 2020 und 2021 sowie die 

Aktivierung und Bewertung der aus den Zuweisungen finanzierten Vermögensgegenstände. 

Die Prüfung erfolgte unter Einbeziehung der entsprechenden Verwendungsnachweise und der 

Anlagenbuchhaltung.  

Die Prüfung ergab im Wesentlichen folgende Feststellungen: 

- Bei mehreren im Jahr 2020 angeschafften Vermögensgegenständen wurden die 

Zugangsdaten in der Anlagenbuchhaltung nicht entsprechend dem tatsächlichen 

Zeitpunkt der Inbetriebnahme erfasst. Dies führte zu fehlerhaften Abschreibungen und 

damit zu einer fehlerhaften Darstellung der Restbuchwerte. Betroffen waren 

insbesondere ein Einsatzleitwagen/Fahrgestell, Tauchgeräte und Überlebensanzüge. 

Für die zugehörigen Sonderposten gelten die Feststellungen sinngemäß. 

- Zum Bilanzstichtag 31.12.2020 wurde der Grundsatz der Einzelbewertung nach 

§ 32 Absatz 1 Nummer 2 GemHVO-Doppik bei den Zuweisungen mit der 

Zweckbindung „Maritime Sicherheit“ weiterhin nicht eingehalten. Ein Betrag von 

60.681,36 EUR aus der Zweckbindung „Maritime Sicherheit“ war weiterhin gemeinsam 

mit den Zuweisungen aus der Feuerschutzsteuer bilanziert. Die getrennte Bilanzierung 

wurde zum 31.12.2021 entsprechend der jeweiligen Zweckbindung umgesetzt.  

- Der allgemeine Bewertungsgrundsatz, dass Vermögensgegenstände zum 

Bilanzstichtag einzeln zu bewerten sind (§ 32 Absatz 1 Ziffer 2 GemHVO-Doppik), 

wurde bei den bilanzierten Tauchgeräten und Überlebensanzügen nicht eingehalten. 

Für die zugehörigen Sonderposten gelten die Feststellungen sinngemäß. 

- Bei den Pauschalzuweisungen aus der Feuerschutzsteuer wurde für 2020 eine 

Abweichung festgestellt. Ursache war die Finanzierung nicht förderfähiger Bestandteile 

einer Rechnung. Der Sachverhalt wurde im Rahmen der Erstellung des 

Doppeljahresabschlusses korrigiert.  

Die Zuweisungen des Landes für Investitionen im Bereich des vorbeugenden und 

abwehrenden Brandschutzes des Jahres 2021 wurden vollständig angespart. Zum 

31.12.2021 bestanden nicht in Anspruch genommene Zuweisungen aus 

Feuerschutzsteuer in Höhe von 903.985,59 EUR sowie aus der Zweckbindung „Maritime 

Sicherheit“ in Höhe von 60.681,36 EUR. Die Prüfung ergab darüber hinaus Hinweise zur 

eindeutigen Bezeichnung der Sonderposten in der Anlagenbuchhaltung.  

 Finanzanlagen 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 117.030.324,84 € 17,3%   

31.12.2020 118.269.395,17 € 17,3%  1.239.070,33 € 

31.12.2021 119.207.338,47 € 17,2%  937.943,30 € 
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Die Finanzanlagen beliefen sich zum 31.12.2021 auf 119.207 TEUR. Gegenüber dem 

Bilanzstichtag 31.12.2019 erhöhte sich der Bilanzwert um 2.177 TEUR. Der Anteil an der 

Bilanzsumme verringerte sich geringfügig von 17,3 Prozent auf 17,2 Prozent.  

Die Veränderung der Finanzanlagen ergibt sich aus den nachfolgend dargestellten Zu- und 

Abgängen der einzelnen Finanzanlagen.  

Finanzanlagen  Buchwert  
zum 

31.12.2019 

 + 
Zugänge 

2020 

 - 
Abgänge 

(RBW) 
2020 

Buchwert 
zum 

31.12.2020 

 + 
Zugänge 

2021 

 - 
Abgänge 

(RBW) 
2021 

 Buchwert 
zum 

31.12.2021 

Angaben in TEUR  

Anteile an verbundenen Unternehmen 82.565,6  608,1   -   83.173,7   -    -   83.173,7  

Beteiligungen 369,8   -    -   369,8   -    -   369,8  

Sondervermögen mit Sonderrechnung, 
Zweckverbände, Anstalten des 
öffentlichen Rechts, rechtsfähige 
kommunale Stiftungen 

18.044,7  221,4  306,7  17.959,4  355,2  286,9  18.027,7  

Sonstige Wertpapiere des 
Anlagevermögens 

17,6   -   12,5  5,1   -    -   5,1  

Anteilige Rücklagen des Kommunalen 
Versorgungsverbandes zur Abdeckung 
von Pensionsverpflichtungen 

16.027,2  730,2   -   16.757,4  871,2   -   17.628,7  

Sonstige Ausleihungen 5,5   -   1,5  3,9   -   1,6  2,3  

Gesamtergebnis 117.030,3  1.559,8  320,7  118.269,4  1.226,5  288,5  119.207,3  

 

Die Erhöhung der Finanzanlagen resultiert im Wesentlichen aus den Zugängen bei den 

anteiligen Rücklagen der Versorgungskassen zur Abdeckung von Pensionsverpflichtungen 

(1.602 TEUR), den Anteilen an verbundenen Unternehmen (608 TEUR) sowie den 

Sondervermögen mit Sonderrechnung (577 TEUR).  

Den Zugängen standen Abgänge in Höhe von 609 TEUR gegenüber. Diese entfielen auf 

Sondervermögen mit Sonderrechnung (594 TEUR), sonstige Wertpapiere (Anteilsrechte) des 

Anlagevermögens (13 TEUR) sowie sonstige Ausleihungen (3 TEUR). 

Beteiligungsberichte 2020/2021 

Gemäß § 73 Absatz KV M-V hat die Gemeinde zum Ende eines Haushaltsjahres einen Bericht 

über die unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen an Unternehmen und Einrichtungen zu 

erstellen und diesen Bericht bis zum 30. September des Folgejahres der Gemeindevertretung 

und der Rechtsaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Befreiung nach § 73 Absatz 4 KV M-V für 

Gemeinden, die einen Gesamtabschluss erstellen, kam für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 

nicht zur Anwendung, da die Hansestadt Stralsund für diese Jahre keinen Gesamtabschluss 

erstellt hat.  

Der Beteiligungsbericht 2020 wurde der Bürgerschaft am 07.04.2022 zur Kenntnis gegeben. 

Der Beteiligungsbericht 2021 wurde erst am 14.11.2024 vorgelegt.  

Damit wurde der Beteiligungsbericht 2021 nicht innerhalb des gesetzlich vorgesehenen 

Zeitraums vorgelegt.  

Prüfungsfeststellungen zu den Finanzanlagen  

Die Bilanzwerte der Finanzanlagen wurden in Stichproben geprüft. In die Prüfung wurden 

neben dem Beteiligungsbericht 2020 und 2021 insbesondere die aufgestellten 
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Jahresabschlüsse (ggf. Jahresrechnungen) einschließlich der hierzu vorliegenden Berichte 

über die Durchführung von Jahresabschlussprüfungen sowie die zugehörigen 

Gremienbeschlüsse einbezogen.  

Die Abstimmung zwischen Haupt- und Nebenbuchhaltung ergab für den Berichtszeitraum 

2020/2021 keine Abweichungen. 

Die Buchungen in der Ergebnis- und der Finanzrechnung sind nachgewiesen und 

nachvollziehbar. Das Rechnungsprüfungsamt stellt fest, dass die Ergebnis- und 

Finanzrechnung in Bezug auf die Veränderung der Finanzanlagen im Berichtszeitraum 

2020/2021 insoweit übereinstimmen. 

Die Bilanzposten A 1.3.2 Ausleihungen an verbundene Unternehmen, A 1.3.4 Ausleihungen 

an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht sowie A 1.3.6 Ausleihungen an 

Sondervermögen mit Sonderrechnung, Zweckverbände, Anstalten des öffentlichen Rechts, 

rechtsfähige kommunale Stiftungen werden zum 31.12.2020 und 31.12.2021 unverändert zu 

den Vorjahren mit 0,00 EUR ausgewiesen. Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine 

abweichenden Erkenntnisse ergeben. 

Zu den Bilanzposten A 1.3.1, A 1.3.3 sowie A 1.3.5 bis A 1.3.9 werden nachfolgend die im 

Rahmen der Prüfung getroffenen Feststellungen dargestellt.  

4.1.1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen (A 1.3.1, A 1.3.3) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 82.935.351,96 € 12,2%   

31.12.2020 83.543.498,84 € 12,2%  608.146,88 € 

31.12.2021 83.543.498,84 € 12,1%  0,00 € 

Für die Posten A 1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen und A 1.3.3 Beteiligungen 

wurden seitens der Abteilung 20.2 Beteiligungsmanagement die Berichte über die Prüfung des 

Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2020 und zum 31.12.2021 der jeweiligen 

Prüfungsgesellschaften sowie die Beschlüsse des Hauptausschusses zu den 

Jahresabschlüssen 2020 und 2021 vollständig vorgelegt.  

Für die Posten A 1.3.1 (83.173.744,48 EUR) sowie A 1.3.3 (369.754,36 EUR) sind die 

Bilanzwerte zum 31.12.2020 sowie zum 31.12.2021 belegt und können insoweit bestätigt 

werden. 

Änderungen von Gesellschaftsverträgen im Berichtzeitraum 2020/2021 

Im Berichtzeitraum wurden Änderungen von Gesellschaftsverträgen mit Auswirkung auf 

mittelbare Beteiligungsverhältnisse beschlossen. Bei der SWS Energie GmbH betraf dies den 

Austritt aus der local energy GmbH. Bei der REWA Regionale Wasser- und 

Abwassergesellschaft Stralsund mbH betraf bei der Klärschlamm-Kooperation Mecklenburg-

Vorpommern GmbH die Aufnahme weiterer Gesellschafter und damit verbundene 

Kapitalerhöhungen. Bilanzielle Auswirkungen auf die Beteiligungswerte der Hansestadt 

Stralsund zum 31.12.2020 bzw. 31.12.2021 ergaben sich hieraus nicht.  
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SWS Stadtwerke Stralsund GmbH (Holding) 

Der Bilanzwert der Finanzanlage „SWS Stadtwerke Stralsund GmbH (Holding)“ beträgt zum 

31.12.2020 und 31.12.2021 jeweils 29.849 TEUR. Die Hansestadt Stralsund ist alleinige 

Gesellschafterin.  

Die Zugänge im Jahr 2020 in Höhe von insgesamt 608 TEUR wurden anhand der vorliegenden 

Unterlagen nachvollzogen. Die Erhöhung resultiert aus der Übertragung von 

- Wasserversorgungsanlagen im Rahmen der Erschließungsmaßnahme im B-Plan 

Nr. 53 „Kleiner Wiesenweg“ in Höhe von 500 TEUR sowie  

- von Regenwasserhauptleitungen der Dorfstraße in Voigdehagen (1.BA und 2. BA) in 

Höhe von 108 TEUR 

auf die SWS Stadtwerke Stralsund GmbH (Holding). Im Jahr 2021 ergaben sich keine weiteren 

Veränderungen.  

Der ausgewiesene Bilanzwert wurde anhand des geprüften Jahresabschlusses der SWS 

Stadtwerke Stralsund GmbH abgestimmt und ist nachvollziehbar.  

Die REWA hat die Gesamtkosten in gleicher Höhe als Kapitalrücklage zum 31.12.2020 

eingestellt.  

Im Jahresabschluss 2020 wird unter dem Bilanzposten B 2.1.1 Sonderposten aus 

Zuwendungen für die Erschließungsmaßnahme im B-Plan Nr. 53 „Kleiner Wiesenweg“ ein 

korrespondierender Sonderposten in Höhe von 500 TEUR bilanziert. 

Die Aussage im Anhang ist, mit Ausnahme der Jahresangabe „2021“, insoweit 

nachvollziehbar. 

Stralsunder Werkstätten gemeinnützige GmbH 

Es wird wiederholt darauf hingewiesen, dass die Bezeichnung des Sachkontos 10120600 

„WfbM Werkstatt für behinderte Menschen Stralsund gGmbH“ von der Bezeichnung der 

Gesellschaft „Stralsunder Werkstätten gemeinnützige GmbH“ abweicht. Die Bezeichnung der 

in der Anlagenbuchhaltung E+S geführten Anlagennummer 50000018 lautet „Stralsunder 

Werkstätten gGmbH ex Werkstatt für behinderte Menschen Stralsund mbH“. 

Es wird empfohlen die Bezeichnung des Sachkontos 10120600 entsprechend der 

Gesellschaftsbezeichnung anzupassen. 

4.1.1.3.2 Eigenbetriebe (A 1.3.5) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 804.023,09 € 0,1%   

31.12.2020 742.740,09 € 0,1%  -61.283,00 € 

31.12.2021 715.025,78 € 0,1%  -27.714,31 € 

Für den Posten A 1.3.5 Sondervermögen mit Sonderrechnung, Zweckverbände, Anstalten des 

öffentlichen Rechts, rechtsfähige kommunale Stiftungen hat die Abteilung 

20.2 Beteiligungsmanagement die Bürgerschaftsbeschlüsse nebst Berichten über die Prüfung 

des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2020 und 31.12.2021 der Eigenbetriebe 
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„Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund“ und „Tourismuszentrale der 

Hansestadt Stralsund“ vorgelegt. 

Der Bilanzwert für die unter dem Posten A 1.3.5 ausgewiesenen beiden Eigenbetriebe 

„Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund“ und „Tourismuszentrale der 

Hansestadt Stralsund“ kann zum 31.12.2020 (743.740,09 EUR) und zum 31.12.2021 

(715.025,78 EUR) bestätigt werden. 

Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund 

Im Rahmen der Prüfung wurde der im Kernhaushalt ausgewiesene Bilanzansatz der 

Finanzanlage „Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund“ zum 

31.12.2020 und zum 31.12.2021 geprüft. Die Finanzanlage wurde entsprechend der 

Eigenkapital-Spiegelbildmethode zum 31.12.2020 mit 536 TEUR und zum 31.12.2021 mit 

562 TEUR ausgewiesen.  

Die Veränderung des Bilanzansatzes resultiert aus dem Jahresfehlbetrag 2020 in Höhe von 

26 TEUR, dem Jahresüberschuss 2021 in Höhe von 26 TEUR. Die Verbuchung der 

Jahresergebnisse erfolgte sachgerecht.  

Darüber hinaus wurden die im Berichtszeitraum geleisteten Zuschüsse für laufende Zwecke 

an den Eigenbetrieb geprüft. Die jährlichen Zuschüsse in Höhe von 60 TEUR für den 

sogenannten „Grünpolitischen Wert“ wurden entsprechend den vorgelegten Nachweisen 

sachgerecht im Kernhaushalt verbucht.  

Das Rechnungsprüfungsamt bestätigt auf Grundlage der vorgelegten Prüfungsnachweise die 

Bilanzansätze der Finanzanlage „Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt 

Stralsund“ zum 31.12.2020 (535.522,26 EUR) und 31.12.2021 (561.706,36 EUR).                             

Die entsprechenden Angaben im Anhang zum aufgestellten Doppeljahresabschluss 

2020/2021 sind nachvollziehbar.  

Eigenbetrieb Tourismuszentrale der Hansestadt Stralsund 

Mit Bürgerschaftsbeschluss Nr. 2021-VII-07-0667 vom 23.09.2021 wurde die Auflösung des 

Eigenbetriebes Tourismuszentrale der Hansestadt Stralsund zum Ablauf des 31.12.2021 

beschlossen. Der Eigenbetrieb wurde mit Wirkung zum 01.01.2022 aufgelöst.  

Im Rahmen der Prüfung wurde der im Kernhaushalt ausgewiesene Bilanzansatz der 

Finanzanlage „Eigenbetriebe Tourismuszentrale der Hansestadt Stralsund“ zum 31.12.2020 

und 31.12.2021 geprüft. Die Finanzanlage wurden entsprechend der Eigenkapital-

Spiegelbildmethode zum 31.12.2020 mit 207 TEUR sowie zum 31.12.2021 mit 153 TEUR 

ausgewiesen. Die Veränderung des Bilanzwertes resultiert aus den im jeweiligen 

Haushaltsjahr geleisteten Zuschüssen und den Jahresfehlbeträgen des Eigenbetriebes.  

Die Verbuchung der Jahresfehlbeträge 2020 und 2021 als Finanzaufwendungen an 

Sondervermögen mit Sonderrechnung erfolgte sachgerecht.  

Das Rechnungsprüfungsamt bestätigt auf Grundlage der vorgelegten Prüfungsnachweise die 

Bilanzansätze der Finanzanlage „Eigenbetriebe Tourismuszentrale der Hansestadt Stralsund“ 

zum 31.12.2020 (207.217,83 EUR) und 31.12.2021 (153.319,42 EUR). Die Angaben im 

Anhang zum aufgestellten Doppeljahresabschluss 2020/2021 (Seite 98) sind nachvollziehbar.  
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Die Übernahme der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des aufgelösten Eigenbetriebs in 

den Kernhaushalt zum 01.01.2022 war nicht Gegenstand der Prüfung. 

4.1.1.3.3 Städtebauliche Sondervermögen (A 1.3.5)   

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 2.650.372,60 € 0,4%   

31.12.2020 2.626.363,42 € 0,4%  -24.009,18 € 

31.12.2021 2.656.605,57 € 0,4%  30.242,15 € 

Der Ausweis des Schlussbestandes in Höhe von 2.626 TEUR zum 31.12.2020 und 

2.657 TEUR zum 31.12.2021 erfolgte auf Grundlage der von der Verwaltung vorgelegten 

vorläufigen Bilanzen der Städtebaulichen Sondervermögen sowie der jeweiligen 

Überleitungslisten zum 31.12.2020 und 31.12.2021.  

Die in der Bilanz der Hansestadt Stralsund ausgewiesenen Finanzanlagen „Städtebauliches 

Sondervermögen“ stimmen grundsätzlich mit dem jeweiligen Eigenkapital der Städtebaulichen 

Sondervermögen überein. Für die SSV „Grünhufe“ und „Knieper West“ wird kein Eigenkapital 

im Städtebaulichen Sondervermögen ausgewiesen. Die entsprechenden Finanzanlagen 

wurden daher jeweils mit dem Erinnerungswert von 1,00 EUR angesetzt.  

Die Wertveränderung im Haushaltsjahr 2020 in Höhe von -24 TEUR resultiert im Wesentlichen 

aus Abgängen beim SSV „Altstadtinsel“ und beim SSV „Kleiner Wiesenweg“. Im Haushaltsjahr 

2021 erhöhte sich der Bilanzwert um 30 TEUR. Dies ist insbesondere auf einen Zugang beim 

SSV „Altstadtinsel“ in Höhe von 4 TEUR sowie den erstmaligen Ausweis des SSV „Tribseer 

Vorstadt“ mit 51 TEUR zurückzuführen. Gleichzeitig erfolgten Abgänge beim SSV 

„Altstadtinsel“ und SSV „Kleiner Wiesenweg“. Die Wertveränderungen ergeben sich aus den 

in den Überleitungslisten ausgewiesenen Zu- und Abgängen.  

Die Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen zum 31.12.2011 bis zum 

31.12.2016 (Altstadtinsel, Grünhufe, Knieper West und Kleiner Wiesenweg) sind aufgestellt, 

nicht geprüft und nicht festgestellt. 

Die Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen zum 31.12.2017 bis 31.12.2021 

(Altstadtinsel, Grünhufe, Knieper West und Kleiner Wiesenweg) sind nicht abschließend 

aufgestellt. 

Die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2021 des Städtebaulichen Sondervermögens „Tribseer 

Vorstadt“ zum 31.12.2021 ist aufgestellt (Posteingang 13.07.2026), nicht geprüft und nicht 

festgestellt. Der Jahresabschluss des Städtebaulichen Sondervermögens „Tribseer Vorstadt“ 

zum 31.12.2021 ist nicht aufgestellt. 

Daher können die Bilanzwerte der Finanzanlagen "Städtebauliches Sondervermögen" im 

Doppeljahresabschluss der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 / 31.12.2021 nicht mit 

hinreichender Sicherheit bestätigt werden. Inwieweit sich Änderungen aus der Prüfung der 

Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen ergeben, kann derzeit nicht 

abgeschätzt werden. 

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet, dass die Erstellung des Doppeljahresabschlusses 

der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 / 31.12.2021 ohne Vorlage der Jahresabschlüsse 

der Städtebaulichen Sondervermögen zum 31.12.2020 und 31.12.2021 und nur ausschließlich 
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auf Grundlage von Überleitungsrechnungen erfolgt ist. Die Erstellung des Jahresabschlusses 

für den Kernhaushalt ohne vorherige Aufstellung und Feststellung eines in der Bilanzierung zu 

berücksichtigenden Sondervermögens ist mit Risiken verbunden. Die Beanstandung führt zur 

Einschränkung des Bestätigungsvermerks. 

4.1.1.3.4 Zweckverbände (A 1.3.5) 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 wurde unter dem Bilanzposten A 1.3.5 der Zweckverband 

„Kommunales Studieninstitut Mecklenburg-Vorpommern“ mit einem Erinnerungswert von 

1,00 EUR bilanziert.  

Zweckverband Kommunales Studieninstitut M-V 

Für den Bilanzwert Zweckverband Kommunales Studieninstitut M-V zum 31.12.2020 und 

31.12.2021 waren zum Prüfungszeitpunkt keine begründenden Unterlagen in den 

Prüfungsunterlagen vorhanden. Die Prüfung der Bilanzwerte erfolgte daher auf Grundlage 

eigener Recherchen. 

Der Zweckverband Kommunales Studieninstitut M-V wird seit der Eröffnungsbilanz der 

Hansestadt Stralsund zum 01.01.2011 mit einem Erinnerungswert von 1,00 EUR bilanziert. 

Der zum Prüfungszeitpunkt letzte festgestellte Jahresabschluss des Zweckverbandes zum 

31.12.2018 weist kein Eigenkapital aus. Die Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2018 

erfolgte am 19.12.2023 auf der Internetseite des Zweckverbandes. 

Zweckverband Elektronische Verwaltung in Mecklenburg-Vorpommern (eGO-MV) 

Die Hansestadt Stralsund ist seit dem 01.01.2021 Mitglied im Zweckverband Elektronische 

Verwaltung in Mecklenburg-Vorpommern (eGO-MV).  

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass die Mitgliedschaft zum 31.12.2021 nicht als 

Finanzanlage bilanziert wurde. Da keine Anschaffungskosten angefallen sind, wäre die 

Finanzanlage mit einem Erinnerungswert von 1,00 EUR anzusetzen. Das Rechnungs-

prüfungsamt beanstandet, die unterlassene Bilanzierung. Die Vollständigkeit der Bilanz 

gemäß § 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 26 Absatz 6 GemHVO-Doppik ist insoweit nicht 

gegeben.  

Die Verwaltung wurde bereits am 12.04.2024 über den Sachverhalt in Kenntnis gesetzt.  

Kontierung Verbandumlage an den eGO-MV 

Darüber hinaus wurde festgestellt, dass die für das Haushaltsjahr 2021 zu leistende 

Verbandsumlage an den eGO-MV in Höhe von 4.000,00 EUR im Sachkonto 56420000 

„Beiträge, Vereine, Verbände“ gebucht wurde. Die Verbandsumlage wäre entsprechend dem 

landeseinheitlichen Kontenrahmen unter der Kontenart 544 „Allgemeine Umlagen“ 

(Ergebnisrechnung Nr. 15) zu verbuchen gewesen. Der gemäß der Verwaltungsvorschrift zur 

GemHVO-Doppik und GemKVO-Doppik MV gesetzlich vorgeschriebene und für Gemeinden 

verbindliche, landeseinheitliche Kontenrahmen wurde nicht eingehalten. Es liegt ein Verstoß 

gegen die Verwaltungsvorschrift GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V vor. 
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4.1.1.3.5 Rechtsfähige kommunalen Stiftungen (A 1.3.5) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 14.590.287,10 € 2,2%   

31.12.2020 14.590.287,10 € 2,1%  0,00 € 

31.12.2021 14.656.077,10 € 2,1%  65.790,00 € 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 werden unter dem Bilanzposten A 1.3.5 insgesamt vier 

rechtsfähige kommunale Stiftungen mit einem Bilanzwert von insgesamt 14.656 TEUR 

bilanziert.  

Im Rahmen der Prüfung wurden die Bilanzansätze der einzelnen Stiftungen sowie die hierzu 

vorgelegten Prüfungsnachweise geprüft. Die Nachweisführung für die „Stiftung Kulturkirche 

St. Jakobi Stralsund“ und „Deutsche Stiftung Welterbe“ wurde im Rahmen der Prüfung 

nachgeholt. 

Stiftung Deutsches Meeresmuseum (31.12.2021: 7.043 TEUR) 

 Entwicklung der Finanzanlage  

Der Bilanzwert der Finanzanlage „Stiftung Deutsches Meeresmuseum“ betrug zum 

31.12.2020 6.977 TEUR und erhöhte sich zum 31.12.2021 auf 7.043 TEUR. Die Veränderung 

resultiert aus einer im Jahr 2020 erfolgten unentgeltlichen Grundstückszustiftung in Höhe von 

66 TEUR. Die Bilanzwerte konnten anhand der vorgelegten Prüfungsnachweise 

nachvollzogen und bestätigt werden.  

Für den Bilanzstichtag 31.12.2021 wurde jedoch festgestellt, dass die korrespondierende 

zweckgebundene Kapitalrücklage nicht entsprechend dem Bilanzwert der Finanzanlage 

ausgewiesen wurde. Die Kapitalrücklage wurde weiterhin mit 6.977.479,12 EUR ausgewiesen 

und wich damit um 65.790,00 EUR vom Bilanzwert der Finanzanlage ab.  

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet, dass die zweckgebundene Kapitalrücklage 

(6.977.479,12 EUR) nicht korrespondierend in Höhe des Ausweises des 

Finanzanlagevermögens (7.043.269,12 EUR) zum 31.12.2021 bilanziert wird.  

 Zuwendung für die Stiftung Deutsches Meeresmuseum 

a) Investiv gebundene Zuwendungen  

Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 wurden investiv gebundene Zuwendungen 

(Sachkonto 01290000) an die Stiftung Deutsches Meeresmuseum im Bilanzposten „Geleistete 

Zuwendungen“ ausgewiesen. Im Berichtszeitraum wurden hierfür insgesamt 76.500,00 EUR 

zugeführt. Unter Berücksichtigung der planmäßigen Abschreibungen wurden zum 31.12.2020 

38.250,00 EUR und zum 31.12.2021 30.600,00 EUR als Bilanzwerte ausgewiesen.  

Die Prüfung ergab, dass die Bilanzwerte aufgrund der abweichender Zugangszeitpunkte 

jeweils um 2.125,00 EUR und 2.266,67 EUR zu gering ausgewiesen wurden. Der Ausweis der 

geleisteten Zuwendungen gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 GemHVO-Doppik wird bestätigt. Die 

Zuordnung zur Finanzrechnung der jeweiligen Haushaltsjahre war sachgerecht.  

b) Zuwendungen für den laufenden Stiftungsbetrieb 2020/2021 

Für den laufenden Stiftungsbetrieb wurden von der Hansestadt Stralsund Zuwendungen in 

Höhe von 1.764 TEUR im Jahr 2020 und 1.465 TEUR im Jahr 2021 gewährt.  
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Die Zuwendungen wurden anhand der vorgelegten Bescheide (für 2020 vollständig, für 2021 

teilweise) und Buchungsnachweise nachvollzogen. Die Ausweisung in der Ergebnis- und 

Finanzrechnung war nachvollziehbar.  

c) Verwendungsnachweis 2020/2021 und Prüfungsfeststellungen Dritter 

Die Verwendungsnachweise der Stiftung Deutsches Meeresmuseum für die Jahre 2020 und 

2021 sowie die hierzu vorliegenden Prüfungs- und Bestätigungsvermerke wurde im Rahmen 

der Jahresabschlussprüfung berücksichtigt. Die Verwendung der gewährten Zuwendung 

wurde anhand der vorgelegten Unterlagen nachvollzogen.  

Aus der Prüfung der Verwendungsnachweise ergaben sich Rückzahlungsansprüche der 

Hansestadt Stralsund gegenüber der Stiftung Deutsches Meeresmuseum zum 31.12.2020 in 

Höhe von 457.545,91 EUR und zum 31.12.2021 in Höhe von 348.394,74 EUR. Die 

Forderungen wurden im Doppeljahresabschluss der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 / 

31.12.2021 nicht sachgerecht berücksichtigt. Der Zahlungsausgleich erfolgte jeweils im 

Folgejahr.  

Die Ergebnisrechnung wird im Jahr 2020 um 457.545,91 EUR zu gering und entsprechend im 

Jahr 2021 zu hoch ausgewiesen. Die Ertragslage wird um diese Beträge somit abweichend 

von den tatsächlichen Verhältnissen dargestellt. Es liegen Verstöße gegen die Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung vor, die zur Einschränkung des Bestätigungsvermerks führen 

können.  

 Bilanzstichtag 31.12.2020  

Zum 31.12.2020 bestand für die Hansestadt Stralsund ein Rückzahlungsanspruch in Höhe 

von 457.545,91 EUR, den die Stiftung Deutsches Meeresmuseum entsprechend in ihrem 

geprüften und testierten Jahresabschluss zum 31.12.2020 unter den "Sonstigen 

Verbindlichkeiten" ausgewiesen hat. Die Rückforderung wurde von der Verwaltung am 

01.11.2021 gegenüber der Stiftung geltend gemacht.  

Unter Berücksichtigung des erweiterten Wertaufhellungszeitraumes aufgrund der 

Verlängerung der Aufstellungsfrist für den Jahresabschluss 2020 auf den 31.05.2022 durch 

§ 3 Absatz 3 des Gesetzes zur Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit der Kommunen 

während der SARS-CoV-2-Pandemie vom 28.01.2021 werden folgende Feststellungen 

getroffen: 

- Es wird festgestellt, dass für die Jahresabschlusserstellung zum 31.12.2020 alle 

erforderlichen Informationen innerhalb der erweiterten Aufstellungsfrist bis zum 

31.05.2022 bekannt und berücksichtigungsfähig waren. 

- Es wird beanstandet, dass eine zum Jahresabschluss der Stiftung Deutsches 

Meeresmuseum korrespondierende Forderung in Höhe von 457.545,91 EUR, die den 

Rückzahlungsanspruch der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 abbildet zum 

Bilanzstichtag 31.12.2020 nicht ausgewiesen und zum Bilanzstichtag 31.12.2021 nicht 

sachgerecht berücksichtigt wurde.  

- Die Ergebnisrechnung 2020 wird um 457.545,91 EUR zu gering ausgewiesen und die 

Ertragslage um diesen Betrag schlechter dargestellt, als sie den tatsächlichen 

Verhältnissen entspricht. Die Ergebnisrechnung 2021 wird um 457.545,91 EUR zu 

hoch ausgewiesen und die Ertragslage um diesen Betrag positiver dargestellt, als sie 

den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. 
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- Es liegen Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vor, die zur 

Einschränkung des Bestätigungsvermerks führen können. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass aus diesem Rückzahlungsbetrag ein Anteil in Höhe 

von 147.182,91 EUR der Rückzahlung der ursprünglich in Höhe von 720 TEUR bewilligten 

Sonderbedarfszuweisung dient. Die Erläuterungen hierzu erfolgen nachfolgend. 

 Bilanzstichtag 31.12.2021  

Zum 31.12.2021 bestand ein Rückzahlungsanspruch in Höhe von 348.394,74 EUR, den die 

Stiftung Deutsches Meeresmuseum entsprechend in ihrem geprüften und testierten 

Jahresabschluss zum 31.12.2021 unter den "Sonstigen Verbindlichkeiten" ausgewiesen hat. 

Die Rückforderung wurde nach dem 14.11.2022 gegenüber der Stiftung geltend gemacht. Ein 

entsprechender Bescheid war zum Prüfungszeitpunkt nicht aktenkundig. Zahlungseingang der 

Rückforderung war der 16.12.2022. 

Unter Berücksichtigung des für die Aufstellung des Jahresabschlusses 2021 relevanten 

Wertaufhellungszeitraumes zum 31.05.2022 entsprechend § 60 KV M-V werden folgende 

Feststellungen getroffen: 

- Für die im Jahresabschluss der Stiftung Deutsches Meeresmuseum zum 31.12.2021 

ausgewiesene Verbindlichkeit in Höhe von 348.394,74 EUR wurde eine 

korrespondierende Forderung der Hansestadt Stralsund für den Bilanzstichtag 

31.12.2021 nicht ausgewiesen. 

Unter Berücksichtigung möglicher Erkenntnisse innerhalb des Wertaufhellungs-

zeitraumes bis zum 31.05.2022 ist dies nicht zu beanstanden. 

Sonderbedarfszuweisung an die Hansestadt Stralsund  

Die Hansestadt Stralsund hat vom Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-

Vorpommern am 15.12.2020 eine Sonderbedarfszuweisung als anteilige Finanzierung des im 

Zuwendungsbescheid des Bundes "Neustart Kultur" und des Landes "MV-Schutzfonds Kultur" 

festgesetzten Kofinanzierungsbetrages der Hansestadt Stralsund an das Deutsche 

Meeresmuseum (pandemiebedingt) bis zu einer Höhe von 720 TEUR bewilligt bekommen. Die 

Zweckbindung wird auf ein Jahr festgesetzt. Die Bewilligung gilt bis zum 28.02.2021. Der 

Verwendungsnachweis ist innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der Maßnahme beim 

Zuwendungsgeber vorzulegen. 

Im Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung wurde mit Teilwiderrufs- und 

Rückforderungsbescheid vom 04.02.2022 eine Rückzahlungsverpflichtung der Hansestadt 

Stralsund in Höhe von 147.182,91 EUR festgestellt. Die Rückzahlungsverpflichtung wurde 

seitens der Hansestadt Stralsund bereits im Haushaltsjahr 2021 am 09.12.2021 auf Grundlage 

des Anhörungsschreibens vom 01.12.2021 aufwandswirksam verbucht und ausgezahlt.  

Für den Bilanzstichtag 31.12.2020 werden unter Berücksichtigung des für den 

Jahresabschluss 2020 erweiterten Wertaufhellungszeitraumes folgende Feststellungen 

getroffen: 

- Die im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung gewonnene Erkenntnisse wurden 

als wertaufhellend beurteilt, da sich die Rückzahlungsverpflichtung auf die im 

Haushaltsjahr 2020 gewährte Zuwendung bezog und die maßgeblichen Sachverhalte 

bereits zum Bilanzstichtag 31.12.2020 bestanden.  
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- Es wird beanstandet, dass die aus der Verwendungsnachweisprüfung resultierende 

Rückzahlungsverpflichtung der Hansestadt Stralsund gegenüber dem 

Zuwendungsgeber in Höhe von 147.182,91 EUR zum 31.12.2020 nicht berücksichtigt 

wurde. Dadurch wird die Ergebnisrechnung 2020 um 147.182,91 EUR zu hoch 

ausgewiesen und die Ertragslage um diesen Betrag besser dargestellt.  

- Es liegen Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vor, die zur 

Einschränkung des Bestätigungsvermerks führen können. 

- Aufgrund des Zahlungsausgleichs am 09.12.2021 ist die Zuordnung zur 

Finanzrechnung 2021 nicht zu beanstanden. 

Stiftung Kulturkirche St. Jakobi Stralsund (31.12.2021: 537 TEUR) 

Der Bilanzwert der Finanzanlage „Stiftung Kulturkirche St. Jakobi Stralsund“ wird seit dem 

Eröffnungsbilanzstichtag 01.01.2011 unverändert mit 536.856,47 EUR ausgewiesen.  

Aufgrund der im Rahmen der Prüfung vorgelegten Nachweise konnte der Bilanzwert zum 

31.12.2020 und 31.12.2021 bestätigt werden.  

Die Feststellung gilt für die korrespondierende zweckgebundene Kapitalrücklage als 

Stiftungskapital in Höhe von 536.856,47 EUR (B 1.1.2.2) sinngemäß. 

Deutsche Stiftung Welterbe (31.12.2021: 141 TEUR) 

Der Bilanzwert der Finanzanlage „Deutsche Stiftung Welterbe“ beträgt zum 31.12.2020 und 

31.12.2021 unverändert 140.605,30 EUR. Das Stiftungskapital hat sich im Berichtszeitraum 

2020/2021 nicht verändert. Für die seitens Dritter eingebrachten Zustiftungen bestehen 

keinerlei Rechte am Stiftungsvermögen.  

Wegen der Verwendungsbeschränkung des Stiftungsvermögens ist in Höhe der Finanzanlage 

auf der Passivseite ein Gegenposten in einer zweckgebundenen Kapitalrücklage 

auszuweisen.  

Der Bilanzwert der Finanzanlage sowie der korrespondierende Ausweis der 

zweckgebundenen Kapitalrücklage als Stiftungskapital in Höhe von 140.605,30 EUR 

(B 1.1.2.2) konnten bestätigt werden.  

Brunst-Weber-Stiftung (31.12.2021: 6.935 TEUR) 

Der Bilanzwert der Finanzanlage „Brunst-Weber-Stiftung“ beträgt zum 31.12.2020 und 

31.12.2021 unverändert 6.935.346,21 EUR und konnte anhand der vorgelegten Nachweise 

nachvollzogen werden.  

In Anwendung des FAQ „F1_504 - Stiftungen“ aus dem Gemeinschaftsprojekt NKHR-MV vom 

19.07.2013 hat die Gemeinde, soweit diese das Stiftungsvermögen zum Zweck der Gründung 

der rechtsfähigen kommunalen Stiftung von einem Dritten erhalten hat, in Höhe der 

Zuwendung einen Sonderposten zum Anlagevermögen zu bilden. Insoweit entfällt der Ausweis 

einer zweckgebundenen Kapitalrücklage. Der korrespondierende Sonderposten in Höhe von 

6.935.346,21 EUR wird zum 31.12.2020 und 31.12.2021 im Sachkonto 23147010 

„Sonderposten aus Zuwendungen von rechtsfähigen kommunalen Stiftungen (Brunst-Weber-

Stiftung)“ im Bilanzposten B 2.1.1 Sonderposten aus Zuwendungen bilanziert. 



Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 78 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

Hinsichtlich der Produktgruppenzuordnung wird ergänzend auf den Schlussbericht des 

Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des Jahresabschlusses der Hansestadt Stralsund 

zum 31.12.2017 hingewiesen. Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass sowohl die 

Abbildung sämtlicher Vorgänge zur Brunst-Weber-Stiftung als auch die Zuordnung der 

Vermögensgegenstände in der Anlagenbuchhaltung in der Produktgruppe 111 

„Beteiligungsmanagement“ (Teilhaushalt 01 Verwaltungssteuerung) und nicht in der gemäß 

Produktrahmen vorgegebenen Produktgruppe 622 „Stiftungen“ erfolgt. Die Zuordnung ist 

insoweit nicht nachvollziehbar und entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben. Das 

Rechnungsprüfungsamt empfiehlt gemäß § 4 Absatz 3 GemHVO-Doppik die Zuordnung zum 

Teilhaushalt 90 „Zentrale Finanzleistungen“.  

4.1.1.3.6 Sonstige Wertpapiere des Anlagevermögens (A 1.3.7) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 17.613,92 € 0,0%   

31.12.2020 5.113,92 € 0,0%  -12.500,00 € 

31.12.2021 5.113,92 € 0,0%  0,00 € 

Für den Bilanzposten A 1.3.7 „Sonstige Wertpapiere des Anlagevermögens“ hat die Abteilung 

20.2 Beteiligungsmanagement jeweils die Berichte über die Prüfung des Jahresabschlusses 

zum 31. Dezember 2020 sowie zum 31.12.2021 vorgelegt. Ergänzt wurden die Nachweise 

durch die Übersicht über die Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung der Ostsee-

Beteiligungs- und Verwaltungsgesellschaft mbH i. L. für 2020 und 2021.  

Der Bilanzposten umfasst zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 folgende Finanzanlagen:  

- Ostsee-Beteiligungs- und Verwaltungsgesellschaft mbH i. L. (1,00 EUR) 

- Berufsförderungswerk Stralsund GmbH (5.112,92 EUR) 

- Wirtschaftsfördergesellschaft Vorpommern mbH (0,00 EUR) 

Der Bilanzwert des Postens A 1.3.7 „Sonstige Wertpapiere des Anlagevermögens“ beträgt 

zum 31.12.2019 17.626,84 EUR und zum 31.12.2020 sowie 31.12.2021 5.113,92 EUR.  

Die Veränderung ist auf den im Jahr 2020 erfolgten Austritt der Hansestadt Stralsund aus der 

Wirtschaftsfördergesellschaft Vorpommern mbH zurückzuführen. Die Geschäftsanteile 

wurden eingezogen und der Bilanzwert der Beteiligung auf 0,00 EUR reduziert. Der 

Hansestadt Stralsund wurde der Nennwert der Stammeinlage in Höhe von 12.500,00 EUR 

ausgezahlt.  

Die Bilanzwerte konnten anhand der vorgelegten Prüfungsnachweise nachvollzogen werden. 

Abweichende Erkenntnisse ergaben sich im Rahmen der Prüfung nicht.  

4.1.1.3.7 Anteilige Rücklagen des Kommunalen Versorgungsverbandes zur 

Abdeckung von Pensionsverpflichtungen (A 1.3.8) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 16.027.192,08 € 2,4%   

31.12.2020 16.757.442,01 € 2,5%  730.249,93 € 

31.12.2021 17.628.679,45 € 2,6%  871.237,44 € 
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Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 werden unter dem Bilanzposten A 1.3.8 „Anteilige Rücklagen 

des Kommunalen Versorgungsverbandes Mecklenburg-Vorpommern“ zur Abdeckung von 

Pensionsverpflichtungen in Höhe von 17.629 TEUR bilanziert. Diese decken rund 

47,84 Prozent der auf der Passivseite der Bilanz unter der Position B 3.1 ausgewiesenen 

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen in Höhe von 36.852 TEUR ab. 

Der Bilanzwert der Anteilige Rücklagen des Kommunalen Versorgungsverbandes 

Mecklenburg-Vorpommern hat sich gegenüber dem 31.12.2019 (16.027 TEUR) um insgesamt 

1.601 TEUR erhöht. Davon entfielen 730 TEUR auf das Haushaltsjahr 2020 und 871 TEUR 

auf das Haushaltsjahr 2021. Die Erhöhung wurde unter den Finanzerträgen aus den anteiligen 

Rücklagen des Kommunalen Versorgungsverbandes ergebniswirksam verbucht. Die 

Zuordnung der Finanzerträge aus den Haushaltsjahren 2020 und 2021 wurde als sachgerecht 

festgestellt.  

Aufgrund der vorgelegten Prüfungsnachweise konnten die Bilanzwerte zum 31.12.2020 und 

31.12.2021 nachvollzogen und bestätigt werden.   

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass die im Anhang zum Doppeljahresabschluss 

enthaltenen Aussagen zu den Finanzerträgen aus den anteiligen Rücklagen des Kommunalen 

Versorgungsverbandes („[...] aus nicht geplanten Finanzerträgen [...]") nicht sachgerecht sind, 

da entsprechende Haushaltsansätze in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 veranschlagt 

waren. 

4.1.1.3.8 Ausleihungen 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 5.483,09 € 0,0%   

31.12.2020 3.948,79 € 0,0%  -1.534,30 € 

31.12.2021 2.336,81 € 0,0%  -1.611,98 € 

Für den Bilanzposten A 1.3.9 Sonstige Ausleihungen wurden keine gesonderten Nachweise 

eingeholt. Durch das Heranziehen ergänzender Tilgungspläne (Darlehensverwaltungs-

programm m-Zins) aus früheren Jahresabschlussprüfungen konnten die Bilanzwerte 

nachvollzogen werden. 

Der Bilanzwert für den Posten A 1.3.9 kann zum 31.12.2020 (3.948,79 EUR) und zum 

31.12.2021 (2.336,81 EUR) bestätigt werden. 

Die Bilanzposten A 1.3.2 Ausleihungen an verbundene Unternehmen, A 1.3.4 Ausleihungen 

an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht sowie A 1.3.6 Ausleihungen an 

Sondervermögen mit Sonderrechnung, Zweckverbände, Anstalten des öffentlichen Rechts, 

rechtsfähige kommunale Stiftungen werden zum 31.12.2020 / 31.12.2021 unverändert zu den 

Vorjahren mit 0,00 EUR ausgewiesen.  

Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine abweichenden Erkenntnisse ergeben. 
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4.1.2 Umlaufvermögen 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 24.956.354,37 € 3,7%   

31.12.2020 28.437.119,22 € 4,2%  3.480.764,85 € 

31.12.2021 26.670.233,69 € 3,9%  -1.766.885,53 € 
 

Das Umlaufvermögen entwickelte sich von 24.956 TEUR zum 31.12.2019 über 28.437 TEUR 

zum 31.12.2020 auf 26.670 TEUR zum 31.12.2021. Der Anteil an der Bilanzsumme erhöhte 

sich zunächst von 3,7 Prozent auf 4,2 Prozent und verringerte sich zum 31.12.2021 auf 

3,9 Prozent.  

Gegenüber dem 31.12.2019 erhöhte sich das Umlaufvermögen insgesamt um 1.714 TEUR. 

Die Entwicklung ist im Wesentlichen auf Veränderungen bei den liquiden Mitteln 

(+1.396 TEUR) und den Forderungen (+1.135 TEUR) zurückzuführen. 

 Liquide Mittel 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 9.418.438,28 € 1,4%   

31.12.2020 13.393.922,22 € 2,0%  3.975.483,94 € 

31.12.2021 10.814.210,04 € 1,6%  -2.579.712,18 € 
 

Die liquiden Mittel in Form von Guthaben bei Kreditinstituten und Kassenbeständen (Barmittel) 

erhöhten sich im Haushaltsjahr 2020 deutlich auf 13.394 TEUR und verringerten sich im 

Haushaltsjahr 2021 auf 10.814 TEUR. Gegenüber dem 31.12.2019 ergibt sich ein Anstieg um 

1.396 TEUR. Der Anteil an der Bilanzsumme stieg von 1,4 Prozent auf 2,0 Prozent und betrug 

zum 31.12.2021 1,6 Prozent.   

Prüfungsfeststellungen zu den liquiden Mitteln 

Die Prüfung der liquiden Mittel umfasste die Guthaben bei Kreditinstituten, die Barkasse sowie 

die Handvorschusskassen.  

- Die Guthaben bei Kreditinstituten sind durch Kontoauszüge sowie Bank- oder 

Saldenbestätigungen nachgewiesen und stimmen mit den bilanzierten Werten überein.  

- Der Bestand der Barkasse stimmt mit dem Bargeldbestand laut Tagesabschluss zum 

Bilanzstichtag überein.  

- Für die Bargeldbestände der Handvorschusskassen der Fachämter lagen zum 

Bilanzstichtag keine unter Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips erstellten Zählprotokolle 

vor.  

- Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 wurden keine Kassenkredite in Anspruch genommen.  

Entwicklung der Liquidität 

Dem Bestand der liquiden Mittel zum 31.12.2021 in Höhe von 10.814 TEUR steht ein Saldo 

der Ein- und Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit in Höhe von 242 TEUR (für zukünftige 

investive Zwecke gebundene Mittel) sowie ein Saldo aus durchlaufenden Geldern in Höhe von 

976 TEUR (Verbindlichkeiten gegenüber Dritten) gegenüber.  
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Die nachfolgende Übersicht veranschaulicht die Entwicklung der liquiden Mittel und der 

Kassenkredite unter Einbeziehung der vorläufigen Jahresabschlüsse 2022 und 2023.  

Bezeichnung  
 31.12.2019  31.12.2020  31.12.2021  31.12.2022  31.12.2023 

   in EUR   in EUR   in EUR   in EUR   in EUR  
             

A 2.4 Liquide Mittel 
 

9.418.438,28  
 

13.393.922,22  
 

10.814.210,04  
 

20.686.016,03  
 

11.820.503,25  
 

 
 

 
  

 
  

 
 

 
 

B 4.2.2 Kassenkredite  
 

0,00  
 

0,00  
 

0,00  
 

5.000.034,47  
 

0,00  
             

Saldo der liquiden Mittel und 
Kassenkredite zum 31. Dezember 
des Haushaltsjahres  9.418.438,28   13.393.922,22   10.814.210,04   15.685.981,56   11.820.503,25  

 

Liquiditätsplanung und Geldanlagen  

Nach § 19 Absatz 1 Satz 3 GemKVO-Doppik sollen liquiden Mittel, die nicht sofort benötigt 

werden, so angelegt werden, dass sie bei Bedarf verfügbar sind. Die Hansestadt Stralsund hat 

in der Dienstanweisung geregelt, dass der Kassenverwalter das Anlageinstitut sowie Art und 

Höhe der Geldanlage bestimmt.  

Die Fachämter haben monatlich bis zum 20. des laufenden Monats für die folgenden vier 

Monate eine Liquiditätsprognose beim Kämmereiamt einzureichen (Mitteilung der Hansestadt 

Stralsund 06/2016). Auf Grundlage der erwarteten Ein- und Auszahlungen wird die Liquidität 

der Stadtkasse ermittelt und über und über die Anlage freier Zahlungsmittel oder die 

Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten entschieden. 

Zum Bilanzstichtag verfügte die Hansestadt über keine Geldanlagen. Die stichprobenhafte 

Prüfung der vorgelegten Unterlagen ergab, dass im Berichtzeitraum eine regelmäßige 

Liquiditätsplanung durchgeführt wurde. Eine inhaltliche Beurteilung der Liquiditätsplanung war 

nicht Gegenstand der Prüfung.   

 Vorräte  
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 8.636.225,85 € 1,3%   
31.12.2020 8.185.348,22 € 1,2%  -450.877,63 € 

31.12.2021 7.819.832,87 € 1,1%  -365.515,35 € 
 

Der Bilanzposten „Vorräte“ verringerte sich kontinuierlich von 8.636 TEUR zum 31.12.2019 

auf 7.820 TEUR zum 31.12.2021. Der Anteil an der Bilanzsumme reduzierte sich im gleichen 

Zweitraum von 1,3 Prozent auf 1,1 Prozent.  

Das Vorratsvermögen besteht im Wesentlichen aus zum Verkauf bestimmten Grundstücken 

(284 Vermögensgegenstände), die zum 31.12.2021 mit 7.820 TEUR bzw. 100 Prozent des 

Bilanzpostens ausgewiesen werden. Die bis zum 31.12.2019 bilanzierten Rohstoffe 

(Pflastersteine) in Höhe von 79 TEUR sowie Hilfsstoffe (Streusalz) in Höhe von 18 TEUR 

wurden im Haushaltsjahr 2020 vollständig ausgebucht. Die Entwicklung des Bilanzpostens 

stellt sich wie folgt dar:  
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Vorräte  Buchwert 
zum 

31.12.2019 

 + 
Zugänge 
2020 

 - 
Abgänge 
(RBW) 
2020 

 = 
Buchwert 

zum 
31.12.2020 

 + 
Zugänge 
2021 

 - 
Abgänge 
(RBW) 
2021 

 + 
Umbuchungen 
(RBW) 2021 

 = 
Buchwert 

zum 
31.12.2021 

  Angaben in TEUR  

Steinen des 
Bauhofes  

79,2  - 79,2  - - - - - 

Streusalz des 
Bauhofes  

17,9  - 17,9  - - - - - 

Unbebaute 
Grundstücke 

5.201,8  106,7  148,0  5.160,5  81,8  335,8  8,6  4.915,1  

Bebaute 
Grundstücke 

3.270,6  - 245,8  3.024,8  - 111,5  -8,6  2.904,8  

Ökopunkte - 
Waldpunkte  

66,7  - 66,7  - - - - - 

Summe  8.636,2  106,7  557,6  8.185,3  81,8  447,4  - 7.819,8  

Die Veränderung des Vorratsvermögens ist im Wesentlichen auf Grundstücksverkäufe 

zurückzuführen. Daneben erfolgte im Haushaltsjahr 2020 die vollständige Ausbuchung der 

bislang bilanzierten Roh- und Hilfsstoffe (Pflastersteine und Streusalz) mit einem Buchwert 

von insgesamt 97 TEUR sowie die vollständige Ausbuchung der Waldpunkte mit einem 

Buchwert von 66,7 TEUR.   

Prüfungsfeststellungen zur Ausbuchung der Roh- und Hilfsstoffe (97 TEUR)  

Die Rohstoffe (Pflastersteine) und Hilfsstoffe (Streusalz) wurden bereits im Rahmen der 

Eröffnungsbilanz 2011 als Vorratsvermögen bilanziert. Bereits im Bericht zur Prüfung der 

Eröffnungsbilanz wurde darauf hingewiesen, dass die Anforderungen an die körperliche 

Inventur und der Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme nicht vollständig erfüllt waren. Das 

Rechnungsprüfungsamt empfahl bereits damals eine nachvollziehbare Bestandsführung.  

In den Schlussberichten zu den Jahresabschlüssen 2012 bis 2019 wurde wiederholt 

beanstandet, dass insbesondere der Bilanzansatz der Pflastersteine nicht durch eine 

ordnungsgemäße Inventur nachgewiesen werden konnte und die Entwicklung der Bestände 

nicht nachvollziehbar dokumentiert war. Die Einführung einer Lagerbuchhaltung wurde 

mehrfach empfohlen.   

Im Haushaltsjahr 2020 wurden die Bestände an Pflastersteinen (79 TEUR) und Streusalz 

(18 TEUR) vollständig ausgebucht und zum 31.12.2021 nicht mehr unter den Vorräten 

ausgewiesen. Die Ausbuchung wurde im Anlagenbuchhaltungssystem mit dem Buchungstext 

„Abgang NWP – keine Werthaltigkeit“ dokumentiert. Aus den vorgelegten Unterlagen ergibt 

sich jedoch, dass die Verwaltung die Ausbuchung nicht mit einer fehlenden Werthaltigkeit der 

Bestände, sondern mit organisatorischen Gründen (fehlendes Vorratsverwaltungssystems 

sowie unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand) begründet.  

Die bilanzielle Begründung der Ausbuchung ist daher nicht nachvollziehbar dokumentiert. 

Weder die GemHVO-Doppik (§ 31 Absatz 8) noch die Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie 

der Hansestadt Stralsund sehen einen vollständigen Verzicht auf den Bilanzansatz aus 

Gründen der Verwaltungsvereinfachung vor. Vielmehr bestehen für Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffe Bewertungsvereinfachungsverfahren, insbesondere der Ansatz eines 

Festwertes, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. Über den Ansatz eines 

Festwertes entscheidet nach der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie das Kämmereiamt. 

Zudem ist regelmäßig eine körperliche Bestandsaufnahme durchzuführen.  
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Aus den vorgelegten Unterlagen ist nicht ersichtlich, dass vor der Ausbuchung geprüft wurde, 

ob die Voraussetzungen für die Anwendung eines zulässigen Bewertungs-

vereinfachungsverfahrens vorlagen oder aus welchen Gründen hiervon abgesehen wurde. 

Ebenso fehlt eine nachvollziehbare Dokumentation der bilanzrechtlichen Würdigung.  

Darüber hinaus enthält der Anhang zum Jahresabschluss keine Erläuterung zu der 

vollständigen Ausbuchung der Roh- und Hilfsstoffe, obwohl hierdurch der Bilanzposten 

wesentlich verändert wurde.  

Die Auswirkungen der vollständigen Ausbuchung der Roh- und Hilfsstoffe zeigen sich bereits 

in nachfolgenden Investitionsmaßnahmen. Im Rahmen der Prüfung der Baumaßnahmen 

„Hainholzstraße 1. BA“ und „Hainholzstraße 2. BA“ wurde festgestellt, dass wiederverwendete 

Granitpflastersteine des Bauhofes eingesetzt wurden. Nach den vorliegenden Unterlagen 

entfielen hiervon aktivierungsfähige Anschaffungs- und Herstellungskosten in Höhe von 

36 TEUR auf die Hansestadt Stralsund. Eine Aktivierung der Materialkosten erfolgte nicht. Der 

Sachverhalt verdeutlicht, dass die vollständige Ausbuchung der Roh- und Hilfsstoffe nicht nur 

Auswirkung auf den Ausweis des Vorratsvermögens hatte, sondern auch dazu führte, dass in 

Folgejahren wiederverwendete Materialien bei Investitionsmaßnahmen bilanziell nicht mehr 

berücksichtigt wurden.  

Für weitere Informationen wird auf die Erläuterungen unter Punkt 4.1.1.2.2.2 in diesem Bericht 

verwiesen.  

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet die vollständige Ausbuchung der Roh- und 

Hilfsstoffe. Die Entscheidung wurde weder nachvollziehbar dokumentiert noch ausreichend 

bilanzrechtlich begründet. Die Verwaltung hat künftig vor wesentlichen 

Bilanzierungsentscheidungen die nach der GemHVO-Doppik sowie der Bilanzierungs- und 

Bewertungsrichtlinie vorgesehenen Bewertungsansätze und Bewertungs-

vereinfachungsverfahren nachweisbar zu prüfen und die getroffene Entscheidung zu 

dokumentieren. Wesentliche Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind 

zudem im Anhang zum Jahresabschluss nachvollziehbar darzustellen und zu erläutern.  

Prüfungsfeststellung zu den zum Verkauf bestimmten Grundstücken 

Zum 31.12.2021 werden unter den zum Verkauf bestimmten Grundstücken insgesamt 284 

Vermögensgegenstände mit einem Buchwert von 7.820 TEUR ausgewiesen. Davon werden 

255 Vermögensgegenstände bereits seit der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2011 unverändert 

im Umlaufvermögen bilanziert.  

Nach den Grundsätzen der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie der Hansestadt Stralsund 

ist für die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufvermögen auf die Verhältnisse des jeweiligen 

Bilanzstichtages abzustellen. Ein Ausweis im Umlaufvermögen setzt eine ernsthafte 

Verkaufsabsicht voraus, die sich beispielsweise aus Beschlüssen oder konkreten 

Vermarktungsaktivitäten ergeben kann.  

Im Rahmen der Prüfung konnte nicht nachvollzogen werden, ob für die seit mehr als zehn 

Jahren unverändert im Umlaufvermögen ausgewiesenen Grundstücke diese 

Voraussetzungen zum Bilanzstichtag 31.12.2021 weiterhin vorlagen. Eine dokumentierte 

Überprüfung der fortbestehenden Verkaufsabsicht wurde nicht vorgelegt.  

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt, die Zuordnung der seit der Eröffnungsbilanz 

unverändert als zum Verkauf bestimmte Grundstücke bilanzierten Vermögensgegenstände 
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einzelfallbezogen zu überprüfen und zu dokumentieren. Dabei ist insbesondere 

nachvollziehbar darzulegen, aufgrund welcher Umstände die Voraussetzungen für einen 

Ausweis im Umlaufvermögen weiterhin erfüllt sind oder ob eine Umgliederung in das 

Anlagevermögen erforderlich ist.  

Prüfungen zur Veränderung der Bilanzposten aufgrund von Ankäufen, Verkäufen, 

Grundstückstauschverträgen oder Umbuchungen erfolgten durch Stichproben. 

Die Prüfung hat ergeben, dass zur Veräußerung vorgesehene Grundstücke, für die bereits ein 

entsprechender Gremienbeschluss gefasst wurde, nicht vom Anlagevermögen in das 

Umlaufvermögen umgegliedert wurden. Somit werden nicht alle zur Veräußerung stehenden 

Grundstücke im Umlaufvermögen ausgewiesen.  

Eine Überprüfung der Werthaltigkeit der ausgewiesenen Buchwerte hat nicht stattgefunden. 

Es wird auf die Prüfungsfeststellungen zum Grundstücksvermögen unter Punkt 4.1.1.2.3 in 

diesem Bericht verwiesen.  

Prüfungsfeststellung – Waldpunkte sowie Grundstücksverkauf Rudolf-Diesel-Straße 11 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass im Haushaltsjahr 2020 im Zusammenhang 

mit zwei Grundstücksverkäufen die Ausbuchung von im Vorjahr erworbenen Waldpunkten in 

Höhe von 67 TEUR erfolgte. Die Waldpunkte wurden im Jahresabschluss zum 31.12.2019 als 

Umlaufvermögen unter dem SK 14314000 Ökopunkte ausgewiesen. Die Ausbuchung der 

Waldpunkte erfolgte als „Verluste aus dem Abgang von Vermögensgegenständen“. 

Auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen konnte nicht nachvollzogen werden, ob die 

Waldpunkte Bestandteil des Kaufgegenstandes waren, auf welcher Grundlage die 

Ausbuchung erfolgte und ob deren Wert bei der Kaufpreisermittlung berücksichtigt wurde.  

Die Verwaltung wurde um Stellungnahme sowie Übersendung der hierfür maßgeblichen 

Vertragsunterlagen und Nachweise gebeten. Die Unterlagen wurden bis zum Zeitpunkt der 

Berichterstellung nicht vollständig vorgelegt.  

Auf Basis der zur Verfügung stehenden Informationen stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar: 

Der Erwerb der Waldpunkte diente nicht dem Vorhalten im Umlaufvermögen für eine 

zukünftige Verwendung oder Weiterveräußerung, sondern stand im Zusammenhang mit der 

Wiederherstellung der Bebaubarkeit von zwei Gewerbeparzellen im Gewerbegebiet 

„Grünhufe B 105“, die nach Auskunft der Verwaltung seit der Erschließung des 

Gewerbegebiets zum Verkauf vorgesehen waren und aus Kostengründen von der Hansestadt 

Stralsund nicht gepflegt werden konnten.  

Aufgrund der Bildung von Wald (natürliche Sukzession) auf den Flächen wurde zur 

Wiederherstellung der Bebaubarkeit die Genehmigung der Änderung der Nutzungsart 

(Waldumwandlung) erforderlich. Ein entsprechender Antrag wurde am 23.10.2017 beim 

Forstamt Schuenhagen gestellt. Die Antragstellung wurde am 08.05.2019 geändert. Mit 

Bescheid vom 20.12.2019 wurde die Umwandlung mit Auflagen genehmigt. Insbesondere 

wurde Erwerb von Waldpunkten als Ausgleich für die nachteiligen Auswirkungen der 

dauerhaften Waldumwandlung festgesetzt.   

Mit Buchung vom 12.11.2019 und Zahlung am 14.11.2019 wurden Waldpunkte aus dem 

Waldkompensationspool Nr. 17 "Wendorf“ im Umfang vom 66.740,79 EUR erworben.  
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Der Verkauf der betreffenden Gewerbegrundstücke wurde nach Beschlussfassung durch den 

Hauptausschuss H 2019-VII-05-0056 vom 19.11.2019 (H 0069-2019) und H 2020-VII-02-0088 

vom 25.02.2020 (H 0102-2019) umgesetzt. Der Verkauf der Grundstücke erfolgte jeweils zum 

Bodenwert von 15 €/m². In den Beschlussvorlagen sind in Bezug die Erforderlichkeit der 

Waldumwandlung und anfallenden Kosten keine Informationen enthalten. 

Es werden folgende Feststellungen getroffen:  

- Der gesonderte Einzel-Ausweis von Waldpunkten im Wert von 66.740,79 EUR im 

Jahresabschluss zum 31.12.2019 unter dem Umlaufvermögen war nicht sachgerecht. 

Mit dem Erwerb der Waldpunkte wurde kein Umlaufvermögen im Sinne von 

handelbaren Vermögensgegenständen geschaffen. Der Erwerb erfolgte als Ausgleich 

für die nachteiligen Auswirkungen der dauerhaften Waldumwandlung. Die Kosten des 

Kompensationsausgleichs stellen (nachträgliche) Anschaffungs- und 

Herstellungskosten dar und waren entsprechend in die betreffenden Grundstückswerte 

mit einzubeziehen.  

- Die Kosten des Bescheids des Forstamtes Schuenhagen in Höhe von 1.263,00 EUR 

stellen (nachträgliche) Anschaffungs- und Herstellungskosten dar und waren 

entsprechend in die betreffenden Grundstückswerte mit einzubeziehen.  

- Für das Grundstück, das entsprechend der Beschlussvorlage H 0069-2019 (H 2019-

VII-05-0056 vom 19.11.2019) veräußert wurde, ist mittels einer 

Rückauflassungsvormerkung der Hansestadt Stralsund das dinglich gesicherte Recht 

eingeräumt, den Vertrag rückabzuwickeln, wenn der Käufer seiner Verpflichtung, auf 

diesem Grundstück ein Gewerbegebäude zu errichten, innerhalb einer Frist von drei 

Jahren nach Beurkundung nicht nachkommen sollte. Für das Grundstück ist bis zum 

Zeitpunkt der Berichterstattung keine Bebauung erfolgt.  

Prüfungsfeststellung - Grundstücksaufwertung im Zusammenhang mit der 

Fördermaßnahme Maritimes Industrie- und Gewerbegebiet Franzenshöhe 3. BA in Höhe 

von 1.636 TEUR 

Im Haushaltsjahr 2019 wurden im Zusammenhang mit der Fördermaßnahme „Maritimes 

Industrie- und Gewerbegebiet Franzenshöhe 3. BA“ Grundstücke des Umlaufsvermögens in 

Höhe von 1.636 TEUR sowie Grundstücke des Anlagevermögens in Höhe von 1.127 TEUR 

nachaktiviert. Die korrespondierenden Sonderposten in Höhe von 2.424 TEUR wurden 

vollständig unter den Sonderposten zum Anlagevermögen ausgewiesen.   

Bereits im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2019 wurde beanstandet, dass die auf 

Grundstücke des Umlaufvermögens entfallenden Sonderposten entgegen Punkt 12.2 der 

Dienstanweisung Nr. 03/2011 „Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie der Hansestadt 

Stralsund“ nicht unter den sonstigen Sonderposten, sondern unter den Sonderposten zum 

Anlagevermögen ausgewiesen werden.  

Im Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 wurde festgestellt, dass die 

fehlerhafte Zuordnung unverändert beibehalten wurde. Eine Umgliederung oder Korrektur der 

Kontierung erfolgte in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 nicht (Anlagennummern 50016503 

bis 50016508).  

Eine Stellungnahme der Verwaltung zur Beanstandung des Vorjahresberichtes sowie zu den 

Gründen für die unveränderte Bilanzierung lag dem Rechnungsprüfungsamt nicht vor. Nach 
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Durchsicht der Folgejahre wurde festgestellt, dass die fehlerhafte Kontierung auch in den 

Jahresabschlüssen 2022 und 2023 unverändert fortgeführt wurde. Erst mit dem Verkauf der 

betroffenen Grundstücke im Haushaltsjahr 2023 wurden die entsprechenden Sonderposten 

ausgebucht. Eine Korrektur der fehlerhaften Zuordnung der Sonderposten erfolgte somit zu 

keinem Zeitpunkt.  

Durch die fehlerhafte Kontierung werden die Bilanzposten „2.1 Sonderposten zum 

Anlagevermögen“ und „2.4 Sonstige Sonderposten“ nicht den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechend ausgewiesen. Der Bilanzposten 2.1 Sonderposten zum Anlagevermögen ist um 

1.443 TEUR zu hoch, während der Bilanzposten 2.4 Sonstige Sonderposten in 

entsprechender Höhe zu niedrig ausgewiesen wird.  

Die Beanstandung aus dem Schlussbericht zum Jahresabschluss 2019 wird daher 

aufrechterhalten.  

 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 6.901.690,24 € 1,0%   
31.12.2020 6.857.848,78 € 1,0%  -43.841,46 € 

31.12.2021 8.036.190,78 € 1,2%  1.178.342,00 € 

Der Bilanzposten „Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände“ verringerte sich im 

Haushaltsjahr 2020 gegenüber dem Vorjahr geringfügig und erhöhte sich zum 31.12.2021 auf 

8.036 TEUR. Der Anteil an der Bilanzsumme stiegt von 1,0 Prozent auf 1,2 Prozent. 

Wertberichtigungen auf Forderungen und sonstige Vermögensgenstände 

Der Bestand der Forderungen und der sonstigen Vermögensgegenstände ohne 

Berücksichtigung von Wertberichtigungen (Nominalwert) beläuft sich zum 31.12.2021 auf 

10.255 TEUR (Vorjahr: 9.977 TEUR). Unter Berücksichtigung von Wertberichtigungen in Höhe 

von 2.219 TEUR (Vorjahr: 3.119 TEUR) beläuft sich der Gesamtwert der Forderungen und der 

sonstigen Vermögensgegenstände der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2021 auf 

8.036 TEUR (Vorjahr: 6.858 TEUR).  

Die Forderungen werden mit einer Werthaltigkeit von 78,4 Prozent bilanziert (Vorjahr: 

68,7 Prozent). 

Abstimmung der Forderungen mit der Offene Posten-Liste-Sachbuch 

Im Rahmen der Prüfung wurde die Summe der in der Bilanz ausgewiesenen Forderungen mit 

der Summe der offenen Posten im Rechnungswesen (OP-Liste Sachbuch) abgestimmt. Die 

Abstimmung ergab Differenzen, die im Wesentlichem auf Forderungen zurückzuführen sind, 

die nicht in der OP-Liste Sachbuch ausgewiesen werden.  
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Die Ursachen der Differenzen sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.  
 2020       2021 

Summe Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände (Bilanz) 6.857.848,78 € 8.036.190,78 € 

Summe kumulierte Wertberichtigungen (Forderungsübersicht)  + 3.119.051,01 € +   2.218.501,53 € 

Summe Forderungen zum Nominalwert  = 9.976.899,79 € = 10.254.692,31 € 
   

Summe offene Posten im Rechnungswesen (OP-Liste-Sachbuch) - 6.367.099,97 € - 7.421.329,34 € 

Differenz = 3.609.799,82 € = 2.833.362,97 € 

   

- Sonstige Vermögensgegenstände (99999. Vorschusskonten) 63.936,96 € 20.137,86 € 

- Konto 1793 Vorsteuer  (1793x. Vorsteuerkonten) 2.565,71 € 2.095,15 € 

- Forderungskonten mit zahlungsunwirksamen Untersachkonten 
(99996. beispielsweise Kaufpreisforderungen im Rahmen von 
Erbbaurechtsverträgen, Treuhandkonto LEG, Forderungen gegen 
Sondervermögen mit Sonderrechnung) 

3.543.297,15 € 2.811.129,96 € 

Summe 0,00 € 0,00 € 

Zum 31.12.2021 werden Forderungen ohne Zuordnung zu einem Debitor in Höhe von 

2.811 TEUR ausgewiesen. Diese Forderungen werden nicht in der OP-Liste Sachbuch geführt 

und führen im Rahmen der Abstimmung zwischen Bilanz und OP-Liste zu entsprechenden 

Differenzen.  

Durch die Buchung ohne Debitor besteht zudem das Risiko fehlerhafter und unvollständiger 

Saldenbestätigungen. Forderungen ohne Debitorenzuordnung werden bei 

debitorenbezogenen Auswertungen und Abstimmungen nicht berücksichtigt und können 

dadurch unberücksichtigt bleiben.  

Bereits im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2019 wurde beanstandet, dass eine 

Forderung gegenüber dem Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern in Höhe von 

1.744 TEUR ohne Zuordnung zu einem Debitor eingebucht wurde und deshalb nicht in der 

OP-Liste Sachbuch ausgewiesen wird (Baumaßnahme „Neugestaltung Tribseer Damm 

zwischen Bahnübergang und Knotenpunkt Carl-Heydemann-Ring, 1. und 2. Bauabschnitt“). 

Die Prüfung ergab, dass diese Buchungsweise in den Jahresabschlüssen 2020 und 2021 

unverändert fortgeführt wurde. Nach Durchsicht der Folgejahre wurde festgestellt, dass die 

Forderung erst im Haushaltsjahr 2022 ausgebucht wurde. Die Beanstandung aus dem 

Schlussbericht zum Jahresabschluss 2019 wird daher für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 

aufrechterhalten.  

Forderungen gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen  

Die zum Stichtag 31.12.2021 im Kernhaushalt ausgewiesenen Forderungen gegenüber 

Sondervermögen mit Sonderrechnung (711 TEUR) weichen um 28 TEUR von den vorläufigen 

Jahresabschlüssen der Städtebaulichen Sondervermögen ausgewiesenen Verbindlichkeiten 

gegenüber der Gemeinde ab.  

Die Abweichung resultiert aus dem fehlerhaften Ausweis einer Verbindlichkeit aus Lieferungen 

und Leistungen im Städtebaulichen Sondervermögen „Tribseer Vorstadt“. Die Hansestadt 

Stralsund hat bereits eine Rechnung beglichen, deren Erstattung durch den Sanierungsträger 

(SES) gegenüber der Gemeinde zum Bilanzstichtag noch ausstand. Der Sachverhalt wurde 

im Sondervermögen nicht als Verbindlichkeit gegenüber der Gemeinde ausgewiesen.   
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Sonstige Vermögensgegenstände 

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen werden u. a. Vorschussgelder, 

Kaufpreisforderungen im Rahmen von Erbbaurechtsverträgen sowie Forderungen für 

treuhänderisch verwaltete Gelder aus der Parkraumbewirtschaftung geführt. 

Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Bilanzwert der sonstigen Vermögensgegenstände um 

52 TEUR auf 621 TEUR vermindert. 

Abstimmung der Veränderungen der Wertberichtigungen mit der Ergebnisrechnung  

Die Veränderungen der bilanzierten Wertberichtigungen wurden mit den in der 

Ergebnisrechnung ausgewiesenen Aufwendungen und Erträgen aus Wertberichtigungen 

abgestimmt.  

Für das Haushaltsjahr 2020 konnte die Veränderung der bilanzierten Wertberichtigungen nicht 

vollständig mit der Ergebnisrechnung abgestimmt werden. Es verblieb eine nicht 

nachvollziehbare Abweichung in Höhe von 39.080,39 EUR, deren Ursache anhand der 

vorgelegten Unterlagen nicht vollständig aufgeklärt werden konnte.  

Für das Haushaltsjahr 2021 ergab die Abstimmung lediglich eine unwesentliche Differenz von 

1,00 EUR.   

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt, die Ursache der im Haushaltsjahr 2020 verbliebenen 

Abstimmungsdifferenzen zwischen Bilanz und Ergebnisrechnung zu ermitteln und 

nachvollziehbar zu dokumentieren. Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2018 

wurden bereits vergleichbare Auffälligkeiten bei der Abstimmung der Wertberichtigungen 

festgestellt.  

Fortführung der Beanstandungen aus den Jahresabschlüssen 2018 und 2019 

Bereits im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2018 wurden bei der Umstellung des 

Buchungsverfahrens für Forderungen und Wertberichtigungen System- und 

Anwendungsfehler sowie Mängel bei der Bilanzierung festgestellt. Das 

Rechnungsprüfungsamt forderte die Verwaltung auf, die Ursachen der festgestellten 

Abweichungen zu analysieren, geeignete Maßnahmen zur Fehlerbeseitigung zu entwickeln 

und künftige Korrekturen nachvollziehbar zu dokumentieren. 

Im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2019 wurden Beanstandungen hinsichtlich der 

Bilanzierung von Forderungen aufrechterhalten und die Prüfungsfeststellungen aus 2018 

teilweise fortgeführt. Insbesondere wurde der Ausweis von Forderungen ohne Zuordnung zu 

einem Debitor beanstandet.  

Die Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 hat ergeben, dass diese 

Buchungsweise unverändert fortgeführt wurde. Forderungen ohne Debitorenzuordnung 

werden weiterhin nicht in der OP-Liste Sachbuch ausgewiesen. Hierdurch entstehen 

Differenzen zwischen Bilanz und OP-Liste sowie das Risiko fehlerhafter oder unvollständiger 

debitorenbezogener Auswertungen und Saldenbestätigungen.  

Bis zum Zeitpunkt der Prüfung wurden dem Rechnungsprüfungsamt keine Unterlagen oder 

Stellungnahmen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass die im Prüfungsbericht 2018 

festgestellten System- und Verfahrensmängel analysiert, die Ursache ermittelt oder geeignete 
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Maßnahmen zur nachhaltigen Fehlerbeseitigung umgesetzt wurden. Die Beanstandungen 

werden daher für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 aufrechterhalten.  
 

4.1.3 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 403.527,48 € 0,1%   

31.12.2020 622.698,80 € 0,1%  219.171,32 € 

31.12.2021 408.263,77 € 0,1%  -214.435,03 € 
 

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten beliefen sich zum 31.12.2021 auf 408 TEUR. 

Gegenüber dem Bilanzstichtag 31.12.2019 erhöhte sich der Bilanzwert zum 31.12.2021 um 

5 TEUR. Der Anteil an der Bilanzsumme blieb im gesamten Prüfungszeitraum unverändert bei 

0,1 Prozent. Den größten Anteil der aktiven Rechnungsabgrenzungsposten bildete zum 

31.12.2021 mit 285 TEUR (69,9 Prozent) die bereits im Dezember 2021 ausgezahlten 

Beamtenbesoldungen für Januar 2022. Die übrigen aktiven Rechnungsabgrenzungsposten 

beliefen sich auf 123 TEUR (30,1 Prozent).  

Prüfungsfeststellungen zu den aktiven Rechnungsabgrenzungsposten 

Die Entwicklung der aktiven Rechnungsabgrenzungsposten wurde anhand der Buchungen 

nachvollzogen. Die ausgewiesenen Bestände und Veränderungen sind rechnerisch plausibel. 

Eine inhaltliche Prüfung der einzelnen abgegrenzten Sachverhalte sowie der 

zugrundeliegenden Verpflichtungen war nicht Gegenstand der Prüfung. Es ergaben sich keine 

Anhaltspunkte für wesentliche Unstimmigkeiten. 
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 Feststellungen zu den einzelnen Bilanzposten der Passivseite  

Bilanz zum  Buchwert    Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 677.088.986,46 €    

31.12.2020 683.206.899,20 €   6.117.912,74 € 

31.12.2021 691.184.100,46 €   7.977.201,26 € 

Im Rahmen der Prüfung wurden die Bilanzposten der Passivseite zum 31.12.2020 und 

31.12.2021 anhand der vorgelegten Jahrabschlussunterlagen, der Buchungsunterlagen sowie 

weiterer prüfungsrelevanter Nachweise stichprobenweise geprüft. Dabei wurden 

insbesondere die Zusammensetzung und Entwicklung der Bilanzposten sowie deren 

Übereinstimmung mit den Angaben im Jahresabschluss betrachtet.  

Die nachfolgende Übersicht stellt die Bilanzposten der Passivseite zum 31.12.2019, 

31.12.2020 und 31.12.2021 dar.  Die anschließenden Ausführungen enthalten die im Rahmen 

der Prüfung getroffenen Feststellungen zu den einzelnen Bilanzposten.  

Passiva  

 
31.12.2019 

 
31.12.2020 

 
31.12.2021  

in EUR  
 

in EUR  
 

in EUR         

Eigenkapital:  345.732.502  354.263.032  366.236.884 
       

Allgemeine Kapitalrücklage   296.545.177  296.620.779  297.726.122 
Zweckgebundene Kapitalrücklage aus investiven Zuweisungen    25.310.500  30.889.133  35.671.021 
Stiftungskapital  7.654.941  7.654.941  7.654.941 
Ergebnisvortrag   6.694.376  16.221.884  19.098.179 
Jahresergebnis  9.527.508  2.876.295  6.086.620 

       

Sonderposten:  187.713.993  187.723.045  186.111.144 
       

Sonderposten zum Anlagevermögen   187.492.823  187.633.952  186.083.873 
Sonderposten für den Gebührenausgleich  221.170  89.094  27.271 

       

Rückstellungen:  46.542.675  47.780.387  47.406.661 
       

Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen  35.496.781  35.789.029  36.852.217 
Rückstellungen für sonstige personalbezogene Verpflichtungen  461.284  501.769  761.409 
Rückstellungen für Rekultivierung und Nachsorge von Deponien  8.061.864  7.677.168  7.316.057 
Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung   212.923  391.000  391.000 
Rückstellungen für anhängige Gerichtsverfahren  2.210.063  2.231.363  722.911 
Sonstige Rückstellungen  99.760  1.190.059  1.363.067 

       

Verbindlichkeiten:  90.499.390  87.021.058  85.428.103 
       

Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten  80.012.152  76.782.004  73.348.355 
Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten  0,00  0,00  0,00 
Kreditähnliche Verbindlichkeiten   0,00  0,00  0,00 
Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen   159.640  102.864  93.500 
Übrige Verbindlichkeiten   10.327.598  10.136.190  11.986.248 

       

Passive Rechnungsabgrenzungsposten  6.600.427  6.419.376  6.001.309 
       

Bilanzsumme Passiva   677.088.986  683.206.899  691.184.100 
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4.2.1 Eigenkapital 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 345.732.501,97 € 51,1%   

31.12.2020 354.263.032,42 € 51,9%  8.530.530,45 € 

31.12.2021 366.236.883,79 € 53,0%  11.973.851,37 € 
 

Das Eigenkapital der Hansestadt Stralsund erhöhte sich im Prüfungszeitraum um 

20.504 TEUR auf 366.237 TEUR zum 31.12.2021. Gleichzeitig stieg der Anteil des 

Eigenkapitals an der Bilanzsumme von 51,1 Prozent zum 31.12.2019 auf 53,0 Prozent zum 

31.12.2021 und unterstreicht die positive Entwicklung der Eigenkapitalausstattung.  

Die Entwicklung des Eigenkapitals resultiert im Wesentlichen aus den Veränderungen der 

Allgemeinen Kapitalrücklage (+ 1.181 TEUR), der Erhöhung der zweckgebundenen 

Kapitalrücklage aus investiv gebundenen Zuweisungen (+ 10.361 TEUR) sowie den 

Jahresüberschüssen der Haushaltsjahre 2020 und 2021 (+ 8.963 TEUR). Die 

Zusammensetzung des Eigenkapitals stellt sich wie folgt dar: 

 

Prüfungsfeststellung zur Darstellung des Eigenkapitals im Anhang 

Die Entwicklung der einzelnen Eigenkapitalpositionen wurde anhand der Buchungsunterlagen 

nachvollzogen. Dabei wurde festgestellt, dass die im Anhang für das Haushaltsjahr 2021 auf 

Seite 101 ausgewiesene Summe der Zuführungen zum Eigenkapital rechnerisch nicht 

zutreffend dargestellt ist. Im Anhang werden Zuführungen für das Jahr 2021 in Höhe von 

13.745 TEUR ausgewiesen. Unter Berücksichtigung der Zuführung zur Allgemeinen 

Stand zum 

31.12.2019

Stand zum 

31.12.2020

Stand zum 

31.12.2021

Veränderung 

2020/2021

in EUR in EUR in EUR in EUR 

1.1 Kapitalrücklage 329.510.617,60 335.164.853,40 341.052.084,54 11.541.466,94

1.1.1 Allgemeine Kapitalrücklage 296.545.176,58 296.620.779,41 297.726.122,40 1.180.945,82

20100000 - Kapitalrücklage 29.324,83 29.324,83 29.324,83 0,00

20110000 - Allgemeine Kapitalrücklage 296.515.851,75 296.591.454,58 297.696.797,57 1.180.945,82

0,00    davon Eröffnungsbilanzkorrekturen 10.670,00

    davon Gesetzliche Vermögensübertragungen 1.207.799,19

    davon Dienstherrenwechsel -37.523,37

1.1.2 Zweckgebundene Kapitalrücklagen 32.965.441,02 38.544.073,99 43.325.962,14 10.360.521,12

1.1.2.1 Zweckgebundene Kapitalrücklagen aus investiv 

gebundenen Zuweisungen

25.310.500,13 30.889.133,10 35.671.021,25 10.360.521,12

20130000 - (…) Zuweisungen nach §§ 23 und 24 des FAG 0,00 5.578.632,97 10.360.521,12 10.360.521,12

20140000 - (…) Investive Schlüsselzuweisungen § 12 FAG 2.886.027,79 2.886.027,79 2.886.027,79 0,00

20150000 - (…) § 16 FAG (ehemals § 10e FAG) 22.424.472,34 22.424.472,34 22.424.472,34 0,00

1.1.2.2 Zweckgebundene Kapitalrücklagen als Stiftungskapital 7.654.940,89 7.654.940,89 7.654.940,89 0,00

20191010 - Stiftung Deutsches Meeresmuseum 6.977.479,12 6.977.479,12 6.977.479,12 0,00

20191020 - Stiftung Kulturkirche 536.856,47 536.856,47 536.856,47 0,00

20191030 - Deutsche Stiftung Welterbe 140.605,30 140.605,30 140.605,30 0,00

1.3 Ergebnisvortrag 6.694.376,18 16.221.884,37 19.098.179,02 12.403.802,84

20400000 - Ergebnisvortrag 6.694.376,18 16.221.884,37 19.098.179,02 12.403.802,84

1.4 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 9.527.508,19 2.876.294,65 6.086.620,23 -3.440.887,96

00099978 - Jahresüberschuss/ Jahresfehlbetrag 

(Außerordentliches Ergebnis)

0,00 0,00 0,00

00099979 - Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 

(Ergebnisrechnung)

9.527.508,19 2.876.294,65 6.086.620,23 -3.440.887,96

1 Eigenkapital 345.732.501,97 354.263.032,42 366.236.883,79 20.504.381,82

Posten Bezeichnung
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Kapitalrücklage (1.105 TEUR) ergibt sich rechnerisch jedoch eine Gesamtzuführung in Höhe 

von 14.850 TEUR.  

Allgemeine Kapitalrücklage  

Die Allgemeine Kapitalrücklage erhöhte sich im Prüfungszeitraum um 1.181 TEUR auf 

297.726 TEUR zum 31.12.2021. Die Veränderung resultiert aus Korrekturen der 

Eröffnungsbilanz nach § 53a GemHVO-Doppik (+ 11 TEUR), Verrechnungen für gesetzliche 

Vermögensübertragungen (+ 1.208 TEUR) sowie Dienstherrenwechsel (- 38 TEUR) 

entsprechend § 18 GemHVO-Doppik. 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass ein Abgang von Pensionsverpflichtungen im 

Zusammenhang mit einem Dienstherrenwechsel nicht entsprechend über die Allgemeine 

Kapitalrücklage berücksichtigt wurde. Hierzu wird auf die Ausführungen zu den 

Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen unter Punkt 4.2.3.1 dieses Berichtes verwiesen.  

Zweckgebundene Kapitalrücklage aus investiv gebundenen Zuweisungen  

Die zweckgebundene Kapitalrücklage aus investiv gebundenen Zuweisungen erhöhte sich im 

Prüfungszeitraum um 10.361 TEUR auf 35.671 TEUR zum 31.12.2021. Die Erhöhung ist auf 

investiv gebundene Zuweisungen nach dem FAG M-V zurückzuführen.  

Aufgrund der positiven Jahresergebnisse der Ergebnisrechnung der Haushaltsjahre 2020 und 

2021 war eine Entnahme gemäß § 18 Absatz 4 GemHVO-Doppik nicht erforderlich. 

Die Höhe der vom Land festgesetzten Zuwendungen für investive Zwecke stimmt mit dem in 

der Kapitalrücklage erfassten Betrag überein.  

In Anwendung der Regelung des § 15 Absatz 4 FAG M-V können von den 

Schlüsselzuweisungen bis zu vier Prozent für investive Zwecke verwendet werden. Dies 

entspricht einem Betrag von 1.274 TEUR für das Jahr 2020 und einem Betrag von 1.305 TEUR 

für das Jahr 2021.  

Die Verwaltung hat von dieser Regelung keinen Gebrauch gemacht.  

Zweckgebundene Kapitalrücklage als Stiftungskapital   

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 wird unter der zweckgebundenen Kapitalrücklage als 

Stiftungskapital ein Betrag von insgesamt 7.654.940,89 EUR ausgewiesen. Dieser enthält auf 

die Stiftung Deutsches Meeresmuseum mit 6.977.479,12 EUR, die Stiftung Kulturkirche St. 

Jakobi Stralsund mit 536.856,47 EUR und die Deutsche Stiftung Welterbe mit 

140.605,30 EUR.  

Die Bilanzwerte der zugrundeliegenden Finanzanlagen konnten anhand der vorgelegten 

Nachweise nachvollzogen werden. Hinsichtlich der Stiftung Deutsches Meeresmuseum wurde 

festgestellt, dass die zweckgebundene Kapitalrücklage zum 31.12.2021 nicht entsprechend 

dem Bilanzwert der Finanzanlage erhöht wurde. Der Bilanzansatz der Finanzanlage beträgt 

7.043.269,12 EUR, während die korrespondierende Kapitalrücklage mit 6.977.479,12 EUR 

ausgewiesen wird. Die Abweichung beträgt 65.790,00 EUR. Das Rechnungsprüfungsamt 

beanstandet die abweichende Ausweisung.  

Hinsichtlich der Finanzanlage Stiftung Deutsches Meeresmuseum wird ergänzend auf die 

Ausführungen unter Punkt 4.1.1.3.5 dieses Berichtes verwiesen.  
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Bei der Stiftung Kulturkirche St. Jakobi Stralsund und der Deutschen Stiftung Welterbe 

konnten die Bilanzansätze der Finanzanlagen und die korrespondierenden zweckgebundenen 

Kapitalrücklagen nachvollzogen und bestätigt werden.  

Ergebnisvortrag 

Der Ergebnisvortrag erhöhte sich im Prüfungszeitraum von 6.694 TEUR zum 31.12.2019 auf 

19.098 TEUR zum 31.12.2021. Ursächlich hierfür ist die Übernahme der positiven 

Jahresergebnisse der Haushaltsjahre 2019 und 2020 in den Ergebnisvortrag.  

Unter Berücksichtigung des zum 31.12.2021 ausgewiesenen Jahresüberschusses von 

6.087 TEUR ergibt sich ein kumulierter positiver Ergebnisbestand von 25.185 TEUR.  

Ausführungen zur Ergebnisrechnung erfolgen ab Punkt 5.1 in diesem Bericht. 

4.2.2 Sonderposten 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 187.713.992,70 € 27,7%   

31.12.2020 187.723.045,41 € 27,5%  9.052,71 € 

31.12.2021 186.111.144,15 € 26,9%  -1.611.901,26 € 
 

Die Sonderposten beliefen sich zum 31.12.2021 auf 186.111 TEUR. Gegenüber dem Vorjahr 

verringerte sich der Bilanzwert um 1.612 TEUR. Der Anteil an der Bilanzsumme sank von 

27,5 Prozent zum 31.12.2020 auf 26,9 Prozent zum 31.12.2021.  

Die Sonderposten setzen sich wie folgt zusammen:  

Sonderposten   Zuwendungen  

Beiträge und 
ähnliche Entgelten  

Anzahlungen für 
Anlagevermögen  

Gebühren-
ausgleich 

   Angaben in EUR   

Buchwert zum 31.12.2019  171.369.452   6.513.557   9.609.813   221.170  

 + Zugänge 2020  825.901   459.045   7.625.787   41.949  

 - Abgänge (RBW) 2020  17.091   -  -  - 

 + Umbuchungen (RBW) 2020  6.175.142   251.609   -6.426.751   - 

 - Auflösungen 2020  8.419.857   332.657   -  174.025  

 = Buchwert zum 31.12.2020  169.933.549   6.891.554   10.808.849   89.094  

 + Zugänge 2021  125.880   303.039   7.270.998   - 

 - Abgänge (RBW) 2021  319.703   -  173.699   - 

 + Umbuchungen (RBW) 2021  10.755.249   299.949   -11.055.198   - 

 - Auflösungen 2021  8.407.591   349.003   -  61.822  

 = Buchwert zum 31.12.2021  172.087.384   7.145.539   6.850.950   27.271  

Der Bilanzposten B 2 umfasst im Wesentlichen die Sonderposten zum Anlagevermögen, die 

Beiträge und ähnlichen Entgelte, Anzahlungen auf Sonderposten zum Anlagevermögen sowie 

die Sonderposten für den Gebührenausgleich. Die Entwicklung der Sonderposten wurde 

anhand der Anlagenbuchhaltung und der Anlagenübersicht nachvollzogen.  
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 Sonderposten zum Anlagevermögen  

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  Veränderung zum Vorjahr  

31.12.2019 187.492.823,11 € 27,7%   

31.12.2020 187.633.951,87 € 27,5%  141.128,76 € 

31.12.2021 186.083.872,94 € 26,9%  -1.550.078,93 € 

Die Sonderposten zum Anlagevermögen bilden im Wesentlichen erhaltene Zuwendungen und 

Beiträge sowie ähnliche Entgelte zur Finanzierung des Anlagevermögens ab. Zum 31.12.2020 

beliefen sich die Sonderposten zum Anlagevermögen auf 187.634 TEUR und zum 31.12.2021 

auf 186.084 TEUR. Damit entfielen auf die Sonderposten zum Anlagevermögen zum 

31.12.2021 rund 28 Prozent des Anlagevermögens. Darin enthalten sind Sonderposten für 

Grundstücke des Umlaufvermögens in Höhe von 1.443 TEUR. Hierzu wird auf die 

Ausführungen unter Punkt 4.1.2.2 „Vorräte“ zur Fördermaßnahme Maritimes Industrie- und 

Gewerbegebiet Franzenshöhe 3. BA verwiesen.  

Die Entwicklung der Sonderposten zum Anlagevermögen wurde anhand der 

Anlagenbuchhaltung und der Anlagenübersicht nachvollzogen. Dabei wurden insbesondere 

die im Zusammenhang mit der Aktivierung von Anlagen im Bau stehenden Sonderposten, die 

Abgänge von Sonderposten sowie die Zuordnung der Sonderposten zu den jeweiligen 

Vermögensgegenständen betrachtet. Darüber hinaus wurden die entsprechenden Angaben 

im Anhang geprüft.   

Die im Rahmen der Prüfung des Anlagevermögens festgestellten nicht periodengerechten 

Aktivierungen wirken sich unmittelbar auf die Höhe der korrespondierenden Sonderposten 

aus. Erforderliche Korrekturen des Anlagevermögens ziehen daher überwiegend 

entsprechende Berichtigungen der Sonderposten nach sich.  

Prüfungsfeststellungen zu den Angaben im Anhang 

Die im Anhang des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 dargestellten Erläuterungen zur 

Entwicklung der Sonderposten zum Anlagevermögen stimmen überwiegend nicht mit den 

Angaben der Anlagenbuchhaltung bzw. Anlagenübersicht überein. Dies betrifft insbesondere 

die ausgewiesenen Zugänge sowie die Erträge aus der Auflösung der Sonderposten.  

Lediglich die außerplanmäßigen Erträge aus der Auflösung konnten anhand der vorgelegten 

Nachweise nachvollzogen werden.   

Sachverhalt   

Anhang 
Jahresabschluss  

Prüfung 
(Anlagenübersicht)  Abweichung 

    in TEUR   in TEUR   in TEUR  
       

Erträge aus der Auflösung 2020  8.713  8.753  40 
       

Erträge aus der Auflösung 2021  9.030  8.757  -273 
       

Zugänge  
 

11.892 
 

16.611 
 

4.719 

Nach Auswertung der Anlagenbuchhaltung weichen die im Anhang dargestellten Zugänge 

sowie Erträge aus der Auflösung der Sonderposten teilweise erheblich von den tatsächlichen 

gebuchten Werten ab. Die Abweichungen sind der vorstehenden Übersicht zu entnehmen.  
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Städtebauliches Sondervermögen - Übertragung von Objekten in den Kernhaushalt im 

Jahr 2018 (fehlerhafte Zuordnung von Sonderposten) 

Im Jahr 2018 wurden aus dem Sondervermögen „Altstadtinsel“ mehrere Objekte in den 

Kernhaushalt der Hansestadt Stralsund übertragen. Im Rahmen der Prüfung des 

Doppeljahresabschlusses 2020/2021 wurden die diesen Übertragungen zugeordneten 

Sonderposten erneut betrachtet. Anlass hierfür war insbesondere die im Prüfungszeitraum 

erfolgte Aktivierung des Objektes 1641 Stadtarchiv/ Zentraldepot Schwedenschanze im 

Kernhaushalt. Für die im Jahr 2018 übertragenen Objekte  

- 9141 Gartenstraße/Fritz-Reuter-Straße (AHK 1.073 TEUR/ Sopo 633 TEUR),  

- 1031 Mönchstraße Ausstellung BA 2a (AHK 128 TEUR / Sopo 75 TEUR) und  

- 1641 Stadtarchiv/ Zentraldepot Schwedenschanze (AHK 4.628 TEUR/ Sopo 

2.731 TEUR) 

wurden jeweils Sonderposten für Bundes- und Landesmittel und für Mittel aus dem sonstigen 

privaten Bereich angesetzt.  

Die Verteilung der Sonderposten erfolgte anhand des Finanzierungsverhältnisses der 

Überleitungsliste 2018 pauschal auf die zuvor genannten Vorgänge.  Eine differenzierte 

Berücksichtigung der tatsächlich je Maßnahme bzw. Objekt angefallenen zusätzlichen 

Eigenanteile oder Mittel Dritter erfolgte nicht. 

Unter Berücksichtigung der zusätzlichen Eigenmittel der Hansestadt Stralsund (Ein-

/Ausgabeart SES 71002) und der Fördermittel Dritter (Ein-/Ausgabeart SES 60023) ergeben 

sich teilweise abweichende Finanzierungsverhältnisse.  

 9141 Gartenstraße/Fritz-Reuter-Straße 

Beim Objekt 9141 Gartenstraße/Fritz-Reuter-Straße wurden Mittel Dritter um 3 TEUR zu 

hoch als Sonderposten ausgewiesen. Tatsächlich sind Mittel der REWA Regionale Wasser- 

und Abwassergesellschaft mbH in entsprechender Höhe in dieser Höhe nicht dem Objekt 

zuzuordnen.  

Die Sonderposten wurden für Bundesmittel um 49 TEUR und für Landesmittel um 56 TEUR 

zu niedrig ausgewiesen. Dadurch erhöhte sich das tatsächliche Finanzierungsverhältnis von 

59 Prozent auf 68,4 Prozent. 

Darüber hinaus erfolgte die Zuordnung der Mittel Dritter (REWA Regionale Wasser- und 

Abwassergesellschaft mbH) zum Sachkonto für Zuwendungen vom sonstigen privaten 

Bereich fehlerhaft.  

9141 Gartenstraße/Fritz-Reuter-Straße  

(AHK 1.073 TEUR/ Sonderposten 633 TEUR) 

 
gebuchte Werte  Prüfungswert Abweichung 

 
Angaben in EUR 

Sonderposten aus Zuwendungen vom sonstigen 
privaten Bereich 

 12.211,93  8.839,82  - 3.372,11  

Sonderposten aus Zuwendungen vom Bund  289.947,61  338.704,66  + 48.757,05  

Sonderposten aus Zuwendungen vom Land  330.832,88  386.465,13  + 55.632,25  

Summe Sonderposten  632.992,42  734.009,60  + 101.017,18  

Förderquote   59,0% 68,4%  
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 1031 Mönchstr. 25-28 Ausstellungsphase IIa 

Das Objekt 1031 Mönchstr. 25-28 Ausstellungsphase IIa wurde ausschließlich durch 

zusätzliche Eigenanteile der Hansestadt Stralsund (70 TEUR) und Mittel Dritter (Kulturfonds / 

58 TEUR) finanziert. Für die Maßnahme sind Mittel des Bundes aus dem Programm der 

Beauftragten für Kultur und Medien „Investitionen in nationale Kultureinrichtungen in 

Ostdeutschland (Invest-Ost) 2017“ in Höhe von 58 TEUR eingegangen. Demgegenüber 

werden Sonderposten aus dem sonstigen privaten Bereich von 1 TEUR ausgewiesen. Die 

Mittel wurden somit um 56 TEUR zu niedrig berücksichtigt. 

Die darüber hinaus zugeordneten Sonderposten aus Bundes- und Landesmitteln sind der 

Maßnahme nicht zuzuordnen. Die Sonderposten aus Bundesmitteln wurden dadurch um 

34 TEUR und aus Landesmitteln um 39 TEUR zu hoch ausgewiesen.  Das 

Finanzierungsverhältnis beträgt unter Berücksichtigung der tatsächlichen zugeflossenen Mittel 

45,1 Prozent anstelle der gebuchten 59,0 Prozent.  

Darüber hinaus erfolgte die Zuordnung der Mittel Dritter (Mitteln des Bundes aus dem 

Programm der Beauftragten für Kultur und Medien „Investitionen in nationale 

Kultureinrichtungen in Ostdeutschland (Invest-Ost) 2017“) zum Sachkonto für Zuwendungen 

vom sonstigen privaten Bereich fehlerhaft.  

Das Objekt 1031 Mönchstr. 25-28 Ausstellungsphase IIa wird seit 2018 als Anlage im Bau im 

Bereich Hochbau geführt und im Rahmen des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 nicht 

aktiviert. Ergänzend wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.1.1.2.2.1 „Anlagen im Bau - 

Hochbau“ zum Unterpunkt „Unterlassene Aktivierung von Vermögensgegenständen / Anlagen 

im Bau – ohne Veränderungen in den Haushaltsjahren 2020 und 2021“ verwiesen. 

1031 Mönchstraße Ausstellung BA 2A  

(AHK 128 TEUR / Sonderposten 75 TEUR)  

 
gebuchte Werte  Prüfungswert Abweichung 

 
Angaben in EUR 

Sonderposten aus Zuwendungen vom sonstigen 
privaten Bereich 

 1.452,64  57.509,57  + 56.056,93  

Sonderposten aus Zuwendungen vom Bund  34.490,01  keine Mittel - 34.490,01  

Sonderposten aus Zuwendungen vom Land  39.353,43  keine Mittel - 39.353,43  

Summe Sonderposten   75.296,08  57.509,57  - 17.786,51  

Förderquote   59,0% 45,1%   

 1641 Stadtarchiv/ Zentraldepot Schwedenschanze 

Für das Objekt 1641 Stadtarchiv/ Zentraldepot Schwedenschanze wurden Sonderposten 

aus Mitteln Dritter in Höhe von 53 TEUR ausgewiesen. Tatsächlich sind für die Maßnahme 

keine entsprechenden Mittel von Dritten zugeflossen. Die Sonderposten wurden für 

Bundesmittel um 14 TEUR und für Landesmittel um 16 TEUR zu hoch ausgewiesen.  

Insgesamt wurden dem Objekt damit Sonderposten in Höhe von 83 TEUR zu viel zugeordnet.  

Das Objekt wurde seit 2018 als Anlage im Bau im Bereich Hochbau geführt und im Rahmen 

des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 aktiviert. Ergänzend wird auf die Ausführungen 

unter Punkt 4.1.1.2.2.1 „Anlagen im Bau - Hochbau“ verwiesen. 
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1641 Stadtarchiv/ Zentraldepot Schwedenschanze 

(AHK 4.628 TEUR/ Sonderposten 2.731 TEUR) 

 
gebuchte Werte  Prüfung Abweichung 

 Angaben in EUR 

Sonderposten aus Zuwendungen vom sonstigen 
privaten Bereich 

 52.684,82   - 52.684,82  

Sonderposten aus Zuwendungen vom Bund  1.250.894,03  1.236.626,99  - 14.267,04  

Sonderposten aus Zuwendungen vom Land  1.427.281,59  1.411.002,77  - 16.278,82  

Summe Sonderposten   2.730.860,44  2.647.629,76  - 83.230,68  

Förderquote   59,0% -57,2%   

 Zusammenfassende Feststellungen und Hinweise 

Bei künftigen Übertragungen von in städtebaulichen Sondervermögen durchgeführten 

Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die tatsächlich auf die jeweilige Maßnahme entfallenden 

zusätzlichen Eigenanteile und die Mittel Dritter bei der Zuordnung der Sonderposten 

sachgerecht berücksichtigt werden.  

Darüber hinaus ist bei Mitteln Dritter die sachgerechte Kontierung sicherzustellen. Hierzu ist 

insbesondere zu prüfen und zu dokumentieren, von welchem Zuwendungsgeber bzw. Dritten 

die Mittel geleistet wurden.  

Die festgestellten fehlerhaften Zuordnungen sind hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Bilanz 

sowie die Erträge aus der Auflösung der Sonderposten zu prüfen und gegebenenfalls zu 

korrigieren. Aufgrund unterschiedlicher Nutzungsdauern oder unterschiedlicher 

Aktivierungszeitpunkte können fehlerhafte Zuordnungen zu abweichenden Erträgen aus der 

Auflösung der Sonderposten und damit zu Auswirkungen auf die Ergebnisrechnung führen.  

Städtebauliches Sondervermögen - Übertragung von Objekten in den Kernhaushalt im 

Jahr 2021 (zusätzliche Eigenmitteln und Mittel Dritter) 

Im Jahr 2021 wurden die Objekte  

- 9154 Am Fischmarkt/Gasse Stadtwaage (140 TEUR),  

- 9159 Reiferbahn 1.BA (577 TEUR) und  

- 1740 Schillstr. 26/Johanniskloster Chorruine (306 TEUR) 

aus dem Städtebaulichen Sondervermögen „Altstadtinsel“ in den Kernhaushalt übertragenen. 

Für die Zuordnung der Sonderposten für Bundes- und Landesmittel wurde ein einheitliches 

Finanzierungsverhältnis von 23,88 Prozent zugrunde gelegt.  

Dabei wurden zusätzliche Eigenanteile der Hansestadt Stralsund in Höhe von 290 TEUR 

berücksichtigt, jedoch nicht den einzelnen Maßnahmen entsprechend zugeordnet. Die 

anschließende Verteilung der Sonderposten auf die einzelnen Objekte erfolgte ebenfalls 

pauschal anhand des einheitlichen Finanzierungsverhältnisses.  

Die Prüfung der tatsächlichen Finanzierungsverhältnisse auf Objektebene zeigt, dass die 

pauschale Zuordnung der Sonderposten zu Abweichungen führt. So ergeben sich bei den 

Objekten 9154 und 9159 Über- bzw. Unterbewertungen der Sonderposten aus Bundes- und 

Landesmitteln. Beim Objekt 1740 ist die Abweichung dagegen geringfügig.  

Darüber hinaus wurde das Objekt 1740 im Kernhaushalt als laufender Aufwand und nicht als 

Investition behandelt. 
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Die festgestellten Abweichungen sind hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Bilanz und 

Ergebnisrechnung zu prüfen und gegebenenfalls zu korrigieren.  

Zudem ist sicherzustellen, dass die Abgrenzung zwischen Investition und laufenden Aufwand 

bereits im Sondervermögen zutreffend vorgenommen wird.  

Die pauschale Anwendung eines einheitlichen Finanzierungsverhältnisses bildet die 

tatsächlichen Finanzierungstrukturen der einzelnen Maßnahmen nicht sachgerecht ab.                

Daher sind bei künftigen Übertragungen zur Ermittlung des Finanzierungsverhältnisses 

zunächst die von der Hansestadt Stralsund geleisteten zusätzlichen Eigenmittel den einzelnen 

Maßnahmen sachgerecht zuzuordnen und im Anschluss sind die tatsächlichen 

Finanzierungsanteile für die jeweiligen Maßnahmen zu ermitteln.  

Abgänge von Sonderposten zum Anlagevermögen  

Im Haushaltsjahr 2021 wurden insgesamt 21 Abgänge bei den Sonderposten mit einem 

ursprünglichen Zuwendungsbetrag von insgesamt 1.107 TEUR und einem zum Zeitpunkt des 

Abgangs bestehenden Restbuchwert von insgesamt 493 TEUR erfasst. Davon wurden 

12 Sonderposten aufgrund des Abgangs ertragswirksam aufgelöst (321 TEUR). Drei dieser 

Vorgänge wurden im Rahmen einer stichprobenartigen Prüfung nachvollzogen.  

 Sonderposten Kita „Spielkiste“ 0104 Frankenwall 24f 

Im Rahmen der stichprobenartigen Prüfung wurde der Abgang des Sonderpostens zur Kita 

„Spielkiste“ 0104 Frankenwall 24f mit einem Restbuchwert zum Zeitpunkt des Abgangs in 

Höhe von 319 TEUR geprüft. Der Abgang steht im Zusammenhang mit der Vertragsergänzung 

vom 03.12.2020 zum im Jahr 2017 geschlossenen Erbbaurechtsvertrag. Für den auf das 

Gebäude entfallenen Kaufpreisanteil wurde unter Anwendung eines Zinssatzes von 

5,5 Prozent der Barwert der vertraglichen Zahlungen ermittelt. Dieser betrug 10 TEUR. Das 

Gebäude wurde mit seinem Restbuchwert von 354 TEUR ausgebucht. Der Sonderposten 

wurde in Höhe seines Restbuchwertes von 319 TEUR ertragswirksam aufgelöst. Aus dem 

Vorgang ergab sich ein verbleibender Verlust von 25 TEUR.  

Unter der Standortbezeichnung „Frankenwall 24f“ und dem Sachkonto 03210000 

„Kindertagesstätte“ werden zum Bilanzstichtag 31.12.2021 insgesamt sieben 

Vermögensgegenstände mit einem Restbuchwert von 1.289,71 EUR ausgewiesen. Hierbei 

handelt es sich um die Außenanlagen der Kindertagesstätte, u. a. Pflasterungen, einen Zaun 

und Betonflächen.  

Im Zusammenhang mit dem Abgang des Gebäudes und der Vermögensübertragung im 

Rahmen des Erbbaurechtsvertrages war zu prüfen, ob die unter der Standortbezeichnung 

„Frankenwall 24f“ noch in der Bilanz ausgewiesenen Vermögensgegenstände weiterhin dem 

wirtschaftlichen Eigentum der Hansestadt Stralsund zuzurechnen sind.  

Die Abgänge der betreffenden Außenanlagen wurden aufgrund der Prüfungsfeststellungen im 

Rahmen der Jahresabschlussarbeiten für das Jahr 2023 nachgeholt. Die Beanstandung ist 

somit für das Berichtsjahr 2023 ausgeräumt.  

 Anzahlung Sonderposten – Geldspende Regionale Schule „Marie Curie“  

Im Rahmen der Prüfung wurden die Buchungen im Zusammenhang mit einer Geldspende für 

die Ausstattung des Mehrzweckraumes der Regionalen Schule „Marie Curie“ nachvollzogen. 
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Die Spende in Höhe von 10.000,00 EUR ging bereits am 12.04.2019 bei der Hansestadt 

Stralsund ein. Die Entgegenahme des Angebots der Zuwendung im Sinne des § 44 KV M-V 

erfolgte durch die 2. Stellvertreterin des Oberbürgermeisters am 09.10.2019. Die Annahme 

der Spende wurde durch Beschluss der Bürgerschaft erst am 05.03.2020 (Beschluss-Nr. 

2020-VII-02-0243 / Vorlage B 0066/2019) beschlossen. Die Spende ist im Spendenbericht 

2019 enthalten.  

Entsprechend der Beschlussvorlage war die Spende für die Ausstattung des Essensraums zur 

Nutzung als Multifunktionsraum vorgesehen. Hierzu gehörten u.a. Wandgarderobe, mobiler 

Beamer, Notebook, Medienschrank, Langwandtafeln, Sonnenschutz. Die Spende wurde 

sowohl für laufende als auf für investive Zwecke verwendet. Die Verwendung der Spende wird 

nachfolgend dargestellt:  

Aufteilung Spende Aufwand  Investiv  2019 2020 2021 2023 

Tische und Stühle  x  4.741,77 €    

Projektor   x  554,48 €   

Langwandtafel  x   974,02 €  

Sonnenschutz x    1.577,23 €*  

Waschmaschine   x    768,97 € 

Experimentiertableaus  x     1.383,53 €* 

* Abgänge Sonderposten, die über E+S gebucht wurden  

Nach Punkt 13.1.1 der Verwaltungsvorschrift Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik und 

Gemeindekassenverordnung-Doppik sind Zuwendungen, die für laufende, nicht investive 

Zwecke bestimmt sind, als Ertrag zu erfassen. Bei Zuwendungen für die Anschaffung oder 

Herstellung von Vermögensgegenständen ist dagegen ein Sonderposten zu bilden.  

Die Prüfung hat ergeben, dass die Abgänge des Sonderpostens in den Haushaltsjahren 2021 

(1.577,23 EUR) und 2023 (1.383,53 EUR) nicht über die sachgerechte Kontenart 462 

„Weiterer sonstiger laufender Ertrag“, sondern über das Sachkonto 41510000 „Erträge aus der 

Auflösung von Sonderposten“ gebucht wurden. Hierdurch ist es zu einem fehlerhaften Ausweis 

zwischen den Posten der Ergebnisrechnung gekommen. Darüber hinaus ist die 

Finanzrechnung entsprechend im Muster 5a von den investiven zu den laufenden 

Einzahlungen umzusetzen. Die erforderliche Korrektur des Vortrags für das Haushaltsjahr 

2021 ist in diesem Bericht unter Punkt 6.3 „Übersicht über die Zusammensetzung und 

Entwicklung des Saldos der liquiden Mittel und der Kredite zur Sicherung der 

Zahlungsfähigkeit (Muster 5a)“ dargestellt. 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 wird auf dem Konto „Anzahlungen auf Sonderposten aus 

Zuwendungen“ noch ein Restbetrag von 2.152,50 EUR ausgewiesen. Dieser wurde im 

Haushaltsjahr 2023 verwendet.  

Die zwischen dem Eingang der Spende im April 2019 und der Beschlussfassung über deren 

Annahme im März 2020 liegende zeitliche Verzögerung führte dazu, dass die Zuwendung 

zunächst nicht haushaltswirksam als Spende erfasst, sondern zum 31.12.2019 als 

durchlaufende Zahlung bzw. sonstige Verbindlichkeit ausgewiesen wurde. Bereits am 

21.08.2019 lag eine Rechnung über die aus der Spende finanzierten Tische und Stühle vor. 

Damit wurde die Spende bereits vor der Beschlussfassung der Bürgerschaft über die 

Annahme verwendet.  
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Künftig ist die erforderliche Entscheidung über die Annahme von Spenden zeitnah 

herbeizuführen.  

Inwieweit die unter den Aufwendungen für laufende Zwecke angeschafften Gegenstände im 

Anlagevermögen zu bilanzieren waren, war nicht Gegenstand der Prüfung. 

 Sonderposten Digital Mischpult der Musikschule  

Die Prüfung der Abgänge von Sonderposten und deren ertragswirksame Auflösung bezog sich 

auf eine im Jahr 2021 erfolgte Veräußerung eines Mischpults der Musikschule. Das Mischpult 

war in den Jahren 2012/2013 aus EFRE-Mitteln des Landesförderinstitutes Mecklenburg-

Vorpommern gefördert worden und wurde im Haushaltsjahr 2021 über die VEBEG veräußert. 

Zum Zeitpunkt des Abgangs betrug der Restbuchwert 1 TEUR bei ehemalige Anschaffungs- 

und Herstellungskosten von 16 TEUR. Der Verkaufserlös belief sich auf 323,05 EUR. Der 

zugehörige Sonderposten wurde in Höhe von 911,16 EUR ertragswirksam aufgelöst.  

Der Verwendungsnachweis wurde vorgelegt. Danach endet die Zweckbindungsfrist am 

11.12.2018. Die Veräußerung erfolgte somit nach Ablauf der Zweckbindungsfrist. Eine 

Zustimmung der Bewilligungsbehörde war daher nicht erforderlich.  

Inwieweit vor der Veräußerung eine Prüfung der Zweckbindungsfrist durch das Fachamt 

vorgenommen und dokumentiert wurde, ist aus den vorgelegten Unterlagen nicht ersichtlich.  

Sachspenden – fehlende Aktivierung der Vermögensgegenstände und Sonderposten 

Im Jahr 2020 wurden der Hansestadt Stralsund durch den Förderverein Montessori-

Grundschule Stralsund e.V. Sachspenden zur Verbesserung des Angebotes an Spielgeräten 

auf dem Schulhof für die körperliche Betätigung der Schülerinnen und Schüler in den 

Pausenzeiten zur Verfügung gestellt. Die Annahme der Sachspende wurde entsprechend den 

Wertgrenzen nach § 44 Absatz 4 KV M-V der Bürgerschaft zur Entscheidung vorgelegt. Die 

Sachspende umfasst eine Standrutsche und eine Tischtennisanlage für das Schulhofgelände 

der Montessori-Grundschule „Lambert Steinwich“ mit einem Gesamtwert von 6.806,64 EUR. 

Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund hat die Spende mit Beschluss vom 05.03.2020 

angenommen (Beschluss-Nr.: 2020-VII-02-0243). 

Die Prüfung hat ergeben, dass bei den Leistungen 21101011 „Montessori-Grundschule 

Lambert Steinwich“ und 21101513 „Montessori-Grundschule Lambert Steinwich – Sporthalle“ 

zum Bilanzstichtag 31.12.2020 bzw. 31.12.2021 die Bilanzierung einer Tischtennisanlage und 

einer Standrutsche nicht erfolgt ist.  

Dies entspricht nicht dem in der Dienstanweisung „Umgang mit Spenden, Schenkungen und 

ähnlichen Zuwendungen“ in der Fassung vom 26.06.2017 vorgesehenen Verfahren zur 

finanzunwirksamen Aktivierung der gespendeten Vermögensgegenstände.  

Die mit Beschluss vom 05.03.2020 angenommene Sachspende in Höhe von 6.806,64 EUR 

wird im Spendenbericht 2019 gemäß § 44 Absatz 4 KV M-V aufgeführt.  

Darüber hinaus sind in den Spendenberichten 2019 bis 2021 weitere Sachspenden 

ausgewiesen, die teilweise ebenfalls nicht in der Anlagenbuchhaltung erfasst wurden. So 

wurden die in den Spendenbericht 2019 bis 20221 nicht in der Anlagenbuchhaltung erfasst. 

Hierzu wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.1.1.2.4 „Kunstgegenstände, Denkmäler“ 

verwiesen.  
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Zuordnung von Sonderposten zu Vermögensgegenständen  

Bei insgesamt acht Sonderposten wurde zum Bilanzstichtag 31.12.2021 ein Restbuchwert 

ausgewiesen, obwohl die jeweils zugeordneten Vermögensgegenstände zu diesem Zeitpunkt 

keinen Restbuchwert mehr aufweisen.  

Bei zwei Sonderposten (Anlagennummern 40000487 und 40001139) wurde der jeweilige 

zugeordnete Vermögensgegenstand im Haushaltsjahr 2019 auf eine andere Anlagennummer 

umgebucht. Die Zuordnung der Sonderposten wurde nicht entsprechend angepasst und ist zu 

korrigieren (Bertolt-Brecht-Straße 40000486 alt / 50014786 neu; Große Parower Straße 

40001138 alt/50014785 neu).  

Drei Sonderposten beziehen sich auf die Maßnahme „Friedrich-Naumann-Straße“ 

(Anlagennummern 50010092, 5001009 und 50010094). Die zugeordneten 

Vermögensgegenstände (Anlagennummern 50009843 bis 50009845) weisen keine 

Buchwerte aus (Buchungstext „Abgang wg. falscher Anlage, Aktivierung in 2017“). Der 

Sachverhalt ist zu prüfen.   

Bei einem weiteren Vorgang sind drei Sonderposten betroffen. Für das Flurstück 132576-32-

32-9-0 Eisenbahn Stralsund-Sassnitz (Anlagennummern 50010761 „alt“) wurden 

Sonderposten erfasst (Anlagennummern 50010762, 50010792 und 50010798). Das Flurstück 

wurde in den Haushaltsjahren 2017 und 2020 auf eine neue Anlagennummer 50011866 

umgebucht. Die Zuordnung der Sonderposten wurde dabei nicht angepasst. Die Zuordnung 

ist entsprechend zu korrigieren. Die Änderung der Kontierung von sonstigen 

Infrastrukturvermögen auf Straßen, Wege und Plätze wurde in diesem Zusammenhang nicht 

geprüft.  

 Sonderposten für den Gebührenausgleich 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  Veränderung zum Vorjahr  

31.12.2019 221.169,59 € 0,0%   

31.12.2020 89.093,54 € 0,0%  -132.076,05 € 

31.12.2021 27.271,21 € 0,0%  -61.822,33 € 

Der Sonderposten für den Gebührenausgleich verringerte sich im Abrechnungszeitraum von 

221 TEUR zum 31.12.2019 auf 27 TEUR zum 31.12.2021. Ursächlich hierfür sind die 

Nachholung von Korrekturbuchungen aufgrund der Feststellungen aus der 

Jahresabschlussprüfung 2019 sowie die in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 

vorgenommenen Zuführungen und Auflösungen entsprechend der jeweiligen 

Gebührenkalkulation zur Straßenreinigungsgebührensatzung der Hansestadt Stralsund. 

Entsprechend § 6 Absatz 2d Kommunalabgabengesetz (KAG M-V) und der jeweiligen 

Straßenreinigungsgebührensatzung sind Gebührenüberdeckungen am Ende eines 

Kalkulationszeitraums spätestens innerhalb von drei Jahren nach Ende des abgeschlossenen 

Kalkulationszeitraums auszugleichen, also in Folgejahren gebührenmindernd zu 

berücksichtigen.  

Vom 01.01.2018 zum 31.12.2019 galt die Straßenreinigungsgebührensatzung der Hansestadt 

Stralsund vom 06.11.2015 in der Fassung der ersten Änderungssatzung vom 02.08.2017 

(Beschluss der Bürgerschaft vom 06.07.2017, Beschluss-Nr.: 2017-VI-05-0645). Am 

01.01.2020 trat die Straßenreinigungsgebührensatzung in der Fassung der zweiten 
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Änderungssatzung vom 02.12.2019 (Beschluss der Bürgerschaft vom 07.11.2019, Beschluss-

Nr.: 2019-VII-04-0147) in Kraft. 

Der zum 31.12.2019 ausgewiesene Sonderposten für den Gebührenausgleich in Höhe von 

221 TEUR gliedert sich in die Teilbereiche Sommerreinigung (184 TEUR) und Winterdienst 

(36 TEUR). Die Entwicklung der beiden Teilbereiche wird nachfolgend getrennt dargestellt.  

 Gebührenermittlung Sommerreinigung 

Die nachfolgende Tabelle stellt die im Rahmen der Prüfung festgestellte Entwicklung des 

Sonderpostens für den Gebührenausgleich für die Sommerreinigung in den Haushaltsjahren 

2019, 2020 und 2021 dar.  

Bilanz zum  Anfangsbestand    Auflösung Vorjahr        Auflösung   Zuführung Schlussbestand 

31.12.2019  184.465,12 €       -        - -       184.465,12 €  

31.12.2020  184.465,12 €  -90.175,24 € -47.144,94 € -         47.144,94 €  

31.12.2021    47.144,94 €      - -47.144,94 € -         - 

 Summe  -90.175,24 € -94.289,88 €     

Für die Sommerreinigung wurden zum 31.12.2019 Gebührenüberdeckungen aus Vorjahren in 

Höhe von 184 TEUR ausgewiesen. Der tatsächliche Bestand betrug 94 TEUR. Die 

Abweichung von 90 TEUR resultiert aus der im Jahresabschluss 2019 unterbliebenen 

Auflösung der Gebührenüberdeckung aus den Jahren 2015/2016. Die entsprechende 

Buchung wurde im Haushaltsjahr 2020 nachgeholt.    

In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 erfolgte jeweils die anteilige Auflösung der 

Gebührenüberdeckung aus 2017/2018 in Höhe von 47 TEUR. Zum 31.12.2021 bestand für 

die Sommerreinigung kein Sonderposten mehr.  

 Gebührenermittlung Winterdienst 

Die nachfolgende Tabelle stellt die im Rahmen der Prüfung festgestellte Entwicklung des 

Sonderpostens für den Gebührenausgleich für den Winterdienst in den Haushaltsjahren 2019, 

2020 und 2021 dar.  

Bilanz zum   Anfangsbestand   
 Auflösung 

Korrektur für 2019      Auflösung    Zuführung    Schlussbestand   

31.12.2019    36.704,47 €                       -                             -                          -              36.704,47 €  

31.12.2020    36.704,47 €  -36.704,47 €                        -      41.948,60 €         41.948,60 €  

31.12.2021    41.948,60 €                      -      -14.677,39 €                     -              27.271,21 €  

 Summe  -36.704,47 € -14.677,39 € 41.948,60 €   

Für den Winterdienst wurde im Haushaltsjahr 2020 die im Jahresabschluss 2019 

unterbliebene Auflösung der Gebührenüberdeckung aus 2015/2016 in Höhe von 36 TEUR 

nachgeholt.  

Im Haushaltsjahr 2021 wurde eine für das Jahr 2019 festgestellte Gebührenüberdeckung in 

Höhe von 4,7 TEUR nachgebucht.  

Darüber hinaus erfolgte die Zuführung der für das Jahr 2020 festgestellten 

Gebührenüberdeckung in Höhe von 42 TEUR. Unter Berücksichtigung der für das Jahr 2021 

festgestellten Gebührenunterdeckung von 19 TEUR verbleibt zum 31.12.2021 ein 
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Sonderposten von 27 TEUR, der entsprechend der Straßenreinigungsgebührensatzung in den 

Jahren 2023 und 2024 jeweils hälftig gebührenmindernd berücksichtigt wird. 

Die vorgenommenen Buchungen konnten anhand der Gebührenkalkulationen und der 

Buchungsunterlagen nachvollzogen werden.  

Die Prüfung führte zu folgenden Feststellungen: 

- Die Entwicklung des Sonderpostens in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 erfolgte 

teilweise nicht periodengerecht. 

- Der zum 31.12.2021 ausgewiesene Sonderposten für den Gebührenausgleich in Höhe 

von 27 TEUR ist sachgerecht.  

- Der zum 31.12.2019 ausgewiesene Sonderposten für den Gebührenausgleich in Höhe 

von 221 TEUR war aufgrund unterlassener Auflösungen der Sonderposten um 

insgesamt 127 TEUR zu hoch ausgewiesen. Die entsprechenden Auflösungen wurden 

im Haushaltsjahr 2020 nachgeholt. Eine entsprechende Erläuterung der Nachholung 

der Buchungen im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 (Seite 104) fehlt. 

Dadurch ist die Entwicklung des Sonderpostens für den Gebührenausgleich aus den 

Angaben im Anhang nicht vollständig nachvollziehbar. Ohne diese Information ist nicht 

erkennbar, dass das in der Ergebnisrechnung für 2020 ausgewiesene Jahresergebnis 

um den Betrag von 127 TEUR zu hoch ausgewiesen ist. Der Ertrag war der 

vorhergehenden Rechnungsperiode (Haushaltsjahr 2019) zuzuordnen.  

- Im Jahr 2021 wurde die für das Jahr 2019 festgestellte Gebührenüberdeckung in Höhe 

von 4,7 TEUR nachgebucht. Die Ermittlung des Betrags war verwaltungsseitig bereits 

im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses 2019 möglich. Die Buchung hätte 

daher spätestens im Haushaltsjahr 2020 erfolgen können. Zudem wurde die 

Gebührenüberdeckung nicht als Zuführung zum Sonderposten ausgewiesen, sondern 

mit dem Auflösungsbetrag verrechnet.  

In Bezug auf die nach § 39 Absatz 2 Nr. 10 GemHVO-Doppik erforderliche Anhangangabe 

von Kostenunterdeckungen wird auf die Ausführungen im Anhang zum 

Doppeljahresabschluss 2020/2021 (Seite 104) sowie die Ausführungen in diesem Bericht 

unter Punkt 9.4.5 verwiesen.  

4.2.3 Rückstellungen 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 46.542.675,16 € 6,9%   
31.12.2020 47.780.387,44 € 7,0%  1.237.712,28 € 

31.12.2021 47.406.660,96 € 6,9%  -373.726,48 € 
 

Die Rückstellungen beliefen sich zum 31.12.2021 auf 47.407 TEUR. Im Vergleich zum Vorjahr 

ist der Bilanzwert um 374 TEUR zurückgegangen. Der Anteil an der Bilanzsumme verringerte 

sich von 7,0 Prozent im Jahr 2020 auf 6,9 Prozent im Jahr 2021 und entspricht damit den 

Anteil an der Bilanzsumme des Jahres 2019. 
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Rückstellungen    31.12.2019   31.12.2020   31.12.2021   

Veränderung 
2020 

gegenüber 
2019   

Veränderung 
2021 

gegenüber 
2020 

   Angaben in TEUR  
           

für Pensionen und Beihilfen  35.496,8  35.789,0  36.852,2  292,2  1.063,2 
           

für sonstige personalbezogene Verpflichtungen 461,3  501,8  761,4  40,5  259,6 
           

für Rekultivierung und Nachsorge von Deponien 8.061,9  7.677,2  7.316,1  -384,7  -361,1 
           

für unterlassene Instandhaltung   212,9  391,0  391,0  178,1  0,0 
           

für anhängige Gerichtsverfahren  2.210,1  2.231,4  722,9  21,3  -1.508,5 
           

Sonstige Rückstellungen  99,8  1.190,1  1.363,1  1.090,3  173,0 
           

Rückstellungen insgesamt  46.542,7   47.780,4   47.406,7   1.237,7   -373,7 

Im Haushaltsjahr 2020 wurden den Rückstellungen insgesamt 6.129 TEUR zugeführt. 

Rückstellungen in Höhe von 2.661 TEUR wurden in Anspruch genommen und in Höhe von 

2.230 TEUR aufgelöst. Im Haushaltsjahr 2021 erfolgten Zuführungen in Höhe von 

2.875 TEUR. Rückstellungen in Höhe von 3.001 TEUR wurden in Anspruch genommen und 

in Höhe von 248 TEUR aufgelöst. Insgesamt ergibt sich daraus im Jahr 2020 eine Erhöhung 

der Rückstellungen um 1.238 TEUR und im Jahr 2021 eine Verringerung um 374 TEUR.  

Hinweis zum Buchungsverfahren bei Rückstellungen  

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Rahmen der Prüfung der Rückstellungen für unterlassene 

Instandhaltungen gegenüber der Verwaltung Vorschläge zur Umstellung und Optimierung der 

Verfahrensweise für die Bewirtschaftung von Rückstellungen gegeben. Insbesondere sollten 

damit die Nachvollziehbarkeit der Buchungen und der Entwicklung der Rückstellungen sowie 

die sachgerechte Darstellung im Haushalt und im Jahresabschluss deutlich verbessert 

werden. 

Die Verwaltung teilte im Rahmen der Stellungnahme zum Prüfbericht mit, dass aufgrund der 

Änderung der GemHVO-Doppik vom 08.11.2023, nach der die Rückstellungen für im 

Haushaltsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltungen nur noch zu bilden sind, 

wenn diese innerhalb der ersten drei Monate des Folgejahres (vorher: innerhalb von drei 

Jahren) nachgeholt werden, seitens der Verwaltung von der Bildung entsprechender 

Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung zunehmend Abstand genommen wird. Ein 

neues Verfahren zur Beantragung und Bearbeitung von Rückstellungen befindet sich derzeit 

in Vorbereitung. 

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt über die bereits gegebenen Vorschläge hinaus, 

eindeutige innerdienstliche Regelungen zu treffen, die sicherzustellen, dass im 

Jahresabschluss ausgewiesene Schlussbestände dem Grunde und der Höhe nach noch 

bestehen und die Inanspruchnahmen und Auflösungen sachgerecht gebucht sind. Darüber 

hinaus ist sicherzustellen, dass neue Rückstellungssachverhalte rechtzeitig erkannt und 

sachgerecht umgesetzt werden. Es ist zwingend zu regeln, wer die Funktion der Überwachung 

und Kontrolle der Rückstellungsbestände, der fachlichen Beratung der Fachämter, der 

Dokumentation des Sachstands und die Erfassung im Rahmen der Inventur zu realisieren und 

zu verantworten hat.   
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Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob bei Rückstellungsarten, bei denen die Zuordnung zu 

den erforderlichen Auszahlungskonten überschaubar ist, eine unmittelbare Bewirtschaftung 

bzw. Auszahlung aus der bestehenden Rückstellung ermöglicht werden kann und wie die 

hierfür erforderliche Auszahlungsermächtigung bzw. der entsprechende Haushaltsansatz 

abzubilden ist. Eine entsprechende Lösung könnte dazu beitragen, dass der verbleibende 

Rückstellungsbetrag unmittelbar erkennbar bleibt und die derzeit erforderlichen 

Zwischenbuchungen sowie daraus resultierende negative Aufwendungen vermieden werden.  

 Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen (B 3.1) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  

Anzahl  
aktive 

Beamte 

Anzahl 
Versorgungs
-empfänger 

  Veränderung 
zum Vorjahr 

31.12.2019 35.496.781,20 € 5,2% 84 78   

31.12.2020 35.789.028,73 € 5,2% 95 87 292.247,53 € 

31.12.2021 36.852.217,04 € 5,3% 89 87 1.063.188,31 € 

Zum 31.12.2021 werden Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen in Höhe von insgesamt 

36.852 TEUR ausgewiesen. Dies entspricht einem Anteil von 5,3 Prozent an der 

Bilanzsumme. Gegenüber dem Vorjahr erhöhten sich die Rückstellungen um 1.063 TEUR. Im 

Haushaltsjahr 2020 war bereits eine Erhöhung um 292 TEUR gegenüber dem Vorjahr zu 

verzeichnen.  

Die Anzahl der aktiven Beamten am Bilanzstichtag verringerte sich im Haushaltsjahr 2021 

gegenüber dem Vorjahr von 95 auf 89, während die Anzahl der Versorgungsempfänger 

unverändert bei 87 lag.  

Die Rückstellungen setzen sich aus Pensionsrückstellungen und Beihilferückstellungen 

zusammen. Nachfolgend wird die Entwicklung der Rückstellungsbeträge dargestellt.  

Rückstellungen  
für Pensionen und Beihilfen  

  

31.12.2019   31.12.2020   31.12.2021   

Veränderung 
2020 

gegenüber 
2019   

Veränderung 
2021 

gegenüber 
2020 

      Angaben in TEUR 
            

Pensionsrückstellungen  29.580,7  30.879,2  31.741,8  1.298,6   862,6  
 für Beamte   10.430,4  10.036,5  10.854,0  -393,9   817,5  
 für Versorgungsempfänger  19.150,2  20.842,7  20.887,8  1.692,5   45,0  
            

Beihilferückstellungen  5.916,1  4.909,8  5.110,4  -1.006,3   200,6  
 für Beamte   2.086,1  1.595,8  1.747,5  -490,3   151,7  
 für Versorgungsempfänger  3.830,0  3.314,0  3.362,9  -516,0   48,9  
            

Summe   35.496,8  35.789,0  36.852,2  292,2   1.063,2  

 Pensionsrückstellungen 

Die Hansestadt Stralsund nimmt für die Berechnung der Rückstellungen den Kommunalen 

Versorgungsverband (VM-V) in Anspruch. Maßgeblich für die Ermittlung der 

Pensionsansprüche zum Bilanzstichtag 31.12.2021 ist dabei das Mitteilungsschreiben des 

VM-V vom 21.02.2022. Für die Berechnung der Rückstellungen zum 31.12.2021 wurden durch 

den VM-V die „Heubeck- Richttafeln 2018 G“ zu Grunde gelegt.  

Nach Berechnung des VM-V belaufen sich die Pensionsrückstellungen zum Stichtag 

31.12.2021 für 176 Personen auf 31.742 TEUR. 
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Nach den Berechnungen des Kommunalen Versorgungsverbandes Mecklenburg-

Vorpommern belaufen sich die Pensionsrückstellungen zum Stichtag 31.12.2020 auf 

30.879 TEUR und zum Stichtag 31.12.2021 auf 31.742 TEUR. Die im Jahresabschluss zum 

31.12.2020 und zum 31.12.2021 ausgewiesenen Schlussbestände der 

Pensionsrückstellungen stimmen jeweils mit den Berechnungen des VM-V überein.  

 Beihilferückstellungen 

Die Beihilferückstellungen wurden gemäß Nr. 28.1.4 der Verwaltungsvorschrift zur GemHVO-

Doppik auf Grundlage eines sachgerechten prozentualen Satzes der Pensionsrückstellungen 

ermittelt.  

Für das Haushaltsjahr 2020 wurde ein Prozentsatz von 15,9 Prozent und für das Haushaltsjahr 

16,1 Prozent der Pensionsrückstellungen zugrunde gelegt. Die jeweiligen Prozentsätze 

entsprechen den in den Orientierungsdaten des Ministeriums für Inneres und Europa M-V für 

die Haushaltsplanung 2020 bzw. 2021 angegebenen Prozentsätzen.  

Die Prüfung ergab, dass die jeweiligen Prozentsätze entsprechend sachgerecht angewendet 

wurden. Die Berechnung der Beihilferückstellungen konnte anhand der vorgelegten 

Unterlagen nachvollzogen werden.  

Prüfungsfeststellungen zur Ausbuchung einer Pensionsrückstellung bei 

Dienstherrnwechsel 

 Haushaltsjahr 2020 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass ein Beamter, für den zum Bilanzstichtag 

31.12.2019 nach den Berechnungen des VM-V ein Teilwert von 58 TEUR ausgewiesen wurde, 

in der Mitteilung vom VM-V zum Bilanzstichtag 31.12.2020 nicht mehr enthalten ist.  

Die der Ausbuchung zugrundeliegenden Unterlagen enthielten keine Angaben zum Grund für 

den Wegfall der Pensionsverpflichtung sowie keine Zuordnung zur Leistung durch die 

Personalabteilung. Erst im Rahmen der Prüfung konnte durch Auskunft der Personalabteilung 

geklärt werden, dass der Beamte zum 01.02.2020 zu einem anderen Dienstherrn innerhalb 

von Mecklenburg-Vorpommern gewechselt ist und der Beamte der Berufsfeuerwehr (Leistung 

12.6.01.01.1) zugeordnet war.  

Der Wegfall der Pensionsverpflichtung aufgrund des Dienstherrenwechsels ist damit dem 

Grunde nach nachvollziehbar. Die Pensions- und Beihilferückstellung in Höhe von 68 TEUR 

wurde im Haushaltsjahr 2020 als „Sonderfall“ ausgebucht. Die Auflösung wurde 

ertragswirksam der Leistung 11.2.01.03.1 „Personalabrechnung“ zugeordnet. Eine Zuführung 

zur Kapitalrücklage erfolgte nicht.  

Nach § 18 Absatz 1 GemHVO-Doppik bzw. den hierzu geltenden Regelungen zum 

Dienstherrenwechsel ist die ergebniswirksame Auswirkung des Wegfalls der Pensions- und 

Beihilferückstellung über die Kapitalrücklage zu neutralisieren. Die vorgenommene Buchung 

entspricht daher nicht der vorgesehenen bilanziellen Behandlung. Bei der erforderlichen 

Korrektur sind neben der Auflösung der Pensions- und Beihilferückstellung auch die mit dem 

Dienstherrenwechsel verbundenen Auswirkungen auf die anteilige Versorgungsrücklage zu 

berücksichtigen.  

Die fehlerhafte ergebniswirksame Auflösung ist im letzten noch nicht festgestellten 

Jahresabschluss zu berichtigen. Dabei sind die mit dem Dienstherrenwechsel verbundenen 



Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 107 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

Auswirkungen auf die Pensions- und Beihilferückstellungen sowie die entsprechenden Anteile 

an den Versorgungsrücklagen zu berücksichtigen und die sich daraus ergebenden 

ergebniswirksamen Auswirkungen über die Kapitalrücklage zu neutralisieren.  

Darüber hinaus ist der Prozess künftig so zu organisieren, dass Veränderungen bei Beamten 

mit Auswirkung auf die Pensions- und Beihilferückstellungen, insbesondere Zu- und Abgänge 

sowie Dienstherrenwechsel und Wechsel von aktiven Beamten zu Versorgungsempfängern, 

durch die Personalabteilung an die Geschäftsbuchhaltung gemeldet werden.  Die vom VM-V 

übermittelten Daten sind mit den Personalunterlagen abzugleichen und die erfolgte 

Abstimmung ist nachvollziehbar zu dokumentieren.  

 Haushaltsjahr 2021 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass acht Beamte, die zum Bilanzstichtag 

31.12.2020 erstmals in der Mitteilung des VM-V aufgeführt sind und für die ein Teilwert von 

33 TEUR ausgewiesen wurde, in der Mitteilung vom VM-V zum Bilanzstichtag 31.12.2021 

nicht mehr enthalten sind. 

Die auf diese Beamten entfallende Pensionsrückstellung wurde im Haushaltsjahr 2021 

zusammen mit der Beihilferückstellung als „Sonderfall“ in Höhe von insgesamt 38 TEUR 

ausgebucht. Die Auflösung wurde ertragswirksam den Leistungen 11.2.01.03.1 

„Personalabrechnung“ und 12.6.01.01.1 „Berufsfeuerwehr“ zugeordnet.  

Am 31.08.2026 wurde eine Zuarbeit bzw. eine Erläuterung zum „Sonderfall“ von der 

Verwaltung angefordert. Bis zum Berichtszeitpunkt liegt eine Antwort noch nicht vor.  

 Rückstellungen für sonstige personalbezogene Verpflichtungen (B 3.3.5) 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 461.284,43 € 0,1%   

31.12.2020 501.769,06 € 0,1%  40.484,63 € 

31.12.2021 761.409,12 € 0,1%  259.640,06 € 

Zum 31.12.2021 werden Rückstellungen für sonstige personalbezogene Verpflichtungen in 

Höhe von insgesamt 761 TEUR ausgewiesen. Dies entspricht einem Anteil von 0,1 Prozent 

an der Bilanzsumme. Gegenüber dem Vorjahr erhöhte sich die Rückstellung um 260 TEUR. 

Bereits im Haushaltsjahr 2020 war eine Erhöhung um 40 TEUR gegenüber dem Vorjahr zu 

verzeichnen.  

Die Rückstellungen umfassen Verpflichtungen aus Altersteilzeit, Arbeitszeitkonten 

(Sabbatical), leistungsorientierter Bezahlung (LOB), Nachversicherung von Anwärtern sowie 

für Beschäftigte im feuerwehrtechnischen Dienst.  

Die Entwicklung der Rückstellungsbeträge in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 stellt sich 

wie folgt dar:  
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personalbezogene 
finanzielle Verpflichtungen 

Altersteilzeit, Sabbatical, 
Beschäftigte im feuer-

wehrtechnischen Dienst 
Leistungsorientierte 
Bezahlung (LOB) 

Nachversicherung 
Anwärter 

  Angaben in EUR 

Buchwert zum 31.12.2019 327.139,35  116.811,76  17.333,32  

Zuführung  200.543,70  121.928,46  4.276,48  

Inanspruchnahme  -24.166,56  -116.811,76  -6.609,80  

Auflösung  -138.675,89  - - 

Buchwert zum 31.12.2020 364.840,60  121.928,46  15.000,00  

Zuführung  270.307,43  127.383,39  6.811,63  

Inanspruchnahme  -16.122,29  -121.928,47  -6.811,63  

Auflösung  - - - 

Buchwert zum 31.12.2021 619.025,74 127.383,38 15.000,00 

Die im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 festgestellten Fehler bei den 

personalbezogenen finanziellen Verpflichtungen wurden im Haushaltsjahr 2020 durch 

entsprechende Korrekturbuchungen ausgeräumt. Hierbei wurden insgesamt 

Rückstellungsbeträge in Höhe von 139 TEUR ertragswirksam aufgelöst. Die Ausräumung der 

Vorjahresfeststellungen wurde im Rahmen der Prüfung nachvollzogen. Eine weitergehende 

Prüfung der Rückstellungswerte für die Haushaltsjahren 2020 und 2021 erfolgte nicht.  

 Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge kommunaler Deponien 

(B 3.3.2) 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 8.061.863,75 € 1,2%   

31.12.2020 7.677.168,19 € 1,1%  -384.695,56 € 

31.12.2021 7.316.056,73 € 1,1%  -361.111,46 € 

Zum 31.12.2021 werden Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge kommunalen 

Deponien in Höhe von 7.316 TEUR ausgewiesen. Gegenüber dem Vorjahr haben sich die 

Rückstellungen um 361 TEUR vermindert. Bereits im Haushaltsjahr 2020 war ein Rückgang 

gegenüber dem Stand zum 31.12.2019 um 385 TEUR zu verzeichnen.   

Die Veränderungen der Rückstellung in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 ergeben sich 

nach den Erläuterungen der Verwaltung aus den laufenden Aufwendungen in der Leistung 

53.7.02.01.1 „Deponie“. Die Inanspruchnahme der Rückstellung erfolgte in Höhe der 

angefallenen Aufwendungen, vermindert um die Erträge aus der Vorteilsgasverbrennung. Die 

darüber hinaus auf dem Sachkonto 44190000 „Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte“ 

gebuchten Erträge aus dem Einbau von Boden in Höhe von 244 TEUR im Haushaltsjahr 2020 

und 20 TEUR im Haushaltsjahr 2021 wurden bei der Ermittlung der Inanspruchnahme nicht 

berücksichtigt. Dadurch wurden die Rückstellungen deutlich über den tatsächlichen Aufwand 

hinaus in Anspruch genommen.  

Im Rahmen der Prüfung wurden folgende Feststellungen getroffen: 

- Für die Leistung 53.7.02.01 „Deponienachsorge“ wird in der Ergebnisrechnung 2020 

nach Inanspruchnahme der Rückstellung ein Ergebnis von 244 TEUR und in der 

Ergebnisrechnung 2021 ein Ergebnis von 20 TEUR ausgewiesen. Die Werte 
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entsprechen im Wesentlichen den unter dem Sachkonto 44190000 „Sonstige 

privatrechtliche Leistungsentgelte“ ausgewiesen Erträgen. 

- Der Ausweis des „positiven Ergebnisses“ ist nicht sachgerecht. Beanstandet wird, dass 

in beiden Haushaltsjahren eine um die ausgewiesenen Überschüsse höhere 

Inanspruchnahme der Rückstellungen erfolgt ist. Der Verwaltung wird empfohlen, 

durch eine entsprechende Korrektur die ausgewiesenen Überschüsse der 

Rückstellung wieder zuzuführen.  

Im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2019 (erstellt am 08.05.2024) wird auf Seite 71 

Folgendes wiedergegeben: 

„Das Rechnungsprüfungsamt weist darauf hin, dass der im Jahresabschluss 2019 mit 

8.062 TEUR ausgewiesene Bilanzwert der Rückstellungen für die Rekultivierung und 

Nachsorge der Deponien Kedingshagen und Devin nicht belegt ist. Inwieweit der Betrag 

ausreichend ist, um die zukünftigen Aufwendungen zu decken, kann nicht beurteilt werden. 

Nach Auskunft der Verwaltung (Fachamt) ist eine ausreichende Abdeckung der 

Nachsorgekosten für die Folgejahre gewährleistet.  

Die Höhe der anfallenden Kosten ist nach Mitteilung der Verwaltung insbesondere von den 

Kosten der noch durchzuführenden Abdichtung der Deponie Kedingshagen abhängig. 

Sofern die am 11.05.2021 beantragte Bauweise durch das Staatliche Amt für Umwelt und 

Natur genehmigt wird, können die voraussichtlich entstehenden Kosten genauer 

differenziert werden.  

Bis zur Vorlage des durch die Verwaltung beauftragten Gutachtens kann durch das 

Rechnungsprüfungsamt mangels ausreichender Daten- und Faktengrundlage weiterhin 

keine Beurteilung und Bestätigung der Bilanzposten abgegeben werden.“ 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 sind in Bezug auf die Höhe der 

Rückstellung und die zukünftig anfallenden Kosten keine Informationen enthalten. 

Die im Rahmen der Prüfung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 seitens der Verwaltung 

vorgelegten Unterlagen belegen, dass im Rahmen der Anzeige zur Errichtung der 

Oberflächenabdichtung beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt (StALU) am 

11.05.2021 durch das von der Hansestadt Stralsund beauftragte Planungsbüro die Baukosten 

mit ca. 9.000 TEUR beziffert wurden (Kostenrahmen nach DIN 276:2018-12). Die Umsetzung 

der Baumaßnahme ist jedoch erst voraussichtlich in ca. 20 Jahren möglich.  

Neben den Baukosten fallen in der derzeitigen Stilllegungsphase der Deponie noch weitere 

verbrauchsabhängige Unterhaltungskosten des laufenden Betriebs, also Kosten für die 

Gasverbrennung, Sickerwasserfassung und dessen Entsorgung sowie Kosten für 

Wasserproben und Energie an. Da diese Kosten verbrauchsabhängig sind und auch weitere 

Kosten für unvorhersehbare Betriebsstörungen (insbesondere an der Sickerwasserfassung) 

anfallen können, ist eine abschließende Kalkulation nach Auskunft des Fachamtes nicht 

durchführbar.   

Durch das Rechnungsprüfungsamt erfolgen folgende Feststellungen: 

- Zum 31.12.2021 beläuft sich der Bilanzwert der Rückstellungen für die Rekultivierung 

und Nachsorge kommunaler Deponien auf 7.316 TEUR. 
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- Nach den erteilten Auskünften ist davon auszugehen, dass der im 

Doppeljahresabschluss 2020/2021 ausgewiesene Rückstellungsbetrag nicht 

ausreicht, um die zukünftigen Auszahlungen der voraussichtlich entstehenden Bau- 

und Unterhaltungskosten der Deponienachsorge abzusichern. 

- Die Verwaltung ist verpflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, um die Vorgaben aus 

§ 35 Absatz 1 Nr. 5 und Absatz 3 GemHVO-Doppik zu erfüllen. Entsprechend Nr. 

26.2.3 GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V sind zur Behandlung von Aufwendungen zur 

Stilllegung, Rekultivierung und Nachsorge von Deponien die Grundsätze des BMF-

Schreibens „Steuerbilanzielle Behandlung von Aufwendungen zur Stilllegung, 

Rekultivierung und Nachsorge von Deponien“ vom 25. Juli 2005 (BStBl. I S. 826) 

heranzuziehen. 

Die Feststellungen führen zur Einschränkung des Bestätigungsvermerks. 

 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen (B 3.3.1) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 212.923,26 € 0,0%   

31.12.2020 391.000,00 € 0,1%  178.076,74 € 

31.12.2021 391.000,00 € 0,1%  0,00 € 

Unter dem Bilanzposten B 3.3.1 „Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen“ wird zum 

31.12.2021 ein Betrag von 391 TEUR ausgewiesen. Damit entspricht der Bestand dem 

Vorjahreswert zum 31.12.2020. Gegenüber dem zum 31.12.2019 ausgewiesenen Bestand 

von 213 TEUR erhöhte sich die Rückstellung im Haushaltsjahr 2020 um insgesamt 178 TEUR. 

Im Haushaltsjahr 2021 ergab sich hingegen keine Veränderung des bilanzierten Bestandes.  

Die Veränderungen in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 resultieren aus der 

Inanspruchnahme bestehender Rückstellungen sowie aus der Bildung neuer Rückstellungen 

für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen. Im Haushaltsjahr 2020 wurden zwei 

bestehende Rückstellungen vollständig in Anspruch genommen. Gleichzeitig wurde eine neue 

Rückstellung für Sanierungsarbeiten am Lotsenhaus (Hafenstraße 50) in Höhe von 189 TEUR 

gebildet. Im Haushaltsjahr 2021 erfolgte eine weitere Veränderung durch die 

Inanspruchnahme einer bestehenden Rückstellung und die Bildung einer neuen Rückstellung 

in entsprechender Höhe für die Instandhaltung der Kita „Lütt Matten“.  

Neubildung 2020 – Sanierungsarbeiten Lotsenhaus, Hafenstr. 50 (189 TEUR) 

Für die im Haushaltsjahr 2020 gebildete Rückstellung für unterlassene Instandhaltungen am 

Erdgeschoss des Lotsenhauses, Hafenstr. 50, wurde durch das Amt für Schule und Sport mit 

Schreiben vom 30.06.2021 die Bildung einer Rückstellung gemäß § 35 GemHVO-Doppik in 

Höhe von 189 TEUR beantragt. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass die für das 

Haushaltsjahr 2020 geplanten Arbeiten am Erdgeschoss der Hafenstraße 50 aufgrund der 

gleichzeitig vorgesehenen Arbeiten am Hansakai zurückgestellt wurden. Die Arbeiten am 

Lotsenhaus hätten zeitlich nicht sinnvoll in den Ablauf der Sanierungsarbeiten am Hansakai 

eingeordnet werden können bzw. hätten diese beeinträchtigen können.  

Im Rahmen der Prüfung des Untersachkontos 52310.40002 ergaben sich keine Anhaltspunkte 

dafür, dass die zugrundeliegende Instandhaltungsmaßnahme im Haushaltsjahr 2021 

durchgeführt wurde. Eine Inanspruchnahme oder Auflösung der Rückstellung war bis zum 
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31.12.2021 nicht zu verzeichnen. Die Rückstellung wurde daher zum 31.12.2021 weiterhin mit 

189 TEUR ausgewiesen.  

Mit Stellungnahme vom 24.08.2026 teilte die Verwaltung mit, dass die ursprünglich 

beabsichtigte Maßnahme aufgrund anderer sachlicher Einflüsse nicht weiterverfolgt wurde. 

Teile der geplanten Arbeiten wurden im Rahmen der Sanierung der Hafenkante und der 

Einbindung des Hafenamtes in die neu geschaffene „Umrandung“ umgesetzt. Ein weiterer 

Handlungsbedarf im Innenbereich des Gebäudes besteht nach Angaben des Fachamtes 

grundsätzlich fort, kann derzeit jedoch aus organisatorischen, personellen und finanziellen 

Gründen nicht abgebildet werden. Die Rückstellung soll im Rahmen der Aufstellung des 

Jahresabschlusses 2023 aufgelöst werden.  

 Mittelbereitstellung / Ermächtigungsübertragung  

Im Zusammenhang mit der Maßnahme wurde festgestellt, dass für das Haushaltsjahr 2020 

eine Bestellung in Höhe von 60 TEUR erfasst wurde. Nach der Stellungnahme der Verwaltung 

vom 24.08.2026 wurden für das Vorhaben jedoch keine Beauftragungen vorgenommen. Die 

im Jahr 2020 erfasste Bestellung wird im Haushaltsjahr 2021 nicht mehr ausgewiesen.  

Die von der Verwaltung vorgelegte Aufstellung der Ermächtigungsübertragungen weist für das 

Untersachkonto 52310.40002 eine Übertragung von 204 TEUR aus. Ein unmittelbarer 

Zusammenhang dieser Übertragung mit der zugrundliegenden Instandhaltungsmaßnahme 

konnte anhand der vorgelegten Unterlagen jedoch nicht nachvollzogen werden. Die Übersicht 

enthält lediglich die Angabe des Untersachkontos und die Bezeichnung „Gebäudeunterhaltung 

Verwaltung“. Insbesondere ist nicht ersichtlich, ob und in welchem Umfang die übertragenen 

Mittel für die Maßnahme vorgesehen waren.   

Inanspruchnahme 2020 – Barkasse „Strela“ (7 TEUR) 

Die im Haushaltsjahr 2019 gebildete Rückstellung für unterlassene Instandhaltung an der 

Barkasse „Strela“ wurde im Haushaltsjahr 2020 vollständig in Höhe von 7 TEUR in Anspruch 

genommen. Die Inanspruchnahme wurde durch die Buchung der Rückstellung gegen Aufwand 

erfasst.  

Die Prüfung ergab, dass der Inanspruchnahme der Rückstellung in Höhe von 7 TEUR 

tatsächlich Aufwendungen von 5 TEUR gegenüberstanden. Die vollständige 

Inanspruchnahme der Rückstellung führte in der Ergebnisrechnung der Leistung 12.2.03.01.1 

„Hafenamt“ zu einem negativen Aufwand.  

Die Verwaltung bestätigte mit Stellungnahme vom 24.08.2026, dass die Behandlung des nicht 

durch tatsächliche Aufwendungen gedeckten Betrages nicht sachgerecht war. Von einer 

nachträglichen Korrektur wird abgesehen. Zudem wurden nach Angaben der Verwaltung 

entsprechende Rückstellungsbildungen in den Folgejahren nicht mehr vorgenommen.  

 Mittelbereitstellung / Ermächtigungsübertragung  

Die Prüfung der Ermächtigungsübertragung ergab, dass für das Haushaltsjahr 2020 

ausschließlich eine Auszahlungsermächtigung in Höhe von 7 TEUR aus dem Haushaltsjahr 

2019 übertragen wurde. Eine Übertragung von Aufwandsermächtigungen war nicht 

erforderlich, da der Aufwand bereits im Haushaltsjahr 2019 gebucht und durch die Bildung der 

Rückstellung berücksichtigt worden war. Die Übertragung der Auszahlungsermächtigung in 

das Haushaltsjahr 2020 war damit sachgerecht.  
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Inanspruchnahme 2020 – Barkasse „Strela“ (4 TEUR) 

Die im Haushaltsjahr 2019 für die Barkasse „Strela“ gebildete Rückstellung in Höhe von 

4 TEUR wurde im Haushaltsjahr 2020 vollständig in Anspruch genommen.  

Der Inanspruchnahme der Rückstellung standen im Haushaltsjahr 2020 Aufwendungen von 

insgesamt rund 7 TEUR gegenüber (12.2.03.03.1 BgA Liegeplätze - nicht USt relevant, 

17000.55001 19 % - Pflege und Unterhaltung "Strela" - BgA – netto). Die Inanspruchnahme 

der Rückstellung führte daher nicht zu einem negativen Aufwand in der Ergebnisrechnung. 

Die Inanspruchnahme der Rückstellung war insoweit sachgerecht.  

Vorgang 2021 – Kita „Lütt Matten“ (202 TEUR / 181 TEUR) 

Im Haushaltsjahr 2018 wurde für die Fassadensanierung der Kita „Lütt Matten“ eine 

Rückstellung für unterlassene Instandhaltung in Höhe von 202 TEUR gebildet. Die Umsetzung 

der Instandhaltungsmaßnahme erfolgte in den Haushaltsjahren 2022 und 2023.  

Im Rahmen der Prüfung der Bestellbuchungen wurde festgestellt, dass am 07.10.2021 die 

Auftragsbestätigungen für Gerüstbau, Fassadenarbeiten, Tischlerarbeiten und 

Dachdeckerarbeiten mit einem Gesamtvolumen von 181 TEUR durch den zuständigen 

Vorgesetzten unterzeichnet wurden.  

Ob die Aufträge tatsächlich ausgelöst wurden, konnte anhand der vorliegenden Unterlagen 

nicht nachvollzogen werden. In der Finanzsoftware ab-data wurden im Haushaltsjahr 2021 

offene Bestellungen in Höhe von 137 TEUR ausschließlich für die Fassadenarbeiten 

berücksichtigt. Die weiteren Leistungen wurden nicht als Bestellungen erfasst.  

Um eine Bestellbuchung zu ermöglichen, wurde am 28.10.2021 zunächst eine 

Inanspruchnahme der Rückstellung in Höhe von 181 EUR gebucht. Die Bestellbuchung über 

137 TEUR erfolgte am 15.11.2021. Am 15.06.2022 wurde für das Haushaltsjahr 2021 erneut 

eine Rückstellung in Höhe von 181 TEUR gebildet.  

Im Haushaltsjahr 2022 weist das Untersachkonto für die Rückstellungen eine 

Inanspruchnahme in Höhe von 202 TEUR aus. Dem standen auf dem betreffenden Aufwands-

Untersachkonto tatsächliche gebuchte Aufwendungen in Höhe von 177 TEUR gegenüber. Die 

Inanspruchnahme der Rückstellung überstieg damit die tatsächlichen angefallenen 

Aufwendungen um 25 TEUR.  

Zum 04.08.2023 wurde für das Haushaltsjahr 2022 eine weitere Rückstellung in Höhe von 

21 TEUR gebildet. Diese Rückstellung wurde im Haushaltsjahr 2023 nicht in Anspruch 

genommen, sondern ertragswirksam aufgelöst. Unter Berücksichtigung der Neubildung 

verblieb im Haushaltsjahr 2022 ein negativer Aufwand in Höhe von 4 TEUR 

Hinsichtlich der Ermächtigungsübertragungen wurde festgestellt, dass die Übertragung der 

Auszahlungsermächtigungen aus dem Haushaltsjahr 2018 in die Folgejahre bis 2021 in Höhe 

von 202 TEUR sachgerecht erfolgte.  

Eine Übertragung von Aufwandsermächtigungen aus dem Haushaltsjahr nach 2019 in Höhe 

von 202 TEUR war hingegen nicht sachgerecht, da die Rückstellung bereits im Haushaltsjahr 

2018 aufwandswirksam gebildet worden war. Entsprechend § 35 Absatz 1 Nr. 4 GemHVO-

Doppik in der bis zum 08.11.2023 geltenden Fassung sind Rückstellungen für im 

Haushaltsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltungen zu bilden, wenn diese 

innerhalb von drei Jahren nachgeholt werden.  
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In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 wurden keine weiteren Aufwandsermächtigungen 

veranschlagt. Für das Haushaltsjahr 2022 wurden zunächst 50 TEUR für Aufwendungen und 

Auszahlungen veranschlagt und durch Nachtragssatzung weitere 180 TEUR für 

Auszahlungen bereitgestellt. Der im Haushaltsjahr 2022 nicht in Anspruch genommene Betrag 

von 53 TEUR wurde in das Haushaltsjahr 2023 für Aufwendungen und Auszahlungen 

übertragen.  

Die Verwaltung hat mit Stellungnahme vom 24.08.2026 die Prüfungsfeststellungen bestätigt. 

Ergänzend weist das Rechnungsprüfungsamt auf Folgendes hin: 

Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen dienen der Erfassung künftiger 

Aufwendungen, die bis zum Bilanzstichtag wirtschaftlich verursacht sind. Sie sind 

ausschließlich für die Abbildung von Innenverpflichtungen zu bilden.  

Soweit die Gemeinde verpflichtet ist, Instandhaltungen für Dritte durchzuführen (z.B. aufgrund 

eines Miet- oder Pachtvertrages) kommt insoweit eine Rückstellung für ungewisse 

Verbindlichkeiten in Betracht. 

 Rückstellungen für anhängige Gerichtsverfahren (B 3.3.4) 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
  

 Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 2.210.062,74 € 0,3%   
31.12.2020 2.231.362,74 € 0,3%  21.300,00 € 

31.12.2021 722.911,48 € 0,1%  -1.508.451,26 € 

Die Rückstellungen für anhängige Gerichtsverfahren erhöhten sich im Haushaltsjahr 2020 um 

21 TEUR auf 2.231 TEUR. Der Zugang resultiert aus der Bildung einer Rückstellung für 

Arbeitsrechtsverfahren.  

Im Haushaltsjahr 2021 erfolgte eine Inanspruchnahme der Rückstellung in Höhe von 

1.508 TEUR im Zusammenhang mit der Erfüllung eines geschlossenen Vergleichs für einen 

seit 1998 anhängigen Rechtsstreit aus einer Baumaßnahme. Den Inanspruchnahmen standen 

entsprechende Aufwendungen gegenüber. Die Buchungen konnten nachvollzogen werden. 

Es wird auf die Erläuterungen zur „Annahme eines Vergleiches mit Zahlungsverpflichtung und 

Inanspruchnahme Rückstellung Nassbaggerung“ unter Punkt 9.4.3 in diesem Bericht 

verwiesen.  

Für weitere Rechtsstreitverfahren wurden im Haushaltsjahr 2021 keine weiteren 

Rückstellungen gebildet.  

Der Bilanzwert verringerte sich dadurch zum 31.12.2021 auf 723 TEUR.  

Im Rahmen der Prüfung wurde anhand des Sachbuchs (Untersachkonto 02300.65510 

Gerichts- und Anwaltskosten) festgestellt, dass in den Haushaltsjahren 2019 und 2020 neben 

den Aufwendungen, für die bereits Rückstellungen für anhängige Gerichtsverfahren gebildet 

wurden, weitere Aufwendungen für Rechtsstreitigkeiten angefallen sind. Eine Prüfung 

dahingehend, ob für diese Verfahren zum jeweiligen Bilanzstichtag die Voraussetzungen für 

die Bildung einer Rückstellung vorlagen, war nicht Bestandteil der Prüfung.  

Der Verwaltung wird empfohlen, die bestehenden Rückstellungen für anhängigen 

Gerichtsverfahren hinsichtlich ihrer Aktualität und Höhe zu überprüfen und die Überprüfung 

entsprechend zu dokumentieren. Die Überprüfung sollte dabei unabhängig von einer 
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Mitteilung über Veränderungen in den jeweiligen Verfahren erfolgen. Darüber hinaus ist für die 

im Rahmen der Prüfung festgestellten weiteren Gerichts- und Rechtsstreitigkeiten zu prüfen, 

ob zum jeweiligen Bilanzstichtag die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung 

vorlagen und gegebenenfalls entsprechende Rückstellungen zu bilden.  

 Rückstellungen für sonstige finanzielle Verpflichtungen  
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 99.759,78 € 0,0%   

31.12.2020 1.190.058,72 € 0,2%  1.090.298,94 € 

31.12.2021 1.363.066,59 € 0,2%  173.007,87 € 

Unter dem Bilanzposten B 3.3.6 „Rückstellungen für sonstige finanzielle Verpflichtungen“ 

werden zum 31.12.2020 Rückstellungen in Höhe von 1.190 TEUR und zum 31.12.2021 in 

Höhe von 1.363 TEUR ausgewiesen. Gegenüber dem 31.12.2019 mit einem Bestand von 

100 TEUR erhöhten sich die Rückstellungen damit im Prüfungszeitraum insgesamt um 

1.263 TEUR.  

Die Veränderungen resultieren aus der Bildung von Rückstellungen für Kita-Beiträge 

gegenüber dem Landkreis Vorpommern-Rügen (+1.324 TEUR), aus der Auflösung der 

Rückstellungen für Ausfallbürgschaften (-52 TEUR) sowie aus Veränderungen bei den 

Rückstellungen für ausstehende Rechnungen (-9 TEUR).  

Im Rahmen der Prüfung wurden die einzelnen Rückstellungarten hinsichtlich ihrer Entwicklung 

und der vorgelegten Nachweise betrachtet. Hierzu wurden insbesondere die Buchungen zu 

den Zuführungen, Inanspruchnahmen und Auflösungen sowie die Angaben im Angang 

nachvollzogen.  

Rückstellungen für Kita-Beiträge (Veränderung 2020/2021: +1.324 TEUR) 

Gemäß § 27 Kindertagesförderungsgesetz (KiföG M-V) wird ab 2020 die Wohnsitzgemeinde 

mit einer kindbezogenen Pauschale an den Betreuungskosten beteiligt. Der Gemeindeanteil 

beträgt im Jahr 2023 pro Kind 179,36 EUR. In den Haushaltsjahren 2020 bis 2022 wurden 

infolge ungeklärter Unstimmigkeiten bei der Berechnung nur monatliche Abschläge an den 

Landkreis Vorpommern-Rügen in Höhe von insgesamt 7.500,2 TEUR gezahlt. Für die 

ausstehenden Verbindlichkeiten wurden Rückstellungen gebildet. 

Zum 31.12.2022 wurden Rückstellungen für Kita-Beiträge in Höhe von insgesamt 

1.823,8 TEUR ausgewiesen.  

Die entsprechenden Zuführungen konnten anhand der vorgelegten Buchungsbelege 

nachvollzogen werden.  

Die der Rückstellungsbildung zugrundeliegenden Berechnungen bzw. Schätzungen waren in 

den Prüfungsunterlagen jedoch nicht dokumentiert. Die Zuführungen orientieren sich jeweils 

am veranschlagten Planansatz.  

Daher konnte im Rahmen der Prüfung nicht nachvollzogen werden, ob die Höhe der 

Rückstellung zum jeweiligen Bilanzstichtag dem tatsächlich bestehenden 

Verpflichtungsumfang entsprach.  
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 Ergebnisrechnung: Inanspruchnahme und Auflösung im Haushaltsjahr 2023 

Im Haushaltsjahr 2023 wurden laut Sachbuch (Untersachkonto 54143.40005) für die Jahre 

2020 bis 2022 Ausgaben für Kita-Beiträge in Höhe von insgesamt 1.283.235,54 EUR geleistet. 

Demgegenüber wurden Inanspruchnahmen der Rückstellungen in Höhe von 

1.283.800,00 EUR gebucht. Hieraus ergibt sich eine Differenz von 564,46 EUR. Dieser Betrag 

wäre ertragswirksam als Auflösung aus der Rückstellung zu buchen gewesen.  

Der verbleibende Rückstellungsbetrag in Höhe von 540 TEUR wurde im Haushaltsjahr 2023 

ertragswirksam aufgelöst.  

 Finanzrechnung: Übertragung der Planansätze für Auszahlungen im Zusammenhang mit 

den Rückstellungen 

Zum 31.12.2022 wurden Rückstellungen für Kita-Beiträge in Höhe von insgesamt 

1.823,8 TEUR ausgewiesen.  

Die Finanzmittel für die im Haushaltsjahr 2020 gebildete Rückstellung (1.109,6 TEUR) wurden 

als Planansatz für die Auszahlungen in das Haushaltsjahr 2021 übertragen.  

Die im Haushaltsjahr 2021 gebildete Rückstellung (214,5 TEUR) sowie die aus dem Vorjahr 

übertragenen Mittel (1.109,6 TEUR) wurden hingegen nicht als Ermächtigungsübertragung in 

das Haushaltsjahr 2022 übertragen. Nach telefonischer Auskunft der Verwaltung erfolgte im 

Haushaltsjahr 2022 eine Neuveranschlagung von Mitteln für die Auszahlung im 

Zusammenhang mit den Rückstellungen.  

Im Haushaltsjahr 2022 wurde eine weitere Rückstellung in Höhe von 499,7 TEUR gebildet, für 

die eine Übertragung des entsprechenden Planansatzes in das Folgejahr 2023 erfolgte.  

Für die Auszahlungen der in den Jahren 2020 und 2021 gebildeten Rückstellungen wurde 

nach telefonischer Auskunft der Verwaltung keine Neuveranschlagung im Haushaltsplan 2023 

vorgenommen. Zur Finanzierung der Auszahlungen wurden im Haushaltsjahr 2023 

überplanmäßige Mittel in Höhe von 523 TEUR bereitgestellt. Nach telefonischer Auskunft lag 

hierfür kein Beschluss des Hauptausschusses oder der Bürgerschaft vor.  

Eine schriftliche Stellungnahme ist zum Berichtszeitpunkt ausstehend.  

Rückstellungen für Ausfallbürgschaften (Veränderung 2021: -52 TEUR) 

Zum 31.12.2019 wurden Rückstellungen für Ausfallbürgschaften in Höhe von 52 TEUR 

ausgewiesen. Diese betrafen vor dem 31.12.2011 von der Hansestadt Stralsund gegenüber 

der Stralsunder Wohnungsbaugesellschaft mbH (SWG mbH) ausgegebene Garantien für 

Mietkautionen. Für den Bilanzwert zum 31.12.2019 lagen keine Nachweise bzw. Übersichten 

zu den einzelnen Ausfallbürgschaften vor. Eine Bestätigung des tatsächlich noch 

erforderlichen Rückstellungsbetrages konnte daher nicht erfolgen.  

Im Haushaltsjahr 2020 blieb der Rückstellungsbestand unverändert.  

Im Haushaltsjahr 2021 wurde die Rückstellung für Ausfallbürgschaften in Höhe von 52 TEUR 

ertragswirksam aufgelöst. Die entsprechende Buchung erfolgte am 20.11.2024. Die 

vorgelegte Dokumentation belegt zwei Anfragen der Verwaltung (29.06.2022 und 01.06.2023) 

bei der SWG zur Aufklärung der bestehenden Ausfallbürgschaften. Eine inhaltliche 

Rückmeldung bzw. Bestätigung der SWG zu den einzelnen Bürgschaften ist nicht 

dokumentiert.  
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Die Voraussetzungen für die vollständige Auflösung der Rückstellung zum 31.12.2021 konnten 

anhand der vorgelegten Unterlagen daher nicht abschließend nachvollzogen werden.  

Die Ausbuchung der Rückstellung ohne entsprechende Nachweise für den Wegfall der 

möglichen Inanspruchnahme der Hansestadt Stralsund aus der ausgegebenen 

Ausfallbürgschaften wird beanstandet.  

In Bezug auf die nicht sachgerechte Angabe im Anhang wird auf die Ausführungen unter Punkt 

9.4.2 verwiesen. 

Rückstellungen für ausstehende Rechnungen (Veränderungen 2020/2021: -9 TEUR) 

Die Entwicklung der Rückstellungen für ausstehende Rechnungen in den Haushaltjahren 2020 

und 2021 sowie die jeweiligen Inanspruchnahmen und Zuführungen/Bildungen stellt sich wie 

folgt dar:  

Zum 31.12.2019 bestanden Rückstellungen für ausstehende Rechnungen in Höhe von 

insgesamt 48 TEUR. Diese entfielen auf Reisekosten in Höhe von 1,2 TEUR aus dem Jahr 

2018, auf Heilfürsorge für Feuerwehrbeamte in Höhe von 42,3 TEUR aus den Jahren 2017 

und 2018 sowie auf eine Unfallumlage in Höhe von 4,5 TEUR aus dem Jahr 2018.  

Im Haushaltsjahr 2020 erfolgten Inanspruchnahmen der bestehenden Rückstellungen in Höhe 

von insgesamt 19,3 TEUR. Diese betrafen die Unfallumlage in Höhe von 4,5 TEUR sowie die 

Heilfürsorge für Feuerwehrbeamte in Höhe von 14,8 TEUR. Weitere Zuführungen zu den 

Rückstellungen erfolgten im Haushaltsjahr 2020 nicht.  

Im Haushaltsjahr 2021 wurden Inanspruchnahmen für Reiskosten in Höhe von insgesamt 

825,76 EUR gebucht. Hierfür erfolgte im Vorjahr keine Zuführung zu einer Rückstellung.  Für 

die Inanspruchnahme wurde weiterhin auf die bereits im Jahr 2018 gebildete Rückstellung 

zurückgegriffen. Daneben erfolgte im Jahr 2021 eine Zuführung zur Rückstellung für 

Heilfürsorge für Feuerwehrbeamte in Höhe von 11 TEUR.  

Zum 31.12.2021 bestanden damit weiterhin Rückstellungen für Reisekosten in Höhe von 

468,59 EUR sowie für Heilfürsorge für Feuerwehrbeamte in Höhe von 38.498,00 EUR. Von 

der Rückstellung für Heilfürsorge entfielen 27.498,00 EUR weiterhin auf in den Jahren 2017 

und 2018 gebildete Rückstellungen.  

 Prüfungsfeststellung  

Die bereits im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 festgestellte Problematik der 

Fortführung von Rückstellungen aus Vorjahren besteht damit auch zum 31.12.2021 fort.  

Die zugrundeliegenden Rückstellungen wurden ursprünglich für konkrete, zum jeweiligen 

Bilanzstichtag noch ausstehende Rechnungen bzw. Leistungen gebildet. Soweit die 

Sonstige Rückstellung 
für ausstehende 
Rechnungen  31.12.2019 

Inanspruch-
nahme  Bildung  31.12.2020 

Inanspruch-
nahme  Bildung  31.12.2021 

  Angaben in EUR  

Reisekosten  1.294,35  - - 1.294,35  -825,76  - 468,59  

Heilfürsorge 
Feuerwehrbeamte 

42.299,06  -14.801,06  - 27.498,00  - 11.000,00  38.498,00  

Unfallumlage  4.500,00  -4.500,00  - - - - - 

Summe 48.093,41  -19.301,06  - 28.792,35  -825,76  11.000,00  38.966,59  
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zugrundeliegenden Verpflichtungen in den Folgejahren erfüllt wurden, wäre eine 

entsprechende Inanspruchnahme der Rückstellung vorzunehmen gewesen. Soweit mit einem 

Rechnungseingang nicht mehr zu rechnen war bzw. der Grund für die Bildung der 

Rückstellung entfallen ist, wäre die Rückstellung gemäß § 35 Absatz 5 GemHVO-Doppik 

aufzulösen gewesen.  

Zum 31.12.2021 wurden jedoch weiterhin Rückstellungsbeträge aus den Jahren 2017 und 

2018 in Höhe von 28 TEUR bilanziert. Anhand der vorgelegten Unterlagen konnte nicht 

nachvollzogen werden, ob die Voraussetzungen für deren weitere Bilanzierung zum jeweiligen 

Bilanzstichtag weiterhin vorlagen. Eine entsprechende Überprüfung und Dokumentation des 

Fortbestands der ausgewiesenen Verpflichtungen ist nicht belegt.  

Die Voraussetzungen für die weitere Bilanzierung der aus den Jahren 2017 und 2018 

stammenden Rückstellungsbeträge konnte daher zum 31.12.2021 nicht abschließend 

nachvollzogen werden.  

Die Verwaltung hat zukünftig sicherzustellen, dass bestehende Rückstellungen aus Vorjahren 

im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten auf das Fortbestehen des jeweiligen 

Rückstellungsgrundes überprüft und die Ergebnisse nachvollziehbar zu dokumentiert werden. 

Entfällt der Grund für die Bildung, sind die Rückstellungen gemäß § 35 Absatz 5 GemHVO-

Doppik aufzulösen.  

Prüfungsfeststellungen zu den Angaben im Anhang 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss (Seite 105) wird der Bilanzposten B 3.3 „Sonstige 

Rückstellungen“ zusammenfassend erläutert. Die einzelnen Rückstellungsarten werden dabei 

nicht gesondert dargestellt.  

Im Haushaltsjahr 2020 erfolgte die Bildung einer Rückstellung für Kita-Beiträge als 

Wohnsitzgemeinde gegenüber dem Landkreis Vorpommern-Rügen in Höhe von 1.110 TEUR. 

Im Haushaltsjahr 2021 erfolgte eine Erhöhung um weitere 215 TEUR auf insgesamt 

1.324 TEUR.  

Eine Erläuterung dieser wesentlichen Veränderung ist im Anhang nicht enthalten.  

Darüber hinaus wird unter den Sonstigen Angaben im Anhang zu den Haftungsverhältnisse 

aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten und Bürgschaften 

(Seite 148) ausgeführt, dass Ausfallbürgschaften in Höhe von 52 TEUR bestehen und sich 

gegenüber dem Stand zum 31.12.2021 keine Veränderungen ergeben haben.  

Tatsächlich wurde die Rückstellung für Ausfallbürgschaften in Höhe von 52 TEUR im 

Haushaltsjahr 2021 aufgelöst. Zum 31.12.2021 wird ein Restbuchwert von 0,00 EUR 

ausgewiesen.  

Die Angaben im Anhang entsprechen insoweit nicht dem zum 31.12.2021 bestehenden 

Rückstellungsbestand.  

Die Anforderungen des § 47 Absatz 2 GemHVO-Doppik hinsichtlich der zutreffenden 

Darstellung und Erläuterung wesentlicher Veränderungen gegenüber dem Vorjahr wurden 

insoweit nicht vollständig erfüllt.  
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4.2.4 Verbindlichkeiten 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 90.499.389,59 € 13,4%   

31.12.2020 87.021.057,69 € 12,7%  -3.478.331,90 € 

31.12.2021 85.428.102,76 € 12,4%  -1.592.954,93 € 
 

Zum 31.12.2021 werden Verbindlichkeiten in Höhe von 85.428 TEUR ausgewiesen. Dies 

entspricht einem Anteil von 12,4 Prozent an der Bilanzsumme. Die Verbindlichkeiten 

reduzierten sich im Haushaltsjahr 2020 um 3.478 TEUR und im Haushaltsjahr 2021 nochmals 

um 1.593 TEUR.  

Im Rahmen der Prüfung wurden insbesondere die Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten 

sowie die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen und Unternehmen, mit 

denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, und gegenüber Sondervermögen mit 

Sonderrechnung (…) sowie aus dem Gebietsänderungsvertrag mit der Gemeinde Kramerhof 

betrachtet. Die geprüften Verbindlichkeiten beliefen sich zum 31.12.2021 auf insgesamt 

82.145 TEUR. Dies entspricht 96 Prozent der insgesamt ausgewiesenen Verbindlichkeiten.  

Die nachfolgende Übersicht stellt die Verbindlichkeiten insgesamt sowie die im Rahmen der 

Prüfung betrachteten Bereiche dar.  

Verbindlichkeiten  31.12.2019 31.12.2020 31.12.2021 

Veränderung 
2020 

gegenüber 
2019 

Veränderung 
2021 

gegenüber 
2020 

  Angaben in EUR 
      

Verbindlichkeiten insgesamt 90.499.390 87.021.058 85.428.103 -3.478.332 -1.592.955 
      

davon geprüft  87.078.278 84.164.426 82.144.770 -2.913.852 -2.019.656 

    Investitionskredite 80.012.152 76.782.004 73.348.355 -3.230.148 -3.433.649 

    Kassenkredite - - - - - 

    gegenüber verbundenen Unternehmen     
    und Unternehmen mit denen ein  
    Beteiligungsverhältnis besteht  

1.355.041 399.967 2.330.438 -955.074 1.930.471 

    gegenüber Sondervermögen mit  
    Sonderrechnung (…) 

5.711.085 5.107.455 5.215.977 -603.630 108.522 

    aus dem Gebietsänderungsvertrag mit  
    der Gemeinde Kramerhof  

- 1.875.000 1.250.000 1.875.000 -625.000 

weitere Verbindlichkeiten  3.421.112 2.856.632 3.283.333 -564.480 426.701 

 

 Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten  
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 80.012.151,64 € 11,8%   
31.12.2020 76.782.003,73 € 11,2%  -3.230.147,91 € 

31.12.2021 73.348.354,81 € 10,6%  -3.433.648,92 € 

Der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen beläuft sich zum 31.12.2021 auf 73.348 TEUR (Vorjahr 

76.782 TEUR).  



Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 119 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

Der Bilanzposten setzt sich zum 31.12.2021 aus den am freien Finanzmarkt aufgenommen 

Krediten (Bilanzposten B 4.2.1) in Höhe von 66.859 TEUR sowie den Ausleihungen des 

Landes aus dem kommunalen Aufbaufonds (Bilanzposten B 4.10.2 als Verbindlichkeiten 

gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich) in Höhe von 6.489 TEUR zusammen.  

In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 wurden Kredite für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen in Höhe von insgesamt 6.664 TEUR getilgt. Es wurden 

keine neuen Kredite aufgenommen.  

In Anwendung des § 52 Absatz 1 KV M-V erfolgten Umschuldungen für Investitionskredite im 

Haushaltsjahr 2020 in Gesamthöhe von 9.726 TEUR und im Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 

5.867 TEUR. 

Prüfungsfeststellungen zu den Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten  

Beide Bilanzposten wurden im Rahmen der Prüfung anhand der vorgelegten 

Saldenmitteilungen bzw. Jahresauszüge zum Bilanzstichtag geprüft. Die Bilanzwerte zum 

31.12.2020 und 31.12.2021 konnten mit den vorgelegten Nachweisen abgestimmt werden.  

Auf der Grundlage der vorgelegten Prüfungsnachweise bestätigt das Rechnungsprüfungsamt 

den Bilanzwerte zum 31.12.2020 und 31.12.2021 für die Verbindlichkeiten aus 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen. 

Hinsichtlich der Zins- und Tilgungsleistungen wurden die entsprechenden Nachweise 

vorgelegt. Soweit Zinsabgrenzungen über den Bilanzstichtag erforderlich waren, wurden diese 

im Wesentlichen periodengerecht in der jeweiligen Ergebnisrechnung 2020 und 2021 

berücksichtigt.  

Die Restlaufzeiten der zu den Bilanzstichtagen 31.12.2020 und 31.12.2021 bestehenden 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind der 

Verbindlichkeitenübersicht zu entnehmen. Hierzu wird auf die Ausführungen unter Punkt 8.3 

in diesem Bericht verwiesen. 

Berichterstattung zum Zins- und Schuldenmanagement 

Für den Berichtszeitraum 01.01.2020 bis 31.12.2021 war keine gesonderte Berichterstattung 

zum Zins- und Schuldenmanagement der Hansestadt Stralsund aktenkundig. 

Auf Rückfrage des Rechnungsprüfungsamtes hat die Verwaltung am 01.09.2023 

diesbezüglich wie folgt Stellung genommen: „Die Verantwortung für die Erstellung des 

Berichtes zum Zins- und Schuldenmanagement der Hansestadt Stralsund obliegt der 

Abteilung 20.1 (Haushalts- und Finanzplanung). In dieser Abteilung gab es in den Jahren 2020 

und 2021 personalbedingte Kapazitätsengpässe, so dass im Zuge der Berichterstattung zum 

Zins- und Schuldenmanagement per 31.12.2022 auch über die Jahre 2020 und 2021 

entsprechend informiert wurde.“ 

Mit der Informationsvorlage IV 0005/2023 vom 25.05.2023 hat die Verwaltung in der 

06. Sitzung des Hauptausschusses am 27.06.2023 zum Zins- und Schuldenmanagement der 

Hansestadt Stralsund per 31.12.2022 informiert. Eine nachgeholte gesonderte Darstellung 

insbesondere zum Haushaltsjahr 2020 ließ sich daraus nicht entnehmen. Die Entwicklungen 

im Haushaltsjahr 2021 wurden im Rahmen des Vorjahresbezugs einbezogen. 
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Die Verwaltung ist ihrer Informationspflicht gemäß § 13 Absatz 5 Sätze 2 und 3 der 

Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund über den Abschluss von Kreditverträgen im 

Berichtszeitraum 2020/2021 nicht vollumfänglich nachgekommen. 

Dienstanweisung zum Zins- und Schuldenmanagement 

Durch das Rechnungsprüfungsamt wird wegen mangelnder Regelungen weiterhin empfohlen, 

für Kreditentscheidungen und Zinssicherungsgeschäfte die Befugnisse und 

Dokumentationspflichten durch Dienstanweisung zu regeln. 

 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten  

Zum 31.12.2021 werden keine Kassenkredite (Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur 

Sicherung der Zahlungsfähigkeit) ausgewiesen.  

Für das Haushaltsjahr 2020 betrug der in der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der 

Kassenkredite 20.000 TEUR. Bis zur öffentlichen Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

2020 am 12.07.2020 galt der mit Schreiben der Rechtsaufsichtsbehörde vom 21.11.2018 

genehmigte Höchstbetrag von 17.000 TEUR fort. Die Prüfung der Aufzeichnungen ergab, dass 

Kassenkredite – auch in Form von Überziehungskrediten der Girokonten – im Jahr 2020 an 

34 Tagen in Anspruch genommen wurden.  

Für das Haushaltsjahr 2021 betrug der festgesetzte Höchstbetrag ebenfalls 20.000 TEUR. 

Kassenkredite wurden im Jahr 2021 an 57 Tagen in Anspruch genommen.  

Die Auswertung der vom Kämmereiamt vorgelegten Übersicht über die Inanspruchnahme der 

Kassenkredite ergab für den Zeitraum 01.01.2020 bis 31.12.2021 eine höchste 

Inanspruchnahme am 10.11.2021 in Höhe von 3.368 TEUR. Eine Überschreitung des jeweils 

genehmigten Höchstbetrages der Kassenkredite wurde nicht festgestellt.  

Auf den für Kassenkredite vorgesehenen Konten wurden im Haushaltsjahr 2020 keine 

Zinsaufwendungen und im Haushaltsjahr 2021 Zinsaufwendungen in Höhe von 6,22 EUR 

gebucht.  

Es wird auf die Ausführungen unter Punkt 3.5.4 und 4.1.2.1 in diesem Bericht verwiesen. 

 Verbindlichkeiten gegenüber verbundene Unternehmen und Unternehmen mit 

denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  Veränderung zum Vorjahr  

31.12.2019 1.355.040,81 € 0,2%   

31.12.2020 399.967,20 € 0,1%  -955.073,61 € 

31.12.2021 2.330.438,10 € 0,3%  1.930.470,90 € 

Zum 31.12.2021 werden unter den Bilanzposten B 4.7 „Verbindlichkeiten gegenüber 

verbundene Unternehmen“ (1.238 TEUR) und B 4.8 „Verbindlichkeiten gegenüber 

Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht“ (1.092 TEUR) Verbindlichkeiten 

in Höhe von insgesamt 2.330 TEUR ausgewiesen. Dies entspricht 0,3 Prozent der 

Bilanzsumme. Gegenüber dem Vorjahr erhöhten sich die Verbindlichkeiten um 1.930 TEUR.  

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass von den zum 31.12.2021 ausgewiesenen 

Verbindlichkeiten in Höhe von 2.330 TEUR insgesamt 1.992 TEUR auf die 
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Stadterneuerungsgesellschaft Stralsund mbH (SES) entfallen. Hiervon wurden 900 TEUR 

aufgrund einer fehlerhaften Zuordnung über die Stammdaten (Adress-ID 446575) noch als 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen ausgewiesen. Weitere 8 TEUR 

wurden fehlerhaft als Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht, ausgewiesen. Diese sind Verbindlichkeiten gegenüber 

Sondervermögen mit Sonderrechnung (…) zuzuordnen. Für die gegenüber der SES 

ausgewiesenen Verbindlichkeiten in Höhe von 1.992 TEUR lag keine Saldenbestätigung vor. 

Eine Abstimmung der gegenseitigen Forderungen und Verbindlichkeiten aus den von der SES 

durchgeführten Projektmaßnahmen war daher nicht möglich. Im Jahresabschluss der SES 

zum 31.12.2021 wird eine Forderung gegenüber Gesellschaftern in Höhe von 302 TEUR 

ausgewiesen.  

Die weiteren Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen in Höhe von insgesamt 

338 TEUR betreffen ausschließlich verbundene Unternehmen und wurden sachgerecht 

zugeordnet.  

Die Adresse-ID 446575 mit den fehlerhaften Stammdaten wurde letztmalig 2021/2022 

bebucht. Mit dem Ausgleich der bestehenden Verbindlichkeiten wird sich der fehlerhafte 

Ausweis in den Folgejahren entsprechend reduzieren.  

Darüber hinaus wurde im Rahmen der Prüfung festgestellt, dass drei Eingangsrechnungen mit 

dem Rechnungsdatum 04.01.2022 in Höhe von insgesamt 1.400 TEUR bereits im 

Haushaltsjahr 2021 als Anlage im Bau sowie als Verbindlichkeit erfasst wurden. Bei den 

Rechnungen handelt es sich um Abschlagszahlungen von Eigenmitteln der Hansestadt 

Stralsund für Baumaßnahmen im Rahmen von Projektmanagementverträgen. Die Abschläge 

beziehen sich auf folgende Baumaßnahmen: 

Betrag Baumaßnahme  Vertragsregister  

500.000,00 € Ersatzneubau der Grundschule Hermann-
Burmeister, Campus (12. Mittelabruf) 

Ja (Vertrag vom 18.07.2018) 

500.000,00 € Neubau des Schulgebäudes für den 
Regionalen Schulteil Campus 
Schulzentrum am Sund (16. Mittelabruf) 

Nein (Baubeginn 2021) 

400.000,00 € Grundschule „Juri Gagarin“ – 
Wallensteinstraße 8 (Objekt 3014)“  

Ja (Vertrag vom 18.07.2018) 

Die Zuordnung der Abschläge zum Haushaltsjahr 2021 ist nicht sachgerecht. Da der 

technische Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2021 bereits durchgeführt wurde, ist eine 

Korrektur im Rahmen des technischen Jahresabschlusses nicht mehr möglich.  

Die betreffenden Beträge sind Bestandteil der zum 31.12.2021 ausgewiesenen 

Verbindlichkeiten gegenüber der SES in Höhe von 1.992 TEUR. Unter Berücksichtigung der 

1.400 TEUR verbleiben Verbindlichkeiten gegenüber der SES in Höhe von 592 TEUR.   

Die verbleibende Differenz zwischen den bei der Hansestadt Stralsund ausgewiesenen 

Verbindlichkeiten und den bei der SES ausgewiesenen Forderungen konnte im Rahmen der 

Prüfung nicht aufgeklärt werden.  

Zum Sachverhalt werden folgende Prüfungsfeststellungen getroffen: 

- Der nicht sachgerechte Ausweis eines Betrages von 900 TEUR unter den 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen korrespondierend mit dem in 

gleicher Höhe fehlenden Ausweis unter den Verbindlichkeiten gegenüber 
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Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht zum 31.12.2021 wird 

beanstandet. 

- Der nicht sachgerechte Ausweis eines Betrages von 8 TEUR unter den 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht, korrespondierend mit dem in gleicher Höhe fehlenden Ausweis unter den 

Verbindlichkeiten gegenüber Sondervermögen mit Sonderrechnung zum 31.12.2021 

wird beanstandet. 

- Der Ausweis von Verbindlichkeiten zum 31.12.2021 in Höhe von 1.400 TEUR 

korrespondierend mit dem Ausweis von Anlagen im Bau in gleicher Höhe ist nicht 

sachgerecht. Der Ausweis erhöhter Bilanzposten führt zu einem nicht sachgerechten 

Ausweis der Vermögens- und Finanzlage.  

- Der Projektmanagementvertrag für die Baumaßnahme „Neubau des Schulgebäudes 

für den Regionalen Schulteil Campus Schulzentrum am Sund“ ist nicht im 

Vertragsregister erfasst. Die Vorgaben der Dienstanweisung zur Führung des 

Vertragsregisters wurden nicht eingehalten. 

- Die Verbindlichkeit gegenüber der Stadterneuerungsgesellschaft Stralsund mbH (SES) 

konnte im Rahmen der Prüfung nicht abgestimmt werden. 

- Für den zum jeweiligen Bilanzstichtag bestehenden Differenzbetrag zwischen den an 

die SES geleisteten Abschlagszahlungen (Mittelanforderungen) und den tatsächlich 

zur Begleichung von Rechnungen verbrauchten Mitteln lagen der Verwaltung im 

Rahmen der Prüfung keine ausreichenden Informationen vor. Die im Rahmen der 

Prüfung von der SES angeforderten Unterlagen wurden bisher nicht vorgelegt. Somit 

konnte nicht mit hinreichender Sicherheit bestimmt werden, in welcher Höhe die Mittel 

tatsächlich für Baumaßnahmen verwendet wurden und in welcher Höhe ein 

sachgerechter Ausweis als „Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen, Anlagen im 

Bau“ bzw. Forderung im Umlaufvermögen vorzunehmen ist.   

o Die tatsächlich für die Baumaßnahmen verwendeten Mittel sind unter dem 

Bilanzposten A 1.2.10 „Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen, Anlagen im 

Bau“ auszuweisen.  

o Zum Bilanzstichtag 31.12. noch nicht für die Baumaßnahme verwendet Mittel 

(Differenzbetrag zwischen den Abschlagszahlungen und den Rechnungen) 

sind als Forderungen gegenüber der SES im Umlaufvermögen (hier: 

Bilanzposten A 2.2.4 Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht) auszuweisen.  

Die fehlende Nachvollziehbarkeit der Mittelverwendung führt dazu, dass der 

sachgerechte Ausweis und die Vollständigkeit der betroffenen Bilanzposten nicht mit 

hinreichender Sicherheit beurteilt werden können. Dies führt zur Einschränkung des 

Bestätigungsvermerks. 

 



Bilanz zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 123 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

 Verbindlichkeiten gegenüber Sondervermögen mit Sonderrechnung, 

Zweckverbänden, Anstalten des öffentlichen Rechts, rechtsfähigen 

kommunalen Stiftungen 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 5.711.085,40 € 0,8%   

31.12.2020 5.107.455,24 € 0,7%  -603.630,16 € 

31.12.2021 5.215.976,85 € 0,8%  108.521,61 € 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 werden unter diesem Bilanzposten Verbindlichkeiten in Höhe 

von insgesamt 5.216 TEUR ausgewiesen. Dies entspricht 6,1 Prozent der Verbindlichkeiten. 

Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen:  

Verbindlichkeiten gegenüber  Buchwert zum 31.12.2021 

Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof  4.910.041,89 € 

Eigenbetrieb Tourismuszentrale  59.681,34 € 

Städtebauliches Sondervermögen  246.253,62 € 

Summe  5.215.976,85 € 
 

Im Rahmen der Prüfung wurden die Verbindlichkeiten gegenüber dem Eigenbetrieb 

Städtischer Zentralfriedhof sowie dem Städtebaulichen Sondervermögen geprüft. Die 

Verbindlichkeiten gegenüber dem Eigenbetrieb Tourismuszentrale waren nicht Gegenstand 

der Prüfung.  

Prüfungsfeststellung zu Verbindlichkeiten gegenüber dem Eigenbetrieb Zentralfriedhof 

Im Kernhaushalt der Hansestadt Stralsund werden zum 31.12.2021 Verbindlichkeiten 

gegenüber dem Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof in Höhe von 4.910 TEUR 

ausgewiesen. Im Jahresabschluss des Eigenbetriebes werden demgegenüber Forderungen 

gegenüber der Hansestadt Stralsund in Höhe von 4.909 TEUR ausgewiesen.  

Es besteht somit eine Differenz von 1.100,00 EUR. Die Differenz betraf zwei Rechnungen vom 

27.12.2021 (USK 11003.62100, Sachbuchnummern 1.000045.7 und 1.000046.6), die sich auf 

die Beerdigungen vom 22.12.2021 beziehen.  

Die Rechnungen lagen zur Prüfung vor. Die Prüfung ergab, dass die Aufwendungen im 

Kernhaushalt der Hansestadt Stralsund sachgerecht im Haushaltsjahr 2021 verbucht wurden.  

Die Abweichung zum im Jahresabschluss des Eigenbetriebs Städtischer Zentralfriedhof 

ausgewiesenen Forderungsbestand konnte damit nicht nachvollzogen werden.   

Prüfungsfeststellung zu Verbindlichkeiten gegenüber dem Städtebaulichen 

Sondervermögen 

Die Prüfung der im Kernhaushalt ausgewiesenen Verbindlichkeiten gegenüber dem 

Städtebaulichen Sondervermögen ergab zum 31.12.2021 Abweichungen zu den im 

Städtebaulichen Sondervermögen ausgewiesenen Forderungen gegenüber der Hansestadt 

Stralsund.  

Im Kernhaushalt werden Verbindlichkeiten gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen 

in Höhe von 246 TEUR ausgewiesen. Dem stehen in der vorläufigen Bilanz des 
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Städtebaulichen Sondervermögens Forderungen gegenüber der Hansestadt Stralsund in 

Höhe von 240 TEUR gegenüber. Es ergibt sich somit eine Abweichung von rund 6 TEUR.  

Die Abweichung setzt sich aus mehreren Sachverhalten zusammen.  

 Fehlerhafte Adresszuordnung im Kernhaushalt  

Ein Teilbetrag von 5.950,00 EUR betrifft eine Verbindlichkeit, die aufgrund einer fehlerhaften 

Adresszuordnung dem Bereich „Sondervermögen“ und damit dem Bilanzposten 

„Verbindlichkeiten gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen“ zugeordnet wurde, 

obwohl es sich nicht um eine Verbindlichkeit gegenüber dem Städtebaulichen 

Sondervermögen handelt. Anstelle der Adresse 303582, Bereich 04 „Beteiligungen“, wurde 

die Adresse 375567 (neu 520358), Bereich 05 „Sondervermögen“, verwendet (USK 

09610.40072, Sachbuchnummer 1.000007.6). 

Umgekehrt wurden Verbindlichkeiten in Höhe von 8.125,39 EUR gegenüber dem 

Städtebaulichen Sondervermögen dem Bilanzposten „Verbindlichkeiten gegenüber 

Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht“ zugeordnet (USK 57990.40004, 

Sachbuchnummern 1.000002.0 und 1.000004.8). Tatsächlich handelt es sich hierbei um 

Verbindlichkeiten gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen.  

Damit liegt bei beiden Sachverhalten derselbe Grundfehler in der Zuordnung der 

Verbindlichkeiten vor. Der Bilanzausweis der Verbindlichkeiten gegenüber dem 

Städtebaulichen Sondervermögen ist dadurch zum Bilanzstichtag nicht sachgerecht.  

 Periodengerechte Zuordnung einer Verbindlichkeit im Kernhaushalt  

Die Verbindlichkeit in Höhe von 5.950,00 EUR wurde dem Haushaltsjahr 2021 zugeordnet.  

Die hierzu vorgelegte Rechnung vom 14.01.2022 weist auf bereits erbrachte Leistungen hin. 

Ein konkreter Leistungszeitraum ist aus der Rechnung nicht ersichtlich. Ein Nachweis, aus 

dem sich der Zeitpunkt der Leistungserbringung und damit die zutreffende periodengerechte 

Zuordnung ergeben, wurde nicht vorgelegt.  

Die periodengerechte Zuordnung der Verbindlichkeit konnte daher anhand der vorgelegten 

Unterlagen nicht nachvollzogen werden.  

 Nicht bilanzierte Forderungen im Städtebaulichen Sondervermögen (8.515,63 EUR) 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass zum Bilanzstichtag 31.12.2021 bestehende 

Verbindlichkeiten gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen in den vorläufigen 

Jahresabschlüssen der Städtebaulichen Sondervermögen nicht bilanziert wurden. Dies betrifft 

insbesondere Erstattungsansprüche aus Verwahrentgelten für die Jahre 2020 und 2021 in 

Höhe von 8.515,63 EUR (USK 57990.40004, Sachbuchnummern 1.000002.0, 1.000004.8, 

1.000005.7 und 1.000006.6). Die Erstattung wurde im Kernhaushalt im Haushaltsjahr 2021 als 

Verbindlichkeit erfasst und im Jahr 2022 an das Städtebauliche Sondervermögen ausgezahlt. 

Im Sondervermögen wurde der Betrag im Jahr 2022 als Einzahlung und Ertrag erfasst.  

Die zum 31.12.2021 bestehenden Forderungen waren im Jahresabschluss des 

Städtebaulichen Sondervermögens periodengerecht zu berücksichtigen.  

Die Verwaltung hat die Prozesse zur Abstimmung der Forderungen und Verbindlichkeiten 

zwischen dem Kernhaushalt und dem Städtebaulichen Sondervermögen zu optimieren, um 
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einen vollständigen und periodengerechten Ausweis zum jeweiligen Bilanzstichtag 

sicherzustellen.  

Die Prüfung beschränkte sich auf den bilanziellen Ausweis der Forderungen und 

Verbindlichkeiten. Die sachgerechte Kontierung der Erträge / Aufwendungen bzw. Ein-

/Auszahlungen im Städtebaulichen Sondervermögen sowie im Kernhaushalt war nicht 

Gegenstand der Prüfung.  

 Abweichungen im Kernhaushalt bei Verbindlichkeiten gegenüber dem Städtebaulichen 

Sondervermögen - zwischen den Konten 36320000 und 36320009 

Es besteht eine Abweichung bei den Konten 36320000 „Verbindlichkeiten aus 

Transferleistungen gegenüber dem Städtebaulichem Sondervermögen“ und 36320009 

„Korrekturkonto wg. Bereichsabgrenzung SSV“. Die Abweichung steht im Zusammenhang mit 

im Jahr 2019 erhobenen Straßenbaubeiträgen zur Baumaßnahme 1. BA Nord 

Wohnumfeldmaßnahme Heinrich-v.-Stephan-Straße des Städtebaulichen Sondervermögens 

„Knieper West“. Die Forderung wurde im Kernhaushalt erhoben und ist an das 

Städtebausondervermögen abzuführen. 

Im Kernhaushalt wurde zunächst eine Forderung sowie gleichzeitig eine Verbindlichkeit 

36320000 gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen in Höhe von 25.236,13 EUR 

erfasst (36320.00000, Personenkonto 66.10013.3 „Straßenbaubeitrag 1. BA Nord 

Wohnumfeldmaßnahme H.-von Stephan-Str.“). Die Forderung und die Verbindlichkeit wurden 

im Haushaltsjahr 2019 jeweils um 78,91 EUR korrigiert. Die Forderung wurde bis zum 

31.12.2021 und auch in den Folgejahren aufgrund eines Klageverfahrens nicht ausgeglichen.  

Die Hansestadt Stralsund hat der SES die noch ausstehenden Mittel zur Verfügung gestellt 

und ist somit in Vorleistung in Höhe von 25.236,13 EUR gegangen. Der Vorgang wurde im 

Städtebaulichen Sondervermögen abschließend verarbeitet. Die im Kernhaushalt im Jahr 

2019 erfolgte Korrektur in Höhe von 78,91 EUR wurde im Städtebaulichen Sondervermögen 

nicht berücksichtigt.  

Bei der Ausbuchung der Verbindlichkeit im Kernhaushalt wurde über das Korrekturkonto 

36320009 ein Betrag von - 25.236,13 EUR gebucht. Dieser Betrag übersteigt den zum 

31.12.2021 bestehenden Verbindlichkeitsbestand um 78,91 EUR.  

Durch die Verwaltung liegt eine Stellungnahme zum Vorgang vor. 

Der Differenzbetrag ist im Kernhaushalt als Aufwand an Verbindlichkeit (36320009) zu 

erfassen.  

Darüber hinaus sind die Buchungen auf den Sachkonten 36320000 und 36320009 jeweils in 

Höhe von 25.157,22 EUR zu bereinigen. Andernfalls werden aufgrund der unterschiedlichen 

Sachkonten gegenläufige Salden als Vorträge fortgeführt. Die ursprünglichen Buchungen sind 

daher entsprechend zu korrigieren. Der Vorgang ist vollständig aus den Verbindlichkeiten 

gegenüber dem Städtebaulichen Sondervermögen auszubuchen. Die etwaige Zahlung nach 

Abschluss des Klageverfahrens ist nicht mehr als durchlaufendes Geld (Sachkonto 69910000) 

zu behandeln.  

Durch die Verwaltung ist zukünftig sicherzustellen, dass im Rahmen der Aufstellung des 

Jahresabschlusses zum Bilanzstichtag eine Abstimmung der korrespondierenden 

Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen Kernhaushalt und Städtebaulichen 

Sondervermögen erfolgt und die Werte übereinstimmen.  
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4.2.5 Passive Rechnungsabgrenzungsposten 
 

Bilanz zum  Restbuchwert  
Anteil an 

Bilanzsumme  
   

Veränderung zum Vorjahr 

31.12.2019 6.600.427,04 € 1,0%   

31.12.2020 6.419.376,24 € 0,9%  -181.050,80 € 

31.12.2021 6.001.308,80 € 0,9%  -418.067,44 € 
 

Der Bilanzposten „passive Rechnungsabgrenzungsposten“ verringerte sich im 

Prüfungszeitraum um 599 TEUR auf 6.001 TEUR. Der Anteil an der Bilanzsumme verringerte 

sich im gleichen Zeitraum von 1,0 Prozent auf 0,9 Prozent.  

Der Bilanzposten umfasst im Wesentlichen die Pachtvorauszahlungen für die durch die 

Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH betriebenen 

Parkhäuser „Am Meeresmuseum“, “Am Ozeaneum“ und „Am Hafen“ sowie weitere passive 

Rechnungsabgrenzungsposten.  

Miete Parkhäuser (31.12.2021: 5.532 TEUR) 

Der Schlussbestand der passiven Rechnungsabgrenzungsposten (Miete Parkhäuser) in Höhe 

von 5.532 TEUR entspricht den Angaben im Anhang zum Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2021 der Betriebe gewerblicher Art (BgA) Verkehr (Hafen, Parkhäuser und 

Parkplatzvermietungen / Finanzamt Rostock St.-Nr. 079/133/81011). 

Ablösevereinbarungen (31.12.2021: 408 TEUR) 

Die Entwicklung der passiven Rechnungsabgrenzungsposten aus Ablösevereinbarungen 

wurde anhand der Buchungsunterlagen nachvollzogen. In den Haushaltsjahren 2020 und 

2021 wurden Zugänge in Höhe von 186 TEUR und Auflösungen in Höhe von 124 TEUR 

gebucht. Zum 31.12.2021 beträgt der Bestand 408 TEUR.  

 Zugänge (186 TEUR) 

Die Zugänge der Haushaltsjahre 2020 und 2021 in Höhe von 186 TEUR konnten anhand der 

vorgelegten Verträge nachvollzogen werden.  

HHJ  39200300 - Passiver Rechnungsabgrenzungsposten - Ablösevereinbarungen Zugänge  

2020 17. Ablöse zur Absicherung der über die 2 Jahre hinausgehenden Entwicklungspflege   
Vertrag über die Herstellung von Erschließungsanlagen für das Gebiet des B-Planes Nr. 65 
„Wohngebiet östlich der Hochschule (UR-Nr. 1561/2018, Urkunde vom 04.12.2018)  

91.652,00 € 

2020 18. Ablöse zur Absicherung der über die 3 Jahre hinausgehenden Entwicklungspflege  
Städtebaulicher Vertrag vom 19.08.2019 B-Plan Nr. 3.2 „Industriegebiet Lüdershagen“ 

11.403,00 € 

2021 19. Ablöse zur Absicherung der über die 3 Jahre hinausgehenden Entwicklungspflege  
Vertrag über die Herstellung von Erschließungsanlagen für das Gebiet des B-Planes Nr. 32 
„Wohngebiet Gärtnereigelände Andershof“ (UR-Nr. 0932/2016, Urkunde vom 22.07.2016) 

66.411,03 € 

2021 20. Entwicklungspflege insgesamt 10 Jahre  
Städtebaulicher Vertrag vom 18.09.2015, Änderung vom 28.10.2020 Ausgleichsmaßnahmen im 
Geltungsbereich des B-Planes 38 „Hafen und Uferbereich an der Schwedenschanze“ 

16.921,80 € 

  Summe 186.387,83 € 

 Auflösungen (124 TEUR) 

Für die in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 vorgenommenen Auflösungen in Höhe von 

124 TEUR lagen zur Prüfung keine entsprechenden Verträge bzw. Nachweise vor.  
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39200300 - Passiver Rechnungsabgrenzungsposten - Ablösevereinbarungen 
Auflösung 

2020 
Auflösung 

2021  

3. Ortsumgehung Stralsund Deviner Bach, wasserbauliche Maßnahmen  2.379,00 €  

10. OU, BA v. 1. Abschnitt V.1.1 850,85 €  

1. Ortsumgehung Stralsund BA v. 1/B 194n hier: Unterhaltung Wirtschaftsweg B 194  13.775,99 € 

2. Ortsumgehung Stralsund BA v. 1/B 194n hier: Unterhaltung Weg zur Gasstation  5.434,32 € 

3. Ortsumgehung Stralsund BA v. 1/B 194n hier: Deviner Bach, wasserbaul. Maßnahmen   32.769,59 € 

9. Ortsumgehung Stralsund  I u. II. BA  61.269,86 € 

10. Ortsumgehung Stralsund OU, BA v. 1. Abschnitt V.1.1  7.657,90 € 

Summe Auflösung Ablösezahlungen  3.229,85 € 120.907,66 € 

Den im Haushaltsjahr 2020 vorgenommenen Auflösungen in Höhe von 3 TEUR standen 

entsprechende Aufwendungen bzw. Leistungen gegenüber. Somit waren diese anhand der 

Buchungsunterlagen nachvollziehbar.  

Für die im Haushaltsjahr 2021 vorgenommenen Auflösungen in Höhe von 121 TEUR standen 

nach den zur Prüfung vorliegenden Unterlagen im Haushaltsjahr 2021 keine Aufwendungen 

bzw. Leistungen gegenüber. Nach Angaben des Fachamtes entfiel bei diesen Vorgängen die 

Zweckbindung aufgrund der Beendigung des jeweiligen Maßnahmenzeitraums. Anhand der 

vorgelegten Unterlagen konnte jedoch nicht abschließend nachvollzogen werden, ob damit 

zugleich die vertraglich vereinbarten Voraussetzungen für die ertragswirksame Auflösung 

erfüllt waren. Davon entfielen 52 TEUR auf passive Rechnungsabgrenzungsposten, die 

bereits in der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2011 enthalten waren, sowie 69 TEUR auf im Jahr 

2013 gebildete Rechnungsabgrenzungsposten. 

Anhand der Übersicht des Fachamtes ergab sich, dass für die aus der Eröffnungsbilanz 

übernommenen passiven Rechnungsabgrenzungsposten die Zweckbindung bzw. 

Vertragslaufzeit bereits vor Erstellung der Eröffnungsbilanz geendet hatte. Sofern sich diese 

Angabe bestätigt, wären die betreffenden Beträge nicht ertragswirksam aufzulösen gewesen, 

sondern hätten ergebnisneutral als Korrektur der Eröffnungsbilanz behandelt werden müssen.  

Darüber hinaus ist die tatsächliche Leistungserbringung für die im Jahr 2021 aufgelösten 

passiven Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 121 TEUR anhand der vorgelegten 

Unterlagen nicht hinreichend nachgewiesen. Damit ist nicht abschließend nachvollziehbar, ob 

die Voraussetzungen für die jeweiligen Auflösungen vorlagen. Eine eventuelle Rückzahlungs-

verpflichtung gegenüber den Vertragspartnern kann mangels entsprechender vertraglicher 

Unterlagen ebenfalls nicht abschließend beurteilt werden.  

Nach der Zuarbeit des Fachamtes besteht darüber hinaus ein Bestand an passiven 

Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 529 TEUR. Die vorgenannten Auflösungen sind 

in diesem Bestand nicht berücksichtigt.   

 Verfahren zur Auflösung der Ablösezahlungen ab 2022 

Ab dem Haushaltsjahr 2022 wurde das Verfahren zur Auflösung der passiven 

Rechnungsabgrenzungsposten aus Ablösezahlungen auf eine lineare Abschreibung/ 

Auflösung umgestellt.  

Das geänderte Verfahren ist aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes grundsätzlich nicht 

anwendbar. Die Ablösezahlungen für Entwicklungs- und Pflegeleistungen sind aufgrund der 

Zweckbindung periodengerecht abzugrenzen und erst bei Erbringung der entsprechenden 

vertraglich vereinbarten Leistungen in entsprechender Höhe ertragswirksam aufzulösen. 
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Sofern die vereinbarten Pflege- oder Entwicklungsleistungen noch nicht erbracht wurden, sind 

die entsprechenden Ablösezahlungen weiterhin als passiver Rechnungsabgrenzungsposten 

auszuweisen. Zu berücksichtigen ist auch, dass die vertraglichen Regelungen teilweise 

zunächst eine mehrjährige Entwicklungspflege vorsehen und die Ablösezahlung der 

Absicherung der darüber hinaus gehenden Entwicklungspflege dient.  

Die Verwaltung hat das Verfahren zur Auflösung der Ablösezahlungen zukünftig sachgerecht 

durchzuführen und dabei insbesondere die anteilmäßige Auflösung entsprechend der 

tatsächlichen Leistungserbringung unter Bezugnahme auf eine entsprechende Dokumentation 

zu gewährleisten. Zu beachten ist auch, das die Verwendung von Ablösezahlungen für 

investive Zwecke als Sonderposten auszuweisen ist.  

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die für das Haushaltsjahr 2022 erfolgte Umstellung 

des Buchungsverfahrens gegenüber dem Rechnungsprüfungsamt nicht kommuniziert wurde, 

insbesondere nicht im Rahmen der Vorlage der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie.  

 Angaben im Anhang 

Die Erläuterungen im Anhang zum Doppeljahresabschluss beschränken sich auf die 

Darstellung des Schlussbestandes sowie der Pachtvorauszahlungen für die Parkhäuser.  

Für die Ablösevereinbarungen sind Erläuterungen zu den erfolgten Zugängen und 

Auflösungen nicht vorhanden. Dadurch ist die Entwicklung des Bilanzpostens aus dem 

Anhang nicht nachvollziehbar.  

 Empfehlung 

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt, die bestehenden passiven Rechnungs-

abgrenzungsposten insgesamt zu überprüfen. Dabei sind insbesondere die Voraussetzungen 

für deren Bildung und Auflösung anhand der zugrundeliegenden Verträge sowie der 

tatsächlichen Leistungserbringung nachzuweisen. Das seit 2022 angewandte Verfahren zur 

linearen Auflösung der Ablösezahlungen ist ebenfalls zu überprüfen und gegebenenfalls 

anzupassen.   

Überzahlungen auf Personenkonten (31.12.2021: 55 TEUR) 

Der Schlussbestand der passiven Rechnungsabgrenzungsposten (Überzahlungen auf 

Personenkonten) in Höhe 55 TEUR stimmt mit den vorgelegten Nachweisen überein.  

Bei der Prüfung einzelner Vorgänge wurde festgestellt, dass es sich überwiegend um 

Einnahmen handelt, die Erträge zukünftiger Rechnungsperioden darstellen. Daneben wurden 

auch Überzahlungen festgestellt, die in den Folgejahren an die Einzahler zurückerstattet 

werden.  

Zweckgebundene Einnahmen für laufende Zwecke (31.12.2021: 6 TEUR) 

Zum 31.12.2021 werden im Sachkonto 39200400 Passive Rechnungsabgrenzungsposten 

zweckgebundene Einnahmen in Höhe von 6 TEUR bilanziert. Die zweckgebundenen 

Einnahmen waren nicht Gegenstand der Prüfung.  
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5 Ergebnisrechnung - Doppeljahresabschluss 2020/2021 

 Ergebnisrechnung 2020  

 

Ermächti-

gungen des 

Haushalts-

jahres

Übertragene 

Ermächti-

gungen aus 

Haushalts-

vorjahren

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres

Abweichung im 

Haushaltsjahr 

Ergebnis des 

Haushaltsvor-

jahres

Übertragung 

von Ermäch-

tigungen in 

Haushalts-

folgejahre

11 2 32 4 53 6 7

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 49.371.600,00 0,00 49.371.600,00 46.111.062,04 -3.260.537,96 50.796.245,72 0,00

2 + Zuwendungen, allgemeine Umlagen und 

sonstige Transfererträge

45.569.952,86 0,00 45.569.952,86 50.799.255,08 5.229.302,22 50.290.208,99 0,00

3 + Erträge der sozialen Sicherung 252.900,00 0,00 252.900,00 189.830,23 -63.069,77 362.152,40 0,00

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 4.502.366,37 0,00 4.502.366,37 4.234.114,78 -268.251,59 4.171.657,14 0,00

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 6.743.968,36 0,00 6.743.968,36 6.964.799,74 220.831,38 6.617.039,50 0,00

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.360.739,20 0,00 4.360.739,20 3.592.078,37 -768.660,83 3.838.057,98 0,00

7 + Andere aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

8 + Zinserträge und sonstige Finanzerträge 6.509.748,69 0,00 6.509.748,69 5.786.874,84 -722.873,85 7.751.098,45 0,00

9 + Sonstige Erträge 6.834.850,52 0,00 6.834.850,52 9.434.088,51 2.599.237,99 10.693.029,27 0,00

10 124.146.126,00 0,00 124.146.126,00 127.112.103,59 2.965.977,59 134.519.489,45 0,00

11 - Personalaufwendungen 33.306.168,57 0,00 33.306.168,57 32.827.915,64 -478.252,93 32.087.020,35 0,00

12 - Versorgungsaufwendungen 2.540.100,00 0,00 2.540.100,00 3.900.397,48 1.360.297,48 2.940.048,09 0,00

13 - Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen

20.391.519,01 1.022.740,95 21.414.259,96 16.425.589,34 -4.988.670,62 16.251.654,17 1.300.394,94

14 - Abschreibungen 14.692.100,00 0,00 14.692.100,00 15.030.142,10 338.042,10 14.329.377,31 0,00

15 - Zuwendungen, Umlagen und sonstige 

Transferaufwendungen

43.000.987,41 36.548,42 43.037.535,83 42.027.396,30 -1.010.139,53 40.722.514,09 72.091,26

16 - Aufwendungen der sozialen Sicherung 513.637,66 355,58 513.993,24 490.577,47 -23.415,77 8.172.535,35 0,00

17 - Zinsaufwendungen und sonstige 

Finanzaufwendungen

4.224.044,06 0,00 4.224.044,06 4.266.663,49 42.619,43 1.840.300,34 0,00

18 - Sonstige Aufwendungen 9.175.574,00 260.381,59 9.435.955,59 9.191.524,29 -244.431,30 8.546.478,91 83.167,74

19 127.844.130,71 1.320.026,54 129.164.157,25 124.160.206,11 -5.003.951,14 124.889.928,61 1.455.653,94

20 -3.698.004,71 -1.320.026,54 -5.018.031,25 2.951.897,48 7.969.928,73 9.629.560,84 -1.455.653,94 

21 - 0,00 0,00 0,00 115.885,25 115.885,25 245.008,49 0,00

22 + 2.602.900,00 0,00 2.602.900,00 40.282,42 -2.562.617,58 142.955,84 0,00

23 - 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

24 + 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

25 -1.095.104,71 -1.320.026,54 -2.415.131,25 2.876.294,65 5.291.425,90 9.527.508,19 -1.455.653,94 

26 16.221.884,37

27 19.098.179,02

1

2 Summe der Spalten 1 und 2
3 Spalte 4 abzüglich Spalte 3
4

Ansatz des Haushaltsjahres zzgl. Veränderungen durch Nachträge zzgl.über- und außerplanmäßige Aufwendungen zzgl. zweckgebunde Mehrerträge und entsprechende 

Mehraufwendungen zzgl. Veränderungen aus der Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit

Die Erträge sind sachgerecht in der Zeile 5 oder 6 auszuweisen.

Jahresergebnis 

(Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag, Nummer 

20 zuzüglich Nummern 22 und 24 sowie 

abzüglich Nummern 21 und 23)

nachrichtlich:

Ergebnisvortrag aus dem Haushaltsvorjahr 


Ergebnis (Überschuss/Fehlbetrag) zum 31. 

Dezember des Haushaltsjahres 

(Summe der Nummern 25 und 26)

Summe der Aufwendungen 

(Summe der Nummern 11 bis 18)

Jahresergebnis (Jahresüberschuss/ Jahres-

fehlbetrag) vor Veränderung der 

Rücklagen (Saldo der Nummern 10 und 19)

Einstellung in die Kapitalrücklage

Entnahme aus der Kapitalrücklage

Einstellung in die Rücklage für Belastungen 

aus dem kommunalen

Finanzausgleich

Entnahme aus der Rücklage für Belastungen 

aus dem kommunalen

Finanzausgleich

Summe der Erträge 

(Summe der Nummern 1 bis 9)

Ergebnisrechnung 2020

Nr.
Ertrags- und Aufwandsarten

(gemäß § 44 Absatz 2 GemHVO-Doppik)

in EUR 
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In der Ergebnisrechnung des Jahres 2020 wird nach Veränderung der Rücklagen ein 

Jahresüberschuss von 2.876 TEUR ausgewiesen.  

Der Betrag resultiert maßgeblich aus den nachfolgend genannten Sachverhalten, die mit dem 

Wert der Abweichung zur Gesamtermächtigung dargestellt werden.  

- 01 Steuern und ähnliche Abgaben (- 3.261 EUR) 

o Gewerbesteuer (- 2.820 TEUR)  

o Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer (- 412 TEUR) 

- 02 Zuwendungen, allgemeine Umlagen und sonstige Transfererträge (+ 5.229 TEUR) 

o Kompensationszahlung für Gewerbesteuer-Mindereinnahmen (+ 3.672 TEUR) 

o Sonderbedarfszuweisungen vom Land (+ 720 TEUR) 

o Fehlbetragszuweisungen vom Land / Konsolidierungshilfe (+ 665 TEUR) 

o Mehrerträge aus der Auflösung von Sonderposten (+ 574 TEUR) 

- 06 Kostenerstattungen und Kostenumlagen  (- 769 TEUR) 

o Kostenerstattung vom Landkreis (Schulträgerschaft) (- 829 TEUR) 

- 08 Zinserträge und sonstige Finanzerträge (- 723 TEUR) 

o Finanzerträge aus den anteiligen Rücklagen des Kommunalen 
Versorgungsverbandes zur Abdeckung der Pensionsverpflichtungen 
(- 682 TEUR) 

- 09 Sonstige Erträge (+ 2.599 TEUR) 

o Erträge aus der Veräußerung von Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens und des Umlaufvermögens (+ 1.739 TEUR) 

o Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen (+ 2.230 TEUR) 

o Konzessionsabgaben Strom (- 452 TEUR) 

o Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen Deponie (-1.113 TEUR) 

- 11 Personalaufwendungen (- 478 TEUR) 

- 12 Versorgungsaufwendungen (+1.360 TEUR) 

o Zuführungen zu Pensionsrückstellungen und ähnliche Verpflichtungen Beamte 
(+ 1.590 TEUR) 

- 13 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (- 4.989 TEUR) 

o Aufwendungen für Energie, Wasser, Abwasser und Abfall  (- 534 TEUR) 

o Aufwendungen für die Unterhaltung und Bewirtschaftung der Grundstücke, 
Außenanlagen, Gebäude und Gebäudeeinrichtungen (- 1.971 TEUR) 

o Aufwendungen für die Unterhaltung des Infrastrukturvermögens (-382 TEUR) 

o Nachsorge Deponien (-786 TEUR) 

- 14 Abschreibungen (+ 338 TEUR) 

- 15 Zuwendungen, Umlagen und sonstige Transferaufwendungen (+ 1.010 TEUR) 

o Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 
Sondervermögen mit Sonderrechnung / SSV (- 360 TEUR) 

o Gewerbesteuerumlage (- 256 TEUR) 
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 Ergebnisrechnung 2021  

 

Ermächti-

gungen des 

Haushalts-

jahres

Übertragene 

Ermächti-

gungen aus 

Haushalts-

vorjahren

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres

Abweichung im 

Haushaltsjahr 

Ergebnis des 

Haushaltsvor-

jahres

Übertragung 

von Ermäch-

tigungen in 

Haushalts-

folgejahre

11 2 32 4 53 6 7

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 51.941.849,05 0,00 51.941.849,05 52.022.971,38 81.122,33 46.111.062,04 0,00

2 + Zuwendungen, allgemeine Umlagen und 

sonstige Transfererträge

48.884.270,36 0,00 48.884.270,36 49.663.650,17 779.379,81 50.799.255,08 0,00

3 + Erträge der sozialen Sicherung 279.800,00 0,00 279.800,00 210.468,72 -69.331,28 189.830,23 0,00

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.996.318,26 0,00 3.996.318,26 3.925.105,31 -71.212,95 4.234.114,78 0,00

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 8.008.035,00 0,00 8.008.035,00 7.547.156,99 -460.878,01 6.964.799,74 0,00

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.883.942,54 0,00 4.883.942,54 3.729.599,13 -1.154.343,41 3.592.078,37 0,00

7 + Andere aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

8 + Zinserträge und sonstige Finanzerträge 6.697.855,54 0,00 6.697.855,54 5.985.293,94 -712.561,60 5.786.874,84 0,00

9 + Sonstige Erträge 5.846.250,18 0,00 5.846.250,18 9.597.052,28 3.750.802,10 9.434.088,51 0,00

10 130.538.320,93 0,00 130.538.320,93 132.681.297,92 2.142.976,99 127.112.103,59 0,00

11 - Personalaufwendungen 33.572.632,43 0,00 33.572.632,43 34.052.919,48 480.287,05 32.827.915,64 0,00

12 - Versorgungsaufwendungen 2.465.500,00 0,00 2.465.500,00 2.702.989,12 237.489,12 3.900.397,48 0,00

13 - Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen

19.414.241,46 1.796.094,78 21.210.336,24 17.421.419,40 -3.788.916,84 16.425.589,34 2.485.853,16

14 - Abschreibungen 14.104.600,00 0,00 14.104.600,00 15.313.089,60 1.208.489,60 15.030.142,10 0,00

15 - Zuwendungen, Umlagen und sonstige 

Transferaufwendungen

52.902.256,45 72.091,26 52.974.347,71 44.279.110,96 -8.695.236,75 42.027.396,30 464.367,27

16 - Aufwendungen der sozialen Sicherung 260.900,00 0,00 260.900,00 188.000,90 -72.899,10 490.577,47 0,00

17 - Zinsaufwendungen und sonstige 

Finanzaufwendungen

1.565.770,82 0,00 1.565.770,82 1.569.041,44 3.270,62 4.266.663,49 0,00

18 - Sonstige Aufwendungen 9.432.433,09 151.397,45 9.583.830,54 9.973.433,80 389.603,26 9.191.524,29 237.871,61

19 133.718.334,25 2.019.583,49 135.737.917,74 125.500.004,70 -10.237.913,04 124.160.206,11 3.188.092,04

20 -3.180.013,32 -2.019.583,49 -5.199.596,81 7.181.293,22 12.380.890,03 2.951.897,48 -3.188.092,04 

21 - 0,00 0,00 0,00 1.094.672,99 1.094.672,99 115.885,25 0,00

22 + 2.180.100,00 0,00 2.180.100,00 0,00 -2.180.100,00 40.282,42 0,00

23 - 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

24 + 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

25 -999.913,32 -2.019.583,49 -3.019.496,81 6.086.620,23 9.106.117,04 2.876.294,65 -3.188.092,04 

26 19.098.179,02

27 25.184.799,25

1

2 Summe der Spalten 1 und 2
3 Spalte 4 abzüglich Spalte 3
4

Ansatz des Haushaltsjahres zzgl. Veränderungen durch Nachträge zzgl.über- und außerplanmäßige Aufwendungen zzgl. zweckgebunde Mehrerträge und entsprechende 

Mehraufwendungen zzgl. Veränderungen aus der Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit

Die Erträge sind sachgerecht in der Zeile 5 oder 6 auszuweisen.

Jahresergebnis 

(Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag, Nummer 

20 zuzüglich Nummern 22 und 24 sowie 

abzüglich Nummern 21 und 23)

nachrichtlich:

Ergebnisvortrag aus dem Haushaltsvorjahr 


Ergebnis (Überschuss/Fehlbetrag) zum 31. 

Dezember des Haushaltsjahres 

(Summe der Nummern 25 und 26)

Summe der Aufwendungen 

(Summe der Nummern 11 bis 18)

Jahresergebnis (Jahresüberschuss/ Jahres-

fehlbetrag) vor Veränderung der 

Rücklagen (Saldo der Nummern 10 und 19)

Einstellung in die Kapitalrücklage

Entnahme aus der Kapitalrücklage

Einstellung in die Rücklage für Belastungen 

aus dem kommunalen

Finanzausgleich

Entnahme aus der Rücklage für Belastungen 

aus dem kommunalen

Finanzausgleich

Summe der Erträge 

(Summe der Nummern 1 bis 9)

Ergebnisrechnung 2021

Nr.
Ertrags- und Aufwandsarten

(gemäß § 44 Absatz 2 GemHVO-Doppik)

in EUR 
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In der Ergebnisrechnung des Jahres 2021 wird nach Veränderung der Rücklagen ein 

Jahresüberschuss von 5.291 TEUR ausgewiesen.  

Der Betrag resultiert maßgeblich aus den nachfolgend genannten Sachverhalten, die mit dem 

Wert der Abweichung zur Gesamtermächtigung dargestellt werden.  

- 01 Steuern und ähnliche Abgaben (+ 81 EUR) 

o Gewerbesteuer (+ 187 TEUR)  

o Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer (+ 187 TEUR) 

o Vergnügungssteuer (-308 TEUR)  

- 02 Zuwendungen, allgemeine Umlagen und sonstige Transfererträge (+ 779 TEUR) 

o Kompensationszahlung für Gewerbesteuer-Mindereinnahmen (- 381 TEUR) 

o Fehlbetragszuweisungen vom Land / Konsolidierungshilfe (- 480 TEUR) 

o Mehrerträge aus der Auflösung von Sonderposten (+ 1.392 TEUR) 

- 06 Kostenerstattungen und Kostenumlagen  (-1.154 TEUR) 

o Kostenerstattung vom Landkreis (Schulträgerschaft) (- 1.298 TEUR) 

- 08 Zinserträge und sonstige Finanzerträge (- 713 TEUR) 

o Finanzerträge aus den anteiligen Rücklagen des Kommunalen 
Versorgungsverbandes zur Abdeckung der Pensionsverpflichtungen 
(- 579 TEUR) 

o Vollverzinsung aus Gewerbesteuer (§ 233a AO) (-151 TEUR) 

- 09 Sonstige Erträge (+3.751 TEUR) 

o Erträge aus der Veräußerung von Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens und des Umlaufvermögens (+ 1.801 TEUR) 

o Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen (+ 1.025 TEUR) 

o Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen Deponie (- 164 TEUR) 

- 11 Personalaufwendungen (+ 480 TEUR) 

- 12 Versorgungsaufwendungen (- 237 TEUR) 

o Versorgungsaufwendungen Beamte (- 239 TEUR) 

o Zuführungen zu Pensionsrückstellungen und ähnliche Verpflichtungen Beamte 
(+ 499 TEUR) 

- 13 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (- 3.779 TEUR) 

o Aufwendungen für die Unterhaltung und Bewirtschaftung der Grundstücke, 
Außenanlagen, Gebäude und Gebäudeeinrichtungen (- 2.318 TEUR) 

o Aufwendungen für die Unterhaltung des Infrastrukturvermögens (- 414 TEUR) 

o Nachsorge Deponien (- 305 TEUR) 

o Unterhaltung der Betriebs- und Geschäftsausstattung ( - 201 TEUR) 

o Kostenerstattungen an private Unternehmen „70 Plus Ticket“ (+ 594 TEUR) 

- 14 Abschreibungen (+ 1.208 TEUR) 

- 15 Zuwendungen, Umlagen und sonstige Transferaufwendungen (- 8.695 TEUR) 

o Gewerbesteuerumlage (- 5.873 TEUR) 



Ergebnisrechnung - Doppeljahresabschluss 2020/2021 133 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

o Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke: 

 Minderaufwendungen ÖPNV „70 Plus Ticket“ (-1.000 TEUR)  
 

Hinweis: Das 70 Plus Ticket wurde zum 01.09.2021 eingeführt. Für 
2021 entstanden Aufwendungen in Höhe von 669 TEUR, die unter dem 
Sachkonto 52551000 gebucht wurden. Der verbleibende Planansatz 
von 331 TEUR wurde als Ermächtigungsübertragung in das 
Haushaltsjahr 2022 übertragen.] 
 

 Minderaufwendungen für Anteil der Wohnsitzgemeinde nach 
§ 27 KiföG M-V (- 503 TEUR) 

 Prüfungsfeststellungen zur Ergebnisrechnung 

Eine sachliche Prüfung der Ergebnisrechnung insbesondere zum ordnungsmäßigen Ausweis 

der Erträge und Aufwendungen durch strukturierte Analyse der einzelnen Ertrags- und 

Aufwandspositionen im Abgleich mit den Wertaussagen und unter Berücksichtigung von 

Zahlenwerten erfolgte nur zu ausgewählten Stichproben. 

Prüfungshandlungen zur Ergebnisrechnung erfolgten im Rahmen der Prüfung 

- der Finanzanlagen 

- der Aktivierung von Vermögensgegenständen hinsichtlich der planmäßigen und 

außerplanmäßigen Abschreibungen sowie für die die korrespondierende Auflösung 

von Sonderposten 

- der Investitionskredite 

- zur Bildung, Inanspruchnahme oder Auflösung von Rückstellungen und 

Rechnungsabgrenzungsposten. 

Darüber hinaus wurden auch Prüfungsfeststellungen aus vorhergehenden 

Jahresabschlussprüfungen berücksichtigt, soweit diese noch fortbestehen und sich auf das 

Jahresergebnis 2019 auswirken.  

5.3.1 Prüfung des Musters der Ergebnisrechnung 

Die Prüfung des Musters der Ergebnisrechnung ergab folgende Feststellungen: 

Die rechnerische Prüfung der Ergebnisrechnung 2020 und 2021 ergab keine 

Beanstandungen.  

Die Spalte 6 „Ergebnis Vorjahr“ der Ergebnisrechnung 2020 stimmt mit den Angaben der 

Ergebnisrechnung 2019 überein. Ebenso stimmt die Spalte 6 „Ergebnis Vorjahr“ der 

Ergebnisrechnung 2021 mit den Angaben der Ergebnisrechnung 2020 überein.  

Die Ergebnisrechnung 2020 und 2021 wurden zudem hinsichtlich der Gliederung der 

ausgewiesenen Positionen mit dem landeseinheitlichen Muster der Ergebnisrechnung 

abgeglichen. Dabei ergaben sich keine Abweichungen.  

Die Spalte 2 „Übertragene Ermächtigungen aus Haushaltsvorjahren“ der Ergebnisrechnung 

2021 stimmt nicht mit den in der Ergebnisrechnung 2020 ausgewiesenen 

Ermächtigungsübertragungen überein. Die Abweichung beträgt 563.929,55 EUR. Es wird auf 

die Ausführung unter Punkt 8.5.1 dieses Berichtes verwiesen.  
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5.3.2 Prüfungsfeststellungen zu einzelnen Posten der Ergebnisrechnung 

 Zinserträge und sonstige Finanzerträge (Nr. 08 der Ergebnisrechnung) 

 Kontenart 471 „Zinserträge“ 

Im Sachkonto 47160000 werden Zinserträge vom sonstigen inländischen Bereich 

ausgewiesen. Die Zinserträge betreffen ausschließlich den Darlehensvertrag mit der 

Kindertagesstätte "Biene Maja".  

Im Haushaltsjahr 2020 wurden Zinserträge in Höhe von 225,22 EUR und im Haushaltsjahr 

2021 in Höhe von 177,54 EUR ausgewiesen.  

Die Abstimmung zu den vorliegenden Prüfungsnachweisen ergab für den Berichtszeitraum 

2020/2021 keine Abweichungen. 

 Kontenart 473 „Finanzerträge aus verbundenen Unternehmen (Gewinnausschüttungen)“ 

In der Ergebnisrechnung werden Finanzerträge aus Gewinnanteilen verbundener 

Unternehmen ausgewiesen. Die geprüften Finanzerträge setzen sich wie folgt zusammen: 

  2020  2021 

Sachkonto - Bezeichnung   in EUR   in EUR  
     

47300001 - Gewinnanteile SWS GmbH   2.500.000,00  2.500.000,00 

47300002 - Gewinnanteile SWG mbH  2.350.000,00  1.500.000,00 

47300003 - Gewinnanteile SES mbH  35.000,00  35.000,00 

47300004 – Gewinnanteile LEG mbH   -       1.000.000,00 

Summe  4.885.000,00  5.035.000,00 

Die Beträge der Gewinnausschüttungen wurden anhand der vorliegenden Gremienbeschlüsse 

und ergänzenden Nachweise geprüft. Die Abstimmung ergab keine Abweichungen.  

Der Ausweis in der Ertragsart „Zinserträge und sonstige Finanzerträge“ ist insoweit 

sachgerecht. Die entsprechenden Angaben zur Ergebnisrechnung im Anhang zum 

aufgestellten Doppeljahresabschluss 2020/2021 (Seite 116) sind nachvollziehbar. 

Die zugehörigen Finanzanlagen werden in der Leistung 11.1.01.03.1 

„Beteiligungsmanagement“ (Teilhaushalt 01 Verwaltungssteuerung) ausgewiesen. 

Die Finanzerträge "Gewinnanteile SWG GmbH", "Gewinnanteile SES mbH" und 

„Gewinnanteile LEG mbH“ wurden in der Leistung 53.5.01.01.1 „Wirtschaftliche Unternehmen 

(Kombinierte Versorgung)“ gebucht. Die Leistung wird gemäß Produktrahmenplan dem 

Produktbereich 53 „Ver- und Entsorgung“ - Produktgruppe 535 „Kombinierte Versorgung“ 

untergeordnet. 

Gemäß Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2020 Band I wird die Produktgruppe 535 

„Wirtschaftliche Unternehmen (Kombinierte Versorgung)“ im städtischen Haushalt im 

Teilhaushalt 90 „Zentrale Finanzleistungen“ als wesentliches Produkt geführt. 

Der Teilhaushalt 90 „Zentrale Finanzleistungen“ wurde ausweislich der Haushaltspläne 

2020/2021 gemäß § 4 Absatz 4 GemHVO-Doppik eingerichtet und enthält „[…] …sämtliche 

finanzielle Beziehungen zu den Unternehmen und Eigenbetrieben der Hansestadt Stralsund 

[…] wie zum Beispiel die Gewinnabführungen oder Zuschüsse.“ 
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Gemäß § 4 Absatz 3 GemHVO-Doppik ist der Hauptproduktbereich 6 „Zentrale 

Finanzleistungen“ des Produktrahmenplanes als Teilhaushalt auszuweisen, sofern der 

Produktbereich 62 „Beteiligungen, Sondervermögen (soweit nicht einem anderen Produkt 

direkt zugeordnet)“ nicht anderen Teilhaushalten direkt sachbezogen zugeordnet wurde. Bis 

zur Produktgruppe 626 „Beteiligungen, Anteile und Wertpapiere des Anlagevermögens“ ist der 

Produktrahmenplan verbindlich. Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass der 

Produktbereich 62 „Beteiligungen, Sondervermögen“ im städtischen Haushalt nicht geführt 

wird. 

Es wird wiederholt beanstandet, dass die Finanzbeziehung des Kernhaushaltes zu den 

Anteilen an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen produktbezogen nicht 

nachvollziehbar ist. 

 Abschreibungen (Nr. 14 der Ergebnisrechnung) 

Kontengruppe 53 „Bilanzielle Abschreibungen“ 

 Haushaltsjahr 2020 

Die Gesamtermächtigungen für die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten wurden im 

Haushaltsjahr 2020 um insgesamt 869 TEUR überschritten.  

Die Abschreibungen überschritten die Gesamtermächtigungen um 338 TEUR. Die 

entsprechenden Plan-/Ist-Abweichungen sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.  

Posten 
ER  Bezeichnung 

Gesamt-
ermächtigungen 

2020 
Ist-Ergebnis  

2020 
Vergleich Gesamt-
ermächtigung / Ist 

  Angaben in EUR  
     

Nr. 02 Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten (Sopo) 

7.632.800,00 8.436.947,19 804.147,19 

Nr. 04 Erträge aus der Auflösung von Sopo für 
Beiträge (…)  

267.800,00 332.657,15 64.857,15 

Nr. 14 Abschreibungen  14.692.100,00 15.030.142,10 338.042,10 

 Abschreibungen./. Erträge  6.791.500,00 6.260.537,76  

 Haushaltsjahr 2021 

Auch im Haushaltsjahr 2021 wurden die Gesamtermächtigungen für Erträge aus der Auflösung 

von Sonderposten um insgesamt 1.473 TEUR überschritten.  

Die Abschreibungen überschritten die Gesamtermächtigungen um 1.208 TEUR. Die 

entsprechenden Plan-/Ist-Abweichungen sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.  

Posten 
ER  Bezeichnung  

Gesamt-
ermächtigungen 

2021 
Ist-Ergebnis  

2021 
Vergleich Gesamt-
ermächtigung / Ist 

    Angaben in EUR  
     

Nr. 02 Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten (Sopo) 

7.336.700,00 8.728.871,48 1.392.171,48 

Nr. 04 Erträge aus der Auflösung von Sopo für 
Beiträge (…)  

267.800,00 349.003,40 81.203,40 

Nr. 14 Abschreibungen  14.104.600,00 15.313.089,60 1.208.489,60 

  Abschreibungen./. Erträge  6.500.100,00 6.235.214,72   
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Die gegenüber dem Vorjahr höhere Abweichung bei den Erträgen aus der Auflösung von 

Sonderposten ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass im Haushaltsjahr 2021 Abgänge 

von Sonderposten in Höhe von 321 TEUR (Vorjahr 17 TEUR) gebucht wurden. Diese werden 

auf denselben Ertragskonten wie die planmäßigen Erträge aus der Auflösung von 

Sonderposten erfasst.  

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt weiterhin, für Abgänge von Sonderposten ein 

separates Ertrags-Sachkonto mit entsprechender Kennzeichnung „Abgang“ zu verwenden. 

Dadurch wird eine eindeutige Abgrenzung zu den planmäßigen Erträgen aus der Auflösung 

von Sonderposten und eine höhere Transparenz der Ertragsentwicklung erreicht.  

 Sonstige Aufwendungen (Nr. 18 der Ergebnisrechnung) 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung wurden die nachstehende Steueraufwendungen der 

Hansestadt Stralsund stichprobenhaft im Hinblick auf ihre Belegung durch entsprechende 

Nachweise geprüft. 

Konto 5673 „Kapitalertragsteuer“ 

Im Konto 5673 werden die im Zusammenhang mit Gewinnausschüttungen an die Hansestadt 

Stralsund einbehaltenen Kapitalertragsteuern und Solidaritätszuschläge ausgewiesen. Diese 

setzen sich im Berichtszeitraum 2020/2021 wie folgt zusammen: 

Sachkonto - Bezeichnung   Ergebnis 2019  Ergebnis 2020  Ergebnis 2021 

56730000 - Aufwendungen für Steuern vom 
Einkommen und vom Ertrag -Kapitalertragsteuer  

 
830.812,50 € 

 
659.375,00 € 

 
659.375,00 € 

56730002 - Kapitalertragssteuer aus Gewinn 
SES mbH 

 
5.380,50 € 

 
5.538,75 €     

 
5.538,75 € 

Summe  836.193,00 €  664.913,75 €  664.913,75 € 

Ausweislich der vorliegenden Steuerbescheinigungen der Stadterneuerungsgesellschaft mbH 

(SES mbH) wurden am 18.11.2020 aufgrund des Beschlusses vom 16.09.2020 sowie am 

18.11.2021 aufgrund des Beschlusses vom 30.09.2021 Kapitalerträge in Höhe von jeweils 

35.000,00 EUR an die Hansestadt Stralsund ausgeschüttet. Die darauf entfallene und 

einbehaltene Kapitalertragsteuer beträgt jeweils 5.250,00 EUR (15 Prozent), der 

Solidaritätszuschlag jeweils 288,75 EUR (5,5 Prozent). Die Buchung erfolgte in der Leistung 

53.5.01.01.1 „Wirtschaftliche Unternehmen (Kombinierte Versorgung)“, ergebniswirksam im 

Sachkonto 56730002 „Kapitalertragsteuer aus Gewinn SES mbH“ und finanzwirksam im 

Sachkonto 76730000 „Kapitalertragsteuer“. 

Die Buchungen in der Ergebnis- und Finanzrechnung sind durch die vorliegenden Nachweise 

belegt und nachvollziehbar. Die Abstimmung ergab keine Abweichungen.  

 Zusammenfassung Prüfungsfeststellungen Ergebnisrechnung 

Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

Wegen nachfolgend aufgeführter Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung kann die Vollständigkeit der Erträge und Aufwendungen für den 

Doppeljahresabschluss 2020/2021 nicht in jedem Posten mit hinreichender Sicherheit 

bestätigt werden. 

- Durch Stichproben belegte Fehler liegen sowohl in der Aktivierung von 

Vermögensgegenständen und der Passivierung entsprechender Sonderposten vor. 
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Dies führt insbesondere zum fehlerhaften Ausweis von planmäßigen Aufwendungen 

(Abschreibungen) und gegebenenfalls Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten. 

- Aufgrund der festgestellten unvollständigen Erfassung von Forderungen sind nicht alle 

dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Erträge und Aufwendungen in die 

Ergebnisrechnung eingeflossen. 

- Aufgrund der unterlassenen Bildung und Inanspruchnahme oder Auflösung von 

Rückstellungen sind nicht alle dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Erträge und 

Aufwendungen in die Ergebnisrechnung eingeflossen. 

- Aufgrund der Prüfungsfeststellungen zur Bilanzierung der Grundstücke sind weitere 

Auswirkungen auf die Ergebnisrechnung nicht auszuschließen. 

- Durch den Dienstherrenwechsel eines Beamten im Jahr 2020 war in Höhe des 

Wegfalls der Pensionsrückstellung eine Einstellung in die Kapitalrücklage 

vorzunehmen. Dies ist nicht erfolgt, so dass der Ertrag in der Ergebnisrechnung in 

entsprechender Höhe zu hoch ausgewiesen wird. Die Auswirkungen auf die anteilige 

Versorgungsrücklage sind bei der erforderlichen Korrektur zu berücksichtigen.  

Für weitere ähnliche Sachverhalte kann mangels entsprechender Zuarbeit der 

Verwaltung keine Beurteilung abgegeben werden.    

Weitere Prüfungsfeststellungen wurden der Verwaltung mit Teilprüfungsvermerken mitgeteilt.  

Fehlerhafte Zuordnungen zu den Ertrags- und Aufwandsarten  

Im Rahmen der Prüfung wurden Buchungen mit Abweichungen gegenüber dem 

Kontenrahmenplan festgestellt, die zum fehlerhaften Ausweis der jeweiligen Posten der 

Ergebnisrechnung führen. 

Fehlerhafter Ausweis der Erträge aus Steuern und ähnlichen Abgaben / Gewerbesteuer 

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Rahmen der Prüfung der Jahresabschlüsse 2012 und 

2014 festgestellt, dass die Erträge aus der Gewerbesteuer nicht periodengerecht ausgewiesen 

werden. Ursächlich dafür ist, dass nicht alle bis zum 31. Dezember eines Jahres 

eingegangenen Gewerbesteuermessbescheide im Jahr des Zugangs verarbeitet werden und 

eine periodengerechte Zuordnung der bis zum 31. Dezember eines Jahres datierten 

Gewerbesteuermessbescheide nicht erfolgt. 

In der Folge wird sowohl die Höhe der Forderungen als auch die Höhe der Verbindlichkeiten 

für Rückzahlungen bzw. die Rückerstattung von Vorauszahlungen nicht mit den tatsächlichen 

Beträgen ausgewiesen.  

Da die Sachlage für den Jahresabschluss 2017 unverändert war, konnte aufgrund des 

Verstoßes gegen das Periodisierungsprinzip und gegen das Prinzip der Wertaufhellung 

(Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung) die Höhe der Erträge aus Gewerbesteuern 

sowie die Vollständigkeit der Forderungen und der Verbindlichkeiten nicht bestätigt werden.   

Das Rechnungsprüfungsamt hat die Verwaltung in den Schlussberichten zu den 

Jahresabschlüssen 2014 bis 2017 darauf hingewiesen, für zukünftige Jahresabschlüsse 

sicherzustellen, dass die Verarbeitung sämtlicher bis zum 31. Dezember eines Jahres 

eingehenden Gewerbesteuermessbescheide periodengerecht erfolgt.  
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Im Anhang zum Jahresabschluss 2018 wird auf Seite 69 ausgeführt, dass der aufgezeigte 

Verstoß gegen das Periodisierungsprinzip und gegen das Prinzip der Wertaufhellung für die 

aufzuholenden Jahresabschlüsse bis 2022 unverändert weiterbesteht.  

Diese Ankündigung ist für das Rechnungsprüfungsamt nicht nachvollziehbar. Es gibt keine 

rechtliche Grundlage dafür, Buchungen ab einem bestimmten Stichtag vor dem 31.12. des 

Jahres nicht mehr zu realisieren und erst im Folgejahr auszuführen.  

Entsprechend der obigen Ausführungen wird bis einschließlich zum Jahresabschluss 2022 der 

periodengerechte Ausweis der Gewerbesteuererträge, sowie der diesbezüglichen 

Forderungen und Verbindlichkeiten nicht erfolgen. 

Fehlerhafter Ausweis privatrechtlicher Leistungsentgelte / Erträge aus Mieten und 

Pachten  

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2012 vom 

11.06.2019 unter der Beanstandung 2012 - B 27 festgestellt, dass der Bestand der 

privatrechtlichen Forderungen aus Lieferungen und Leistungen nicht vollständig ausgewiesen 

wird.  

Zu den Forderungen der Hansestadt Stralsund für Pachtverträge und Nutzungsverhältnisse 

für der im gemeinschaftlichen Eigentum mit der Gemeinde Seebad Insel Hiddensee stehenden 

Grundstücke in Neuendorf wurde festgestellt, dass die Forderungen zum Teil nicht in der 

Bilanz ausgewiesen werden, da sie zum Teil erst bei erfolgreicher gerichtlicher Durchsetzung 

und zum Teil erst in Folgejahren zum Soll gestellt werden.  

Da der Sachstand für den Jahresabschluss 2019 unverändert ist, kann die Ertragslage für 

Privatrechtliche Leistungsentgelte (Mieten und Pachten) sowie die Vollständigkeit der unter 

dem Bilanzposten A 2.2.2 „Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen“ 

ausgewiesenen Forderungen nicht bestätigt werden.   

Im Anhang zum Jahresabschluss 2015 wurde ausgeführt: „... dass sich der Aufwand für die 

Rückrechnung der im Zuge von Rechtsverfahren erstrittenen Beträge auf die Jahresscheiben 

ihrer ursprünglichen Verursachung in Bezug auf ihre wirtschaftliche Auswirkung auf den 

Jahresabschluss als unverhältnismäßig hoch erweisen würde.“ 

Durch das Rechnungsprüfungsamt wurde daraufhin angeregt, anstelle einer jahresbezogen 

periodengerechten Darstellung der Einzelforderungen eine auf den Stichtag 31.12.2020 

bezogene Aufstellung aller betroffenen Fälle mit dem Sachstand und den jeweils erhobenen 

bzw. noch ausstehenden Forderungen zu erstellen und diese mit den Buchungen im 

Rechnungswesen auf Vollständigkeit abzugleichen. 

Im jeweiligen Anhang zum Jahresabschluss 2016 (Seite 46) und 2017 (Seite 70) wird Bezug 

auf die Entscheidung der Bürgerschaft zum Verkauf von Grundstücken in 

Neuendorf/Hiddensee aus dem Gemeinschaftseigentum der Gemeinde Seebad Insel 

Hiddensee und der Hansestadt Stralsund vom 26.08.2021 (Beschluss Nr. 2021-VII-06-0572) 

genommen, ohne den Wert der bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen ausstehenden 

Forderungen aus Nutzungsentschädigungen in Höhe von mindestens 190 TEUR aufzuzeigen. 

Im Anhang zum Jahresabschluss 2019 (Seite 71) und zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 

(Seite 115) wird seitens der Verwaltung ausgeführt, dass die entsprechende 

Prüfungsfeststellung auch im jeweiligen Berichtszeitraum bestehen bleibt.  
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Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 wird ausgeführt: „Dem Vorschlag des 

Rechnungsprüfungsamtes, anstelle einer jahresbezogen periodengerechten Darstellung der 

Einzelforderungen eine auf den Stichtag 31.12.2020 bezogenen Aufstellung aller betroffenen 

Fälle mit dem Sachstand und den jeweils erhobenen bzw. noch ausstehenden Forderungen 

zu erstellen" wurde vom Fachamt entsprochen. Die entsprechende Darstellung dieser 

Forderungen im Rechnungswesen wurde im Haushaltsjahr 2022 umgesetzt.“ 

 Einschränkung des Bestätigungsvermerks 

Die unvollständige Bilanzierung der Forderungen aus Steuern und ähnlichen Abgaben 

(Gewerbesteuer) sowie aus privatrechtlichen Leistungsentgelten aus Mieten und Pachten führt 

wiederholt zur Einschränkung des Bestätigungsvermerks. 

5.3.3 Prüfungsfeststellungen zu den Angaben im Anhang zur Ergebnisrechnung 

Auf den Seiten 110 bis 125 des Anhangs erfolgen Erläuterungen zur Ergebnisrechnung für die 

Haushaltsjahre 2020 und 2021 unter Bezugnahme auf die Übersicht über Aufwendungen und 

Erträge (Muster 12a). Zu den jeweiligen Ertrags- und Aufwandsarten werden die 

entsprechenden Zeilen auszugsweise wiedergegeben. 

Erläuterungen erfolgen zu „erheblichen“ Unterschieden des Rechnungsergebnisses zum 

Vorjahr bzw. im Vergleich zum fortgeschriebenen Planansatz (Gesamtermächtigung).   

Die Verwaltung wählte hierzu eine Wertgrenze von 500 TEUR. Dies erfolgt abweichend von 

der bisherigen Wertgrenze von 100 TEUR für Erläuterungen in den bisherigen 

Jahresabschlüssen. 

Festzustellen ist, dass sich die Erläuterungen im Wesentlichen auf die Wiedergabe der 

Zahlenangaben der abgebildeten Tabellen beschränken.  

Im Ergebnis der Prüfung ist festzustellen, dass folgende textliche Informationen nicht 

sachgerecht sind: 

Seite Sachverhalt / Information Prüfungsfeststellung 

zur Ergebnisrechnung 2020 

 Zuwendungen, allgemeine Umlagen und sonstige Transfererträge  

113 Zu den Abschlagzahlungen aus der 
Konsolidierungshilfe wird ausgeführt:  
„In 2020 erfolgte eine weitere Auszahlung 
in Höhe von 1.384,5 TEUR.“ 

In 2020 erfolgte eine Fehlbetragszuweisung 
vom Land auf Grundlage der Konsolidierungs-
vereinbarung in Höhe von 665 TEUR.  

Der im Anhang genannte Betrag von 
1.385 TEUR umfasst sowohl die Zahlung aus 
der Fehlbetragszuweisung (665 TEUR) als 
auch die Zahlung einer 
Sonderbedarfszuweisung (720 TEUR).  

113 Als wesentliche Abweichung zu den 
Zuweisungen und Zuschüssen für 
laufende Zwecke im Vergleich zum 
Vorjahr wird ausgeführt: „Geplante 
Konsolidierungshilfe in Höhe von 
664,5 TEUR nicht gezahlt.“ 

Es erfolgte die o.g. Zahlung aus der 
Konsolidierungsvereinbarung in Höhe von 
665 TEUR. Für diese war ein Planansatz / 
Gesamtermächtigung nicht vorhanden 
(SK  41212000).  

Eine darüber hinausgehende 
Konsolidierungshilfe war ebenfalls nicht 
veranschlagt. 
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Seite Sachverhalt / Information Prüfungsfeststellung 

 Sonstige Erträge 

117 Es wird ausgeführt, dass das Ergebnis 
der sonstigen laufenden Erträgen von der 
Gesamtermächtigung in Höhe von 
2.299,2 TEUR nach oben abweicht. 

Die Abweichung beträgt 2.599 TEUR. 

117 Für die Erträge aus der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen wird Folgendes 
ausgeführt:  
„Auch während der Haushalts-
durchführung 2020 hat sich durch die 
vollzogenen Grundstücksverkäufe 
gezeigt, dass der veranschlagte 
Planansatz für die Erträge aus der 
Veräußerung von Grundstücken von 
6.834,8 TEUR zu gering war. Es konnten 
Mehrerträge aus dem Verkauf aus dem 
Anlagevermögen in Höhe von 
2.599,3 TEUR erzielt werden.“ 

Die Textaussage beinhaltet, dass den 
Buchwert übersteigende Verkaufserlöse von 
6.834,8 TEUR geplant waren und dieser 
Betrag um 2.599,3 TEUR überschritten wurde. 
Nach dieser Darstellung würden Buchgewinne 
von insgesamt 9.434,1 TEUR vorliegen.  

Im Jahr 2020 liegen gegenüber dem 
fortgeschriebenen Planansatz von 100 TEUR 
Mehrerträge aus Veräußerungen (vorrangig 
aus Grundstücksverkäufen) in Höhe von 
1.724 TEUR vor. 

Der im Text genannte Betrag von 6.835 TEUR 
umfasst die Gesamtermächtigung für Sonstige 
Erträge. Diese beinhaltet u.a. auch 
Konzessionsabgaben von 2.189 TEUR, 
Verwarn- und Bußgelder im Straßenverkehr 
von 1.700 TEUR und Steuererstattungen von 
831 TEUR sowie Erträge aus der Auflösung 
von Wertberichtigungen, Sonderposten und 
Rückstellungen mit einem Planansatz von  
Konzessionsabgaben 1.170 TEUR. 

117 Für die Erträge aus der Auflösung von 
Rückstellungen (betreffend Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen) wird 
ausgeführt, dass im Haushaltsjahr 2020 
gegenüber der Gesamtermächtigung um 
1.117,6 TEUR höhere Erträge 
ausgewiesen werden.  

Im Jahresabschluss 2020 werden 
entsprechende Erträge aus der Auflösung von 
Rückstellungen (46614000) in Höhe von 
2.230 TEUR ausgewiesen, denen kein 
Planansatz gegenübersteht. 

118 Es wird ausgeführt, dass 2021 in den 
Erträgen aus der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen des 
Umlaufvermögens Mehrerträge von 
506,9  TEUR vorliegen. 

Der genannte Betrag betrifft nicht nur das 
Umlaufvermögen, sondern insgesamt die 
Erträge aus der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens und des Umlaufvermögens 
(SK 46190000). 

 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

119 Es wird ausgeführt, dass zu den 
Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen eine Abweichung zur 
Gesamtermächtigung von insgesamt         
- 4.988,7 TEUR besteht.  
Unter den wesentlichsten Abweichungen 
wird „Unterhaltung des Infrastruktur-
vermögens“ mit -138,9 TEUR aufgeführt.   

Die Angabe bezüglich der Unterhaltung des 
Infrastrukturvermögens ist fehlerhaft und eine 
Wiederholung des Textes aus dem Anhang 
zum Jahresabschluss 2019. 

Im Jahr 2020 liegt eine Abweichung vom 
Planansatz in Höhe von - 382 TEUR vor. 

 Darüber hinaus wird „Laufender Aufwand 
für städtebauliche Maßnahmen 
(Inanspruchnahme unter Zuwendungen, 
Umlagen) (54139000)“ genannt.  

Die Angabe bezieht sich nicht auf die 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
(ER Zeile 13), sondern ist gemäß Sachkonto 
den Zuwendungen, Umlagen und sonstige 
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Seite Sachverhalt / Information Prüfungsfeststellung 

Transferaufwendungen (ER Zeile 15) 
zuzuordnen. 

 Zinsaufwendungen und sonstige Finanzaufwendungen 

 Es wird ausgeführt, dass im Jahr 2020 für 
Zinsen aus Investitionskrediten 
(57519001) insgesamt 1.209,1 TEUR 
aufgewandt worden. 

 

Diese Aussage ist nicht sachgerecht, da nicht 
berücksichtigt wird, dass investive Kredite 
sowohl beim Kapitalmarkt 
(Zinsenaufwendungen unter SK 57519001) als 
auch gegenüber dem Land aus dem 
Kommunalen Aufbaufonds (SK 57420000) 
bestehen. Gegenüber dem Land fielen 
entsprechende Zinsaufwendungen in Höhe 
von 7 TEUR an. Insgesamt beläuft sich der 
Aufwand für Investitionskredite auf 
1.217 TEUR. 

123 Unter den Zinsaufwendungen wird die 
Ausgleichsleistung an die Gemeinde 
Kramerhof gemäß 
Gebietsänderungsvertrag in Höhe von 
2.500 TEUR ausgewiesen.  

Es handelt sich offenkundig nicht um 
Zinsaufwendungen.  

Gemäß Muster 12a sind die jeweiligen 
Aufwendungen der Kontengruppe 57 
sachgerecht in den Zeilen 17.1 
(Zinsaufwendungen) und 17.2 (Sonstige 
Finanzaufwendungen) auszuweisen.  

Der Ausweis der Ausgleichsleistung an die 
Gemeinde Kramerhof hat sachgerecht unter 
den Sonstige Finanzaufwendungen zu 
erfolgen. 

zur Ergebnisrechnung 2021 

 Ergebnis vor Rücklagenveränderung 

111 Für die Ergebnisrechnung 2021 wird für 
das Ergebnis vor Rücklagenveränderung 
von 7.181.293,22 EUR Folgendes 
ausgeführt:  

„Unter Berücksichtigung dessen, dass 
Erträge in Höhe von 115.885,25 EUR und 
Aufwendungen mit einem Betrag von 
40.282,42 EUR nach Maßgabe des § 18 
Absatz 1 GemHVO-Doppik M-V mit der 
allgemeinen Kapitalrücklage zu 
verrechnen sind, beträgt das 
wirtschaftliche Jahresergebnis 
6.086.620,23 EUR.“ 

Das wirtschaftliche Jahresergebnis für 2021 
beträgt 6.086.620,23 EUR.  

Die im Text genannten Zahlenwerte 
(115.885,25 EUR und 40.282,42 EUR) sind 
betreffen das Jahr 2020. 

Im Jahr 2021 erfolgte eine Einstellung in die 
Kapitalrücklage von 1.095 TEUR für 
gesetzliche Vermögensübertragungen. 

 Zinsaufwendungen und sonstige Finanzaufwendungen 

123 Es wird ausgeführt, dass im Jahr 2021 für 
Zinsen aus Investitionskrediten 
(57519001) insgesamt 1.090,3 TEUR 
aufgewandt worden. 

 

Diese Aussage ist nicht sachgerecht, da nicht 
berücksichtigt wird, dass investive Kredite 
sowohl beim Kapitalmarkt 
(Zinsenaufwendungen unter SK 57519001) als 
auch gegenüber dem Land aus dem 
Kommunalen Aufbaufonds (SK 57420000) 
bestehen. Gegenüber dem Land fielen 
entsprechende Zinsaufwendungen in Höhe 
von 7 TEUR an. Insgesamt beläuft sich der 
Aufwand für Investitionskredite auf 
1.097 TEUR. 
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 Haushaltsausgleich in der Ergebnisrechnung 

5.4.1 Jahresbezogener Haushaltsausgleich der Ergebnisrechnung 

In der Ergebnisrechnung wird ein Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen für das 

Haushaltsjahr 2020 in Höhe von 2.876 TEUR und für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 

6.087 TEUR ausgewiesen. 

Damit ist der Ergebnishaushalt jahresbezogen ausgeglichen. 

5.4.2 Vollständiger Haushaltsausgleich der Ergebnisrechnung  

Der zum 31.12.2019 bestehende Überschuss von 16.222 TEUR konnte durch die 

Jahresergebnisse 2020 in Höhe von 2.876 TEUR und 2021 in Höhe von 6.087 TEUR erhöht 

werden. Zum 31.12.2021 wird ein Bestand von 25.185 TEUR ausgewiesen.  

Somit ist der vollständige Haushaltsausgleich der Ergebnisrechnung nach § 16 Absatz 

2 Nummer 1 GemHVO-Doppik gegeben. 

Gemäß § 44 Absatz 4 GemHVO-Doppik ist der verbleibende Überschuss der 

Ergebnisrechnung auf neue Rechnung vorzutragen.  

5.4.3 Entwicklung des Jahresergebnisses und des Ergebnisvortrags 2011 bis 2021  

In nachfolgender Übersicht wird die Entwicklung des Jahresergebnisses der 

Ergebnisrechnung sowie die Entwicklung des Ergebnisvortrags dargestellt: 

 

Jahr  
ordentliches 

Ergebnis  

außer-
ordentliches 

Ergebnis   

Jahresergebnis 
vor Veränderung 
der Rücklagen   

Verrechnung 
mit der 

Allgemeinen 
Kapital-
rücklage  

Entnahme aus 
der zweck-

gebundenen 
Kapitalrücklage  

Jahresergebnis 
nach 

Veränderung 
der Rücklagen    

Ergebnis-
vortrag  

  Angaben in EUR  
           

2011 -12.603.146,68  3.270.807,50   -9.332.339,18   4.114.585,52  5.217.753,66  0,00   0,00  

2012 -15.531.052,51  -528.514,43   -16.059.566,94   528.514,43  4.873.520,73  -10.657.531,78   0,00  

2013 -3.881.830,90  -25.232,26   -3.907.063,16   25.232,26  3.881.830,90  0,00   -10.657.531,78  

2014 -1.578.796,34  0,00   -1.578.796,34    1.578.796,34  0,00   -10.657.531,78  

2015 -4.597.834,89  194.430,52   -4.403.404,37   -243.551,42  4.646.955,79  0,00   -10.657.531,78  

2016 7.429.776,71  618.224,18   8.048.000,89   -250.948,98  0,00  7.797.051,91   -2.860.479,87  

2017 *  *  3.725.947,04   -216.913,72  0,00  3.509.033,32   648.553,45  

2018 *  *  6.040.675,61   5.147,12  0,00  6.045.822,73   6.694.376,18  

2019 *  *  9.629.560,84   -102.052,65  0,00  9.527.508,19   16.221.884,37  

           

2020 *  *   2.951.897,48    -75.602,83  0,00  2.876.294,65    19.098.179,02  

2021 *  *   7.181.293,22    -1.094.672,99  0,00  6.086.620,23    25.184.799,25  

* Mit Anwendung der GemHVO-Doppik in der ab August 2019 geltenden Fassung ist eine Unterteilung in ein "ordentliches Ergebnis" und ein 

"außerordentliches Ergebnis" entfallen. Das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen enthält alle bisherigen ordentlichen und 

außerordentlichen Erträge und Aufwendungen. 
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6 Finanzrechnung - Doppeljahresabschluss 2020/2021  

 Finanzrechnung 2020 

 

 

Ermächti-

gungen des 

Haushalts-

jahres

Übertragene 

Ermäch-

tigungen aus 

Haushalts-

vorjahren

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres

Abweichung im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushaltsvor-

jahres

Übertragung 

von 

Ermäch-

tigungen in 

Haushalts-

folgejahre 

11 2 32 4 53 6 7

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 49.371.600,00 0,00 49.371.600,00 45.563.692,77 -3.807.907,23 50.655.049,23 0,00

2 + Zuwendungen, allgemeine Umlagen 

und sonstige Transfereinzahlungen

37.937.152,86 0,00 37.937.152,86 42.473.272,37 4.536.119,51 42.702.156,28 0,00

3 + Einzahlungen der sozialen Sicherung 252.900,00 0,00 252.900,00 196.247,94 -56.652,06 317.697,20 0,00

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 4.234.566,37 0,00 4.234.566,37 3.747.261,91 -487.304,46 3.890.704,09 0,00

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 6.458.368,36 0,00 6.458.368,36 6.680.849,44 222.481,08 6.168.294,27 0,00

6 + Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen

4.360.739,20 0,00 4.360.739,20 3.583.500,09 -777.239,11 3.885.602,73 0,00

7 + Zinseinzahlungen und sonstige 

Finanzeinzahlungen

5.097.748,69 0,00 5.097.748,69 5.024.273,00 -73.475,69 5.728.483,72 0,00

8 + Sonstige laufende Einzahlungen 5.565.350,52 0,00 5.565.350,52 5.051.017,71 -514.332,81 6.748.200,50 0,00

9 113.278.426,00 0,00 113.278.426,00 112.320.115,23 -958.310,77 120.096.188,02 0,00

10 - Personalauszahlungen 32.365.870,43 0,00 32.365.870,43 31.415.861,77 -950.008,66 29.786.470,02 0,00

11 - Versorgungsauszahlungen 2.821.600,00 0,00 2.821.600,00 2.590.597,99 -231.002,01 2.603.398,89 0,00

12 - Auszahlungen für Sach- und 

Dienstleistungen

20.385.219,01 1.235.664,21 21.620.883,22 17.357.881,35 -4.263.001,87 16.399.566,44 1.502.394,94

13 - Zuwendungen, Umlagen und sonstige 

Transferauszahlungen

43.000.987,41 36.548,42 43.037.535,83 40.951.443,92 -2.086.091,91 40.762.537,94 1.181.691,26

14 - Auszahlungen der sozialen Sicherung 513.637,66 355,58 513.993,24 705.579,57 191.586,33 8.028.264,64 0,00

15 - Zinsauszahlungen und sonstige 

Finanzauszahlungen

2.349.044,06 0,00 2.349.044,06 2.237.727,48 -111.316,58 1.729.074,89 0,00

16 - Sonstige laufende Auszahlungen 9.692.574,00 260.381,59 9.952.955,59 7.684.362,55 -2.268.593,04 7.719.388,58 558.167,74

17 111.128.932,57 1.532.949,80 112.661.882,37 102.943.454,63 -9.718.427,74 107.028.701,40 3.242.253,94

18 2.149.493,43 -1.532.949,80 616.543,63 9.376.660,60 8.760.116,97 13.067.486,62 -3.242.253,94 

19 + 13.867.814,59 20.867.093,28 34.734.907,87 10.143.580,74 -24.591.327,13 11.246.737,61 18.106.503,08

20 + 430.000,00 0,00 430.000,00 700.048,40 270.048,40 163.248,98 0,00

21 + 375.000,00 0,00 375.000,00 1.516.069,37 1.141.069,37 1.314.663,06 0,00

22 + 1.500,00 0,00 1.500,00 1.534,30 34,30 1.460,37 0,00

23 + 2.910.100,00 0,00 2.910.100,00 979.885,98 -1.930.214,02 1.145.576,18 0,00

24 17.584.414,59 20.867.093,28 38.451.507,87 13.341.118,79 -25.110.389,08 13.871.686,20 18.106.503,08

25 - 23.888.512,94 26.032.301,56 49.920.814,50 15.336.179,24 -34.584.635,26 14.558.049,36 20.678.330,23

26 - 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

27 - 229.845,80 122.963,53 352.809,33 106.694,78 -246.114,55 96.740,79 150.500,00

28 24.118.358,74 26.155.265,09 50.273.623,83 15.442.874,02 -34.830.749,81 14.654.790,15 20.828.830,23

29 -6.533.944,15 -5.288.171,81 -11.822.115,96 -2.101.755,23 9.720.360,73 -783.103,95 -2.722.327,15 

Summe der Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit

(Summe der Nummern 25 bis 27)

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit

(Saldo der Nummern 24 und 28)

Auszahlungen für Anlagevermögen

Auszahlungen für sonstige Ausleihungen 

und Kreditgewährungen

Sonstige Investitionsauszahlungen

Einzahlungen aus sonstigen 

Ausleihungen und Kreditgewährungen

Sonstige Investitionseinzahlungen

Summe der Einzahlungen aus 

Investitionstätigkeit

(Summe der Nummern 19 bis 23)

Einzahlungen aus 

Investitionszuwendungen

Einzahlungen aus Beiträgen und 

ähnlichen Entgelten

Einzahlungen aus Anlagevermögen

Summe der laufenden 

Auszahlungen

(Summe der Nummern 10 bis 16)

jahresbezogener Saldo der laufenden 

Ein- und Auszahlungen vor 

planmäßiger Tilgung 

(Saldo der Nummern 9 und 17)

Summe der laufenden 

Einzahlungen

(Summe der Nummern 1 bis 8)

Finanzrechnung 2020

Nr.

Einzahlungs- und Auszahlungsarten

(gemäß § 45  Absatz 2 i.V.m. § 3 Absatz 1 

Satz 1 GemHVO-Doppik)

in EUR 
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In der vorstehenden Übersicht ist die Finanzrechnung 2020 dargestellt. Gegenüber der im 

Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 auf den Seiten 51 bis 53 dargestellten 

Finanzrechnung 2020 sind in der obigen Darstellung die farblich markierten Werte in den 

Zeilen 37 und 38 korrigiert.  

Ermächti-

gungen des 

Haushalts-

jahres

Übertragene 

Ermäch-

tigungen aus 

Haushalts-

vorjahren

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres

Abweichung im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushaltsvor-

jahres

Übertragung 

von 

Ermäch-

tigungen in 

Haushalts-

folgejahre 

11
2 32

4 53
6 7

30 -4.384.450,72 -6.821.121,61 -11.205.572,33 7.274.905,37 18.480.477,70 12.284.382,67 -5.964.581,09 

31 + 14.932.300,00 0,00 14.932.300,00 9.726.480,00 -5.205.820,00 11.572.102,45 0,00

32 - 3.230.300,00 0,00 3.230.300,00 3.230.147,91 -152,09 3.550.293,63 0,00

33 - 9.726.500,00 0,00 9.726.500,00 9.726.480,00 -20,00 11.572.102,45 0,00

34 1.975.500,00 0,00 1.975.500,00 -3.230.147,91 -5.205.647,91 -3.550.293,63 0,00

35 -69.237,73 -8.481,54 -77.719,27 -69.273,52 8.445,75 54.933,62 -16.196,85 

36 -2.478.188,45 -6.829.603,15 -9.307.791,60 3.975.483,94 13.283.275,54 8.789.022,66 -5.980.777,94 

37 -1.080.806,57 -1.532.949,80 -2.613.756,37 6.146.512,69 8.760.269,06 9.517.192,99 -3.242.253,94 

38

-1.117.272,90 

39

5.029.239,79

1

2

3

4 Die Einzahlungen sind sachgerecht in der Zeile 5 oder 6 auszuweisen.
5

6

*

Ansatz des Haushaltsjahres zuzüglich Veränderungen durch Nachträge zuzüglich über- und außerplanmäßige Auszahlungen zuzüglich zweckgebunde 

Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen zuzüglich Veränderungen aus der Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit

Summe der Spalten 1 und 2

Spalte 4 abzüglich Spalte 3

Die Einzahlungen sind sachgerecht in der Zeile 19 oder 20 auszuweisen.

Die Auszahlungen sind sachgerecht in der Zeile 32 oder 33 auszuweisen.

Abzüglich der im Muster 5a ausgewiesenen Korrektur des Vortrages in Höhe von + 334,87 EUR ergibt sich ein korrigierter Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsvorjahres in Höhe von -1.117.272,90 EUR.

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsvorjahres

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsjahres 

(Summe der Nummern 37 und 38)

darunter:

Zuführung zum investiven Bereich aus einem 

positiven Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen zum 31. Dezember des 

Haushaltsjahres [Einzahlung in Nummer 23 

(Sonstige Investitionseinzahlungen) und 

Auszahlung in Nummer 16 (Sonstige laufende 

Auszahlungen) enthalten]

Zuführung zur Deckung eines negativen Saldos 

der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 31. 

Dezember des Haushaltsjahres aus dem 

investiven Bereich [Einzahlung in Nummer 8 

(Sonstige laufende Einzahlungen) und 

Auszahlung in Nummer 27 (Sonstige 

Investitionsauszahlungen) enthalten]

Zuführung gemäß § 12 Nummer 6 GemHVO-

Doppik an den laufenden Bereich [Einzahlung 

in Nummer 8 (Sonstige laufende Einzahlungen) 

und Auszahlung in Nummer 27 (Sonstige 

Investitionsauszahlungen) enthalten] 

Sonstige Auszahlungen zur Tilgung von 

Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus 

Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 

(Nummer 31 abzüglich Nummern 32 und 33)

Saldo der durchlaufenden Gelder und 

ungeklärten Zahlungsvorgänge

Veränderung der liquiden Mittel und der 

Kassenkredite 

(Summe der Nummern 30, 34 und 35)

Jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- 

und Auszahlungen 

(Saldo der Nummern 18 und 32)

nachrichtlich:

Finanzmittelüberschuss/ 

Finanzmittelfehlbetrag 

(Summe der Nummern 18 und 29)

Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 

für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Auszahlungen für planmäßige Tilgung von 

Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Finanzrechnung 2020

Nr.

Einzahlungs- und Auszahlungsarten

(gemäß § 45  Absatz 2 i.V.m. § 3 Absatz 1 

Satz 1 GemHVO-Doppik)

in EUR 
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 Finanzrechnung 2021 

 

 

 

Ermächti-

gungen des 

Haushalts-

jahres

Übertragene 

Ermäch-

tigungen aus 

Haushalts-

vorjahren

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres

Abweichung im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushaltsvor-

jahres

Übertragung 

von 

Ermäch-

tigungen in 

Haushalts-

folgejahre 

11 2 32 4 53 6 7

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 51.941.849,05 0,00 51.941.849,05 51.392.648,95 -549.200,10 45.563.692,77 0,00

2 + Zuwendungen, allgemeine Umlagen 

und sonstige Transfereinzahlungen

41.547.570,36 0,00 41.547.570,36 40.870.737,20 -676.833,16 42.473.272,37 0,00

3 + Einzahlungen der sozialen Sicherung 279.800,00 0,00 279.800,00 216.389,85 -63.410,15 196.247,94 0,00

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.728.518,26 0,00 3.728.518,26 3.502.125,45 -226.392,81 3.747.261,91 0,00

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 7.722.435,00 0,00 7.722.435,00 7.238.661,54 -483.773,46 6.680.849,44 0,00

6 + Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen

4.883.942,54 0,00 4.883.942,54 3.740.405,74 -1.143.536,80 3.583.500,09 0,00

7 + Zinseinzahlungen und sonstige 

Finanzeinzahlungen

5.247.655,54 0,00 5.247.655,54 5.097.709,27 -149.946,27 5.024.273,00 0,00

8 + Sonstige laufende Einzahlungen 5.624.925,88 0,00 5.624.925,88 4.812.232,85 -812.693,03 5.051.017,71 0,00

9 120.976.696,63 0,00 120.976.696,63 116.870.910,85 -4.105.785,78 112.320.115,23 0,00

10 - Personalauszahlungen 32.780.846,62 0,00 32.780.846,62 32.530.763,88 -250.082,74 31.415.861,77 0,00

11 - Versorgungsauszahlungen 2.803.300,00 0,00 2.803.300,00 2.766.896,38 -36.403,62 2.590.597,99 0,00

12 - Auszahlungen für Sach- und 

Dienstleistungen

19.578.041,46 1.998.094,78 21.576.136,24 16.873.973,19 -4.702.163,05 17.357.881,35 2.485.853,16

13 - Zuwendungen, Umlagen und sonstige 

Transferauszahlungen

52.671.956,45 1.181.691,26 53.853.647,71 44.052.400,37 -9.801.247,34 40.951.443,92 464.367,27

14 - Auszahlungen der sozialen Sicherung 260.900,00 0,00 260.900,00 223.734,00 -37.166,00 705.579,57 0,00

15 - Zinsauszahlungen und sonstige 

Finanzauszahlungen

2.840.770,82 0,00 2.840.770,82 2.661.055,20 -179.715,62 2.237.727,48 0,00

16 - Sonstige laufende Auszahlungen 10.433.708,79 626.397,45 11.060.106,24 9.660.774,37 -1.399.331,87 7.684.362,55 237.871,61

17 121.369.524,14 3.806.183,49 125.175.707,63 108.769.597,39 -16.406.110,24 102.943.454,63 3.188.092,04

18 -392.827,51 -3.806.183,49 -4.199.011,00 8.101.313,46 12.300.324,46 9.376.660,60 -3.188.092,04 

19 + 21.360.125,74 18.340.703,08 39.700.828,82 10.704.640,18 -28.996.188,64 10.143.580,74 25.364.090,24

20 + 770.000,00 0,00 770.000,00 340.101,56 -429.898,44 700.048,40 150.000,00

21 + 318.606,52 0,00 318.606,52 2.409.562,46 2.090.955,94 1.516.069,37 2.500,00

22 + 1.600,00 0,00 1.600,00 1.611,98 11,98 1.534,30 0,00

23 + 7.997.400,00 0,00 7.997.400,00 742.553,18 -7.254.846,82 979.885,98 6.781.500,00

24 30.447.732,26 18.340.703,08 48.788.435,34 14.198.469,36 -34.589.965,98 13.341.118,79 32.298.090,24

25 - 36.987.576,87 21.443.240,54 58.430.817,41 21.441.127,97 -36.989.689,44 15.336.179,24 24.639.869,39

26 - 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

27 - 13.869.793,76 150.500,00 14.020.293,76 239.035,70 -13.781.258,06 106.694,78 1.943.510,33

28 50.857.370,63 21.593.740,54 72.451.111,17 21.680.163,67 -50.770.947,50 15.442.874,02 26.583.379,72

29 -20.409.638,37 -3.253.037,46 -23.662.675,83 -7.481.694,31 16.180.981,52 -2.101.755,23 5.714.710,52

Summe der Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit

(Summe der Nummern 25 bis 27)

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit

(Saldo der Nummern 24 und 28)

Auszahlungen für Anlagevermögen

Auszahlungen für sonstige Ausleihungen 

und Kreditgewährungen

Sonstige Investitionsauszahlungen

Einzahlungen aus sonstigen 

Ausleihungen und Kreditgewährungen

Sonstige Investitionseinzahlungen

Summe der Einzahlungen aus 

Investitionstätigkeit

(Summe der Nummern 19 bis 23)

Einzahlungen aus 

Investitionszuwendungen

Einzahlungen aus Beiträgen und 

ähnlichen Entgelten

Einzahlungen aus Anlagevermögen

Summe der laufenden 

Auszahlungen

(Summe der Nummern 10 bis 16)

jahresbezogener Saldo der laufenden 

Ein- und Auszahlungen vor 

planmäßiger Tilgung 

(Saldo der Nummern 9 und 17)

Summe der laufenden 

Einzahlungen

(Summe der Nummern 1 bis 8)

Finanzrechnung 2021

Nr.

Einzahlungs- und Auszahlungsarten

(gemäß § 45  Absatz 2 i.V.m. § 3 Absatz 1 

Satz 1 GemHVO-Doppik)

in EUR 



Finanzrechnung - Doppeljahresabschluss 2020/2021 146 

 

Schlussbericht zur Prüfung des Doppeljahresabschlusses der Hansestadt Stralsund zum 31.12.2020 und zum 31.12.2021 

 

 

In der vorstehenden Übersicht ist die Finanzrechnung 2021 dargestellt. Gegenüber der im 

Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 auf den Seiten 69 bis 71 dargestellten 

Finanzrechnung 2021 sind in der obigen Darstellung die farblich markierten Werte in der Zeile 

37 korrigiert.  

Ermächti-

gungen des 

Haushalts-

jahres

Übertragene 

Ermäch-

tigungen aus 

Haushalts-

vorjahren

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres

Abweichung im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushaltsvor-

jahres

Übertragung 

von 

Ermäch-

tigungen in 

Haushalts-

folgejahre 

11
2 32

4 53
6 7

30 -20.802.465,88 -7.059.220,95 -27.861.686,83 619.619,15 28.481.305,98 7.274.905,37 2.526.618,48

31 + 26.136.800,00 0,00 26.136.800,00 5.866.666,80 -20.270.133,20 9.726.480,00 4.246.100,00

32 - 3.508.800,00 0,00 3.508.800,00 3.433.648,92 -75.151,08 3.230.147,91 0,00

33 - 5.866.700,00 0,00 5.866.700,00 5.866.666,80 -33,20 9.726.480,00 0,00

34 16.761.300,00 0,00 16.761.300,00 -3.433.648,92 -20.194.948,92 -3.230.147,91 4.246.100,00

35 -45.246,33 -16.196,85 -61.443,18 234.317,59 295.760,77 -69.273,52 -57.248,44 

36 -4.086.412,21 -7.075.417,80 -11.161.830,01 -2.579.712,18 8.582.117,83 3.975.483,94 6.715.470,04

37 -3.901.627,51 -3.806.183,49 -7.707.811,00 4.667.664,54 12.375.475,54 6.146.512,69 -3.188.092,04 

38

4.937.586,97

39

9.605.251,51

1

2

3

4 Die Einzahlungen sind sachgerecht in der Zeile 5 oder 6 auszuweisen.
5

6

*

Ansatz des Haushaltsjahres zuzüglich Veränderungen durch Nachträge zuzüglich über- und außerplanmäßige Auszahlungen zuzüglich zweckgebunde 

Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen zuzüglich Veränderungen aus der Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit

Summe der Spalten 1 und 2

Spalte 4 abzüglich Spalte 3

Die Einzahlungen sind sachgerecht in der Zeile 19 oder 20 auszuweisen.

Die Auszahlungen sind sachgerecht in der Zeile 32 oder 33 auszuweisen.

Abzüglich der im Muster 5a ausgewiesenen Korrektur des Vortrages in Höhe von - 91.652,82 EUR ergibt sich ein korrigierter Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen zum 31. Dezember des Haushaltsvorjahres in Höhe von 4.937.586,97 EUR.

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsvorjahres

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsjahres 

(Summe der Nummern 37 und 38)

darunter:

Zuführung zum investiven Bereich aus einem 

positiven Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen zum 31. Dezember des 

Haushaltsjahres [Einzahlung in Nummer 23 

(Sonstige Investitionseinzahlungen) und 

Auszahlung in Nummer 16 (Sonstige laufende 

Auszahlungen) enthalten]

Zuführung zur Deckung eines negativen Saldos 

der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 31. 

Dezember des Haushaltsjahres aus dem 

investiven Bereich [Einzahlung in Nummer 8 

(Sonstige laufende Einzahlungen) und 

Auszahlung in Nummer 27 (Sonstige 

Investitionsauszahlungen) enthalten]

Zuführung gemäß § 12 Nummer 6 GemHVO-

Doppik an den laufenden Bereich [Einzahlung 

in Nummer 8 (Sonstige laufende Einzahlungen) 

und Auszahlung in Nummer 27 (Sonstige 

Investitionsauszahlungen) enthalten] 

Sonstige Auszahlungen zur Tilgung von 

Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus 

Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 

(Nummer 31 abzüglich Nummern 32 und 33)

Saldo der durchlaufenden Gelder und 

ungeklärten Zahlungsvorgänge

Veränderung der liquiden Mittel und der 

Kassenkredite 

(Summe der Nummern 30, 34 und 35)

Jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- 

und Auszahlungen 

(Saldo der Nummern 18 und 32)

nachrichtlich:

Finanzmittelüberschuss/ 

Finanzmittelfehlbetrag 

(Summe der Nummern 18 und 29)

Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 

für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Auszahlungen für planmäßige Tilgung von 

Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Finanzrechnung 2021

Nr.

Einzahlungs- und Auszahlungsarten

(gemäß § 45  Absatz 2 i.V.m. § 3 Absatz 1 

Satz 1 GemHVO-Doppik)

in EUR 
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 Prüfungsfeststellungen zur Finanzrechnung 

Die Prüfung zur Finanzrechnung erfolgte durch strukturierte Analysen und Stichproben. 

Der Zahlungsmittelbestand zum Beginn und Ende des Haushaltsjahres war ordnungsgemäß 

nachgewiesen. 

6.3.1 Prüfung des Musters der Finanzrechnung 

Die rechnerische Prüfung der Finanzrechnung (Muster 13) ergab Abweichungen beim 

Ausweis bzw. bei der Zuordnung einzelner Beträge in den Zeilen 37 und 38. Die 

Abweichungen wurden im Rahmen der Prüfung festgestellt. Die Verwaltung hat die Zuordnung 

für die Folgejahre entsprechend angepasst. Die im Prüfbericht dargestellte Finanzrechnung 

enthält die zutreffenden Werte (rot markierte Felder).  

6.3.2 Prüfungsfeststellungen zu einzelnen Posten der Finanzrechnung 

Zuwendungen, allgemeine Umlagen und sonstige Transfereinzahlungen (Nr. 02 der 

Finanzrechnung) 

 Kontengruppe 61 „Zuwendungen, allgemeine Umlagen und sonstige 

Transfereinzahlungen“ 

Die Schlüsselzuweisungen für Gemeindeaufgaben (§ 16 FAG M-V) werden im Sachkonto 

61111000 (SK 41111000 der Ergebnisrechnung) für 2020 in Höhe von 31.861 TEUR und für 

2021 in Höhe von 32.629 TEUR ausgewiesen. 

Die Zuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 

(§ 22 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 FAG M-V) werden im Sachkonto 61320000 (SK 41320000 in der 

Ergebnisrechnung) für 2020 in Höhe von 4.217 TEUR und für 2021 in Höhe von 4.060 TEUR 

ausgewiesen. 

Die im Festsetzungsbescheid zum Kommunalen Finanzausgleich vom 17.06.2020 und im 

29.01.2021 ausgewiesenen Zuweisungsbeträge sind hinsichtlich der Höhe und der 

vorgegebenen Kontenart sachgerecht ausgewiesen.  

Zinseinzahlungen und sonstige Finanzeinzahlungen (Nr. 07 der Finanzrechnung) 

 Kontenart 671 „Zinseinzahlungen für Kredite“ 

Im Sachkonto 67160000 werden korrespondierend zu den Zinserträgen vom sonstigen 

inländischen Bereich die Zinseinzahlungen vom sonstigen inländischen Bereich (2020: 

255,22 EUR und 2021: 177,54 EUR) für den Darlehensvertrag mit der Kindertagesstätte 

"Biene Maja“ ausgewiesen.  

Im Berichtszeitraum 2020/2021 stimmen die Zinseinzahlungen vom sonstigen inländischen 

Bereich mit den korrespondierenden Zinserträgen vom sonstigen inländischen Bereich 

überein.  

 Kontenart 673 „Finanzeinzahlungen aus verbundenen Unternehmen 

(Gewinnausschüttung)“ 

In der Finanzrechnung werden korrespondierend zu den Sonstigen Finanzerträgen aus 

Gewinnausschüttungen die Einzahlungen aus Gewinnanteilen ausgewiesen. Im Haushaltsjahr 
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2020 wurden Gewinnanteile in Höhe von 4.885 TEUR und im Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 

5.035 TEUR ausgewiesen.  

Die Einzahlungen aus Gewinnanteilen verbundener Unternehmen der Finanzrechnung 

stimmen im Berichtszeitraum 2020/2021 mit den korrespondierenden Finanzerträgen der 

Ergebnisrechnung überein.  

Sonstige laufende Einzahlungen (Nr. 08 der Finanzrechnung) 

 Kontenart 668 – Sonstige laufende Einzahlungen aus Verwaltungstätigkeit 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 wurde festgestellt, dass in der 

Finanzrechnung die laufenden Einzahlungen um 6 TEUR (Kontenart 668) zu hoch 

ausgewiesen werden. Aufgrund von fehlerhaften Stammdaten werden diese als Sonstige 

laufende Einzahlungen aus Verwaltungstätigkeit ausgewiesen. Die Zahlungen sind den 

durchlaufenden Geldern zuzuordnen, da es sich um Zahlungsbewegungen für eingezogene 

Geldbeträge handelt, die durch die Vollstreckungsbehörde für fremde Behörden beigetrieben 

werden.  

Durch diesen Fehler wird im Jahresabschluss 2019 der Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen fehlerhaft dargestellt. Des Weiteren wirkt sich der Fehler auch auf die 

„Übersicht über die Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der liquiden Mittel und der 

Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit“ (Muster 5a) aus. 

Auch für den Doppeljahresabschluss 2020/2021 besteht der Sachverhalt der fehlerhaften 

Stammdaten fort: Unter dem SK 66800000 Sonstige laufende Einzahlungen aus 

Verwaltungstätigkeit wird für den 31.12.2020 ein Betrag von 8 TEUR und für den 31.12.2021 

ein Betrag von 4 TEUR ausgewiesen, der nicht den laufenden Einzahlungen, sondern den 

durchlaufenden Geldern zuzuordnen ist. In der Folge führt dies weiterhin zum fehlerhaften 

Ausweis in der jeweiligen Finanzrechnung (Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen) und 

in der jeweiligen „Übersicht über die Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der 

liquiden Mittel und der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit“ (Muster 5a). 

Sonstige laufende Auszahlungen (Nr. 16 der Finanzrechnung) 

Korrespondierend zu den im Sachkonto 56730002 gebuchten Kapitalertragsteuern 

(Ergebnisrechnung Nr. 18 Sonstige Aufwendungen) erfolgt der Ausweis in der Finanzrechnung 

Nr. 16 Sonstige laufende Auszahlungen/Sachkonto 76730000 Kapitalertragsteuer in Höhe von 

jeweils 5.538,75 EUR.  

Die Finanz- und Ergebnisrechnung stimmen im Berichtszeitraum 2020/2021 insoweit überein. 

Einzahlungen aus Investitionszuwendungen (Nr. 16 der Finanzrechnung) 

Nach § 23 FAG M-V erhalten die Gemeinden als Kapitalzuschüsse gewährte allgemeine 

Zuweisungen, die insbesondere für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

sowie Instandhaltungsmaßnahmen insbesondere in den Bereichen Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Straßen, öffentlicher Personennahverkehr, Sportanlagen, 

Feuerwehr und Brandschutz, kommunaler Wohnungsbau sowie Digitalisierung und Breitband 

zu verwenden sind, aber bei Bedarf ist auch laufenden Zwecken dienen soll.  
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Die Zuweisungen für Infrastruktur (§ 23 FAG M-V) werden im Sachkonto 68142000 

(SK 20130000 der Bilanz) für 2020 in Höhe von 3.137 TEUR und für 2021 in Höhe von 

3.150 TEUR ausgewiesen. 

Nach § 24 FAG M-V in der für die Haushaltsjahre 2020 bis 2024 geltenden Fassung erhalten 

kreisangehörige zentrale Orte für eine Übergangszeit von fünf Jahren als Kapitalzuschüsse 

gewährte Zuweisungen, die insbesondere für investive Zwecke zu verwenden sind. 

Die Übergangszuweisungen (§ 24 FAG M-V) werden im Sachkonto 68142000 (SK 20130000 

der Bilanz) für 2020 in Höhe von 2.442 TEUR und für 2021 in Höhe von 1.632 TEUR 

ausgewiesen. 

Die im Festsetzungsbescheid zum Kommunalen Finanzausgleich vom 17.06.2020 und im 

29.01.2021 ausgewiesenen Zuweisungsbeträge sind hinsichtlich der Höhe und der 

vorgegebenen Kontenart sachgerecht ausgewiesen.  

Einzahlungen aus sonstigen Ausleihungen und Kreditgewährungen (Nr. 22 der 

Finanzrechnung) 

 Kontenart 687 „Einzahlungen aus sonstigen Ausleihungen und Kreditgewährungen“ 

Im Sachkonto 68760000 werden Einzahlungen aus sonstigen Ausleihungen und 

Kreditgewährungen vom sonstigen inländischen Bereich (2020: 1.534,30 EUR und 2021: 

1.611,98 EUR) für den Darlehensvertrag mit der Kindertagesstätte „Biene Maja“ ausgewiesen.  

Die Abstimmung mit den vorliegenden Prüfungsnachweisen ergab für den Berichtszeitraum 

2020/2021 keine Abweichungen. 

Auszahlungen für sonstige Ausleihungen und Kreditgewährungen (Nr. 26 der 

Finanzrechnung) 

Im Berichtszeitraum 2020/2021 wurden jeweils keine Auszahlungen ausgewiesen. Im Rahmen 

der Prüfung ergaben sich hierzu keine abweichenden Erkenntnisse. 

6.3.3 Prüfungsfeststellungen zu den Angaben im Anhang zur Finanzrechnung 

Auf den Seiten 127 bis 146 des Anhangs erfolgen Erläuterungen zur Finanzrechnung für die 

Haushaltsjahre 2020 und 2021. Zu den jeweiligen Ein- und Auszahlungsarten werden die 

entsprechenden Zeilen der zur Finanzrechnung auszugsweise wiedergegeben. 

Festzustellen ist, dass einzelne Zahlenangaben teilweise fehlerhaft und textliche 

Erläuterungen nicht sachgerecht sind. Die festgestellten Abweichungen sind in der 

nachfolgenden Übersicht dargestellt.  

Seite Sachverhalt / Information im Anhang Prüfungsfeststellung 

zur Finanzrechnung 2020 

 Ermächtigungsübertragungen 

137 Es wird ausgeführt:  
„Finanzielle Mittel für geplante und 
freigegebene Investitionsmaßnahmen 
wurden durch Ermächtigungs-
übertragungen, im investiven Bereich in 
Höhe von 26.155,6 TEUR für 

Finanzielle Mittel für geplante und 
freigegebene Investitionsmaßnahmen wurden 
durch Ermächtigungsübertragungen, im 
investiven Bereich in Höhe von 
26.155.265,09 EUR für Auszahlungen und in 
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Seite Sachverhalt / Information im Anhang Prüfungsfeststellung 

Auszahlungen und in Höhe von 
20.867,0 TEUR für Einzahlungen 
bereitgestellt.“ 

Höhe von 20.867.093,28 EUR für 
Einzahlungen bereitgestellt.  

Abstimmung: 
Finanzrechnung 2020 Zeile 28 (Seite 52) 
Finanzrechnung 2020 Zeile 24 (Seite 51) 

 Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 

143 In der abgebildeten Tabelle (Auszug aus 
der Finanzrechnung) wird für 
„Auszahlungen für Anlagevermögen“ als 
„Ergebnis 2020“ der Betrag von 
15.335.179,24 EUR abgebildet. Als 
„Vergleich Ergebnis 2020 / Ermächtigung“ 
wird der Betrag von -34.585.635,26 EUR 
und als „Vergleich Ergebnis 2020 / 
Ergebnis 2019“ der Betrag von 
777.129,88 EUR ausgewiesen. 

Das „Ergebnis 2020“ beläuft sich auf    
15.336.179,24 EUR.  

In der Folge sind auch die nachfolgenden 
Zahlen fehlerhaft und abweichend von der 
Finanzrechnung 2020 ausgewiesen.   

zur Finanzrechnung 2021 

 Ermächtigungsübertragungen 

110 Es wird ausgeführt:  
„Im Ergebnishaushalt wurden 
1.540,3 TEUR als Ermächtigungs-
übertragungen für Aufwendungen in das 
Jahr 2021 vorgetragen, im investiven 
Bereich waren es 21.358,2 TEUR für 
Auszahlungen und 18.218,7 TEUR für 
Einzahlungen.“ 

Die Ausführungen im Anhang auf Seite 110 
sind teilweise nicht sachgerecht der 
Überschrift „Entscheidungen zu den 
genehmigungspflichtigen Teilen der 
Haushaltssatzungen der städtebaulichen 
Sondervermögen“ zugeordnet. Beispielsweise 
werden darunter die Ermächtigungs-
übertragungen des Kernhaushalts sowie die 
Restzahlung der Konsolidierungshilfe im 
Kernhaushalt angegeben.  

Darüber hinaus bestehen unterschiedliche 
Beträge zwischen den Angaben in der 
Finanzrechnung 2020 und 2021 und den 
Ausführungen im Anhang. Es wird auf die 
Ausführungen unter Punkt 8.5.1 in diesem 
Bericht verwiesen.  

Finanzrechnung 2020 

Finanzielle Mittel für geplante und 
freigegebene Investitionsmaßnahmen wurden 
durch Ermächtigungsübertragungen, im 
investiven Bereich in Höhe von 
20.828.830,23 EUR für Auszahlungen und in 
Höhe von 18.106.503,08 EUR für 
Einzahlungen bereitgestellt.  

Abstimmung: 
Finanzrechnung 2020 Zeile 28 (Seite 52) 
Finanzrechnung 2020 Zeile 24 (Seite 51) 

Finanzrechnung 2021 

Finanzielle Mittel für geplante und 
freigegebene Investitionsmaßnahmen wurden 
durch Ermächtigungsübertragungen, im 
investiven Bereich in Höhe von 
21.593.740,54 EUR für Auszahlungen und in 

137 Es wird ausgeführt:  
„Finanzielle Mittel für geplante und 
freigegebene Investitionsmaßnahmen 
wurden durch Ermächtigungs-
übertragungen, im investiven Bereich in 
Höhe von 21.358,2 TEUR für 
Auszahlungen und in Höhe von 
18.218,7 TEUR für Einzahlungen 
bereitgestellt.“ 
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Seite Sachverhalt / Information im Anhang Prüfungsfeststellung 

Höhe von 18.340.703,08 EUR für 
Einzahlungen bereitgestellt.  

Abstimmung: 
Finanzrechnung 2021 Zeile 28 (Seite 70) 
Finanzrechnung 2021 Zeile 24 (Seite 69) 

 Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 

140 Es wird ausgeführt: 
“Große Positionen bei diesem Posten 
sind die Einzahlungen nach §§ 23 und 24 
FAG M-V mit 5.578.632,97 EUR.“ 

Im Anhang werden die Zahlenangaben aus 
2020 wiedergegeben. 
 
Im Jahr 2021 erfolgen Zuwendungen nach 
§ 23 FAG M-V in Höhe von 3.149.829,49 EUR 
und § 24 FAG M-V in Höhe von 1.632.058,66 
EUR. Insgesamt bestehen damit investiv 
gebundenen Zuwendungen in Höhe von 
4.781.888,15 EUR. 
 

Abstimmung: 
§ 23 FAG M-V:  3.149.829,49 EUR  
(USK 20130.00000) 

§ 24 FAG M-V:  1.632.058,66 EUR 
(USK 20130.00001) 

 

 Haushaltsausgleich in der Finanzrechnung  

6.4.1 Jahresbezogener Haushaltsausgleich der Finanzrechnung 

Der jahresbezogene Haushaltsausgleich in der Finanzrechnung ist gegeben, wenn der 

jahresbezogene Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen vor planmäßiger Tilgung 

ausreicht, um die planmäßige Tilgung von Krediten für Investitionen und 

Investitionsfördermaßnahmen zu decken. 

In der Finanzrechnung 2020 beträgt der jahresbezogene Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen vor planmäßiger Tilgung + 9.377 TEUR. Unter Berücksichtigung der 

planmäßigen Tilgung von Investitionskrediten in Höhe von - 3.230 TEUR verbleibt ein positiver 

jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen in Höhe von + 6.147 TEUR. 

Für das Haushaltsjahr 2021 ergibt sich vor planmäßiger Tilgung ein jahresbezogener Saldo 

der laufenden Ein- und Auszahlungen von + 8.101 TEUR. Unter Berücksichtigung der 

planmäßigen Tilgung von Investitionskrediten in Höhe von - 3.434 TEUR verbleibt ein positiver 

jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen von + 4.668 TEUR. 

Der jahresbezogene Haushaltsausgleich in der Finanzrechnung ist somit sowohl im 

Haushaltsjahr 2020 als auch im Haushaltsjahr 2021 gegeben. 

6.4.2 Haushaltsausgleich der Finanzrechnung unter Berücksichtigung des Vortrags 

Gemäß § 16 Absatz 2 Nr. 2 GemHVO-Doppik ist der Haushalt in der Rechnung ausgeglichen, 

wenn in der Finanzrechnung kein negativer Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

besteht. Für die Beurteilung des Haushaltsausgleichs ist der Saldo der laufenden Ein- und 
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Auszahlungen zum 31.12. des jeweiligen Haushaltsjahres unter Berücksichtigung der 

Vorträge aus den Haushaltsvorjahren zugrunde zu legen.  

In nachfolgender Übersicht wird die Ermittlung des Haushaltsausgleichs in der 

Finanzrechnung zum 31.12.2020 und 31.12.2021 anhand der im Jahresabschluss 

ausgewiesenen Werte dargestellt. 

 

Ermittlung des Haushaltsausgleichs in der Finanzrechnung unter Berücksichtigung des Vortrags 

 2020 2021 

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 31.12. 

des Haushaltsvorjahres 
- 1.117.607,77 € 5.029.239,79 € 

 +  jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und    

     Auszahlungen vor planmäßiger Tilgung des Jahres  
9.376.660,60 € 8.101.313,46 € 

 -   Planmäßige Tilgung von Investitionskrediten  3.230.147,91 € 3.433.648,92 € 

 +  Korrektur des Vortrages (Muster 5a, Zeile 4, Spalte 1)  334,87 € -91.652,82 €  

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 31.12. 

des Haushaltsjahres 
5.029.239,79 € 9.605.251,51 € 

Der zum 31.12.2019 ausgewiesene negative Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen in 

Höhe von 1.117.607,77 EUR wird unter Berücksichtigung der im Jahresabschluss 

ausgewiesenen Korrekturen des Vortrags in Höhe von 334,87 EUR fortgeschrieben.  

Unter Berücksichtigung des jahresbezogenen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen 

nach planmäßiger Tilgung für das Haushaltsjahr 2020 in Höhe von 6.146.512,69 EUR ergibt 

sich zum 31.12.2020 ein positiver Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen von 

5.029.239,79 EUR.  

Für das Haushaltsjahr 2021 wird der zum 31.12.2020 ausgewiesene positive Saldo unter 

Berücksichtigung des jahresbezogenen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen nach 

planmäßiger Tilgung in Höhe von 4.667.664,54 EUR sowie der im Jahresabschluss 

ausgewiesenen Korrektur des Vortrages in Höhe von -91.652,82 EUR fortgeschrieben. Zum 

31.12.2021 ergibt sich damit ein positiver Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen von 

9.605.251,51 EUR.  

Der Haushaltsausgleich der Finanzrechnung gemäß § 16 Absatz 2 Nr. 2 GemHVO-

Doppik ist somit für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 gegeben. Der positive Saldo der 

laufenden Ein- und Auszahlungen wird gemäß § 45 Absatz 4 GemHVO-Doppik auf neue 

Rechnung vorgetragen.  

6.4.3 Entwicklung des Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 31.12. des 

Haushaltsjahres 

Die nachfolgende Übersicht stellt die Entwicklung des Saldos der laufenden Ein- und 

Auszahlungen zum 31.12. des jeweiligen Haushaltsjahres dar. Neben den aufgestellten 

Jahresabschlüssen bis einschließlich 2021 werden für die Haushaltsjahre 2022 bis 2025 die 

vorläufigen bzw. voraussichtlichen Rechnungsergebnisse der Finanzrechnung berücksichtigt.  

die voraussichtlichen Rechnungsergebnisse der Finanzrechnung der Haushaltsjahre 2022 bis 

2025 berücksichtigt.  
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Hinweis: Bei der dargestellten Ermittlung des Haushaltsausgleichs wurde ein möglicherweise 

bestehender Korrekturbedarf zum Muster 5a nicht berücksichtigt. 

Die Entwicklung des Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen zeigt ab dem Haushaltsjahr 

2022 eine deutliche Verschlechterung. Während zum 31.12.2022 noch ein positiver Saldo von 

rund 10.112 TEUR ausgewiesen wird, entwickelt sich dieser bis zum 31.12.2025 auf einen 

negativen Saldo von rund -9.056 TEUR. Bei den Angaben für die Haushaltsjahre 2022 und 

2025 handelt es sich um vorläufige bzw. voraussichtliche Rechnungsergebnisse.  

 Übersicht über die Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der liquiden 

Mittel und der Kassenkredite (Muster 5a) 

Die Prüfung zum Muster 5a ergab folgende Feststellungen: 

Formelle Prüfung  

Das im Jahresabschluss enthaltene Muster 5a wurde mittels Excel erstellt und entspricht dem 

vom Land vorgegebenen Muster 5a. Das aus der Finanzsoftware ab-data generierte Muster 

weicht hiervon ab.  

Rechnerische Prüfung und Abstimmung mit der Finanzrechnung  

 Haushaltsjahr 2020 

Die rechnerische Prüfung des Musters 5a und die Abstimmung mit der Finanzrechnung 

ergaben keine Abweichungen. 

 Haushaltsjahr 2021 

Die rechnerische Prüfung des Musters 5a ergab keine Abweichungen. Bei der Abstimmung 

mit der Finanzrechnung wurde bei den durchlaufenden Geldern und ungeklärten 

Zahlungsvorgängen eine Abweichung in Höhe von 9 TEUR festgestellt. Die Abweichung 

beruht auf einem Übertragungsfehler (Zahlendreher) und wirkt sich entsprechend auf den 

Saldo der 

laufenden Ein- und 

Auszahlungen 

Planmäßige 

Tilgung von 

Krediten 

Jahresbe-

zogener Saldo 

der lfd. Ein- und 

Auszahlungen 

Saldo lfd. Ein-/ 

Auszahlungen 

zum 31.12 des 

Vorjahres 

Korrekturen für 

Vorjahre 

Saldo lfd. Ein- / 

Auszahlungen 

zum 31.12 des 

Haushaltsjahres 

Jahr in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

EB -1.164.536,86 

2011 3.050.373,83 -3.545.495,56 -495.121,73 -1.164.536,86 -1.659.658,59 

2012 -8.942.349,59 -3.556.489,12 -12.498.838,71 -1.659.658,59 -14.158.497,30 

2013 3.657.967,51 -3.738.669,66 -80.702,15 -14.158.497,30 -2.514.322,49 -16.753.521,94 

2014 7.832.490,75 -3.623.399,40 4.209.091,35 -16.753.521,94 -2.465.021,93 -15.009.452,52 

2015 -1.372.409,48 -3.913.689,99 -5.286.099,47 -15.009.452,52 -147.380,19 -20.442.932,18 

2016 4.390.691,68 -3.688.009,41 702.682,27 -20.442.932,18 -19.740.249,91 

2017 5.613.025,38 -3.666.999,62 1.946.025,76 -19.740.249,91 2.020,84 -17.792.203,31 

2018 10.809.061,73 -3.654.659,18 7.154.402,55 -17.792.203,31 3.000,00 -10.634.800,76 

2019 13.067.486,62 -3.550.293,63 9.517.192,99 -10.634.800,76 -1.117.607,77 

2020 9.376.660,60 -3.230.147,91 6.146.512,69 -1.117.607,77 334,87 5.029.239,79

2021 8.101.313,46 -3.433.648,92 4.667.664,54 5.029.239,79 -91.652,82 9.605.251,51

2022* 4.072.888,09 -3.565.838,83 507.049,26 9.605.251,51 10.112.300,77

2023* 431.936,10 -3.702.897,88 -3.270.961,78 10.112.300,77 6.841.338,99

2024* -8.934.466,64 -4.934.843,30 -13.869.309,94 6.841.338,99 -7.027.970,95 

2025* 3.022.976,70 -5.051.354,47 -2.028.377,77 -7.027.970,95 -9.056.348,72 

* ab 2022 vorläufige Ergebnisse (Angaben mit Stand vom 21.08.2026 (Auswertung WebKomPASS 04. Finanzrechnung)
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ausgewiesenen Saldo der liquiden Mittel und der Kassenkredite der durchlaufenden Geldern 

und ungeklärten Zahlungsvorgängen aus. Die fehlerhaften und korrekten Werte sind in der 

nachfolgenden Tabelle gegenübergestellt.  

    Jahresabschluss 2020 Prüfung  Abweichung  

lfd
. 

Nr
.   

durchlaufende 
Gelder und 
ungeklärte 
Zahlungs-
vorgänge 

Summe 
durch-

laufende 
Gelder (…) 

Summe  
durch-

laufende 
Gelder (…) 

Summe  

    Angaben in EUR  

    3 4 3 4 3 4 

5 

Bereinigter Saldo der 
liquiden Mittel und der 
Kassenkredite zum 
31.12.2020 

732.701,61 13.393.922,22 732.701,61 13.393.922,22 0,00 0,00 

9 
Saldo der durchlaufenden 
Gelder und ungeklärten 
Zahlungsvorgängen (…) 

243.317,59 243.317,59 234.317,59 234.317,59 9.000,00 9.000,00 

10 
Saldo der liquiden Mittel 
und der Kassenkredite 
zum 31.12.2021 

976.019,20 10.823.210,04 967.019,20 10.814.210,04 9.000,00 9.000,00 

Dadurch ist auch der im Muster 5a insgesamt fortgeschrieben Saldo der liquiden Mittel und 

Kassenkredite zum 31.12.2021 in Höhe von 10.823.210,04 EUR um 9.000,00 EUR zu hoch 

ausgewiesen.  

Prüfungsfeststellungen zu den Angaben im Anhang (Seiten 128 und 146)  

Die Prüfung der Angaben im Anhang ergab Abweichungen bei den Ausführungen zur 

Entwicklung der liquiden Mittel und der durchlaufenden Gelder. Für das Haushaltsjahr 2021 

wird der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf Seite 128 im Anhang 

mit -3.433.648,92 EUR angegeben. Der zutreffende Wert beträgt -7.481.694,31 EUR.  

Zudem wird der Saldo der durchlaufenden Gelder und ungeklärten Zahlungsvorgänge auf den 

Seiten 128 und 146 im Anhang mit 243.317,59 EUR ausgewiesen, richtig sind 

234.317,59 EUR.  

Untersetzung Schlussbestand der durchlaufenden Gelder und ungeklärten 

Zahlungsvorgänge zum 31.12.2021 in Höhe von 967 TEUR 

Bei den durchlaufenden Geldern handelt es sich um Ein- und Auszahlungen, die von der 

Hansestadt Stralsund für Rechnung Dritter vereinnahmt bzw. geleistet werden. Ungeklärte 

Zahlungsvorgänge sind Einzahlungen und Auszahlungen, deren sachliche Zuordnung zum 

Zeitpunkt der Buchung noch nicht geklärt ist. Die entsprechenden Beträge werden außerhalb 

des regulären Haushaltsvollzugs geführt.  

Im Muster 5a, Zeile 3, Spalte 3, wird zum 31.12.2019 ein Bestand der durchlaufenden Gelder 

und ungeklärte Zahlungsvorgänge in Höhe von 801.975,13 EUR ausgewiesen. Im 

Haushaltsjahr 2020 verringerte sich der Bestand um 69.273,52 EUR auf 732.701,61 EUR. Im 

Haushaltsjahr 2021 erhöhte sich der Bestand um 234.317,59 EUR auf 967.019,20 EUR.  

Die Veränderungen des Bestandes in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 konnten durch die 

Verwaltung nachvollziehbar nachgewiesen werden. Die Veränderungen der Haushaltsjahre 

2020 und 2021 werden in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.  
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Durchlaufenden Gelder und ungeklärten Zahlungsvorgänge  

Veränderung 2020  

gegenüber 2019 

Veränderung 2021  

gegenüber 2020 

Kautionen Liegenschaften -5.225,00 € 2.622,50 € 

SSV Straßenbaumaßnahmen -11.493,05 € - 

Wohngeld 3.675,26 € -4.708,97 € 

Umsatzsteuer / BgA -2.974,62 € -332,31 € 

Deponienachsorge - 41.904,62 € 

Übertrag liquider Mittel aus Auflösung Eigenbetriebe - 52.106,34 € 

Verwahr -31.932,21 € 98.926,31 € 

Vorschuss -21.323,90 € 43.799,10 € 

Summe  -69.273,52 € 234.317,59 € 

Die Zusammensetzung des zum 31.12.2021 fortgeführten Bestandes konnte hingegen nicht 

vollständig nachvollzogen werden.  Bereits im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 

2019 wurde die Verwaltung zur Untersetzung des Bestandes zum 31.12.2019 aufgefordert. 

Eine vollständige Untersetzung konnte auch im Rahmen der vorliegenden Prüfung nicht 

vorgelegt werden. 

Der Bestand der durchlaufenden Gelder und ungeklärten Zahlungsvorgänge zum 31.12.2021 

in Höhe von 967.019,20 EUR ist daher weiterhin durch die Verwaltung aufzuklären und 

vollständig zu untersetzen.  

Die Feststellung führt zur Einschränkung des Bestätigungsvermerks. 

Zeile 4 Korrektur des Vortrags – Verschiebung zwischen Ein- und Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit und laufende Ein- und Auszahlung  

 Angabe im Anhang (Seiten 217 und 219 des Anhangs) 

In Zeile 4 „Korrektur des Vortrages“ werden Korrekturbeträge für das Haushaltsjahr 2020 in 

Höhe von 334,87 EUR und für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 91.652,82 EUR 

ausgewiesen. Eine Erläuterung der vorgenommenen Korrekturen erfolgt im Anhang nicht. Das 

Rechnungsprüfungsamt empfiehlt, vorhandene Korrekturen des Vorjahresbestandes künftig 

unmittelbar unter dem Muster 5a zu erläutern, um die Nachvollziehbarkeit der ausgewiesenen 

Veränderungen zu gewährleisten.   

 Anzahlung Sonderposten – Geldspende RS Marie Curie (Anlagenkarte 50016909) 

Darüber hinaus wurde festgestellt, dass eine als Sonderposten bilanzierte Spende des 

Fördervereins Marie-Curie-Schule Stralsund e.V. in Höhe von 10 TEUR im Haushaltsjahr 2021 

aufgrund der vorgesehenen Verwendung für Auszahlungen für laufende Zwecke zum Erwerb 

eines Sonnenschutzes in Abgang gestellt wurde. Die Auflösung des Sonderpostens erfolgte 

ertragswirksam und ohne Auswirkung auf die Finanzrechnung.  

Ein Teilbetrag der Spende wurde bereits im Haushaltsjahr 2020 dem Bereich der laufenden 

Ein- und Auszahlungen zugeordnet. Die entsprechende Umbuchung erfolgte sachgerecht 

unter Berücksichtigung der Finanzrechnung (Erwerb von Tischen und Stühlen in Höhe von 

4.741,77 EUR).    

Die im Haushaltsjahr 2020 gebuchte Einzahlung (Einzahlung Geldspende 12.04.2019, 

Bürgerschaftsbeschluss zur Annahme der Spende vom 05.03.2020, Nr. 2020-VII-02-0243) der 

Spende aus Investitionstätigkeit wurde im Rahmen der Korrektur jedoch nicht berücksichtigt. 

Da sich die Einzahlung auf einen Vorjahresbestand bezieht, hätte die Korrektur über die Zeile 

„Korrektur des Vortrages“ im Muster 5a erfolgen müssen. Die Einzahlungen aus 
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Investitionstätigkeit wären dabei um 1.577,23 EUR zu mindern und die laufenden 

Einzahlungen entsprechend zu erhöhen gewesen.   

Die Verwaltung wird aufgefordert den Sachverhalt im Muster 5a entsprechend zu berichtigen. 

Künftig ist bei Umbuchungen von Veränderungen, die sich auf laufende Ein- und 

Auszahlungen, Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit sowie durchlaufende Gelder 

und ungeklärte Zahlungsvorgänge beziehen, auch deren Auswirkung auf die Finanzrechnung 

zu prüfen und erforderliche Korrekturen in der Finanzrechnung oder im Muster 5a 

entsprechend vorzunehmen.    

Fehlerhafte Stammdaten  

Die Prüfung zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 hat wiederholt ergeben, dass aufgrund 

von fehlerhaften Kontierungen und Stammdaten folgender Fehler im Muster 5a zu verzeichnen 

ist: 

In der Finanzrechnung werden laufende Einzahlungen (Einzahlungskonto 66800000) zum 

31.12.2020 in Höhe von 8 TEUR und zum 31.12.2021 in Höhe von 4 TEUR ausgewiesen, die 

den durchlaufenden Geldern zuzuordnen sind, da es sich um Zahlungsbewegungen für 

eingezogene Geldbeträge handelt, die durch die Vollstreckungsbehörde für fremde Behörden 

beigetrieben werden.  

In der Folge führt dies weiterhin zum fehlerhaften Ausweis in der jeweiligen Finanzrechnung 

(Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen) und in der jeweiligen „Übersicht über die 

Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der liquiden Mittel und der Kredite zur 

Sicherung der Zahlungsfähigkeit“ (Muster 5a). Der Fehler besteht bis zum Haushaltsjahr 2026 

fort.  

 Vergleich des Rechnungsergebnisses mit dem Planansatz und der 

Gesamtermächtigung 

In der nachfolgenden Übersicht wird das Ergebnis der Finanzrechnung für das Haushaltsjahr 

2020 dem Planansatz nach Haushaltssatzung und der Gesamtermächtigung 

gegenübergestellt.  

 

Ansatz 

Haushaltsplan 

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres 2020

Abweichung 

Ergebnis zum 

Ansatz 

Abweichung 

Ergebnis zur 

Gesamt-

ermächtigung 

9 Summe der laufenden Einzahlungen 113.027.800,00 113.278.426,00 112.320.115,23 -707.684,77 -958.310,77 

17 Summe der laufenden Auszahlungen 113.012.000,00 112.661.882,37 102.943.454,63 -10.068.545,37 -9.718.427,74 

18 Jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen vor planmäßiger Tilgung 

15.800,00 616.543,63 9.376.660,60 9.360.860,60 8.760.116,97

24 Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 18.852.500,00 38.451.507,87 13.341.118,79 -5.511.381,21 -25.110.389,08 

28 Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 24.058.300,00 50.273.623,83 15.442.874,02 -8.615.425,98 -34.830.749,81 

29 Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -5.205.800,00 -11.822.115,96 -2.101.755,23 3.104.044,77 -9.720.360,73 

32 Auszahlungen für planmäßige Tilgung von Krediten für 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen

3.230.300,00 3.230.300,00 3.230.147,91 -152,09 -152,09 

37 Jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen 

-3.214.500,00 -2.613.756,37 6.146.512,69 9.361.012,69 8.760.269,06

38 Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsvorjahres

(-1.117.272,90) (-1.117.272,90) -1.117.272,90 

39 Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsjahres 

-4.331.772,90 -3.731.029,27 5.029.239,79

Nr. Einzahlungs- und Auszahlungsarten in EUR 
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In der Finanzrechnung wird als Ergebnis ein jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen in Höhe von 6.147 TEUR ausgewiesen. 

Gegenüber dem im Haushaltsplan für das Jahr 2020 veranschlagten jahresbezogenen 

Fehlbetrag in Höhe von 3.215 TEUR beträgt die Abweichung + 9.361 TEUR. 

Gegenüber dem jahresbezogenen Saldo der Ein- und Auszahlungen der 

Gesamtermächtigung (bestehend aus den laufenden Ein- und Auszahlungen abzüglich der 

Auszahlung für die planmäßige Tilgung von Krediten) in Höhe von - 2.614 TEUR beträgt die 

Abweichung + 8.760 TEUR. 

Wesentliche Abweichungen gegenüber dem Planansatz liegen im Haushaltsjahr 2020 bei den 

laufenden Auszahlungen in Höhe von - 10.069 TEUR sowie bei den Einzahlungen aus 

Investitionstätigkeit in Höhe von - 5.511 TEUR und den Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

in Höhe von - 8.615 TEUR vor. 

In der nachfolgenden Übersicht wird das Ergebnis der Finanzrechnung für das Haushaltsjahr 

2021 dem Planansatz nach Haushaltssatzung und der Gesamtermächtigung 

gegenübergestellt.  

 

In der Finanzrechnung wird als Ergebnis ein jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen in Höhe von 4.668 TEUR ausgewiesen. 

Gegenüber dem im Haushaltsplan für das Jahr 2021 veranschlagten jahresbezogenen 

Fehlbetrag in Höhe von 6.153 TEUR beträgt die Abweichung + 10.820 TEUR. 

Gegenüber dem jahresbezogenen Saldo der Ein- und Auszahlungen der 

Gesamtermächtigung (bestehend aus den laufenden Ein- und Auszahlungen abzüglich der 

Auszahlung für die planmäßige Tilgung von Krediten) in Höhe von - 7.708 TEUR beträgt die 

Abweichung + 12.375 TEUR. 

Wesentliche Abweichungen gegenüber dem Planansatz liegen im Haushaltsjahr 2021 bei den 

laufenden Auszahlungen in Höhe von - 8.472 TEUR sowie bei den Einzahlungen aus 

Investitionstätigkeit in Höhe von - 16.232 TEUR und den Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit in Höhe von - 28.945 TEUR vor. 

Ansatz 

Haushaltsplan 

Gesamt-

ermäch-

tigungen im 

Haushaltsjahr

Ergebnis des 

Haushalts-

jahres 2021

Abweichung 

Ergebnis zum 

Ansatz 

Abweichung 

Ergebnis zur 

Gesamt-

ermächtigung 

9 Summe der laufenden Einzahlungen 114.522.500,00 120.976.696,63 116.870.910,85 2.348.410,85 -4.105.785,78 

17 Summe der laufenden Auszahlungen 117.241.200,00 125.175.707,63 108.769.597,39 -8.471.602,61 -16.406.110,24 

18 Jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen vor planmäßiger Tilgung 

-2.718.700,00 -4.199.011,00 8.101.313,46 10.820.013,46 12.300.324,46

24 Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 30.430.100,00 48.788.435,34 14.198.469,36 -16.231.630,64 -34.589.965,98 

28 Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 50.625.200,00 72.451.111,17 21.680.163,67 -28.945.036,33 -50.770.947,50 

29 Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -20.195.100,00 -23.662.675,83 -7.481.694,31 12.713.405,69 -16.180.981,52 

32 Auszahlungen für planmäßige Tilgung von Krediten für 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen

3.433.800,00 3.508.800,00 3.433.648,92 -151,08 -75.151,08 

37 Jahresbezogener Saldo der laufenden Ein- und 

Auszahlungen 

-6.152.500,00 -7.707.811,00 4.667.664,54 10.820.164,54 12.375.475,54

38 Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsvorjahres

(4.937.586,97) (4.937.586,97) 4.937.586,97

39 Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen 

zum 31. Dezember des Haushaltsjahres 

-1.214.913,03 -2.770.224,03 9.605.251,51

Nr. Einzahlungs- und Auszahlungsarten in EUR 
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Insgesamt entwickelten sich die Ergebnisse der Finanzrechnung für die Haushaltsjahre 2020 

und 2021 gegenüber den jeweiligen Planansätzen deutlich günstiger als geplant. 

 

 

 Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

 

Für die Investitionstätigkeit 2020 waren entsprechend der Haushaltssatzung Auszahlungen im 

Umfang von 24.058 TEUR geplant. Aus dem Haushaltsjahr 2019 wurden investive 

Auszahlungsermächtigungen in Höhe von 26.155 TEUR übertragen. Unter Berücksichtigung 

von Veränderungen aus überplanmäßigen, außerplanmäßigen und zweckgebundenen 

Zahlungen (60 TEUR) standen insgesamt 50.274 TEUR für investive Auszahlungen zur 

Verfügung. 

Bis zum Bilanzstichtag wurden investive Auszahlungen in Höhe von 15.443 TEUR geleistet. 

Dem standen investive Einzahlungen in Höhe von 13.341 TEUR gegenüber.  

Einzahlungs- und 

Auszahlungarten

Gesamt- 

ermächtigungen 

2020

Gesamt- 

ermächtigungen 

2021

Ist-Ergebnis 

2020

Ist-Ergebnis 

2021

Vergleich Gesamt-

ermächtigungen / 

Ist 2020

Vergleich Gesamt- 

ermächtigungen / 

Ist 2021

+ Einzahlungen aus 

Investitionszuw endungen

36.121.207,87 39.714.617,82 10.143.580,74 10.704.640,18 -25.977.627,13 -29.009.977,64

+ Einzahlungen aus Beiträgen und 

ähnlichen Entgelten

430.000,00 770.000,00 700.048,40 340.101,56 270.048,40 -429.898,44

+ Einzahlungen aus Anlagevermögen 375.000,00 782.313,87 1.516.069,37 2.409.562,46 1.141.069,37 1.627.248,59

+ Einzahlungen aus sonstigen 

Ausleihungen und 

1.500,00 1.600,00 1.534,30 1.611,98 34,30 11,98

+ Sonstige Investitionseinzahlungen 2.910.100,00 7.997.400,00 979.885,98 742.553,18 -1.930.214,02 -7.254.846,82

Summe der Einzahlungen aus 

Investitionstätigkeit 

39.837.807,87 49.265.931,69 13.341.118,79 14.198.469,36 -26.496.689,08 -35.067.462,33

- Auszahlungen für Anlagevermögen -49.920.814,50 -58.430.817,41 -15.336.179,24 -21.441.127,97 34.584.635,26 36.989.689,44

- Auszahlungen für sonstige 

Ausleihungen und 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

- Sonstige Investitionsauszahlungen -352.809,33 -14.020.293,76 -106.694,78 -239.035,70 246.114,55 13.781.258,06

Summe der Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit 

-50.273.623,83 -72.451.111,17 -15.442.874,02 -21.680.163,67 34.830.749,81 50.770.947,50

Saldo der Ein- und Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit 

-10.435.815,96 -23.185.179,48 -2.101.755,23 -7.481.694,31 8.334.060,73 15.703.485,17

Angaben in EUR

Einzahlungs- und 

Auszahlungarten

Gesamt- 

ermächtigungen 

2020

Gesamt- 

ermächtigungen 

2021

Ist-Ergebnis 

2020

Ist-Ergebnis 

2021

Vergleich Gesamt-

ermächtigungen / 

Ist 2020

Vergleich Gesamt- 

ermächtigungen / 

Ist 2021

+ Einzahlungen aus 

Investitionszuw endungen
36.121,2 39.714,6 10.143,6 10.704,6 -25.977,6 -29.010,0

+ Einzahlungen aus Beiträgen und 

ähnlichen Entgelten
430,0 770,0 700,0 340,1 270,0 -429,9

+ Einzahlungen aus Anlagevermögen 375,0 782,3 1.516,1 2.409,6 1.141,1 1.627,2

+ Einzahlungen aus sonstigen 

Ausleihungen und 

Kreditgew ährungen

1,5 1,6 1,5 1,6 0,0 0,0

+ Sonstige Investitionseinzahlungen 2.910,1 7.997,4 979,9 742,6 -1.930,2 -7.254,8

Summe der Einzahlungen aus 

Investitionstätigkeit 
39.837,8 49.265,9 13.341,1 14.198,5 -26.496,7 -35.067,5

- Auszahlungen für Anlagevermögen -49.920,8 -58.430,8 -15.336,2 -21.441,1 34.584,6 36.989,7

- Auszahlungen für sonstige 

Ausleihungen und 

Kreditgew ährungen

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

- Sonstige Investitionsauszahlungen -352,8 -14.020,3 -106,7 -239,0 246,1 13.781,3

Summe der Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit 
-50.273,6 -72.451,1 -15.442,9 -21.680,2 34.830,7 50.770,9

Saldo der Ein- und Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit 
-10.435,8 -23.185,2 -2.101,8 -7.481,7 8.334,1 15.703,5

Angaben in TEUR
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Die im Haushaltsplan 2020 vorgesehenen Investitionen wurden damit nur teilweise umgesetzt 

und teilweise in Folgejahre verschoben. Von den veranschlagten Auszahlungsmitteln wurden 

30,7 Prozent in Anspruch genommen.  

Aus dem Haushaltsjahr 2020 wurden nach den Angaben der Finanzrechnung 2020 

Ermächtigungen für investive Auszahlungen in Höhe von 20.829 TEUR sowie für investive 

Einzahlungen in Höhe von 18.107 TEUR in das Folgejahr übertragen. In der Finanzrechnung 

2021 werden in der Spalte 2 „übertragene Ermächtigungen aus Haushaltsvorjahren“ hingegen 

21.594 TEUR für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit und 18.341 TEUR für Einzahlungen 

aus Investitionstätigkeit ausgewiesen. Damit ergeben sich gegenüber den in der 

Finanzrechnung 2020 ausgewiesenen Übertragungsbeträgen Abweichungen von 765 TEUR 

bei den Auszahlungen und 234 TEUR bei den Einzahlungen. Die Abweichungen beziehen 

sich auf 27 verschiedene Untersachkonten und konnten nicht abschließend nachvollzogen 

werden. Es wird auf die Ausführungen unter Punkt 8.5.1 dieses Berichtes verwiesen.  

Für die Investitionstätigkeit 2021 waren entsprechend der Haushaltssatzung Auszahlungen im 

Umfang von 50.625 TEUR geplant. Aus dem Haushaltsjahr 2020 wurden investive 

Auszahlungsermächtigungen in Höhe von 21.594 TEUR übertragen. Unter Berücksichtigung 

von Veränderungen aus überplanmäßigen, außerplanmäßigen und zweckgebundenen 

Zahlungen (232 TEUR) standen insgesamt 72.451 TEUR für investive Auszahlungen zur 

Verfügung. 

Bis zum Bilanzstichtag wurden investive Auszahlungen im Höhe von 21.680 TEUR geleistet. 

Dem standen investive Einzahlungen in Höhe von 14.198 TEUR gegenüber.  

Die im Haushaltsplan 2021 vorgesehenen Investitionen wurden damit nur teilweise umgesetzt 

und teilweise in Folgejahre verschoben. Von den veranschlagten Auszahlungsmitteln wurden 

29,9 Prozent in Anspruch genommen.   

Aus dem Haushaltsjahr 2021 wurden Ermächtigungen für investive Auszahlungen in Höhe von 

26.583 TEUR sowie für investive Einzahlungen in Höhe von 32.298 TEUR in das Folgejahr 

übertragen.  

 Berichterstattung zur Umsetzung des Investitionsprogrammes 

Nach § 48 Absatz 3 GemHVO-Doppik in der ab dem 1. August 2019 geltenden Fassung ist im 

Anhang über die Umsetzung des Investitionsprogrammes zu berichten.  

Es wird auf die Ausführungen unter Punkt 9.2 in diesem Bericht verwiesen. 

 Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 

 

Investitionskredite 

Erläuterungen zur Entwicklung der Investitionskredite sind im Anhang auf den Seiten 145 und 

146 enthalten. Diesbezüglich und für die im Berichtszeitraum erfolgten Umschuldungen in 

Höhe von 9.726 TEUR (2020) und in Höhe von 5.867 TEUR (2021) wird auf die Ausführungen 

und Prüfungsfeststellungen unter dem Punkt 4.2.4.1 verwiesen. 

Die Tilgung bestehender Investitionskredite erfolgte in Höhe von 3.230 TEUR (2020) und in 

Höhe von 3.434 TEUR (2021). 
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Zinsauszahlungen für investive Kredite erfolgten in Höhe von 1.245 TEUR (2020) und in Höhe 

von 1.100 TEUR (2021).  

Soweit Zinsabgrenzungen zum Bilanzstichtag 31.12.2020 / 31.12.2021 erforderlich waren, 

wurden diese im Wesentlichen periodengerecht in der jeweiligen Ergebnisrechnung 

2020/2021 berücksichtigt. 

In Bezug auf die Erläuterungen zur Ergebnisrechnung für Zinsaufwendungen wird auf die 

Prüfungsfeststellungen unter Punkt 5.3.3 verwiesen.   

Kassenkredite (bisher: Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit) 

Zu den Bilanzstichtagen 31.12.2020 und 31.12.2021 werden keine Kassenkredite 

ausgewiesen.  

Für weitere Erläuterungen wird auf die Darstellungen und Aussagen in diesem Bericht zur 

Bilanz (Punkt 4.1.2.1 Liquide Mittel und Punkt 4.2.4.2 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten) 

verwiesen.  
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7 Teilhaushalte und Teilrechnungen 

 Teilhaushalte und Produkte 

Der Haushalt der Hansestadt Stralsund wurde gemäß § 4 Absatz 1 und 2 GemHVO-Doppik in 

Teilhaushalte untergliedert.  In den Haushaltsjahren 2019 und 2020 erfolgte die Gliederung in 

15 Teilhaushalte. Mit Wirkung vom 01.02.2020 wurde im Zusammenhang mit der Neubildung 

des Amtes 68 „Amt für stadtwirtschaftliche Dienste“ aus dem Amt 60 „Amt für Planung und 

Bau“ die Verwaltungsstruktur angepasst. Die Aufgaben des neu gebildeten Amtes wurden im 

neu eingerichteten Teilhaushalt 17 „Amt für stadtwirtschaftliche Dienste“ abgebildet. Ab dem 

Haushaltsjahr 2021 wird der Haushalt in 16 Teilhaushalte gegliedert.  

Mit dem Haushaltsplan 2021 erfolgten Änderungen in der Produkt- und Leistungsstruktur.  

Insgesamt wurden folgende Produkte erstmals ausgewiesen:  

• 11.1.07 Amtsleitung Amt 68 (Neubildung des Amtes 68- Amt für stadtwirtschaftliche 

Dienste)  

• 36.7.00 (W) Sonstige Einrichtungen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

(Unterhaltung und Betrieb von eigenen Einrichtungen sowie Zuschüsse für 

Einrichtungen freier Träger) 

• 54.1.02 (W) Straßenreinigung, Winterdienst (vorher 54501 Straßenreinigung) 

• 55.5.01 Kommunale Forstwirtschaft (TH 17 Amt für stadtwirtschaftliche Dienste) 

• 61.1.03 Allgemeine Zuweisung (nur Haushaltsjahr 2020/2021 verwendet - Pauschaler 

Ausgleich der Gewerbesteuermindereinnahmen 2020: 3.728 TEUR; 2021 

2.019 TEUR) 

Darüber hinaus hat sich die Anzahl der Leistungen gegenüber dem Vorjahr um 32 Leistungen 

erhöht. Es sind 9 Leistungen überwiegend aufgrund der Neustrukturierung entfallen und 

weitere 41 Leistungen neu aufgenommen worden. Davon wurden 29 Leistungen im 

Zusammenhang mit der Einführung des § 2b UStG neu eingerichtet. Die getrennte Erfassung 

von Schulen und Sporthallen sowie die differenzierte Erfassung einzelner Sportstätten mit 

unterschiedlichen Nutzungs- und Tätigkeitsbereichen ermöglicht es, diese Bereiche 

umsatzsteuerlich getrennt abbilden zu können. 

Die Entwicklung der Teilhaushalte, Produkte und Leistungen stellt sich für die Haushaltsjahre 

2019 bis 2022 wie folgt dar:  

Für die 30 wesentlichen Produkte liegen Produktbeschreibungen vor. Nicht ausgewiesen 

werden die nach § 4 Absatz 2 GemHVO-Doppik als Grundlage der Gestaltung, Planung, 

Steuerung und Erfolgskontrolle der jährlichen Haushaltsführung darzustellenden 

Leistungsmengen, Ziele und Kennzahlen. Diesbezüglich wird auf die Ausführungen in diesem 

Bericht unter Punkt 3.5.2 verwiesen. 

Haushalts-
jahr  

Teilhaus-
halte 

Produkte davon 
wesentliche 

Produkte   

Leistungen davon 
wesentliche 
Leistungen  

2019 15 80 28 126 50 

2020 15 80 30 126 52 

2021 16 84 30 158 80 

2022 16 83 32 158 83 
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Ergänzend wird durch das Rechnungsprüfungsamt darauf hingewiesen, dass für die 

Haushaltsjahre 2020 und 2021 die gesetzlich vorgeschriebene Verrechnung interner 

Leistungsbeziehungen zwischen Teilhaushalten überwiegend nicht erfolgt ist.  

Es wird hierzu auf die Erläuterungen in diesem Bericht unter Punkt 3.5.7 verwiesen.  

Im Rahmen der Prüfung wurde insbesondere betrachtet, ob die mit den Änderungen der 

Haushalts- und Produktstruktur verbundenen Zuordnungen im Jahresabschluss 2021 

entsprechend umgesetzt wurden. Hierzu wurde die Zuordnung der Produkte und Leistungen 

zu den Teilhaushalten mit den Angaben im Haushaltsplan 2021 abgeglichen. Dabei wurden 

Abweichungen bei einzelnen Produkt- und Leistungszuordnungen festgestellt. Diese werden 

nachfolgend dargestellt und erläutert.  

Abgleich der Produktzuordnung zu den Teilhaushalten  

Im Rahmen der Prüfung wurde die Zuordnung der Produkte zu den Teilhaushalten im 

Jahresabschluss 2021 mit den Angaben im Haushaltsplan 2021 (Übersicht „Teilhaushalte mit 

Produkten und Leistungen“) abgeglichen. Dabei wurde festgestellt, dass bei mehreren 

Produkten Abweichungen zwischen der im Jahresabschluss ausgewiesenen Zuordnung zu 

den Teilhaushalten und der im Haushaltsplan 2021 vorgesehenen Zuordnung bestehen.  

So werden beispielsweise die Produkte 11.4.01 „Gebäudemanagement“, 11.4.02 

„Liegenschaften“, 53.7.01 „Abfallwirtschaft“ und 55.1.01 „Öffentliches Grün, Landschaftsbau, 

Strände“ im Jahresabschluss 2021 teilweise mehreren bzw. anderen Teilhaushalten 

zugeordnet als im Haushaltsplan 2021 vorgesehen. Darüber hinaus werden bei einzelnen 

Produkten im Jahresabschluss Rechnungsergebnisse ausgewiesen, die in der Übersicht der 

Produkte im Haushaltsplan 2021 nicht enthalten sind.  

Die nachfolgenden Ausführungen stellen die im Rahmen der Prüfung festgestellten 

Abweichungen bei einzelnen Produkten dar.  

Produkt  Zuordnung Haushaltsplan 
2021 

Zuordnung   
Jahresabschluss 2021 

Gesamt-
ermächtigungen 
2021 

Ist-Ergebnis 
2021 

11.4.01 
Gebäudemanagement 

TH 16 Zentrales 
Gebäudemanagement 

TH 01 Verwaltungssteuerung -  -112.769,23 €  

TH 16 Zentrales Gebäudem. -4.107.047,87 €  -4.263.263,79 €  

11.4.02 Liegenschaften TH 11 Liegenschaften 
TH 11 Liegenschaften 3.558.361,29 €  5.457.210,45 €  

TH 12 Kämmereiamt -  -22.158,68 €  

55.1.01 Öffentliches 
Grün, Landschaftsbau, 
Strände 

TH 17 Stadtwirtschaftliche 
Dienste 

TH 15 Straßen und Stadtgrün -   -232.952,71 €  

TH 17 Stadtwirtschaftl. Dienste -2.409.630,73 €  -2.056.256,14 €  

53.7.01 Abfallwirtschaft 
 

nicht aufgeführt  
TH 11 Liegenschaften -    -  

TH 13 Ordnungsamt -   33,84 €  

Die Abweichungen beeinträchtigen die Nachvollziehbarkeit der Zuordnung der Produkte zu 

den Teilhaushalten und damit die Vergleichbarkeit. Aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes 

sollte künftig auf eine übereinstimmende und transparente Darstellung der 

Produktzuordnungen im Haushaltsplan und im Jahresabschluss geachtet werden.  

 11.4.01 „Gebäudemanagement“  

Unter dem Produkt 11.4.01 „Gebäudemanagement“ werden sechs Untersachkonten einem 

vom Haushaltsplan abweichenden Teilhaushalt zugeordnet. So werden beispielsweise 

Abschreibungen in Höhe von 113 TEUR im Teilhaushalt 01 „Verwaltungssteuerung“ 
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abgebildet, die nach dem Haushaltsplan 2021 dem Teilhaushalt 16 „Zentrales 

Gebäudemanagement“ zugeordnet werden müssten.  

Die abweichende Zuordnung einzelner Untersachkonten führt dazu, dass die entsprechenden 

Aufwendungen im Jahresabschluss 2021 nicht dem im Haushaltsplan vorgesehenen 

Teilhaushalt 16 „Zentrales Gebäudemanagement“ zugeordnet und damit in einem anderen 

Teilhaushalt der Teilergebnisrechnung ausgewiesen werden.  

Untersachkonto Zuordnung  
Jahresabschluss 

2021 

Ergebnisrechnung 
Ergebnis 2021 

Ergebnisrechnung 
Ergebnis 2020 

99996.40414 - Mieten und Pachten 10 - - 

99996.01045 - Erträge aus der Veräußerung von 
immateriellen Vermögensgegenständen 

01 - - 

99996.01079 - Erträge aus der Veräußerung von 
beweglichen Vermögensgegenständen oberhalb der 
Wertgrenze i. H. v. 410 Euro 

10 - - 

99996.42358 - Abschreibungen auf gewerbliche Schutzrechte 
und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen 
Rechten und Werten  

01 -2.023,00 € -235,62 € 

99996.42889 - Abschreibungen auf geleistete Zuwendungen  01 -110.746,23 € - 

99996.42359 - Verluste aus dem Abgang von immateriellen 
Vermögensgegenständen 

01 - - 

Der abweichende Ausweis der Abschreibungen in Höhe von 113 TEUR in der 

Teilergebnisrechnung 01 „Verwaltungssteuerung“ wird beanstandet. 

Darüber hinaus wird die Leistung 11.4.01.01.1 „Verwaltung Hochbau“ in der Übersicht 

„Teilhaushalte mit Produkten und Leistungen“ des Haushaltsplans 2021 nicht mehr aufgeführt. 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 werden dieser Leistung 11.4.01.01.1 „Verwaltung Hochbau“ 

jedoch 53 Vermögensgegenstände mit einem Restbuchwert zum 31.12.2021 von 7.938 TEUR 

und 13 Sonderposten mit einem Restbuchwert zum 31.12.2021 von 1.921 TEUR zugeordnet.  

Unter anderem wird mit der 11.4.01.01.1 Leistung „Verwaltung Hochbau“ die Anlage im Bau 

„Sanierung Stadion Kupfermühle“ mit einem Buchwert zum 31.12.2021 von 4.853 TEUR 

geführt. Die Produktgruppe 11.4 „Zentrale Dienste“ entspricht nicht dem verbindlich 

vorgegebenen landeseinheitlichen Produktrahmen. Für Sportstätten ist die Produktgruppe 424 

„Sportstätten und Bäder“ zu verwenden. Die Zuordnung ist insoweit nicht nachvollziehbar und 

entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben. 

 11.4.02 „Liegenschaften“ 

Unter dem Produkt 11.4.02 „Liegenschaften“ werden 22 Untersachkonten einem vom 

Haushaltsplan abweichenden Teilhaushalt zugeordnet. Davon weisen in den Haushaltsjahren 

2020 und 2021 zwei Untersachkonten Rechnungsergebnisse aus. So werden im Jahr 2021 

Vergütungen für Arbeitnehmer in Höhe von 22 TEUR im Teilhaushalt 12 „Kämmereiamt“ 

abgebildet, die nach dem Haushaltsplan 2021 dem Teilhaushalt 11 „Liegenschaften“ 

zugeordnet werden müssten.  

Dies betrifft folgende Untersachkonten  

- 99996.41952 - Vergütungen Arbeitnehmer - Inanspruchnahme der Rückstellung 

- 99996.42038 - Vergütungen Arbeitnehmer - Bildung der Rückstellung.  

Die abweichende Zuordnung einzelner Untersachkonten führt dazu, dass die entsprechenden 

Aufwendungen im Jahresabschluss 2021 nicht dem im Haushaltsplan vorgesehenen 
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Teilhaushalt 11 „Liegenschaften“, sondern dem Teilhaushalt 12 „Kämmereiamt“ zugeordnet 

und dort in der Teilergebnisrechnung ausgewiesen werden.  

Der abweichende Ausweis der Vergütungen für Arbeitnehmer in Höhe von 22 TEUR in der 

Teilergebnisrechnung 12 „Kämmereiamt“ wird beanstandet. 

 55.1.01 „Öffentliches Grün, Landschaftsbau, Strände“ 

Unter dem Produkt 55.1.01 „Öffentliches Grün, Landschaftsbau, Strände“ werden 

161 Untersachkonten einem vom Haushaltsplan abweichenden Teilhaushalt zugeordnet. 

Davon weisen 16 Untersachkonten im Haushaltsjahr 2021 Rechnungsergebnisse aus. So 

werden im Jahr 2021  

- Erträge aus der Auflösung von Sonderposten und Erträge aus der Veräußerung von 

beweglichen Vermögensgegenständen in Höhe von 419 TEUR sowie  

- Abschreibungen und Verluste aus dem Abgang von Sachanlagen in Höhe von 

652 TEUR  

im Teilhaushalt 15 „Straßen und Stadtgrün“ abgebildet, die nach dem Haushaltsplan 2021 dem 

Teilhaushalt 17 „Stadtwirtschaftliche Dienste“ zugeordnet werden müssten.  

Die abweichende Zuordnung einzelner Untersachkonten führt dazu, dass die entsprechenden 

Erträge und Aufwendungen im Jahresabschluss 2021 nicht dem im Haushaltsplan 

vorgesehenen Teilhaushalt „Stadtwirtschaftliche Dienste“, sondern dem Teilhaushalt 15 

„Straßen und Stadtgrün“ zugeordnet und dort in der Teilergebnisrechnung ausgewiesen 

werden.  

Der abweichende Ausweis der Erträge und Aufwendungen mit einem Gesamtbetrag in Höhe 

von -233 TEUR in der Teilergebnisrechnung 15 „Straßen und Stadtgrün“ wird beanstandet. 

 53.7.01 „Abfallwirtschaft“ 

Unter dem Produkt 53.7.01 „Abfallwirtschaft“ werden im Jahresabschluss 2021 insgesamt 

134 Untersachkonten geführt. Davon sind 130 Untersachkonten dem Teilhaushalt 13 

„Ordnungsamt“ und vier Untersachkonten dem Teilhaushalt 11 „Liegenschaften“ zugeordnet.  

Die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten (Sachkonto 43710000) sowie die 

Abschreibungen (Sachkonten 53560000 und 53580000) werden im Teilhaushalt 11 

„Liegenschaften“ zugeordnet. Die Entgelte für Abfallentsorgung (Sachkonto 43222001) und 

Einnahmen aus Anlieferung MBA-Wertstoffhof (Sachkonto 43222070) werden hingegen im 

Teilhaushalt 13 „Ordnungsamt“ ausgewiesen.  

Unter dem Produkt werden 32 Vermögensgegenstände sowie zugehörige Sonderposten aus 

Beiträgen und ähnlichen Entgelten mit einem Restbuchwert zum 31.12.2021 von jeweils 

849 TEUR bilanziert.  Hierzu gehören beispielsweise die „Deponiezufahrt“ sowie „Gasfassung 

/ Brunnen inkl. Leitungen“.  

Das Produkt 53.7.01 „Abfallwirtschaft“ ist in den Haushaltsplänen 2021 bis 2026 nicht 

enthalten.  Laut Haushaltsplan wird die Deponie unter dem Produkt 53702 „Deponien“ geführt.  

Die vorstehende Abweichung bei der Produktdarstellung ist beispielhaft für weitere 

Unterscheide zwischen der im Haushaltsplan 2021 vorgesehenen Produktstruktur und der im 

Jahresabschluss 2021 tatsächlich verwendeten Produktzuordnung. Diese werden 

nachfolgend im Rahmen des Abgleichs der Produktzuordnung näher dargestellt.  
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Abgleich der Produkte mit dem Haushaltsplan 2021 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass im Jahresabschluss 2021 bei mehreren 

Produkten Rechnungsergebnisse ausgewiesen werden, die in der Übersicht der Produkte im 

Haushaltsplan 2021 nicht enthalten sind. Teilweise stehen die Abweichungen im 

Zusammenhang mit Änderungen von Produktzuordnungen.  

Beispielsweise wird das Produkt 11.4.06 „Fuhrpark“ (Leistung 11.4.06.01.1 „Fuhrpark“) ab 

dem Haushaltsjahr 2021 unter dem Produkt 11.4.05 Sonstiger zentraler Service (Leistung 

11.4.05.06.1 „Sonstiger zentraler Service Fuhrpark“) geführt. Das ab dem Haushaltsjahr 2021 

verwendete Produkt 11.4.05 „Sonstiger zentraler Service“ einspricht dem landeseinheitlichen 

Produktrahmenplan. Eine Änderung des Produkts war hierfür jedoch nicht zwingend 

erforderlich, da die Untergliederung der Produkte im landeseinheitlichen Produktrahmenplan 

lediglich eine Empfehlung für die Gemeinden darstellt. Verbindlich sind insbesondere die 

Hauptproduktbereiche und Produktbereiche sowie die Zuordnung von Produktgruppen.  

Zum Bilanzstichtag 31.12.2021 werden unter dem Produkt 11.4.06 „Fuhrpark“ jedoch weiterhin 

144 Vermögensgegenstände mit einem Restbuchwert von insgesamt 801 TEUR sowie ein 

Sonderposten ausgewiesen. Die darauf entfallenden Abschreibungen in Höhe von 198 TEUR 

werden damit weiterhin dem Teilhaushalt 15 „Straßen und Stadtgrün“ und nicht dem neuen 

Teilhaushalt 17 „Stadtwirtschaftliche Dienste“ zugeordnet. 

In der nachfolgenden Tabelle werden die Produkte, die im Jahresabschluss 2021 mit 

Rechnungsergebnissen ausgewiesen werden, aber nicht in der Übersicht der Produkte im 

Haushaltsplan 2021 enthalten sind, sowie die Anzahl der zugeordneten 

Vermögensgegenstände und die Buchwerte zum 31.12.2021 dargestellt. 

Produkt  

Ergebnis-
rechnung 
Ergebnis 

2021 

Vermögens-
gegenstände 

(VG)  
VG Buchwert  
31.12.2021 

Sonder-
posten 

Buchwert  
31.12.2021 

  in EUR Anzahl in EUR in EUR 

11.4.06 Fuhrpark (nicht genutzt) -225.786,51  145 801.162,18  1,00  

23.1.01 Berufliche Schule der Hansestadt Stralsund -9.166,54  5 146.668,72  - 

31.1.02 Hilfe zur Pflege (7. Kapitel SGB XII) 50,00  - - - 

36.3.01 Sonstige Leistungen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe -853,56  - - - 

52.3.02 UNESCO-Welterbe, Städtepartnerschaften u. intern. Beziehungen 0,46  1 1,00  - 

53.7.01 Abfallwirtschaft 33,84  64 849.412,64  849.412,64  

53.8.01 Abwasserbeseitigung (nicht verwendet) Ertrag=Aufwand 2 400.366,03  400.366,03  

54.5.01 Straßenreinigung -110,30  - - - 

54.5.02 Winterdienst -1.651,81  7 2.473,10  - 

55.2.01 Gewässer- und Bodenschutz -173,97  17 543.463,91  537.417,56  

57.5.03 Auskunftsstellen für Fremdenverkehr, Fremdenverkehrsbüros, (…) -1.788,68   - - - 

Summe  -239.447,07  241 2.743.547,58  1.787.197,23  

Der Verwaltung wird empfohlen, die Produkt- und Teilhaushaltszuordnungen zu überprüfen 

und die erforderlichen Anpassungen der Stammdaten vorzunehmen. Dabei sollte 

insbesondere geprüft werden, ob sich Änderungen der Produktzuordnungen auch auf die 

Zuordnung der zugehörigen Vermögensgegenstände in der Anlagenbuchhaltung auswirken. 

Soweit erforderlich, sind die Zuordnungen in der Anlagenbuchhaltung anzupassen, um eine 

zutreffende und konsistente Zuordnung der Vermögensgegenstände zu den Produkten und 

Teilhaushalten sicherzustellen.  

Darüber hinaus wird empfohlen, die Anlagenbuchführung bei der Eröffnung und Änderung von 

Produkten und Leistungen einzubeziehen, sofern hierdurch die Zuordnung von 
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Vermögensgegenständen betroffen sein kann, und eine entsprechende Reglung in die 

Dienstanweisung Kassen- und Rechnungswesen unter Punkt 4.2.2 aufzunehmen. 

54102 Straßenreinigung, Winterdienst (vorher 54501 Straßenreinigung) 

Ab dem Haushaltsjahr 2021 erfolgt die Abbildung der Erträge und Aufwendungen der 

Straßenreinigung und des Winterdienstes nicht mehr unter dem bisherigen Produktgruppe 545 

„Straßenreinigung, Winterdienst“, sondern unter der Produktgruppe 541 „Gemeindestraßen“.  

Eine Änderung der Produktgruppe war hierfür jedoch nicht zwingend erforderlich, da sowohl 

der Ausweis unter der Produktgruppe 545 als auch 541 möglich ist. Lediglich die Zuordnung 

zur Produktnummer Statistischen Bundesamt muss gemäß landeseinheitlichen 

Produktrahmenplan jeweils zur 545 erfolgen.  

Soweit auch nicht öffentliche Verkehrsflächen gereinigt werden, wird entsprechend dem 

landeseinheitlichen Produktrahmenplan empfohlen, die Straßenreinigung und den 

Winterdienst zu unterteilen in öffentlichen Verkehrsbereich und nicht öffentlichen 

Verkehrsbereich.  

 Teilrechnungen 

Nach § 60 KV M-V und § 46 GemHVO-Doppik sind im Jahresabschluss anstelle der einzelnen 

Teilrechnungen Übersichten über die Teilrechnungen abzubilden.  

Die einzelnen Teilergebnis- und Teilfinanzrechnungen wurden von der Verwaltung 

entsprechend Nr. 32.1 der GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V für Prüfungszwecke digital zur 

Verfügung gestellt.  

7.2.1 Übersicht über die Teilrechnungen 

Nach § 46 GemHVO-Doppik ist dem Jahresabschluss als Anlage eine Übersicht über die 

Finanzdaten der Teilrechnungen beizufügen.  

Die im Doppeljahresabschluss 2020/2021 enthaltenen Übersichten über die 

Teilergebnisrechnungen und Teilfinanzrechnungen entsprechen im Wesentlichen dem 

vorgegebenen Muster 14.  

Übersicht über die Teilergebnisrechnungen 

Die Übersicht über die Teilergebnisrechnung ist rechnerisch richtig. Die ausgewiesenen 

Gesamtermächtigungen und Ergebnisse der Übersicht über die Teilergebnisrechnung 

stimmen mit den Angaben in der Ergebnisrechnung überein.  

Übersicht über die Teilfinanzrechnungen 

Die Übersicht über die Teilfinanzrechnung ist rechnerisch richtig. Die ausgewiesenen 

Gesamtermächtigungen und Ergebnisse der Übersicht über die Teilfinanzrechnung stimmen 

mit den Angaben in der Finanzrechnung überein. 

7.2.2 Erweiterte Teilergebnisrechnungen 

Die in die Prüfung mit einbezogenen erweiterten Teilergebnisrechnungen entsprachen der in  

§ 46 GemHVO-Doppik vorgeschriebenen Staffelform. Die Gliederung erfolgte gemäß § 4 

Absatz 5 GemHVO-Doppik ordnungsgemäß.  
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7.2.3 Erweiterte Teilfinanzrechnungen 

Die in die Prüfung mit einbezogenen Teilfinanzrechnungen entsprachen der in § 46 GemHVO-

Doppik vorgeschriebenen Staffelform. Die Gliederung erfolgte im Wesentlichen entsprechend  

§ 4 Absatz 6 GemHVO-Doppik.  

Zur Darstellung der wesentlichen Abweichungen bei den Ein- und Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit im Haushaltsjahr 2021 wird nachfolgend eine teilhaushaltsbezogene 

Übersicht dargestellt.  

 Gesamtermächtigungen 2021 Ergebnis 2021 Plan/Ist - Abweichung  

Teilhaushalt 24 Summe der 
Einzahlungen 

aus Investitions-
tätigkeit  

28 Summe der 
Auszahlungen 

aus Investitions-
tätigkeit  

24 Summe der 
Einzahlungen 

aus Investitions-
tätigkeit  

28 Summe der 
Auszahlungen 

aus Investitions- 
tätigkeit  

24 Summe der 
Einzahlungen 

aus Investitions-
tätigkeit  

28 Summe der 
Auszahlungen 

aus Investitions-
tätigkeit  

 Angaben in EUR  
01 
Verwaltungssteuerung 

0  -2.000  0  -1.991  0  -9  

02 Zentrale Dienste 0  -103.453  0  -45.195  0  -58.258  

03 IT-Abteilung 100.000  -676.547  57.807  -458.642  42.193  -217.904  

06 Wirtschaftsförderung 2.055.500  -2.372.235  0  -176.919  2.055.500  -2.195.316  

07 Soziale Hilfen 0  0  0  0  0  0  

08 Kinder- und 
Jugendförderung 

0  0  0  0  0  0  

09 Kulturelle 
Einrichtungen 

1.562.200  -3.070.955  13.077  -153.990  1.549.123  -2.916.964  

10 Schulverwaltung und 
Sport 

16.688.842  -18.974.106  1.249.773  -9.689.450  15.439.069  -9.284.655  

11 Liegenschaften 7.997.400  -13.605.631  2.930.215  -173.990  5.067.185  -13.431.641  

12 Kämmereiamt 0  0  0  0  0  0  

13 Ordnungsamt 484.026  -2.216.442  244.432  -352.360  239.594  -1.864.082  

14 Planung, 
Denkmalpflege und 
Bauaufsicht 

453.500  -6.382.922  151.276  -2.998.727  302.224  -3.384.196  

15 Straßen und 
Stadtgrün 

8.291.042  -16.524.186  4.589.230  -5.186.180  3.701.812  -11.338.006  

16 Zentrales 
Gebäudemanagement 

6.372.425  -6.648.834  161.694  -2.063.763  6.210.731  -4.585.071  

17 Amt für 
stadtwirtschaftliche 
Dienste 

0  -1.339.801  17.464  -344.955  -17.464  -994.845  

90 Zentrale 
Finanzleistungen 

4.783.500  -534.000  4.783.500  -34.000  -0  -500.000  

Die Übersicht zeigt auf, dass die Investitionstätigkeit des Jahres 2021 wertmäßig in fast allen 

Teilhaushalten deutlich von der Planung abweicht.  

Im Anhang zum Jahresabschluss sind zur Investitionstätigkeit die Abweichungen 

verwaltungsübergreifend und nicht spezifisch teilhaushalts- bzw. budgetbezogen erläutert. Die 

im Anhang enthaltene Darstellung wesentlicher Investitionsmaßnahmen beinhaltet die 

Zuordnung wesentlicher Investitionsmaßnahmen zu den entsprechenden Teilhaushalten. 

Die betragsmäßig höchste Plan-Ist-Abweichung weist der Teilhaushalt 10 Schulverwaltung 

und Sport auf. Die Abweichungen betreffen sowohl die investiven Einzahlungen als auch die 

investiven Auszahlungen. Aufgrund der erheblichen Abweichungen wurde die 

Investitionstätigkeit dieses Teilhaushalts einer vertieften Prüfung unterzogen. Dabei wurde 
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insbesondere geprüft, inwieweit die für die Investitionsmaßnahmen bewilligten Fördermittel 

entsprechend dem Bau- und Zahlungsfortschritt abgerufen wurden.  

Teilhaushalt 10 – Schulverwaltung und Sport 

Im Teilhaushalt 10 waren für das Haushaltsjahr 2021 investive Einzahlungen von 

16.689 TEUR und investive Auszahlungen von 18.974 TEUR veranschlagt. Dies entspricht 

einer geplanten Förderquote von rund 88 Prozent.  

Tatsächlich wurden im Haushaltsjahr 2021 investive Auszahlungen von 9.689 TEUR geleistet. 

Dem standen investive Einzahlungen von lediglich 1.250 TEUR gegenüber. Die tatsächlich 

erzielte Förderquote betrug damit nur rund 12,9 Prozent. Aufgrund der erheblichen Plan-Ist-

Abweichung wurde geprüft, ob die für die Investitionsmaßnahmen bewilligten Fördermittel 

entsprechend dem Bau und Zahlungsfortschritt abgerufen wurden.  

Die Auszahlungen entfielen im Wesentlichen auf die in der nachfolgenden Tabelle 

dargestellten drei Baumaßnahmen. Für diese Maßnahmen wurden in den Jahren 2020 und 

2021 insgesamt 9.318 TEUR und im Haushaltsjahr 2022 weitere 12.820 TEUR ausgezahlt. 

Die Auszahlungen beliefen sich damit bis zum 31.12.2022 insgesamt auf 22.138 TEUR. 

Demgegenüber waren bis zu diesem Zeitpunkt lediglich Fördermitteleinzahlungen von 

828 TEUR zu verzeichnen.  

Maßnahme  Zuwendungs-
bescheid vom 

Förder-
satz 

Auszahlungen 
2020/2021 * 

Auszahlungen 
2022 * 

Einzahlung 
Fördermittel 

bis zum 
31.12.2022 * 

Sanierung des Schulgebäudes 
und der Außenanlegen der 
Grundschule Juri Gagarin, 
Wallensteinstraße 8 

06.10.2020  
LFI M-V 

EFRE Mittel 
6.016.230,00 € 

75,00 % -2.799.857,10 € -4.352.870,00 € 827.899,23 € 

Ersatzneubau für eine 
dreizügige Grundschule auf 
dem Campus „Hermann 
Burmeister“ Richtenberger 
Chaussee 28 / Jaromarstraße 
in 18439 Hansestadt 
Stralsund  

09.03.2020  
LFI M-V  

EFRE Mittel 
6.000.000,00 € 

71,64 % -2.741.939,28 € -3.685.700,00 € Keine  

Neubau des Schulgebäudes 
für den regionalen Schulteil 
Campus Schulzentrum am 
Sund  

02.09.2020  
LFI M-V  

EFRE Mittel 
6.000.000,00 € 

60,36 % -3.776.460,00 € -4.781.630,00 € Keine 

Summe -9.318.256,38 € -12.820.200,00 € 827.899,23 € 

* Auswertung WebKomPASS - erweiterte Finanzrechnung (Leistungen 21.1.01.05.1, 21.1.01.07.1, 21.8.01.02.1) 

Unter Berücksichtigung der jeweiligen Fördersätze war auf Grundlage der in den 

Haushaltjahren 2020 und 2021 geleisteten Auszahlungen ein Fördermittelabruf von rund 

6 Mio. EUR rechnerisch möglich. Unter Einbeziehung der im Jahr 2022 geleisteten 

Auszahlungen erhöhte sich der rechnerisch mögliche Fördermittelabruf bis zum 31.12.2022 

auf rund 15 Mio. EUR. Tatsächlich waren bis zu diesem Zeitpunkt lediglich rund 0,8 Mio. EUR 

an Fördermitteln eingegangen.  

Die weiteren Fördermitteleinzahlungen erfolgten erst in den Haushaltsjahren 2023 mit 

10.907 TEUR und 2024 mit 7.177 TEUR.  

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass die bewilligten Fördermittel im Verhältnis zum 

Bau- und Zahlungsfortschritt nicht zeitnah abgerufen wurden. Den im Zeitraum 2020 bis 2022 
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geleisteten Auszahlungen von insgesamt 22.138 TEUR standen bis zum 31.12.2022 lediglich 

Fördermitteleinzahlungen von 828 TEUR gegenüber. Ein wesentlicher Teil der Fördermittel 

wurde erst in den Folgejahren 2023 und 2024 vereinnahmt. Dadurch wurden die mit den 

Investitionsmaßnahmen verbundenen Fördermittelansprüche nicht zeitnah zahlungswirksam.  

Es liegt ein Verstoß gegen die Grundsätze der Erzielung von Erträgen und Einzahlungen 

(§ 44 KV M-V) vor. 

Nach § 19 Absatz 6 GemHVO-Doppik ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 

Ansprüche der Gemeinde vollständig erfasst und rechtzeitig geltend gemacht werden. Durch 

die Verwaltung sind Haushaltsüberwachung und Forderungsmanagement zu optimieren. 

Zur Verbesserung der Steuerung und Überwachung der Fördermittel sollte in der Verwaltung 

eine zentrale Fördermittelüberwachung eingerichtet werden. Hierzu sollte eine fortlaufend zu 

aktualisierende Übersicht über die bewilligten Fördermittel, Fördersätze, förderfähigen 

Auszahlungen, bereits abgerufenen bzw. eingegangen Fördermitteln sowie die noch 

ausstehenden Fördermittel geführt werden. Die fristgerechte Beantragung und der Abruf der 

Fördermittel sowie deren Abrechnung und Eingang sollte zentral überwacht werden.  
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8 Anlagen zum Jahresabschluss und zum Anhang 

 Anlagenübersicht mit Übersicht über die Sonderposten zum Anlagevermögen 

Die „Anlagenübersicht mit Übersicht über die Sonderposten zum Anlagevermögen“ wurde für 

die Haushaltsjahre 2020 und 2021 geprüft. Die im Jahresabschluss enthaltene Übersicht 

entspricht hinsichtlich Gliederung und Darstellung dem verbindlichen Muster 16 des Landes.  

Die rechnerische Prüfung der Anlagenübersicht sowie die Abstimmung der Buchwerte mit den 

Bilanzwerten und den jeweiligen Vorjahreswerten ergaben keine Abweichungen.  

Bezeichnung 

Immaterielle 
Vermögens-
gegenstände Sachanlagen Finanzanlagen 

 Sonderposten 
zum 

Anlagevermögen 

  Angaben in EUR  

Buchwert 31.12.2019 47.037.844,34  487.660.935,43  117.030.324,84   187.492.823,11  

Zugänge 2020 3.398.924,56  14.829.803,35  1.559.776,07   8.910.733,10  

Abgänge RBW 2020 -1.459.872,05  -558.988,46  -320.705,74   -17.090,58  

Umbuchungen RBW 2020 332.593,26  -331.774,20  0,00   0,00  

Abschreibungen/Auflösung Sopo 2020 -3.446.266,95  -11.583.875,15  0,00   -8.752.513,76  

Buchwert 31.12.2020 45.863.223,16  490.014.462,85  118.269.395,17   187.633.951,87  

Zugänge 2021 2.488.330,31  24.229.766,49  1.226.455,32   7.699.917,51  

Abgänge RBW 2021 -1.057.758,98  -1.326.669,70  -288.512,02   -493.401,81  

Umbuchungen RBW 2021 573.702,73  -573.702,73  0,00   0,00  

Abschreibungen/Auflösung Sopo 2021 -3.344.611,19  -11.968.478,41  0,00   -8.756.594,63  

Buchwert 31.12.2021 44.522.886,03  500.375.378,50  119.207.338,47   186.083.872,94  

 Abgleich der Anlagenübersicht mit der Ergebnisrechnung  

Die in der Anlagenübersicht ausgewiesenen Abschreibungen wurden mit den entsprechenden 

Aufwendungen der Ergebnisrechnung abgeglichen. Für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 

ergaben sich hierbei keine Abweichungen.    

Bei den Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten ergaben sich Abweichungen zwischen 

der Anlagenübersicht und der Ergebnisrechnung. Diese resultieren aus Abgängen von 

Sonderposten, deren ertragswirksame Auflösungen auf den Sachkonten für die Erträge aus 

der Auflösung von Sonderposten erfasst wurden. Die Abweichungen betragen 17 TEUR im 

Haushaltsjahr 2020 und 321 TEUR im Haushaltsjahr 2021. Es wird weiterhin empfohlen, für 

Abgänge von Sonderposten ein separates Ertragskonto mit entsprechender Kennzeichnung 

(„Abgang“) zu verwenden. Dadurch werden die Abgänge von den planmäßigen Auflösungen 

getrennt dargestellt und die Nachvollziehbarkeit gewährleistet.  

Die in der Anlagenübersicht ausgewiesenen außerplanmäßigen Abschreibungen und Erträge 

aus der Auflösung von Sonderposten zum Anlagevermögen stimmen mit den in der 

Ergebnisrechnung ausgewiesenen Sachkonten für außerplanmäßige Abschreibungen und 

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten überein. Jedoch wird empfohlen, die 

Bezeichnung des Sachkontos „53923000 (..) unbebaute Grundstücke (…)“ und 

Untersachkontos „99996.42844 (…) bebaute Grundstücke (…)“ zu überprüfen.  
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 Zuordnung der Abschreibungskonten  

Im Rahmen der Prüfung wurde zudem die Zuordnung der Abschreibungskonten zu den 

entsprechenden Bilanzsachkonten geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass die Zuordnung 

grundsätzlich sachgerecht erfolgt. Eine Ausnahme betrifft das Sachkonto 53510000 für 

Abschreibungen auf Brücken, Tunnel und ingenieurtechnische Anlagen (Kontenart 041). Die 

Prüfung hat ergeben, dass die dort erfassten Abschreibungen tatsächlich Straßen, Wege, 

Plätze und Verkehrsanlagen (Kontenart 048) betreffen. Die Anlagennummer 50016769 „1830-

04 Gehweg Insel Küterdamm SSV Altstadt 2019“ wurde mit dem Sachkonto 04830000 Wege 

bilanziert. Es wird wiederholt empfohlen, die Zuordnung für die Folgejahre entsprechend 

anzupassen, so dass die Abschreibungen dem sachlich zutreffenden Abschreibungskonto 

zugeordnet werden.  

 Negative Werte in der Anlagenübersicht 

Im Rahmen der Prüfung wurde geprüft, ob in der Anlagenübersicht negative Werte in der 

Spalte „Zugänge“ oder „Abgänge“ ausgewiesen werden.  

Hierbei wurde im Haushaltsjahr 2020 beim Posten „A 1.1.3 Geleistete Investitionszuschüsse“ 

ein negativer Zugang in Höhe von 108 TEUR festgestellt. Die beiden zugrundeliegenden 

Vorgänge stehen im Zusammenhang mit der Verschiebung von Vermögenswerten aus dem 

Bereich der geleisteten Investitionszuschüsse in den Bereich der Finanzanlagen. Es wird auf 

die Punkte 4.1.1.1.3 „Geleistete Investitionszuschüsse“ und 4.1.1.3.1 „Anteile an verbundenen 

Unternehmen (…)“  in diesem Bericht verwiesen. 

Ergänzend wurde auf Ebene der einzelnen Anlagennummern geprüft, ob negative Werte in 

der Spalte „Zugänge“ ausgewiesen werden. Dabei wurden drei Vorgänge im Haushaltsjahr 

2020 und ein Vorgang im Haushaltsjahr 2021 festgestellt.  

Die beiden Vorgänge Im Haushaltsjahr 2020, die bereits in der Anlagenübersicht als negativer 

Zugang beim Posten A 1.1.3 ausgewiesen sind, betreffen die vorgenannte Verschiebung von 

Vermögenswerten in den Bereich Finanzanlagen.  

Der weitere negative Zugang im Haushaltsjahr 2020 betrifft die Anlage im Bau „Turnhalle Juri 

Gagarin“. Beim Anlagegut wurde zunächst ein negativer Zugang in Höhe von 245 TEUR 

erfasst. Unter Berücksichtigung weiterer positiver Zugänge weist das Anlagegut insgesamt 

einen negativen Zugang von 192 TEUR aus. Im Sachbuch wurde demgegenüber ein Betrag 

von 275 TEUR gebucht. Die restlichen 30 TEUR wurden dem Schulgebäude zugeordnet. Die 

im Kernhaushalt begonnene Maßnahme wurde ab dem Haushaltsjahr 2020 im 

Städtebaulichen Sondervermögen „Knieper West“ fortgeführt. Die Erstattung erfolgte durch 

den Treuhänderischen Sanierungsträger SES im Haushaltsjahr 2021. Die Anlage im Bau weist 

zum 31.12.2021 noch einen Restbuchwert von 29 TEUR aus. Die Maßnahme wurde im 

Haushaltsjahr 2022 vom Städtebaulichen Sondervermögen an den Kernhaushalt übertragen, 

so dass die vollständige Aktivierung im Haushaltsjahr 2022 vorgenommen wurde. Im Ergebnis 

der Prüfung ist festzustellen, dass die Buchungsart „Zugang“ für diesen Vorgang nicht 

zutreffend ist. Die Aktivierung wurde in diesem Zusammenhang nicht geprüft.  

Der im Haushaltsjahr 2021 festgestellte negative Zugang in Höhe von 12 TEUR betrifft die 

Anlagennummer 50020207 „Geleistete Anzahlungen auf Investitionszuschüsse SSV 

Altstadtinsel“. Hierbei handelt es sich um eine Sammelanlagegut, auf dem die geleisteten 

Investitionszuschüsse zunächst gesammelt und anschließend den jeweiligen Vorgängen 
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zugeordnet werden. Der negative Zugang steht im Zusammenhang mit dieser 

Verfahrensweise und konnte im Rahmen der Prüfung nachvollzogen werden.  

Künftig ist bei der Erfassung von negativen Werten in der Spalte „Zugänge“ der 

Anlagenübersicht darauf zu achten, dass diese nur dann verwendet werden, wenn sie auf die 

Korrektur bzw. Rücknahme eines zuvor erfassten Zugangs zurückzuführen sind. Bei 

Abgängen oder Umbuchungen von Vermögensgegenständen ist die jeweils sachlich 

zutreffende Buchungsart zu verwenden. Dadurch wird eine sachgerechte und 

nachvollziehbare Darstellung der Entwicklung des Anlagevermögens in der Anlagenübersicht 

gewährleistet.  

 Forderungsübersicht 

Prüfungsfeststellungen zur Forderungsübersicht im Anhang des Jahresabschlusses  

Die Prüfung ergab folgende Feststellungen  

- Die dem Jahresabschluss gemäß § 60 KV M-V beizufügende Forderungsübersicht 

entspricht grundsätzlich dem Muster 17 und den formellen Anforderungen des 

§ 51 GemHVO-Doppik. 

- Die Forderungsübersicht wurde weiterhin manuell mittels einer Tabellenkalkulation 

erstellt. Eine Erstellung unmittelbar aus dem Finanzverfahren erfolgt nicht.  

- Die im Jahresabschluss ausgewiesenen Werte der Forderungsübersicht stimmen mit 

den Bilanzwerten überein.  

- Die nach Muster 17 vorgesehene Untergliederung der Steuerforderungen in 

Grundsteuer, Gewerbesteuer und sonstige Steuern fehlt. Ein Verzicht auf diese 

Untergliederung ist nach den verbindlichen Mustervorgaben nicht zulässig.  

Prüfungsfeststellungen zur Forderungsübersicht aus dem Finanzverfahren ab-data 

Bei der Prüfung der über die Reportfunktion des Finanzverfahrens ab-data erzeugten 

Forderungsübersicht wurden folgende Abweichungen festgestellt:  

- Zwischen den Haushaltjahren 2020 und 2021 besteht eine Verschiebung zwischen den 

Forderungsarten Gebührenforderungen und Beitragsforderungen in Höhe von 

6.416,66 EUR. Ursache ist eine Änderung der Stammdaten, bei der die Einnahmeart 

2682 „Grenzbetrag Grundschule Karsten-Sarnow“ von einem Untersachkonto mit der 

Forderungskontenart 15100000 - Gebührenforderungen auf ein Untersachkonto mit 

der Forderungskontenart 15200000 - Beitragsforderungen umgestellt wurde.  

- Die auf den Systemkonten gebuchten Einzelwertberichtigungen (Konto 2128xxxx) 

werden in der Summenzeile „2.2 Summe Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände“ nicht berücksichtigt. Dadurch werden die Spalten „kumulierte 

Wertberichtigungen“ sowie „Bilanzwert zum 31.12.“ fehlerhaft ausgewiesen.  

- Bei den sonstigen Vermögensgegenständen wurde eine abweichende Darstellung der 

Restlaufzeiten gegenüber der dem Jahresabschluss beigefügten Forderungsübersicht 

festgestellt. Die in der Forderungsübersicht 2021 des Jahresabschlusses 

ausgewiesenen Restlaufzeiten von 1 bis 5 Jahren sowie über 5 Jahre wurden wurde 

mit den entsprechenden Angaben in der Übersicht der Erbbaurechtsverträge zum 

31.12.2021 abgeglichen. Dabei ergaben sich keine Abweichungen.  
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Bereits im Anhang zum Jahresabschluss 2019 vom 01.11.2023 wurde ausgeführt, dass 

gemeinsam mit dem Softwareanbieter an einer Behebung der Einschränkung der 

Reportfunktion gearbeitet werde. Zum Zeitpunkt der Prüfung bestehen die festgestellten 

Abweichungen weiterhin.  

Das Rechnungsprüfungsamt erwartet, dass die bestehenden Einschränkungen der 

Reportfunktion zeitnah behoben werden und künftig eine den gesetzlichen Vorgaben 

entsprechende Forderungsübersicht unmittelbar aus dem Finanzverfahren erstellt werden 

kann.  

 Verbindlichkeitenübersicht 

Die dem Jahresabschluss gemäß § 60 KV M-V beizufügende Verbindlichkeitenübersicht 

entspricht den formellen Anforderungen (Muster 18) und enthält die notwendigen Angaben 

gemäß § 52 GemHVO-Doppik. 

Die dem Jahresabschluss beigefügte Verbindlichkeitenübersicht wurde unter Anwendung 

einer Tabellenkalkulationssoftware (Excel) erstellt.  

Die in der Verbindlichkeitenübersicht ausgewiesenen Beträge stimmen mit den Bilanzwerten 

überein und sind nach Restlaufzeiten unterteilt. Die ausgewiesenen Restlaufzeiten wurden 

manuell ermittelt. 

Im Rahmen der Prüfung der Verbindlichkeitenübersicht wurden folgende Feststellungen 

getroffen: 

- Die rechnerische Prüfung der Verbindlichkeitenübersicht (Muster 18) ergab keine 

Fehler.  

- Die in der Verbindlichkeitenübersicht ausgewiesenen Beträge stimmen mit der Bilanz 

überein. 

- Die Abstimmung der Verbindlichkeitenübersicht des Jahresabschlusses 2020 und 

2021 mit der über die Report-Funktion der Finanzsoftware ab-data web Finanzwesen 

erstellten Verbindlichkeitenübersicht ergab Abweichungen bei den ausgewiesenen 

Restlaufzeiten. 

- Bei den Saldovorträgen der Verbindlichkeiten zum Bilanzstichtag 31.12.2021 wurde 

eine Abweichung in Höhe von 54,82 EUR festgestellt. Dabei erfolgte eine 

Verschiebung zwischen den Bilanzposten B 4.5 „Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen“ und B 4.10.2 „Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber dem sonstigen 

öffentlichen Bereich“. Ursache war die Anlage von Folgeadressen im öffentlichen 

Bereich (J 02) für zwei bislang dem privaten Bereich (J 01) zugeordnete Adressen 

(507982 und 508059). Die betreffenden Verbindlichkeiten betreffen Aufwendungen für 

Gerichtsvollzieher (USK 03000.65830). 

- Es werden fünf Verbindlichkeitssachkonten mit negativen Salden festgestellt, die im 

Wesentlichen auf Korrekturbuchungen im Zusammenhang mit der Bereichs-

abgrenzung zurückzuführen sind (99996.xxxxx Untersachkonten). 

Das Rechnungsprüfungsamt erwartet, dass die Verbindlichkeitenübersicht künftig mittels der 

Reportfunktion des Softwareverfahrens ab-data erstellt wird.  
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Entsprechend der Ausführungen auf Seite 106 des Anhangs zum Doppeljahresabschluss 

2020/2021 arbeitet die Verwaltung weiterhin daran, dies umzusetzen. 

Prüfungsfeststellungen zu den Restlaufzeiten 

Im Rahmen der stichprobenartigen Prüfung der Restlaufzeiten wurde bei der Verbindlichkeit 

(B 4.10.2) aus dem Gebietsänderungsvertrag Kramerhof eine fehlerhafte Zuordnung zu den 

Restlaufzeiten festgestellt. Aus dem Vertrag ergibt sich eine Zahlungsverpflichtung zum 

Ausgleich des Gebietsverlustes und der entfallenen Einnahmen im Zusammenhang mit der 

Neuzuordnung des Hansedoms in Höhe von 2.500 TEUR, die in vier jährlichen Raten zu 

jeweils 625 TEUR jeweils zum 30.06. des Jahres zu leisten ist.  

Die Restlaufzeiten wurden in der Verbindlichkeitenübersicht der Jahre 2020 und 2021 

vollständig der Restlaufzeit „bis zu einem Jahr“ zugeordnet.  

Zum 31.12.2020 wären hiervon  

- 625 TEUR mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr und  

- 1.250 TEUR mit einer Restlaufzeit von ein bis fünf Jahren aufzuweisen gewesen.  

Zum 31.12.2021 wären  

- 625 TEUR mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr und  

- 625 TEUR mit einer Restlaufzeit von ein bis fünf Jahren aufzuweisen gewesen.  

Die erforderliche Unterteilung der Verbindlichkeiten nach Restlaufzeiten wurde damit nicht 

sachgerecht vorgenommen.  

Eine Vereinfachung der Unterteilung nach Restlaufzeiten wurde mit Schreiben des 

Ministeriums für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern vom 30.08.2023 

für die Jahresabschlüsse 2020 bis 2023 nicht zugelassen.  

Prüfungsfeststellungen zu den Kreditverbindlichkeiten 

Im Rahmen der Prüfung wurden die Restlaufzeiten für Investitionskredite vom inländischen 

Geldmarkt (B 4.2.1) mit den vorliegenden Tilgungsplänen (m-Zins-Darlehensverwaltung, 

Kreditinstitute und LFI M-V) abgestimmt.  

Die Restlaufzeiten zu den Bilanzstichtagen 31.12.2020 und 31.12.2021 wurden sachgerecht 

ermittelt und in der Verbindlichkeitenübersicht wiedergegeben. 

Die Restlaufzeiten für Investitionskredite von sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen 

(B 4.10.2) beim Landesförderinstitut (Darlehen aus dem Kommunalen Aufbaufonds) wurden 

im Rahmen der Prüfung auf Basis der tatsächlich geleisteten Tilgungen bis zum 

Prüfungszeitpunkt (Stand: 31.08.2026) abgestimmt. 

Die Restlaufzeiten wurden im Wesentlichen sachgerecht ermittelt und in der Verbindlichkeiten-

übersicht wiedergegeben. 

Die Prüfung ergab zum Bilanzstichtag 31.12.2020 eine Verschiebung von der Restlaufzeit „von 

über einem bis zu fünf Jahren“ zu der Restlaufzeit „von mehr als fünf Jahren“ in Höhe von 

27 TEUR. 

Das LFI M-V hat aufgrund der bestehenden Kapitalmarktbedingungen die Tilgungsbeträge ab 

dem Jahr 2024 angepasst. Die Verschiebung betrifft die Darlehensverträge 2001-01 und 2001-
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02 (vollständige Tilgung bis zum 31.12.2025) sowie 2001-03 (vollständige Tilgung am 

02.07.2026). 

 Rückstellungsübersicht 

Wie bereits in den Prüfungsberichten der Vorjahre ausgeführt, wird dem Jahresabschluss eine 

Rückstellungsübersicht beigefügt. Für die Jahresabschlüsse 2011 bis 2016 erfolgte eine 

getrennte Darstellung der Veränderungen der Rückstellungen nach Zuführung, 

Inanspruchnahme und Auflösung sowie die Verrechnung mit der Kapitalrücklage bzw. der 

Korrektur der Eröffnungsbilanz.  

Die seit den Jahresabschlüssen 2017 verwendete Übersicht enthält diese differenzierte 

Darstellung nicht mehr. Insbesondere werden Inanspruchnahme und Auflösung von 

Rückstellungen zusammengefasst ausgewiesen. Das Rechnungsprüfungsamt hatte daher 

bereits in den Vorjahren empfohlen, zur Verbesserung der Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit die Inanspruchnahme und die Auflösung wieder getrennt darzustellen. 

Dieser Empfehlung wurde auch für die Jahresabschlüsse 2020 und 2021 nicht gefolgt.  

Die im Jahresabschluss ausgewiesene saldierte Darstellung lässt insbesondere den Umfang 

der ertragswirksamen Auflösung von Rückstellungen nicht unmittelbar erkennen. So wurden 

beispielsweise im Haushaltsjahr 2020 Rückstellungen in Höhe von rund 2.230 TEUR 

ertragswirksam aufgelöst. Zur besseren Nachvollziehbarkeit werden die Veränderungen der 

Rückstellungen im vorliegenden Prüfungsbericht daher getrennt nach Zuführung, 

Inanspruchnahme und Auflösung dargestellt.  

Haushaltsjahr 2020 
Rückstellungart  Zuführung 

2020 
Inanspruch-
nahme 2020 

Auflösung 
2020  

Veränderung 
insgesamt  

 Angaben in EUR  

Rückstellung für Pensionen und ähnliche 
Verpflichtung 

4.482.413,95  -2.098.428,61  -2.091.737,81  292.247,53  

davon Pensionsrückstellungen 3.867.484,00  -1.810.551,00  -758.353,00  1.298.580,00  

davon Beihilferückstellungen 614.929,95  -287.877,61  -1.333.384,81  -1.006.332,47  

Steuerrückstellungen 0,00  0,00  0,00  0,00  

Sonstige Rückstellungen 1.646.648,64  -562.508,00  -138.675,89  945.464,75  

unterlassene Instandhaltung 189.000,00  -10.923,26  - 178.076,74  

Rekultivierung/Nachsorge kom. Deponien - -384.695,56  - -384.695,56  

Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren 21.300,00  - - 21.300,00  

personalbezogene finanzielle Verpflichtungen 326.748,64  -147.588,12  -138.675,89  40.484,63  

   davon ATZ, Sabbatical, Beschäftigte im feuerw. Dienst 200.543,70  -24.166,56  -138.675,89  37.701,25  

   davon LOB 121.928,46  -116.811,76  - 5.116,70  

   davon Nachversicherung Anwärter 4.276,48  -6.609,80  - -2.333,32  

sonstige finanzielle Verpflichtungen 1.109.600,00  -19.301,06  - 1.090.298,94  

Summe 6.129.062,59  -2.660.936,61  -2.230.413,70  1.237.712,28  

Die ertragswirksamen Auflösungen der Rückstellungen in Höhe von 2.230 TEUR im 

Haushaltsjahr 2021 resultieren aus den folgenden Sachverhalten: 

- Rückstellungen für Beihilfeverpflichtungen - Anpassung des Prozentsatzes von 

20 Prozent auf 15,9 Prozent laut Orientierungsdaten 2019/2020 (-1.213 TEUR) 

- Pension- und Beihilferückstellungen 
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o Dienstherrenwechsel eines ausgeschiedenen Beamten innerhalb 

Mecklenburg-Vorpommern (-68 TEUR) – keine ergebnisneutrale Buchung 

gemäß § 18 GemHVO-Doppik erfolgt  

o Ausscheiden von zwei Versorgungsempfängern aus dem Bestand (-811 TEUR) 

- Altersteilzeit/Sabbatical-Rückstellung - Ausräumung von Beanstandungen aus 

Vorjahren (-139 TEUR) 

Haushaltsjahr 2021 

Rückstellungart  Zuführung 
2021 

Inanspruch-
nahme 

Auflösung 
2021  

Veränderung 
insgesamt  

 Angaben in EUR  

Rückstellung für Pensionen und ähnliche 
Verpflichtung 

2.064.650,65  -805.372,92  -196.089,42  1.063.188,31  

davon Pensionsrückstellungen 1.725.144,00  -693.689,00  -168.897,00  862.558,00  

davon Beihilferückstellungen 339.506,65  -111.683,92  -27.192,42  200.630,31  

Steuerrückstellungen 0,00  0,00  0,00  0,00  

Sonstige Rückstellungen 810.637,09  -2.195.885,51  -51.666,37  -1.436.914,79  

unterlassene Instandhaltung 180.634,64  -180.634,64  - 0,00  

Rekultivierung/Nachsorge kom. Deponien - -361.111,46  - -361.111,46  

Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren - -1.508.451,26  - -1.508.451,26  

personalbezogene finanzielle Verpflichtungen 404.502,45  -144.862,39  - 259.640,06  

   davon ATZ, Sabbatical, Beschäftigte im feuerw. Dienst 270.307,43  -16.122,29  - 254.185,14  

   davon LOB 127.383,39  -121.928,47  - 5.454,92  

   davon Nachversicherung Anwärter 6.811,63  -6.811,63  - 0,00  

sonstige finanzielle Verpflichtungen 225.500,00  -825,76  -51.666,37  173.007,87  

Summe 2.875.287,74  -3.001.258,43  -247.755,79  -373.726,48  

Die ertragswirksamen Auflösungen der Rückstellungen in Höhe von 248 TEUR im 

Haushaltsjahr 2021 resultieren aus den folgenden Sachverhalten: 

- Pension- und Beihilferückstellungen (196 TEUR) 

o  Ausscheiden eines Versorgungsempfängers aus dem Bestand (158 TEUR) 

o Sonderfall – in der Mitteilung vom VM-V zum Bilanzstichtag 31.12.2021 nicht 

mehr enthalten (38 TEUR) 

- Auflösung der Rückstellung für Ausfallbürgschaften (52 TEUR) 

 Übersicht über die über das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden 

Haushaltsermächtigungen 

Dem Doppeljahresabschluss 2020/2021 ist jeweils eine „Übersicht über die über das Ende des 

Haushaltsjahres hinaus geltenden Haushaltsermächtigungen“ beigefügt. Die Gliederung der 

Übersicht ergibt sich aus § 53 GemHVO-Doppik in Verbindung mit § 61 Nummer 2 und 11 

GemHVO-Doppik. 

Die den Jahresabschlüssen gemäß § 60 KV M-V beigefügten Übersichten über die über das 

Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden Haushaltsermächtigungen entsprechen im 

Wesentlichen den formellen Anforderungen des § 53 GemHVO-Doppik (Muster 19). 

In Hinblick auf die fehlerhafte Darstellung der Aufnahme von Krediten für Investitionen wird auf 

die Ausführungen unter Punkt 8.5.2 verwiesen.  
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8.5.1 Übertragung von Haushaltsansätzen 

Nach § 15 GemHVO-Doppik können Ansätze des Haushaltsjahres unter den dort genannten 

Voraussetzungen in das Folgejahr übertragen werden.   

Die in der Ergebnisrechnung 2020 und in der Finanzrechnung 2020 ausgewiesenen 

Ermächtigungsübertragungen stimmen mit den Angaben in der Anlage 9 „Übersicht über die 

über das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden Haushaltsermächtigungen 2020“ 

überein. 

Ermächtigungsübertragungen der Ergebnisrechnung                                                                                                               

(Aufwandsermächtigungen) 

In das Jahr 2020 wurden für Aufwendungen Ermächtigungen in Höhe von 1.320 TEUR 

übertragen.  

Nach der Ergebnisrechnung 2020 wurden in das Haushaltsjahr 2021 Ermächtigungen für 

Aufwendungen in Höhe von 1.456 TEUR übertragen. In der Ergebnisrechnung 2021 werden 

demgegenüber aus Haushaltsvorjahren übertragene Ermächtigungen für Aufwendungen in 

Höhe von 2.020 TEUR ausgewiesen. Daraus ergibt sich gegenüber den in der 

Ergebnisrechnung 2020 ausgewiesenen Übertragungen eine Abweichung von rund 

564 TEUR. Die Abweichung betrifft 45 Untersachkonten. Die stichprobenartige Prüfung ergab, 

dass die betreffenden Untersachkonten im Vorjahr noch nicht bestanden (Untersachkonten 

52310.80656 und 52330.40012).  

In das Jahr 2022 werden nach der Ergebnisrechnung 2021 für Aufwendungen 

Ermächtigungen in Höhe von 3.188 TEUR übertragen.  

Die nachfolgende Übersicht stellt die in der Ergebnisrechnung 2020 und der Ergebnisrechnung 

2021 ausgewiesenen Ermächtigungsübertragungen gegenüber.  

  
Ergebnisrechnung 

2020 

Ergebnisrechnung 

2021 
  

Ertrags- und Aufwandsarten  

(gemäß §44 Absatz 2 GemHVO-Doppik)  

Übertragung von 

Ermächtigungen in 

Haushaltsfolgejahre  

Übertragene 

Ermächtigungen aus 

Haushaltsvorjahren    

Abweichung 

  Spalte 7 Spalte 2   

-   Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  1.300.394,94 € 1.796.094,78 € 495.699,84 € 

-   Zuwendungen, Umlagen und sonstige   

    Transferaufwendungen  
72.091,26 € 72.091,26 € - 

-   Sonstige Aufwendungen 83.167,74 € 151.397,45 € 68.229,71 € 

Summe der Aufwendungen  1.455.653,94 € 2.019.583,49 € 563.929,55 € 

Darüber hinaus stimmen die Angaben zu den Ermächtigungsübertragungen im Anhang 

(Seite 111: „Die Ermächtigungsübertragungen aus dem Haushaltsjahr 2020 wurden am 

15.April.2021 durch den Oberbürgermeister angeordnet. Die Übertragungen umfassten bei 

den Aufwendungen und ordentlichen Auszahlungen 1.540.283,49 EUR.“) nicht mit den 

entsprechenden Angaben der Ergebnisrechnung überein.  

So wird im Anhang für die Übertragung in das Haushaltsjahr 2021 ein Betrag von 1.540 TEUR 

genannt, während die Ergebnisrechnung 2020 Ermächtigungsübertragungen für 

Haushaltsfolgejahre für Aufwendungen in Höhe von 1.456 TEUR und die Ergebnisrechnung 

2021 Übertragungen aus Vorjahren in Höhe von 2.020 TEUR ausweist.   
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Damit bestehen sowohl zwischen der Ergebnisrechnung 2020 und 2021 als auch zwischen 

den Angaben im Anhang Abweichungen bei den ausgewiesenen Ermächtigungs-

übertragungen.  

Die Ermächtigungsübertragungen sind in den Ergebnisrechnungen 2020 und 2021 sowie im 

Anhang nicht übereinstimmend dargestellt. Die Verwaltung sollte künftig sicherstellen, dass 

die Ermächtigungsübertragungen zwischen den einzelnen Jahresabschlussbestandteilen 

abgestimmt und vollständig sowie nachvollziehbar ausgewiesen werden.  

Ermächtigungsübertragungen der Finanzrechnung                                                                                

(Ein- und Auszahlungsermächtigungen) 

Die nachfolgende Übersicht stellt die in der Finanzrechnung 2020 ausgewiesenen 

Übertragungen von Ermächtigungen in Haushaltsfolgejahre den in der Finanzrechnung 2021 

ausgewiesenen Übertragungen aus Haushaltsvorjahren gegenüber. 

  Finanzrechnung 2020 Finanzrechnung 2021   

Ein- und Auszahlungsarten  Übertragung von 
Ermächtigungen in 
Haushaltsfolgejahre  

Übertragene 
Ermächtigungen aus 
Haushaltsvorjahren    

Abweichung (gemäß § 45 Absatz 2 i.V.m. § 3 Absatz 1 
Satz 1 GemHVO-Doppik) 

  Spalte 7 Spalte 2   

17. Summe der laufenden  
      Auszahlungen 

3.242.253,94 € 3.806.183,49 € 563.929,55 € 

24. Summe der Einzahlungen aus  
      Investitionstätigkeit 

18.106.503,08 € 18.340.703,08 € 234.200,00 € 

28. Summe der Auszahlungen aus  
      Investitionstätigkeit 

20.828.830,23 € 21.593.740,54 € 764.910,31 € 

Die Übersicht zeigt Abweichungen zwischen den in der Finanzrechnung 2020 ausgewiesenen 

Übertragungen von Ermächtigungen in Haushaltsfolgejahre und den in der Finanzrechnung 

2021 ausgewiesenen Übertragungen aus Haushaltsvorjahren. Die Abweichungen betreffen 

sowohl laufende Auszahlungen als auch Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit.  

Die nachfolgende Übersicht stellt die in der Finanzrechnung 2021 ausgewiesenen 

Ermächtigungsübertragungen den entsprechenden Angaben im Anhang gegenüber. 

Ein- und Auszahlungsarten  Finanzrechnung 2021 
Übertragung von 

Ermächtigungen in 
Haushaltsfolgejahre  

         Angabe im Anhang  Abweichung 
(Anhang./. 

FR) (gemäß § 45 Absatz 2 i.V.m. § 3 Absatz 1 
Satz 1 GemHVO-Doppik) 

         Spalte 2          Seiten    

17. Summe der laufenden   
      Auszahlungen 

3.806.183,49 € 1.540.283,49 € 110, 111 -2.265.900,00 € 

24. Summe der Einzahlungen aus  
      Investitionstätigkeit 

18.340.703,08 € 18.218,7 TEUR 110, 137 -122 TEUR 

28. Summe der Auszahlungen aus  
      Investitionstätigkeit 

21.593.740,54 € 21.358,2 TEUR 110, 137 -235 TEUR 

Die Übersicht zeigt Abweichungen zwischen den in der Finanzrechnung 2021 ausgewiesenen 

Übertragungen aus Haushaltsvorjahren und den entsprechenden Angaben im Anhang. Die 

Abweichungen betreffen sowohl laufende Auszahlungen als auch Ein- und Auszahlungen aus 

Investitionstätigkeit.  

Die Angaben zu den Ermächtigungsübertragungen sind mit den einzelnen Bestandteilen des 

Jahresabschlusses abzustimmen. Die festgestellten Abweichungen sind aufzuklären. Die 
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Verwaltung hat künftig sicherstellen, dass die Ermächtigungsübertragungen in der 

Finanzrechnung und im Anhang übereinstimmend, vollständig und nachvollziehbar dargestellt 

werden.   

Eine vollständige sachliche Prüfung der für die Ermächtigungsübertragung notwendigen 

Voraussetzungen gemäß § 15 GemHVO-Doppik erfolgte im Rahmen der Prüfung nicht. 

8.5.2 Übertragung von Ermächtigungen für die Aufnahme von Krediten für 

Investitionen 

Nach § 52 Absatz 3 KV M-V gilt die in der Haushaltssatzung festgesetzte und genehmigte 

Kreditermächtigung bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Haushaltsjahres 

weiter. 

Haushaltsjahr 2020 

Mit Datum vom 03.07.2020 ergingen die rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur 

Haushaltssatzung 2020 der Hansestadt Stralsund. Die Genehmigung gemäß 

§ 52 Absatz 2 KV M-V des in § 2 der Haushaltssatzung für 2020 festgesetzten Gesamtbetrags 

der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

ohne Umschuldungen in Höhe von 5.205,8 TEUR wurde versagt. Aus dem Vorjahr wurden 

keine Kreditermächtigungen übertragen. 

In der als Anlage 9 zum Jahresabschluss 2020 beigefügten „Übersicht über die über das Ende 

des Haushaltsjahres hinaus geltenden Haushaltsermächtigungen 2020“ (Seite 209) erfolgt 

eine fehlerhafte Darstellung: 

Der unter Nr. 04 „Ermächtigungen für Aufnahme von Krediten für Investitionen“ in Spalte 1 als 

„genehmigte Festsetzung 2020“ ausgewiesene Betrag von 14.932,3 TEUR ist fehlerhaft. Für 

das Jahr 2020 wurde keine entsprechende Kreditermächtigung festgesetzt.  

Der in Spalte 2 als „davon im Haushaltsjahr in Anspruch genommen“ ausgewiesene Betrag in 

Höhe von 9.726,5 TEUR entspricht dem Gesamtbetrag der im Jahr 2020 erfolgten 

Umschuldungen. 

Haushaltsjahr 2021 

Mit Datum vom 19.08.2021 ergingen die rechtsaufsichtlichen Entscheidungen zur 

Haushaltssatzung 2021 der Hansestadt Stralsund. Die Genehmigung gemäß 

§ 52 Absatz 2 KV M-V des in § 2 der Haushaltssatzung für 2021 festgesetzten Gesamtbetrags 

der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

ohne Umschuldungen in Höhe von 20.195,1 TEUR wurde teilweise in Höhe von 4.246,1 TEUR 

genehmigt. Aus dem Vorjahr wurden keine Kreditermächtigungen übertragen. 

Der in der Spalte 3 als fortgeltende Kreditermächtigung nach § 52 Absatz 3 KV M-V 

ausgewiesene Betrag in Höhe von 4.246,1 TEUR stimmt mit der rechtsaufsichtlichen 

Entscheidung zur Haushaltssatzung 2021 über ein. Da für das Haushaltsjahr 2022 zum Ende 

des Haushaltsjahres 2021 noch keine Haushaltssatzung öffentlich bekannt gemacht worden 

war, galt die genehmigte Kreditermächtigung gemäß § 52 Absatz 3 KV M-V über das 

Haushaltsjahr 2021 hinaus fort.  
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In der als Anlage 9 zum Jahresabschluss 2021 beigefügten „Übersicht über die über das Ende 

des Haushaltsjahres hinaus geltenden Haushaltsermächtigungen 2021“ (Seite 213) erfolgt 

ebenfalls eine fehlerhafte Darstellung: 

Der unter Nr. 04 „Ermächtigungen für Aufnahme von Krediten für Investitionen“ in Spalte 1 als 

„genehmigte Festsetzung 2021“ ausgewiesene Betrag von 26.136,8 TEUR ist fehlerhaft. Für 

das Haushaltsjahr 2021 wurde eine Kreditermächtigung in Höhe von 4.246,1 TEUR 

genehmigt.  

Der in Spalte 2 als „davon im Haushaltsjahr in Anspruch genommen“ ausgewiesene Betrag in 

Höhe von 5.866,7 TEUR entspricht dem Gesamtbetrag der im Jahr 2021 erfolgten 

Umschuldungen. 

8.5.3 Fortgeltung von Verpflichtungsermächtigungen  

Nach § 60 Absatz 3 Nummer 5 KV M-V in Verbindung mit § 53 GemHVO-Doppik ist dem 

Anhang als Anlage eine Übersicht der aus Verpflichtungsermächtigungen in den kommenden 

Haushaltsjahren voraussichtlich fällig werdenden Auszahlungen beizufügen.  

Die entsprechende Übersicht ist für den Doppeljahresabschluss 2020/2021 nicht vorhanden. 

Im Anhang zum Jahresabschluss 2019 wird auf Seite 82 erläutert, dass die mit Beschluss der 

Haushaltssatzung für das Jahr 2020 veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 

von 54.552 TEUR seitens der Rechtsaufsichtsbehörde vollständig und die für das Jahr 2021 

veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen von 37.130 TEUR nur teilweise in Höhe von 

29.839 TEUR genehmigt wurden.  

Entsprechende Erläuterungen zum Genehmigungsverfahren sind auf den Seiten 107, 109 und 

138 des Anhangs verortet.  

In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 erfolgte keine Inanspruchnahme von 

Verpflichtungsermächtigungen (Anhang Seite 148 und 149).   
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9 Anhang zum Jahresabschluss 

Für die Erstellung des Anhangs zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 fand § 48 GemHVO-

Doppik in der ab dem 1. August 2019 geltenden Fassung Anwendung.  

Der Anhang zum Doppeljahresabschluss wurde unter Beachtung der gesetzlichen 

Vorschriften zur Rechnungslegung und zum Jahresabschluss sowie unter Beibehaltung der 

Struktur des vorhergehenden Jahresabschlusses erstellt. Die für die Berichterstattung im 

Anhang maßgeblichen allgemeinen Grundsätze einer gewissenhaften und ordnungsmäßigen 

Rechenschaftslegung wurden im Wesentlichen beachtet. 

Die Berichterstattung erfolgt in Bezug auf die verspätete Aufstellung des Jahresabschlusses 

nachvollziehbar und ist geeignet, in Verbindung mit dem Jahresabschluss und den Anlagen 

zum Jahresabschluss im Wesentlichen ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Hansestadt Stralsund zu vermitteln. 

 Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage  

Zu beachten ist, dass mit der Neufassung des § 48 Absatz 1 GemHVO-Doppik in der ab dem 

1. August 2019 geltenden Fassung die bisherige Pflicht zur Erstellung eines 

Rechenschaftsberichtes als Anlage zum Jahresabschluss aufgehoben wurde und die bisher 

im Rechenschaftsbericht verorteten wesentlichen Informationen in den Anhang überführt 

wurden. Damit ist im Anhang eine dem Umfang der gemeindlichen Aufgabenerfüllung 

entsprechende Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage 

der Gemeinde vorzunehmen. 

Zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 erfolgt diese Analyse nur begrenzt und damit nicht 

vollständig im Sinne der gesetzlichen Neuregelung. In Anbetracht des eingetretenen zeitlichen 

Verzugs der Vorlage des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 erscheint dies vertretbar.  

 Umsetzung des Investitionsprogrammes (§ 48 Absatz 3 GemHVO-Doppik) 

Nach § 48 Absatz 3 GemHVO-Doppik in der ab dem 1. August 2019 geltenden Fassung ist im 

Anhang über die Umsetzung des Investitionsprogrammes zu berichten.  

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2015 empfohlen, 

die Berichterstattung zur Investitionstätigkeit auf die Maßnahmen bezogen durchzuführen.  

Mit der im Doppeljahresabschluss für 2020 (ab Seite 129) und für 2021 (ab Seite 133) 

enthaltenen Darstellung von Finanzinformationen zu den ausgewählten Maßnahmen folgt die 

Verwaltung diesem Vorschlag zum Teil, verzichtet jedoch aus Gründen der geringen 

Aussagekraft durch den eingetretenen Zeitverzug für den Doppeljahresabschluss 2020/2021 

auf verbale Erläuterungen zum Fortschritt der Realisierung einzelner Investitionsmaßnahmen.  

Es ist festzustellen, dass die im Text genannten Zahlenwerte nicht mit den Werten der 

Finanzrechnung übereinstimmen. Hierzu wird auf die Ausführungen unter Punkt 6.3.3 in 

diesem Bericht verwiesen.  
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 Berichterstattung über die Erfüllung von Zielen, Leistungsmengen und 

Kennzahlen für wesentliche Produkte (§ 48 Absatz 3 GemHVO-Doppik) 

In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 sind abweichend von § 4 Absatz 3 GemHVO-Doppik 

keine Ziele und Kennzahlen als Grundlage für die Gestaltung, Planung, Steuerung und 

Erfolgskontrolle des jährlichen Haushaltes festgelegt. Im aufgestellten Doppeljahresabschluss 

2020/2021 erfolgt dementsprechend auch kein Ausweis von Ist-Kennzahlen nach § 48 Absatz 

3 GemHVO-Doppik. 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 wird auf Seite 146 ausgeführt: „Die 

Hansestadt Stralsund hatte im Haushaltsplan 2020 und 2021 noch keine Ziele, 

Leistungsmengen und Kennzahlen festgeschrieben.“ 

Nach Auskunft der Verwaltung vom 27.04.2021 und vom 29.11.2021 war die Entwicklung von 

Zielen und Kennzahlen für das Haushaltsjahr 2022 angestrebt.  

In den Haushaltsplänen für die Jahre 2022 bis 2026 sind allein für das Produkt „26.3.01 

Musikschulen“ statistische Kennzahlen ausgewiesen.  

 Sonstige Angaben (§ 48 Absatz 5 GemHVO-Doppik) 

9.4.1 Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden und Ausübung von Wahlrechten  

 Ausübung von Wahlrechten 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 wird ausschließlich der Verzicht der 

Bildung von Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub und nicht abgegoltene 

Überstunden (§ 35 Absatz 2 Nr. 1 GemHVO-Doppik) und von Rückstellungen für Kosten der 

internen Jahresabschlusserstellung und Jahresabschlussprüfung (§ 35 Absatz 2 Nr. 2 

GemHVO-Doppik) genannt. 

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet wiederholt, dass im Anhang zum 

Doppeljahresabschluss 2020/2021 entgegen der Bestimmungen der 

Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik Erläuterungen über Abweichungen von den bisher 

angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (§ 48 Absatz 5 Nummer 1 GemHVO-

Doppik) und notwendige Angaben über die Ausübung von Wahlrechten in Bezug auf die 

Erfassung und die Bewertung und ihre Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage (§ 48 Absatz 5 Nummer 2 GemHVO-Doppik) nicht ausreichend vorhanden sind. 

 Abweichende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (Fehlender Ausweis von Roh-, 

Hilfs- und Betriebsstoffen) 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 erfolgt keine Erläuterung zu der im Jahr 

2020 durchgeführten Ausbuchung des Lagerbestands von Steinen und Streusalz in Höhe von 

79 TEUR.   

Hierzu wird auf die Prüfungsfeststellungen in diesem Bericht unter Punkt 4.1.2.2 verwiesen.  

Hinweise des Rechnungsprüfungsamtes zum Wahlrecht zur Bilanzierung für 

abnutzbaren bewegliche Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 

Bereits im Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2019 wurde auf Folgendes hingewiesen:  
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„Nach § 34 Absatz 5 GemHVO-Doppik können abnutzbare bewegliche 

Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, deren Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten im Einzelnen wertmäßig den Betrag von 1.000,00 Euro ohne 

Umsatzsteuer nicht überschreiten, im Jahr ihrer Anschaffung oder Herstellung voll 

abgeschrieben und in Abgang gestellt werden.  

Die Ausübung dieses Wahlrechts soll grundsätzlich der Vereinfachung dienen.  

Es ist jedoch zu beachten, dass damit der Ausweis des Aufwands für Abschreibungen über 

die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer nicht mehr periodengerecht erfolgt. Daher bedarf es 

diesbezüglich sachgerechter Überlegungen, die unter Berücksichtigung der fachlichen 

Erfordernisse für Gebühren- und Entgeltkalkulationen und Kostenrechnungen sowie für die 

Abrechnung des Schullastenausgleichs und gegebenenfalls geschlossener vertraglicher 

Vereinbarungen (z.B. Schulträgerschaft) erfolgen. Darüber hinaus sind die bilanziellen 

Auswirkungen in Bezug auf die Entwicklung der Ergebnisrechnung zu berücksichtigen. 

Zu beachten ist auch, dass im Anwendungsbereich des Steuerrechts abweichende Wert- 

grenzen und Bilanzierungsregelungen (§ 6 Absatz 2 und 2a Einkommensteuergesetz (EStG): 

250,00 EUR und 800,00 EUR sowie für Sammelposten bis zu 1.000,00 EUR) bestehen.  

Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt eine an die Informationsinteressen und 

Praktikabilitätserwägungen der Gemeinde und der Verwaltung angepasste differenzierte 

Anwendung des Wahlrechts durch Vorgabe verschiedener Wertgrenzen (bis zu 

1.000,00 EUR). 

Die Ausübung des Wahlrechts sollte sowohl sachbezogen (z.B. hoheitlicher Bereich; Betriebe 

gewerblicher Art) auch wirtschaftsgutbezogen (z.B. Schulausstattung; Erstausstattung bei der 

Schaffung oder Erweiterung von Einrichtungen) erfolgen. 

Es ist erforderlich, in der Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie mit klaren Festlegungen zu 

dokumentieren, wie das Wahlrecht für welchen Bereich bzw. Vermögensgegenstand 

anzuwenden ist. 

Ergänzend wird auf die Ausführungen im Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2018 

verwiesen.“ 

Seitens der Verwaltung sind bis zum Tag der Berichterstattung keine diesbezüglichen 

Aktivitäten unternommen worden. 

9.4.2 Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde 

Verbindlichkeiten und sonstige Haftungsverhältnisse (§ 48 Absatz 5 Nr. 5 

GemHVO-Doppik) 

Nach § 48 Absatz 5 Nummer 5 GemHVO-Doppik sind im Anhang Haftungsverhältnisse aus 

der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten sowie weitere Sachverhalte oder 

sonstige Haftungsverhältnisse, die nicht in der Bilanz auszuweisen sind und aus denen sich 

finanzielle Verpflichtungen ergeben können, anzugeben und zu erläutern, soweit diese unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für die Darstellung der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde nicht von untergeordneter Bedeutung 

sind.  

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 erfolgen ab Seite 147 Erläuterungen zu 

verschiedenen Sachverhalten. 
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 Verpflichtungen aus Leasingverträgen und kreditähnlichen Rechtsgeschäften 

In Bezug auf bestehende Leasingverträge für Fahrzeuge wird für das Jahr 2020 ein Betrag 

von 99.291,30 EUR (20 Fahrzeuge) und für das Jahr 2021 ein Betrag von 138.154,58 EUR 

(31 Fahrzeuge) ausgewiesen.  

Bei den genannten Werten handelt es sich um die im jeweiligen Haushaltsjahr angefallenen 

Aufwendungen.  

Anzugeben ist stattdessen der Gesamtbetrag der durch die Leasingverträge bestehenden 

finanziellen Verpflichtungen, d. h. der Betrag der Auszahlungen in zukünftigen 

Haushaltsjahren.  

 Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 

und Bürgschaften – Kreditbürgschaften und Zuwendungsbürgschaften  

Im Anhang wird auf Seite 148 Folgendes ausgeführt: „Die am Bilanzstichtag für 2020 und 2021 

bestehenden Haftungsverhältnisse sind in der Anlage 7 des Anhangs aufgeführt. Es bestehen 

Kreditbürgschaften gegenüber zwei Unternehmen und zwei Zuwendungsbürgschaften mit 

einer verbürgten Restschuld per 31.12.2021 i. H. v. 2.707.914,36 EUR.“ 

Die im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 dargestellten Haftungsverhältnisse 

wurden mit den Angaben in der Anlage 7 des Anhangs (Seite 197) abgeglichen. Die Anlage 7 

enthält Angaben zu Kreditbürgschaften und Zuwendungsbürgschaften.  

Die Prüfung ergab folgende Feststellungen:  

a) Kreditbürgschaften  

Bei den Kreditbürgschaften wurden Abweichungen zwischen den ausgewiesenen 

Einzelbeträgen und den jeweiligen Zwischensummen der Kreditbürgschaften festgestellt. 

Die Angaben sind insoweit rechnerisch nicht schlüssig.  Die Abweichungen werden in der 

nachfolgenden Tabelle dargestellt.  

  Anlage 7 (2021) 
Prüfung 

rechnerische Summe 
Abweichung 

Bürgschaftssumme lt. Beschluss der 
Bürgerschaft 

 61.266.133,00 € 40.151.239,00 € -21.114.894,00 € 

Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde 

 44.751.290,00 € 28.064.914,00 € -16.686.376,00 € 

verbürgte Kreditaufnahme bzw. 
Zuwendung 

 35.956.687,00 € 20.692.725,00 € -15.263.962,00 € 

b) Zuwendungsbürgschaften 

Die Angaben zu den beiden Zuwendungsbürgschaften sind hinsichtlich der 

ausgewiesenen Einzelbeträge und der Zwischensumme rechnerisch schlüssig. Die 

verbürgte Restschuld zum 31.12.2021 beträgt insgesamt 426.661,00 EUR  

c) Gesamtsumme Bürgschaften  

Bei der Gesamtsumme der Bürgschaften wurden Abweichungen zwischen den in Anlage 

7 ausgewiesenen Gesamtbeträgen und den rechnerischen Summen der Einzelbeträge 

festgestellt. Die Abweichungen stellen sich wie folgt dar: 
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  Anlage 7 (2021) 
Prüfung 

rechnerische Summe 
Abweichung 

Bürgschaftssumme lt. Beschluss der 
Bürgerschaft 

 63.942.794,00 € 40.577.900,00 € -23.364.894,00 € 

Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde 

 47.427.951,00 € 28.491.575,00 € -18.936.376,00 € 

verbürgte Kreditaufnahme bzw. 
Zuwendung 

 36.383.348,00 €   21.119.386,00 € -15.263.962,00 € 

d) Abstimmung mit dem Anhang  

Die Angaben zur verbürgten Restschuld im Anhang stimmen nicht mit den Angaben in der 

Anlage 7 überein. Während in Anlage 7 zum 31.12.2021 eine verbürgte Restschuld von 

insgesamt 731.883,20 EUR ausgewiesen wird, enthält der Anhang einen Betrag von 

2.707.914,36 EUR. Es ergibt sich somit eine nicht erklärte Abweichung von 

1.976.031,16 EUR.  

Die Angaben zu den Haftungsverhältnissen sind damit im Anhang und in der Anlage 7 

nicht schlüssig aufeinander abgestimmt.  

Die Verwaltung hat die Angaben zu den Bürgschaften in der Anlage 7 und im Anhang auf ihre 

rechnerische und inhaltliche Richtigkeit zu überprüfen, die festgestellten Abweichungen zu 

klären und die Angaben entsprechend zu berichtigen und aufeinander abzustimmen.  

 Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 

und Bürgschaften – Ausfallbürgschaften 

Im Anhang wird auf Seite 148 Folgendes ausgeführt: „Des Weiteren bestehen 

Ausfallbürgschaften, welche als sonstige Rückstellung für bilanzielle Verpflichtungen bilanziert 

wurden (siehe Bilanzposten 3.3 Sonstige Rückstellungen). Gegenüber dem Stand per 

31.12.2021 in Höhe von 51.666,37 EUR ergaben sich im Haushaltsjahr 2020 und 2021 keine 

Veränderungen.“ 

Diese Aussage ist nicht zutreffend und gibt nicht den tatsächlichen Sachstand wieder. 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass zum 31.12.2019 bestehende Rückstellungen 

für Ausfallbürgschaften für Mietkautionen in Höhe von 51.666,37 EUR ertragswirksam 

ausgebucht wurden, ohne dass der Wegfall der entsprechenden Verpflichtungen belegt ist. 

Ausführungen hierzu erfolgen in diesem Bericht unter Punkt 4.2.3.6 (Rückstellungen für 

Ausfallbürgschaften).    

9.4.3 Erträge und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder 

außergewöhnlicher Bedeutung (§ 48 Absatz 5 GemHVO-Doppik) 

Nach § 48 Absatz 5 Nummer 8 GemHVO-Doppik ist im Anhang jeweils der Betrag und die Art 

der einzelnen Erträge und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder 

außergewöhnlicher Größenordnung anzugeben und zu erläutern. 

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 wird auf Seite 149 darauf hingewiesen, 

dass die Hansestadt Stralsund die gemäß der Konsolidierungsvereinbarung noch 

ausstehenden Abschlagszahlungen für das vorläufige Erreichen der Teilziele bis 2017 erhalten 

hat.  

Im Jahr 2020 wurden 664,8 TEUR und im Jahr 2021 wurden 480,0 TEUR vereinnahmt. 
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Weitere Erträge und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder 

außergewöhnlicher Bedeutung wurden nicht benannt. 

Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet die unvollständigen Ausführungen und weist darauf 

hin, dass mindestens folgende Sachverhalte anzugeben und zu erläutern waren:  

 Kompensationsleistungen des Bundes und des Landes zum Ausgleich COVID-19-

bedingter finanzieller Belastungen 

In Folge der Corona-Pandemie erhielt die Hansestadt Stralsund im Jahr 2020 eine Zahlung in 

Höhe von 3.728 TEUR aus Mitteln des Bundes und des Landes als Pauschaler Ausgleich der 

Gewerbesteuermindereinnahmen 2020 nach § 36 FAG M-V.  

Im Jahr 2021 erfolgte aus Mitteln des Landes eine weitere Kompensationszahlung in Höhe 

von 2.019 TEUR nach § 37 FAG M-V in Verbindung mit der Verordnung über den pauschalen 

Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden im Jahr 2021.  

Gewerbesteuerausfälle in der Größenordnung der Kompensationszahlungen waren seitens 

der Hansestadt Stralsund nicht zu verzeichnen. 

 Ausgleichsleistung an die Gemeinde Kramerhof gemäß Gebietsänderungsvertrag  

Zum 01.01.2020 wurde der am 07.11.2019 von der Hansestadt Stralsund und am 19.11.2019 

von der Gemeinde Kramerhof beschlossene Gebietsänderungsvertrag zur Umgemeindung 

von Teilflächen der Gemeinde Kramerhof in das Hoheitsgebiet der Hansestadt Stralsund 

wirksam. Zum Ausgleich des Gebietsverlusts und der entfallenen Einnahmen durch die 

Neuzuordnung des Hansedoms ist eine Ausgleichsleistung der Hansestadt Stralsund an die 

Gemeinde Kramerhof in Höhe von 2.500 TEUR vertraglich vereinbart, welche in vier Beträgen 

von jeweils 625 TEUR in den Jahren 2020 bis 2023 fällig war. 

Die entsprechenden Auszahlungen erfolgten in den Jahren 2020 und 2021 in Höhe von jeweils 

625 TEUR. Der Ausweis der Verbindlichkeit erfolgt zum 31.12.2020 mit 1.875 TEUR und zum 

31.12.2021 mit 1.250 TEUR unter den Verbindlichkeiten aus Transferleistungen gegenüber 

dem öffentlichen Bereich. 

 Annahme eines Vergleiches mit Zahlungsverpflichtung und Inanspruchnahme 

Rückstellung Nassbaggerung 

Durch Annahme des am 16.04.2021 beim OLG Rostock zum Az. 7 U 5/21 geschlossenen 

Widerrufsvergleichs durch die Bürgerschaft (Beschluss-Nr. 2021-VII-04-0528) am 20.05.2021 

ist ein seit 1998 andauernder Rechtsstreit um Rest- bzw. Schlusszahlungen aus dem in den 

Jahren 1994 und 1995 durchgeführten Bauvorhaben „Vertiefung des Hafenaquatoriums vor 

der Volkswerft“ beendet worden. 

Im Rahmen des Vergleiches war die Hansestadt Stralsund verpflichtet, an die Gegenseite 

einen Gesamtbetrag von 1.500 TEUR zu zahlen. Die Auszahlung wurde fristgerecht zum 

30.06.2021 realisiert. 

Zur Reduzierung der außergewöhnlichen finanziellen Belastung wurde seitens der Verwaltung 

eine Sonderbedarfszuweisung nach § 25 FAG M-V beantragt, welche mit Bescheid vom 

20.02.2023 in Höhe von 1.350 TEUR bewilligt wurde. 

Die Hansestadt Stralsund hat für diesen Sachverhalt in der Eröffnungsbilanz 2011 eine 

Rückstellung für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren in Höhe 
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5.370 TEUR eingestellt, welche durch jährliche Zuführungen bis zum Jahresabschluss 2015 

auf 6.999 TEUR erhöht wurde. Im Rahmen der im Jahr 2021 erfolgten Aufstellung des 

Jahresabschlusses 2016 war festzustellen, dass für das Verfahren ein Rückstellungsbetrag in 

Höhe von 1.521 TEUR ausreichend ist. Dementsprechend wurde die gebildete Rückstellung 

anteilig in Höhe von 5.471 TEUR aufgelöst. Dieser Betrag wurde in der Ergebnisrechnung 

2016 als sonstiger Ertrag ausgewiesen. 

Durch Inanspruchnahme des bis zum 31.12.2020 in Höhe von 1.521 TEUR ausgewiesenen 

Rückstellungsbetrags erfolgte keine Belastung für die Ergebnisrechnung des Jahres 2021. 

9.4.4 Derivative Finanzinstrumente (§ 48 Absatz 5 Nr. 9 GemHVO-Doppik) 

Gemäß § 48 Absatz 5 Nr. 9 GemHVO-Doppik sind unter anderem Art und Umfang  

bestehender Derivate im Anhang anzugeben und zu erläutern. 

Im Anhang (Seite 150) wird folgendes angegeben: „Derivative Finanzinstrumente bestehen 

zum Bilanzstichtag nicht. Die langfristig anhaltende Niedrigzinsphase machte es nicht 

erforderlich neue Vereinbarungen zur Zinssicherung von Investitionsdarlehen abzuschließen. 

Das mit Beschluss der Bürgerschaft vom Oktober 2005 eingeführte aktive Zins- und 

Schuldenmanagement wird gleichwohl fortgesetzt.“  

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine abweichenden Erkenntnisse ergeben.  

Gegenüber der Bürgerschaft erfolgte seitens der Verwaltung für die Jahre 2020 und 2021 

keine Berichterstattung zum Zins- und Schuldenmanagement der Hansestadt Stralsund. 

Hierzu wird auf die Ausführungen unter Punkt 4.2.3 verwiesen. 

9.4.5 Ausgleich von Kostenunterdeckungen (§ 39 Absatz 2 GemHVO-Doppik) 

Gemäß § 39 Absatz 2 GemHVO-Doppik sind Kostenunterdeckungen, die ausgeglichen 

werden sollen, im Anhang anzugeben.  

Im Anhang zum Doppeljahresabschluss 2020/2021 (Seite 150) wird ausgeführt, dass 

Jahresergebnis 2020/2021 für die Straßenreinigung gemäß Gebührenkalkulation eine 

Unterdeckung in der Sommerreinigung in Höhe von 27.691,59 EUR vorliegt und diese bis zur 

Anpassung der Satzung bestehen bleibt. 

Das Rechnungsprüfungsamt weist darauf hin, dass die genannte Unterdeckung bereits mit der 

Dritten Satzung zur Änderung der Satzung der Hansestadt Stralsund über die Erhebung von 

Straßenreinigungsgebühren (Sitzung der Bürgerschaft am 12.12.2024, Beschluss 2022-VII-

12-1024) für den Kalkulationszeitraum: 2023 - 2024 berücksichtigt wurde: „Für den 

Kalkulationszeitraum 2020 - 2021 ergibt sich eine Unterdeckung der Sommerreinigung von          

-27.691,59 Euro (…), die gebührenerhöhend und eine Überdeckung im Winterdienst von 

22.549,82 Euro, die gebührenmindernd eingestellt wird.“ 

Diese Informationslage lag bei der Erstellung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 vor 

und hätte entsprechend Berücksichtigung finden müssen. 

Ergänzend ist festzustellen, dass im Anhang zum Jahresabschluss 2019 angegeben wurde, 

dass das Jahresergebnis 2019 für die Straßenreinigung gemäß Gebührenkalkulation des 

Jahres 2022 eine Unterdeckung bei der Sommerreinigung in Höhe von 43.371,55 EUR zeigt. 

Diese Gebührenunterdeckung wurde nicht in die Gebührenkalkulation und den 

Satzungsbeschluss für 2022/2023 einbezogen, so dass die Kosten nicht durch die 
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Gebührenpflichtigen getragen wurden. Gemäß § 6 Absatz 2d Kommunalabgabengesetz sollen 

Kostenunterdeckungen am Ende eines Kalkulationszeitraums innerhalb von drei Jahren nach 

Ende des abgeschlossenen Kalkulationszeitraums ausgeglichen werden.  

Da die Berücksichtigung der Unterdeckung bei der Sommerreinigung in Höhe von 

43.371,55 EUR in der Straßenreinigungsgebührensatzung für die Jahre 2022/2023 nicht 

erfolgte, obwohl ein Ausschlussgrund nicht vorlag, ist dies als Verstoß gegen die Grundsätze 

der Erzielung von Erträgen und Einzahlungen (§ 44 KV M-V), im Speziellen als Verstoß gegen 

das Kostendeckungsgebot zu werten.     

 Korrektur der Eröffnungsbilanz 

Im Doppeljahresabschluss 2020/2021 sind Korrekturen der Eröffnungsbilanz nach § 53a 

Absatz 2 GemHVO-Doppik (vorher § 12 KomDoppikEG M-V) ausgewiesen, die 

ergebnisneutral mit der Allgemeinen Kapitalrücklage zu verrechnen sind. Die Berichtigung 

führte insgesamt zu einer Erhöhung der Allgemeinen Kapitalrücklage um 11 TEUR. 

Nach § 53a Absatz 3 GemHVO-Doppik sind Wertberichtigungen und Wertnachholungen im 

Anhang zum Jahresabschluss gesondert anzugeben. Die entsprechenden Informationen 

erfolgen im Anhang zum Jahresabschluss auf Seite 54. Ergänzend erfolgt ab Seite 227 eine 

Übersicht der im Jahresabschluss 2021 erfolgten Korrekturen zur Eröffnungsbilanz sowie die 

Fortschreibung der Eröffnungsbilanz mit den Korrekturen aus den Jahresabschlüssen 2011 

bis 2019 (Anlage 11). 
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10 Bestätigungsvermerk  

 

Eingeschränkter Bestätigungsvermerk 

 

Gemäß § 1 Absatz 4 Satz 1 KPG M-V obliegt die örtliche Prüfung dem 

Rechnungsprüfungsausschuss der Hansestadt Stralsund. Er hat sich des 

Rechnungsprüfungsamtes zu bedienen, welches gemäß § 1 Absatz 3 Satz 1 KPG M-V 

einzurichten ist. Die örtliche Prüfung umfasst gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 1, 3 bis 5 und 8 KPG M-

V auch die Prüfung des Jahresabschlusses, der Anlagen zum Jahresabschluss sowie die 

Einhaltung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Aufgrund dieser rechtlichen 

Bestimmung hat das Rechnungsprüfungsamt den Jahresabschluss - bestehend aus der 

Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, der Übersicht über die Teilrechnungen, der Bilanz, 

dem Anhang sowie den Anlagen zum Jahresabschluss - unter Einbeziehung des 

Rechnungswesens der 

Hansestadt Stralsund 

für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie                             

für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

 

Der Jahresabschluss sowie die Anlagen zum Jahresabschluss gemäß § 60 KV M-V und der 

§§ 24 bis 53 GemHVO-Doppik wurden von der Verwaltung unter der Gesamtverantwortung 

des Oberbürgermeisters erstellt.  

Aufgabe des Rechnungsprüfungsamtes war es, auf der Grundlage der durchgeführten Prüfung 

eine Beurteilung über den Jahresabschluss sowie die Anlagen zum Jahresabschluss unter 

Einbeziehung des Rechnungswesens abzugeben. Das Rechnungsprüfungsamt hat die 

Jahresabschlussprüfung unter Beachtung des § 3a KPG M-V vorgenommen. Die Prüfung 

wurde so geplant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die 

Darstellung des durch den Jahresabschluss und die Anlagen zum Jahresabschluss unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 

erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über das wirtschaftliche 

und rechtliche Umfeld der Hansestadt Stralsund sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 

berücksichtigt. 

Die Wirksamkeit des auf die Rechnungslegung bezogenen internen Kontrollsystems war nicht 

Gegenstand der Prüfung. Es wird auf die Feststellungen aus vorhergehenden Prüfungen 

verwiesen.  

Im Rahmen der Prüfung wurden Nachweise für die Angaben im Rechnungswesen, im 

Jahresabschluss, im Anhang und in den Anlagen zum Anhang überwiegend auf der Basis von 

Plausibilitätsprüfungen und Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasste die Beurteilung der 

angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Verwaltung 

der Hansestadt Stralsund sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 

Jahresabschlusses, des Anhangs und der Anlagen zum Anhang. Das Rechnungsprüfungsamt 
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ist der Auffassung, dass die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für die gegebene 

Beurteilung bildet. 

 

Nachfolgend bezeichnete wesentliche Prüfungsfeststellungen führten zur Einschränkung des 

Bestätigungsvermerks: 

1. Der Doppeljahresabschluss 2020/2021 ist nicht fristgerecht gemäß § 60 Absatz 4 KV M-V 

aufgestellt. 

2. Zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens besteht die Pflicht zum 

Erlass von Dienstanweisungen zur Organisation des Rechnungswesens. Durch das 

Fehlen der entsprechenden Dienstanweisungen ist die Wirksamkeit eines 

rechnungsbezogenen internen Kontrollsystems für den Berichtszeitraum nicht gegeben. 

3. Es liegen Verstöße gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vor, die in ihrer 

Gesamtheit wesentlich sind.  

4. Der sachgerechte Ausweis sowie die Vollständigkeit der Bilanz sind für das 

Sachanlagevermögen nicht mit hinreichender Sicherheit gegeben. 

Für das Sachanlagevermögen sind seit der Eröffnungsbilanz entgegen 

§ 30 Absatz 1 GemHVO-Doppik keine Inventuren durchgeführt. Der Ansatz und die 

Bewertung des Sachanlagevermögens sind somit nicht hinreichend nachgewiesen.  

Unter den Anlagen im Bau werden Baumaßnahmen ausgewiesen, für die eine Aktivierung 

oder Umbuchung in den Aufwand bereits in vorhergehenden Rechnungsperioden 

erforderlich war. In der Folge sind anfallende Aufwendungen für Abschreibungen in der 

Ergebnisrechnung und im Eigenkapital nicht berücksichtigt.  

Es ist nicht auszuschließen, dass Änderungen insbesondere am Ansatz und der 

Bewertung des Sachanlagevermögens, des Jahresergebnisses sowie des Eigenkapitals 

hätten vorgenommen werden müssen. 

5. Der sachgerechte Ausweis sowie die Vollständigkeit der Bilanz sind für die Forderungen 

nicht mit hinreichender Sicherheit gegeben. Es werden Forderungen ausgewiesen, für die 

der Zahlungsanspruch erst in Folgejahren entsteht. Darüber hinaus sind vor dem 

Berichtszeitraum entstandene Forderungen weiterhin nicht bilanziert. 

6. Der sachgerechte Ausweis sowie die Vollständigkeit der Bilanz sind für die Rückstellungen 

nicht mit hinreichender Sicherheit gegeben. Es ist nicht auszuschließen, dass der als 

Rückstellung für die Rekultivierung und Nachsorge kommunaler Deponien ausgewiesene 

Betrag zu gering angesetzt ist. Für sonstige Rückstellungen bieten die vorgelegten 

Dokumentationen und gemachten Angaben keine hinreichende Sicherheit über die 

Angemessenheit der Einschätzung des Sachverhalts und den damit verbundenen 

Erfordernissen zur Bildung von Rückstellungen. Daher kann nicht ausgeschlossen werden, 

dass Änderungen insbesondere am Ansatz von Rückstellungen, des Jahresergebnisses 

sowie des Eigenkapitals hätten vorgenommen werden müssen. 

7. Der sachgerechte Ausweis sowie die Vollständigkeit der Bilanz sind für die 

Verbindlichkeiten nicht mit hinreichender Sicherheit gegeben. Es werden Verbindlichkeiten 

ausgewiesen, ohne dass zum Bilanzstichtag eine entsprechende Zahlungsverpflichtung 

besteht.  
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8. Die Erstellung des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 erfolgte ohne Vorlage der

Jahresabschlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen für die Haushaltsjahre 2020 und

2021 ausschließlich aufgrund von Überleitungsrechnungen.

9. Der Anhang entspricht nicht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften.

Bestimmte Angaben, die nach 8 60 Absatz 1 Satz 3 KV M-V in Verbindung mit 88 32, 34,

44, 45, 47 und 48 GemHVO-Doppik erforderlich sind, wurden unvollständig bzw. fehlerhaft

dargestellt. Diese Abweichungen wirken sich nicht auf die in der Bilanz, der

Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung ausgewiesenen Beträge aus, führen jedoch

dazu, dass der Jahresabschluss insgesamt nicht in allen wesentlichen Belangen den

gesetzlichen Vorschriften entspricht.

10. Der sachgerechte Ausweis und die vollständige Nachvollziehbarkeit der durchlaufenden

Gelder und ungeklärten Zahlungsvorgänge zum 31.12.2021 in Höhe von 967 TEUR sind

nicht mit hinreichender Sicherheit gegeben. Die Zusammensetzung des Bestandes konnte

nicht vollständig nachvollzogen werden.

Damit ist für die „Übersicht über die Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der

liquiden Mittel und Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit", die dem Nachweis des

vollständigen Haushaltsausgleiches in der Finanzrechnung dient, ein Korrekturbedarf nicht

auszuschließen.

Eine Umsetzung der Beanstandungen aus der Prüfung der Eröffnungsbilanz sowie aus den

Jahresabschlüssen 2011 bis 2019 erfolgte nicht in vollem Umfang. Da die Mängel zum Teil in

den Haushaltsjahren 2020 und 2021 fortbestanden, fanden die Sachverhalte teilweise erneut

ihre Ausweisung in den Beanstandungen.

Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes enthält darüber hinaus weitere

Beanstandungen. Die Verwaltung hat zugesichert, dass die Beanstandungen aus der Prüfung

des Doppeljahresabschlusses 2020/2021 zeitnah ausgeräumt und künftig beachtet werden.

Nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entsprechen der Jahresabschluss und

die den Jahresabschluss erläuternden Anlagen mit den genannten Einschränkungen im

Wesentlichen den Vorschriften des $ 60 KV M-V, der 88 24 bis 48 und der 88 50 bis 53a der

GemHVO-Doppik sowie den sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen

Bestimmungen und vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung im Wesentlichen ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Hansestadt Stralsund.

——

Stralsund, den 23.09.2026 Tilo Troyke

Leiter des Rechnungsprüfungsamtes

der Hansestadt Stralsund

Schlussbestimmungen:

Eine Verwendung dieses Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts bedarf der vorherigen

Zustimmung des Rechnungsprüfungsamtes. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses

und/oder der Anlagen zum Jahresabschluss in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es

zuvor einer erneuten Stellungnahme des Rechnungsprüfungsamtes, sofern hierbei dieser Vermerk zitiert oder auf

die Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes hingewiesen wird.
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